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Anſtatt des Vorwort? 
ein Brief 
an Profeflor Dr. Franz Lieber in New-York. 


Mein lieber Freund! 


„Endlich bin ich wieder da”, und dieß Mal nicht in der Geftalt 
des Meerihaums*), jondern in der ernfteren eines völferrectlichen Recht3- 
buchs, deſſen Namengebung und Einführung in die Welt ih Sie bitte, 
als Pathe beizuftehn. Ihr glüdlicher Gedanke, der amerifanifchen Armee 
ein kurz gefaßtes Kriegsrecht als Inſtruction ind Feld mitzugeben, und 


*) Diefe Anfpielung wird burch folgende Stelle eines Briefes erklärt, ben 
Profeffor Lieber am 23. Auguft 1867 an Bluntſchli gefchrieben Hatte: „Geftern 
wurde ich brollig und doch nicht unangenehm an Sie erinnert. Einer meiner Söhne. 
ift in Neu: Mexiko ftationirt, volle 2500 Meilen von bier, ich meine englifche Meilen. 
Sn einem Briefe, ben ich geftern erhielt, find bie Worte: „Endlich ift Bluntſchli 
wieber ba”. Bluntſchli? jagen Sie. Ach habe bie Gewohnheit allen Gegenftänden 
in Gebraud Namen zu geben, und fo haben auch bie Fleinen Meerjchaumpfeifen, 
bie ich mitunter rauche, ihre Namen. Eine heißt Sadowa; eine andere nannte ich 
nah Ihnen. Sch gab fie meinem Sohn beim Abjchiede, und fie war auf bem langen, 
ſchwierigen und gefährlichen Marſche abhanden gekommen. Endlich aber, wie Sie 
ſehen, tft Bluntſchli wieder aufgetaucht in jenen fernen wilden Bergen Neu⸗Merikos. 
Mein Sohn ift ungefähr 450 engliſche Meilen von Santa e”. 
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mit den Mahnungen des Recht? die wilden Leidenſchaften des Kriegs 
möglichft zu zähmen, hat mich zuerft zu dem Vorſatze angeregt, die Grund» 
züge des modernen Völkerrechts in Yorm eine Rechtsbuchs darzuftellen 
und Ihre Briefe haben mich ermuthigt, dieſes Wagnik durchzuführen. 
Ihre Kriegsartifel haben durch die Autorität des Präfidenten Lincoln 
eine amtliche Verftärfung erhalten, welche mein Rechtsbuch völlig entbehren 
muß. Dasſelbe Tann nur infofern Autorität gewinnen, als die heutige 
civilifirte Welt in ihm einen zeitgemäßen und wahren Ausdrud ihres 
Rechtsbewußtſeins erkennt, und die Macht auf die öffentliche Meinung achtet. 
Meines Erachtens ift die neuere Rechtswiſſenſchaft in einer Beziehung 
hinter den Fortſchritten der Rechtspraxis zurüdgeblieben. Sie hat ihre 
Blicke zu lange an der Vergangenheit haften laffen und darüber die Be— 
wegung des Leben? nach der Zukunft Hin aus dem Gefichte verloren. 
Die Wahrheit, daß da8 gegenwärtige Recht ein gewordene: und 
daher wejentlih aus der Vergangenheit zu erklären ift, bedarf der Ergän- 
zung durch die andere Wahrheit, daß das gegenwärtige Recht zugleich ein 
werdendes und berufen ift, da3 fortichreitende Leben der Menjchheit zu 
begleiten. Viele unferer rechtögelehrten Gollegen können fich nicht losmachen 
bon der hergebrachten Borftellung, daß das Recht ein unveränderliches 
ftarres Syſtem fefter äußerer Geſetze fei, melde das menſchliche Thun 
befchränfen. Sie denken fi) das Recht, wie eine Mauer und wie Spaliere, 
an welchen der Gärtner die rankenden Pflanzen anbindet, wie ein Meffer, 
womit er die geilen Triebe mwegjchneidet. Nur ſchwer ringt fich die Wiffen- 
haft zu dem tieferen Verſtündniß durch, daß das Recht eine Lebendige 
Ordnung in der Menſchheit, nicht eine todte außer der Menjchheit 
fei, daß nur das lebendige und nit das todte Recht befähigt 
fei, mit den Völkern zu leben und fortzufchreiten. Am wenigſten paßt 
jener falſche Gedanke eines an fich todten Rechts zu einer Darftellung des 
Völkerrechts, das überall noch nicht zu feſtem Abſchluß gefommen, fondern 
noch in mächtiger unaufhaltfamer Bewegung begriffen if. Das Recht 
des natürliden Wahsthums der Völker und Staten, das 
Recht der Entwidlung der Menfchheit, das Recht des fort- 
Ihreitenden. Lebens muß von der Wiſſenſchaft unzmweideutiger und 
entjchiedener al3 bisher anerfannt und vertreten werden, wenn dieſelbe ihre 
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hohe fittliche und geiſtige Miſſion erfüllen ſoll, ihre leuchtende Fackel auf 
den Wegen der Menjchheit voran zu tragen. 

Die Rechtswiſſenſchaft darf daher meines Erachtens nicht bloß bie 
ſchon in frühern Zeiten zur Geltung gelangten Rechtsſätze protofolliren, 
fondern ſoll aud) bie in der Gegenwart wirkſame Rechtsüberzeugung neu 
ausfprechen und durch diefe Ausfpradde ihr Anerkennung und Geltung ver- 
ſchaffen Helfen. Je empfindlicher der Mangel gefeßgeberifcher Organe ift, 
welche für die Fortbildung des Völkerrechts forgen, um jo weniger darf 
fi die Wiſſenſchaft diefer Aufgabe entziehn. 

Freilich muß fie fih auch davor hüten, der Zukunft borzugreifen. 
Sie darf nicht unreife Ideen als wirkliche Rechtsſätze und jelbft dann nicht 
verkünden, wenn fie ihre Verwirklichung in der Zukunft Har vorherficht. 
Das Recht als ein lebendiges iſt immer ein gegenwärtiges und 
unterfcheidet ſich dadurch ſowohl von dem Rechte der Bergangenheit, das 
nicht mehr ift als von dem Rechte der Zukunft, das nod nicht ifl. 
Vergangenheit und Zukunft leben beide nur infofern, als fie ſich in der 
Gegenwart begegnen und fruchtbar verbinden. 

In diefer Gefinnung Habe ich, mein verehrter Freund, meine Arbeit 
aufgefaßt. Die großen Creigniffe des vorigen Jahrs, denen auch Sie mit 
fo lebhafter Theilnahme gefolgt find, haben mich in diefer Heberzeugung 
beſtärkt. Wir haben 'es damals in Deutjchland erlebt, daß man im Namen 
eines veralteten und lebensunfähigen Bundesrecht3 die naturnothiwendige 
Entwidlung der deutſchen Nation zu einem politifchen Volke mit aller 
Gewalt Hat verhindern wollen. Allzu lange haben wir unter dem Mib- 
brauch des Rechts zur Ertödtung des Lebens gelitten. Nachdem endlich, 
Gott fei Dank, jene falfche Autorität des todten Recht? durch die Preu- 
Biichen Siege geftürst und für die Neugeftaltung Deutjchlandg freie Be— 
wegung erftritten worben ift, darf auch die deutſche Wiſſenſchaft es nicht 
länger verſäumen, das Recht der Entwidlung wie der Völker jo. der 
Menschheit offen zu vertreten. 

Nah Ihrem Wunfche habe ich auch für eine franzöſiſche Ueberſetzung 
dieſes Werks geforgt. Diefelbe wird in Bälde ebenfalls im Drud erſcheinen. 
Wenn fih das Buch, das den andern trefflichen Darftellungen des Böller- 
rechts keine Concurrenz machen, ſondern biefelben durch den neuen Verſuch 
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einer gejehähnlichen Formulirung ergänzen will, ich als brauchbar erweiſen 
wird, jo wird wohl aud eine Veberfegung in engliiher Sprache nicht 
ausbleiben. 

So möge denn das Buch feinem freundlichen Pathen keine Schande 
machen, wenn es in die raube Luft des öffentlichen Lebens eintritt. 


Heidelberg, im September 1867. 
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Einleitung. 


Die Bedeutung und die Sortfchritte des modernen Völkerrechts. 


Grundlage des Völkerrechts. 


— — — 


Wo immer Menſchen mit Menſchen verkehren und dauernde Be— 
ziehungen anknüpfen, da regen ſich in ihnen das Rechtsgefühl und der 
Rechtsſinn und verlangen eine gewiſſe Ordnung der nothwendigen Ber- 
hältniſſe und eine wechjelleitige Achtung der daraus entjpringenden Rechte. 
Beide Eigenfchaften der menjchlihen Seele, das Rechtögefühl und der 
Rechtsſinn, find jelbit unter barbariichen Stämmen deutlih wahrzunehmen, - 
aber nur bei ciwilifirten Völkern gelangen fie zu voller Ausbildung des 
Bewußtſeins und mit Hülfe öffentlicher Inſtitutionen zu geficherter Wirk- 
jamfeit. Sie können wohl gedrüdt, aber nie ganz unterdrüdt, wohl miß- 
leitet, aber nicht zerftört werden. Immer wieder erheben fie fi), wenn 
der Drud nachläßt, und befinnen fie fi, wenn die verwirrende Leiden⸗ 
haft erliſcht. Der Rechtsſinn ift ohne Zweifel ftärfer in den Männern 
als in den Frauen und jene find bereiter als diefe, ihr Recht gegen Jeder⸗ 
mann mit Gründen und im Nothfall mit den Waffen zu verfechten. Aber 
an zähem und Iebhaftem Rechtsgefühl ftehen die rauen den Männern 
nit nad. Sie ergeben fi) eher der übermächtigen Gewalt, aber fie 
empfinden und beffagen da3 Unrecht, das ihnen widerfährt, nicht deshalb 
weniger, weil fie ſich ſchwächer fühlen und weniger demſelben mwiderfiehen 
fönnen. Schon in den Kindern zeigt ſich diefe Anlage der Menjchennatur 
für die Rechtsbildung. Auch die Kinder haben ein ſcharfes Auge für die 
Ungerechtigkeit, der fie in der Familie oder in der Schule ausgeſetzt find 
und werden oft tief verlebt und verbittert, wenn ſie glauben, parteiiſch 
behandelt zu werden. 

Wenn es aber eine unbeſtreitbare Wahrheit iſt, daß der Menſch von 
Natur ein Rechtsweſen und mit der Anlage zur Rechtsbildung ausgeſtattet 
iſt, dann muß auch das Völkerrecht in der Menſchennatur ſeine un— 


zerſtörbare Wurzel und ſeine ſichere Begründung haben. Völkerrecht heißt 
Bluntſchli, Das Völferredt. 1 
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die als rechtlichenothwendig anerkannte Ordnung, melde. bie. Beziehungen 
der Staten zu einander regelt. Die Staten aber d. h. die organifirten 
Völker beitehen aus Meufchen, und find felber als einheitliche Gefammt- 
weien Berjonen, d. h. lebendige mit Willen begabte Rechtskörper, wie 
die Einzelmenfchen. Die Staten find wie die Einzelnen einerſeits indivi= 
duelle Wefen für fi und andrerſeits Glieder der Menſchheit. 
Diefelbe Menjchennatur, und demgemäß auch dieſelbe Rechtsnatur, die 
jedes Volt und jeder Stat in fi bat, die findet er wieder in den andern 
Völkern und Staten. Sie verbindet alle Völker mit untmiderftehlicher 
Nothwendigkeit. Keine Tann ſich diefer gemeinfamen Natur entäußern, 
feine3 diefelbe in dem andern Volke verfennen. Deshalb find fie alle durch 
ihre gemeinfame Menjchennatur verpflichtet, ſich mwechjeljeitig als menfchliche 
Rechtsweſen zu achten. Das ift die feite und dauerhafte Grundlage alles 
Bölferredits. Würde es heute geläugnet und untergehen, fo würde e3 
morgen wieder behauptet und neu begründet. 


Bedenken gegen das Völkerrecht. 


Trotzdem merden heute noch ftarfe Zweifel gegen die Eriftenz des 
Völkerrechts vielfältig geäußert. Die grundfäßlicen und die thatjächlichen 
Bedenken, auf melde ſich jene Zweifel ſtützen, find in der That nicht 
geringfügig. Sie fordern vielmehr zu ernfter Prüfung auf. Dan wendet 
ein, ſes fehle vorerſt an einer beglaubigten Ausſprache des Völkerrechts durch 
das Geſetz, fodannıhn einem wirkſamen Schutze deſſelben durch die Rechts- 
pflege; undz man erinnert daran, daß in dem Streite der Staten und 
Völker der Eniſcheid eher von der ſiegreichen Gewalt gegeben werde, als 
bon irgend einer Rechtsautorität. Mean fragt dann: Wie kann ernftlic) 
von Völkerrecht die Rede fein, ohne ein Völkergeſetz, welches das Recht mit 
Autorität verkündet, ohne ein Völkergericht, welches dieſes Recht in Rechts⸗ 
form handhabt, wenn die Macht jchlieglich allezeit den Ausfchlag giebt? 

Mir Tönnen es nicht läugnen: Diefe Bedenken haben ihren Grund 
in großen Mängeln und ſchweren Gebrechen des Völferrechts. Dennoch ift 
der Schluß, daß es fein Völkerrecht gebe, übereilt und verfehlt. Fafien 
wir diefelben jchärfer ins Auge. 


. 1. Völkerrechtliche Geſetzgebung. 


Wir ſind heute gewohnt, wenn irgend Fragen des Familienrechts, 
des Erbrechts, des Vermögensrechts auftauchen, ein privatrechtliches Geſetz⸗ 
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buch nachzuſchlagen und dort die Aufſchlüſſe über die geltenden Rechts⸗ 
grundſätze aufzuſuchen, oder wenn ein Verbrechen verübt worden, nadzu= 
jehen, mit welcher Strafe es in dem Strafgefegbuch bedroht fe. Bie 
Yundamentalfäbe des Statsrechts find gewöhnlich) in Berfafjungsurfunden 
öffentlich verkündet, und fchon finden wir in einzelnen Staten, wie 3. B. 
in dem State New-York, eine Codification auch des öffentlichen Rechts. 
Aber es giebt Tein völkerrechtliches Geſetzbuch und nicht einmal einzelne 
völferrechtliche Geſetze, welche die Rechtsgrundfäge mit bindender Autorität 
ausjprechen, nach denen völferrechtliche Streitfragen zu entjcheiden find. Da 
meinen denn Manche, gewohnt alles Recht aus Geſetzen abzuleiten: „Ohne 
Geſetze kein Recht.“ 

Indeſſen find die Gejeße nur der Harfte und wirkſamſte Ausdrud, 
aber keineswegs die einzige Quelle des Rechts. Bei allen Völkern gab es 
eine Zeit, in der fie feine Gejeßbücher und dennoch ein geltendes Recht 
hatten. In der Jugendperiode auch der Eulturvöller gab es Ehen, Erb- 
recht der Anverwandten, Eigentum, Forderungen und Schulden ohne Ge⸗ 
ſetze, welche diefe Rechtsverhältniffe ordneten und es wurden die Verbrechen 
beftraft one Strafgefeß. Die in den nationalen Inſtitutionen und in den 
Volksgebräuchen und Uebungen dargeftellte Rechtsordnung ift überall älter 
al3 die gejeglich beſtimmte. Erſt in dem reiferen und jelbitbewiußteren 
Lebensalter der Völker unternimmt es der Stat, das Recht in Gejepbüchern 
auszufpredien. Es kann uns daher nicht befremden, wenn da3 noch junge 
Völkerrecht vorerſt ebenfalls in gewiſſen Einrichtungen, Gebraughen und 
Uebungen der Völker vornehmlich zu Tage tritt. 

Für das Völkerrecht beſteht aber in dieſer Hinſicht eine eigenthüm— 
liche Schwierigkeit. Mag das Verlangen nad) einer Haren autoritativen 
Verkündung völferrechtlicher Geſetze noch fo dringend geworden und die 
geiltige Fähigkeit zu folder Ausfprache noch jo unzweifelhaft fein, jo fehlt 
es doch an einem anerfannten Gefeßgeber, der das Gefeh erlaſſen 
könnte. In jedem einzelnen State ijt durch die Statsverfaflung für ein 
Organ des allgemeinen Statswillens geforgt, d. h. ein Geſetzgeber aner- 
fannt. Aber wo wäre der Weltgefebgeber zu finden, deſſen Ausſpruch alle 
Staten und alle Nationen Folge leifteten? Die Einrichtung eines gejeß- 
gebenden Körpers für die Welt, febt die Organijfation der Welt 
voraus und eben Diele beiteht nicht. 

Vielleicht wird die Zukunft dereinft die erhabene Idee verwirklichen 
und der gefammten, in Völker und Staten geiheilten Menſchheit 

1% 
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einen gemeinſamen Rechtskörper ſchaffen, welcher ihren Geſammtwillen mit 
allgemein anerkannter Autorität ausſprechen wird, wie die Vergangenheit 
den verſchiedenen Nationen in den Staten eine einheitliche Rechtsgeſtalt 
gegeben hat, und wie die Gegenwart wenigſtens das Bewußtſein weckt und 
klärt, nicht blos, daß die Menſchheit in Natur und Beſtimmung Ein 
Geſammtweſen fei, fondern überdem, daß auch in der Menfchheit ge= 
meinfame Rehtsgrundfäße zur Geltung kommen müſſen. Wird 
einſt jene zukünftige Organifation der Menjchheit erfüllt fein, dann freilich 
wird auch der Gefehgeber für die Welt nicht mehr fehlen und es wird 
dann das Weltgejeb die Beziehungen der mancherlei Staten zu einander 
und zur Menjchheit ebenjo Kar, einheitlih und wirkſam ordnen, wie es 
das heutige Statsgeſetz thut mit Bezug auf die Verhältniſſe der Privat: 
perfonen unter einander und zum State, 

Mag man aber diejes hohe Endziel für einen ſchönen Traum der 
Idealiſten Halten oder an deſſen Erreihung mit Zuverficht glauben, darüber 
fann fein Streit fein, daß dafjelbe zur Zeit und noch auf lange hin keines⸗ 
wegs erreichbar fei. Das heutige Völkerrecht entjpricht dieſem Ideale nicht. 
Nur langſam und allmählig führt es aus der rohen Barbarei der Gewalt 
und Willfür zu civilifirten Rechtszuſtänden. Es Tann höchitens als Ueber— 
gang dienen aus der unfihern Rechtsgemeinſchaft der Völker zu 
der endlihen vollbewußten Rechtseinheit der Menſchheit. Jeder 
neue völkerrechtliche Grundſatz, welcher dem gemeinſamen Rechtsbewußtſein 
der Völker klar gemacht und in dem Verkehrsleben der Völker bethätigt 
wird, iſt dann ein Fortſchritt auf dem Wege zu jenem Ziele. 

Ganz fo ſchlimm, wie es der oberflächlichen Betrachtung iägint, 
fteht es Übrigens, nicht, , & fehtt"b ‚bem 5 heutigen Nölkerrecht, nicht völlig an 
geineinjamer, Auforitatingr Ausjprahe ‚feiner Rechtsgrundſätze, die daher 
einen Geſetz ähnlichen Charakter at. ” Indem von Zeit zu Zeit große 
völferrechtlihe Congreſſe der civilifirten Staten zujammengetreten find 
und ihre Haben, Rechtsüberzeugung in —— —— zu dio 


h 1 dee jelches nr die — und“ bie —— des 
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rt eg binden ollte, fonberh, gligemeine. Rechtsnocmeng zunächſt 
ei gie N die. e eitopäifche Het, feftäuleben, welche “alle eutopätfchen 
taten zu An ten haben; fie wollten nit ein Willkürrecht herbor- 
bringen, daS ebendeshalb nicht weiter gilt, als jene Willkür Macht hat, 
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heit feine eigenm e Begründung h 

Die mittelalterlihe Rechtsbildung war oft aud in den einzelnen 
Zändern nicht anders. Man wählte nicht felten die Form des Ver— 
trags und ſchuf den Inhalt des Gejebes. Die heutigen Staten haben 
nicht einmal die Wahl zwiſchen zweierlei Formen. Sie können ihre ge 
meinjame Rechtsüberzeugung nur in der bedenkliden Yorm einer viel⸗ 
fHimmigen Erklärung ausfpreden; die einheitlihe Form der Aus— 
ſprache iſt für ihre AD unmöglich, jo lange diefe nicht zu Einer 
Rechtöperfo ao irt iſt. in AR Berträ frägen, welche zunächit nur 
unter ak is abgeſchlo öfen son find, „Id, ‚da Bahr mn want 

eitim Beffimpu rungen Imden,, poelhe 1 rem, Befen Er Bechlögefepe um. 
we eswegs Ba Vertrahsartifel find, welche die nothivendige Rehkdordnung, 
nicht die Convenienz der contrahirenden Staten darftellen. ” 

Sogar die Gefebgebung eines Einzeljtates kann jo völferredt- 
fiche Grundſätze mit öffentlicher Autorität ausſprechen und dadurd) an der 
Klärung und Fortbildung des Völkerrecht überhaupt einen bedeutenden 
Antheil nehmen. Die formelle und zwingende Autorität eines States reicht 
freilih nicht über die Gränzen feines Gebiete hinaus. Aber die geiftige 
und freie Autorität dejjelben kann ſich jehr viel weiter erftreden, wenn ihr 
die öffentliche Meinung ihren Beifall zumendet, wenn die Ueberzeugung fich 
verbreitet, daß jene Ausſprache dem Rechtsbewußtſein der civiliſirten Welt 
entſpreche. 

Wir haben in neueſter Zeit einen merkwürdigen Act dieſer Art er- 
lebt, welcher zugleih einen bedeutenden Yortjchritt de modernen Bölfer- 
rechts bezeichnet. Während des nordamerikaniſchen Bürgerkrieg nämlich 
it im_April 1863 eine „Inſtruction für die Armeen der Bereinigten 
Staten im Feld“ erſchienen, welche geradezu als eine erſte Codification 
des des Kriegsrechts im Landkrieg zu betrachten iſt. Dieſelbe wurde von 
einem der angeſehenſten Rechtsgelehrten und Statsphiloſophen Amerikas, 
von Profeſſor Lieber, entworfen, von einer Commiſſion von Officieren 
geprüft und von dem Präſidenten der Vereinigten Staten, Lincoln, ge 
nehmigt. Sie enthält in 157 Paragraphen genaue Vorfchriften über die 
Kriegsgewalt in Feindesland, ihre Macht und ihre Gränzen, über das 
öffentliche und das Privateigentfum des Feindes, über den Schuß der 
Privatperfonen und die Intereſſen der Religion, Kunſt und Wiſſenſchaft, 
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über Ausreißer und Sriegsgefangene und die Beute auf dem Schlacht⸗ 
felde, über Parteigänger und Freiſchaaren, über Späher, Räuber und 
Kriegsrebellen, über Sicherheitäpäffe, Spione, Kriegsverräther, gefangene 
Boten und den Mißbrauch der Parlamentärfahne, iiber Auswechslung der 
Kriegsgefangenen, Waffenſtillſtands⸗ und Schußzeichen, über die Entlaffung 
auf Ehrenmwort, über Waffenftillitand und Gapitulation, über Mord, Auf- 
ftand, Bürgerkrieg, Rebellion. Diefe Inftruction ift fehr viel ausführlicher 
und durcdhgebildeter al3 die Sriegsreglemente, welche bei den europäiſchen 
Heeren in Uebung find. Da diejelbe aber durchweg Sätze ausſpricht von 
allgemeinen, völkerrechtlichem Rechtögehalt, und da die Art ihrer Ausſprache 
in Mebereinftimmung it mit dem Rechtsbewußtſein der heutigen Mench- 
heit und mit der civilifirten Kriegsführung der Gegenwart, jo wirft dieſes 
Edict über die weiten Gränzen der Vereinigten Staten weit hinaus; und 
trägt erheblich dazu bei, einen wichtigen Beitandtheil des modernen Bölfer- 
rechts in humanem und der Nothwendigkeit der Verhältniffe entſprechendem 
Sinne zu allgemeiner Anerkennung zu bringen. Die europäifchen Staten 
fönnen hierin nicht hinter dem Borbilde der amerikanifchen Staten zurüd 
bleiben, ohne fi dem beſchämenden Urtheil der öffentlihen Meinung aus- 
zufegen, daß fie in der Entwidlung des Völkerrechts hinter dem Yortjchritte 
der ciilifirten Menfchheit zurüd bleiben. 
f Ein andered Surrogat der Gefeßgebung, welches in vielen Ländern 
’ die Ausbildung des Privat» und des Strafredhts, ſelbſt des Statsrechts 
; erheblich gefördert Hat, find die Rechtsbücher, in denen die geltenden 
Rechtsſätze von rechtsfundigen Privatperfonen aufgezeichnet und dargeftellt 
| werden. Ber Inhalt folcher Nechtsbücher ift in der Hauptſache ganz 
|  derfelbe, wie der Inhalt der Geſetzbücher. E3 werden darin die geltenden 
| Rechtsnormen ausgeiproden und verfündel. Aber meil die Nechtsbücher 
ein Werk der Privaten, die Geſetzbücher dagegen ein Werk der Statsge⸗ 
walt find, jo haben jene feinen Anſpruch auf die bindende Autorität, 
; melde dem Eeſetze Gehorfam verſchafft. Die Rechtsbücher haben nur in- 
| jofern eine Autorität, als auch die Wiſſenſchaft Autorität befigt und als 
! fie ald wahr und gerecht erkannt werden. Es ift das eher eine inner- 
| liche und geiflige, von der Kritik jeder Zeit zu prüfende, freie Autorität, 
ı nicht die gebundene unangreifbare der äußern Gewalt, welche dem Geſetze 
\ _ gebührt, und Gehorfam erzwingt. 
In dem folgenden Buch habe ich, durch das amerifanifche Vorbild 
angeregt, den Verſuch gewagt, ein ſolches Rechtsbuch des Völkerrechts 
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Barzuitellen. Wenn dieje Darftellung dem heutigen Rechtsbewußtſein der 
civilifirten Welt entipricht, und zur Klärung und Ausſprache deſſelben 
dienlich ift, jo ift der Zweck diefer Arbeit erfüllt; wenn nicht, jo wünſche 
ih nur, daß es in Bälde Andern befjer gelingen möge, dieſes berechtigte 
Bedürfniß zu befriedigen. 


2. Völkerrechtliche Rechtspflege. 


Faſt noch ſchlimmer als der Mangel eines Voölkergeſetzes iſt der 
Mangel eines Völkergerichts. Wenn der vermeintliche Eigenthümer einer 
Sache von dem Beſitzer Herausgabe verlangt, oder der Gläubiger von dem 
Schuldner Zahlung fordert, ſo finden die beiden ſtreitenden Parteien einen 
Richter im State, welcher ihren Streit rechtskräftig entjcheidet. Wenn 
ferner Jemand beftohlen oder mißhandelt wird, jo jchreitet der Stats⸗ 
anwalt ein, die Geſchwornen erfennen über die Schul, der Strafrichter 
beitimmt die Strafe, melde von der Statögewalt vollzogen wird. ber 
wenn ein Stat Anſprüche auf einen Bezirk erhebt, den ein anderer Stat 
bejegt hält, wenn ein Stat Entihädigung fordert für rechtswidrige Ver— 
legung feiner Intereſſen duch einen andern Stat, wenn ein Stat einen 
ſchweren Friedens- und Rechtsbruch begeht wider einen andern Stat, jo 
giebt es feinen Gerichtähof, an welchen der Kläger fi) menden Tann, 
welcher dem Unrecht wehrt, dem Rechte Anerkennung verihafft und aud) 
den Schwachen wider den Mächtigen ſchützt. Das lebte und in manden 
Fällen das einzige Mittel, welches dem verlekten Stat bleibt, um fein 
Recht zu behaupten, ift der Krieg und im Kriege entſcheidet die Gewalt 
der auf einander ftoßenden Naturkräfte. Im Kriege fiegt leichter Die 
Bartei, welche die Macht, al3 die, welche das Recht für fich hat. 

Unläugbar ift daher der Krieg eine rohe und unfichere Form des 
Rechtsſchutzes. Wir fünnen nicht mit Zuverſicht darauf rechnen, daß 
die Macht ſich dahin wende, wo das Recht ift und der beſſer Berechtigte 
in Folge deifen auch der Stärfere fei. Uber jelbft in dieſer leidenichaft- 
lien und rohen Yorm der gewaltſamen Selbithülfe macht ſich doch 
das Rechtögefühl der Völker geltend. Eben für ihre Recht greifen die 
Staten zu den Waffen und unternehmen es, indem fie alle ihre Mannes 
kraft anfpannen und das Leben der Bürger einjeben, ihrer Rechtsbehauptung 
den Sieg zu verſchaffen. Niemals it es auch gleichgültig, auf welcher 
Geite das Recht fei. Der Glaube an das eigene gute Recht ſtärkt und 
ermuthigt die Kämpfenden, daS Bewußtſein des eigenen Unrechts ängitigt 
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und verwirrt ſie. Das offenbare Recht zieht Freunde herbei und gewinnt 
die Gunſt der öffentlichen Meinung; das augenfällige Unrecht reizt die 
Gegner zur Feindſchaft und weckt allgemeine Mißgunſt. Der Stärkfte 
jelbft, wenn er Sieger wird, fühlt fi nad dem unübertrefflichen Aus⸗ 
drude Rouſſeau's nicht ſtark genug ohne das Recht und wird feines Sieges 
erit froh, wenn es ihm glüdt, dem Erfolge der Waffen die endliche An⸗ 
erfennung des Rechts zu verichaffen. Wenn der Sieg dauernde und in- 
jofern nothwendige Wirkungen hervorbringt, jo beftimmt er wirklich die 
Rechtsordnung für die Gegenwart und ihre Folge. 

In der Jugendperiode der germanischen Völker und theilmeife noch 
im Mittelalter war es mit dem Rechtsſchutze des Privat- und des Straf- 
rechts nicht viel beſſer beitellt. Die männliche Selbfthülfe war auch da 
eine gewöhnliche Form der Rechtshülfe. Mit den Waffen in der Hand 
vertheidigte der Eigenthümer den Frieden feines Haufes, der Gläubiger 
pfändete jelber den jäumigen Schuldner, gegen die Friedensbrecher wurde 
die Yamilien- und die Blutrache gelibt, der Rechtsftreit der Ritter und 
Städte wurde in der Yorm der Fehde vollzogen. Sogar in die öffent- 
lichen - Gerichte hinein trat die Waffengemwalt, der Zweikampf war ein be- 
lichte Beweismittel, und felbft der Urtheilsichelte wurde durch die Be— 
rufung auf die Schwerter Nachdruck verliehen. Nur allmählig verdrängte 
die friedfichere und zuverläffigere Gerichtshülfe die ältere Selbſthülfe. Es 
ift Daher nicht unnatürlich, wenn die Staten, d. h. die derzeitigen alleinigen 
Inhaber, Träger und Garanten des Völkerrechts, in ihren Rechtsitreiten 
im Gefühl ihrer Selbjtändigfeit und ihrer Nechtsmacht ſich noch heute vor⸗ 
nehmlich jelber zu helfen juchen. 

Indeſſen der Krieg ifl doch nicht das einzige völferrechtliche Rechts⸗ 
mittel. Es giebt daneben auch friedlihe Mittel, dem Völkerrechte An— 
erfennung und Schuß zu verſchaffen. Die Erinnerungen und Mahnungen, 
unter Umständen die Forderungen der neutralen Mächte, die guten Dienite 
befreundeter Staten, die Aeußerungen de3 diplomatifchen Körpers, Die 
Drohungen der Großmächte, die Gefahren von oalitionen gegen den 
Triedensbrecher, die laute und ftarfe Stimme der öffentlichen Meinung ge= 
währen der völferreitlihen Ordnung aud einigen — freilich nicht immer 
einen ausreichenden Schuß, und werden jelten ungeltraft mißachtet. Zu⸗ 
weilen endlich werden völkerrechtliche Schiedsgerichte gebildet, welche 
den Streit der Staten aud in wirklicher Rechtsform nach einem bor- 
gängigen Proceßverfahren entjcheiden. 
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3. Angeblide Herrſchaft der Gewalt. 


Mer immer einen Blick wirft auf die Geſchichte der Völker, wird 
auch die Wahrnehmung machen, daß die Macht einen großen Antheil hat 
an der Bildung der Staten und diefe Macht erjheint oft genug. in ber 
rohen Form der phyſiſchen Gewalt, welche mit dem Säbel in der Hand 
ihre Gebote durchſetzt und unter dem Donner der Kanonen und im Ge- 
witter der Schlacht die Verhältniffe der Staten umgeftaltet. Aber obwohl 
in allen Zeitaltern viel brutale Gewalt der Mächtigen ich breit macht 
und auf die Rechtsordnung einen Drud übt, und obwohl viel verübtes 
Unrecht ungeftraft bleibt, jo ift die Weligefchichte doch nicht ein wüſtes 
Durcheinander der entfeflelten Leidenjchaften und nicht das Ergebniß der 
rohen Gewaltübung. Vielmehr erkennen wir, bei näherer Prüfung und 
Veberlegung des weltgejchichtlichen Ganges, auch eine fittliche Ordnung. 
Der fichere Yortichritt der allgemein-menfhlichen Rechtsentwicklung ftellt fich 
darin unzmweideutig dar. Das Wort unferes großen Dichters: „Die Welt: 
geſchichte ift das Weltgericht“ ſpricht eine tröftliche Wahrheit aus. 

Die Regel der heutigen Welt ift nicht mehr der Krieg, fondern der 
Friede. Im Frieden aber bericht in den Beziehungen der Staten zu 
einander nicht die Gewalt, fondern in der That das anerfannte Recht. In 
dem friedlichen Verkehre der Staten mit einander wird die Perfönlichfeit 
und die Selbitändigfeit des ſchwächſten States. ebenfo geachtet, wie die des 
mächtigften. Das Völlerrecht regelt die Bedingungen, die Yormen, bie 
Wirkungen diefes Verkehrs weſentlich für alle gleich, für Die Riefen wie 
für die Zwerge unter den Staten. Jeder Verſuch, diefe Grundfäße ge= 
ftüßt auf die Uebermacht willfürlih zu verlegen und ihre Schranken zu 
überjchreiten, ruft einen Widerſpruch und Widerftand hervor, welchen auch 
der mächtige Stat nicht ohne Gefahr und Schaden veradhten darf. 

Aber jelbft in dem Ausnahmszuſtande des Kriegs, in welchem 
die phyſiſche Gewalt ihre mädhtigfte Wirkung Außert, werden dieſer Gewalt 
doh von dem Bölferreht feite Schranken gejebt, welche auch fie nicht 
überfchreiten darf, ohne Die Verdammung der civilifirten Welt auf ſich zu 
laden. In nichts mehr bewährt und zeigt fi die Macht und das Wachs— 
thum des VölferrechtS herrlicher als darin, daß es vermocht hat, die ſpröde 
MWildheit der Kriegsgewalt allmählich zu zähmen und jelbft die zerjtörende 
Wuth des feindlichen Hafjes durch Geſetze der Menfchlichkeit zu mäßigen 
und zu bändigen. 
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Ueberdem dürfen wir bei der Beurtheilung geſchichtlicher Ereignifie 
niemal3 vergeſſen: Was dem oberflächliden Sinn nur als rohe Uebermacht 
und als brutale Gewalt erſcheint, das ftellt ſich der tieferen Erkenntniß 
m manden Yällen als unwiderſtehliche Nothwendigkeit der natürlichen Ber- 
hältnijfe und als unaufhaltiamer Drang berechtigten Volkslebens Dar, 
welches die abgeftorbenen Yormen des veralteten Rechts abſtößt, wie Die 
jungen ‘Pflanzentriebe im Frühling das welke Laub des Winters abſtoßen. 
Wo aber das wirklich der Fall ift, da ift die Gewalt in Wahrheit nur 
der Geburtähelfer des natürlichen oder des werdenden Rechts. Sie dient 
dann der Rechtsbildung, fie beherricht diefelbe nicht. 

Die Mängel alfo des Völkerrechts find groß, aber nicht jo groß, 
um deſſen Erijtenz zu behindern. Das Völkerrecht ringe noch mit ihnen, 
aber es bat ſchon manchen Sieg über die Schwierigkeiten erfochten, welche 
feiner Geltung im Wege ftehen. Man vergleiche die Rechtszuſtände der 
heutigen Statenwelt mit den Zuftänden der früheren Zeitalter und man 
wird durch diefe Vergleihung der großen und fegensreichen Fortſchritte ge= 
wahr, welche das Völkerrecht in den lebten Jahrhunderten gemacht bat und 
fortwährend macht. Darin erjehen wir eine Bürgjchaft für die weiteren 
Fortjchritte der Zukunft. Die Vervollkommnung des Völkerrechts begleitet 
und jichert die Vervollkommnung des Menſchengeſchlechts. Halten wir Ueber- 
ſchau und betrachten wir im Großen die Entwidlung des Völkerrechts. 


Anfänge des völkerrechts. 
1. Im Alterthum. 


Einzelne Keime des Völkerrechts ſind zu allen Zeiten unter allen 
Bölfern ſichtbar geworden. Selbſt unter wilden und barbariſchen Stänmen 
finden wir faft überall eine gewiſſe, meiſtens religiöfe Scheu, die Gefandten 
anderer Stämme_zu verlegen, mancherlei Spuren de3 Gaſtrechts und bie 
Nebung, Bündniffe und andere Verträge abzufchließen, den Krieg durch 
den erklärten Frieden zu beendigen. J 
Bei den civiliſirten alten Völkern Aſiens, wie beſonders bei den alten 
Indiern mehren und entwideln fich theilmeife die Anſätze nnd Triebe zu 
völferrechtliher Rechtsbildung. Aber jelbit die hochgebildeten Hellenen, 
obwohl fie zuerft den Stat menfchlic begriffen haben, find doch nur in 
dem eng begränzten Verhältniß der helleniichen Staten zu einander zu 
einem noch ſehr dürftigen Völkerrecht gelangt. Die Gemeinschaft der Re 
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figion, Spradje und Eultur hat in den Hellenen aller Städte da3 Gefühl 
nationaler Gemeinfhaft und Verwandtſchaft geweckt. In Folge davon 
wurde die in eine große Anzahl jelbftändiger Städte und Staten getheilte 
Nation doch auch einer gewiſſen Rechtsgemeinſchaft inne. „Alle Hellenen 
find Brüder”, fagte man und erkannte an, daß jeder helleniiche Stat dem 
andern gegenüber gewiſſe Rechtsgrundſätze zu beachten verpflichtet fei. Aber 
die nicht hellenifchen, die jogenannten barbariichen Völker betrachteten fie 
noch als „ihre natürlichen Feinde“, mit denen feine Rechtsgemeinſchaft be= 
ftehe. Der Krieg mit den Barbaren erſchien ihnen als die natürliche 
Negel und jede Lift oder Gewalt gegen die Barbaren als erlaubt. Sie 
wiejen die Gleichberechtigung der Barbarenftaten noch mit Verachtung von 
fich, und hielten ſich als die edlere Naffe für berufen, über die Barbaren 
zu bereichen. Das war nit etwa nur die Meinung der eiteln und 
jelbftjüchtigen Menge, e8 mar das ebenfo die Meinung der berühmten 
Philofophen Platon und Ariſtoteles. 

Die Römer find als die mweltgefchichtlichen Begründer des von Re— 
figion und Moral unterſchiedenen Recht und der Rechtswiſſenſchaft an⸗ 
erfannt. Uber auch den Römern verdankt die Welt noch nicht die erfte 
allgemeine Feſtſtellung des Völkerrechts. Freilich find in dem alten Rom 
auch vortreffliche Anfänge eines civilifirten Völkerrecht? zu entveden. Be— 
vor die Römer einen fremden Stat mit Krieg überzogen, pflegten fie ihre. 
Forderungen in Rechtsform durch ihre Gefandte, die Fecialen, anzumelden 
und, wenn nicht willfahrt wurde, den Krieg feierlich anzulünden. Sie 
Tannten und übten mancherlei Yormen der Statöverträge und Bündniſſe 
mit andern Staten. Obmohl fie während des Kriegs ſchonungslos und 
graufam verführen, fo pflegten fie doch die Religion, die Sitten und theil- 
weiſe jogar das Recht der unterthänig gewordenen Völker zu ſchützen. Sie 
erhoben fich fogar zu der Idee der Humanität, als der großen Aufgabe 
ihrer Politif und fahten die Welt ala Ein Ganzes in weitgreifendem Ges 
danfen zufammen. Aber alle diefe Keime entwidelten fi) doch nicht zu 
einem humanen Bölfer- und Weltredht, weil der Sinn der Römer nicht 
auf Rechtsgemeinichaft unter den Völkern, fondern auf abfolute Herr- 
haft Roms über die Völker gerichtet war. Die abfolute Weltherrſchaft 
Eines Volkes aber’ ijt die Verneinung des Völkerrechts im_Brincip. 

Mir jehen, die Eitelkeit, der Stolz, die Selbitjucht und die Herrich- 
ſucht der einzelnen Völker verhinderten im Alterthum das Wachsthum des 
Völkerrecht? und zerftörten die noch ſchwachen Keime, bevor fie erſtarkt 
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waren. Ohne mefentliche Gleichberechtigung der verſchiedenen Volker iſt 
tein Völkerrecht möglich. 


2. Im Mittelalter. Chriftenthum. 


Im Mittelalter treten in Europa zmei neue Mächte enticheidend 
auf, die hriftliche Kirche und die germanischen Fürſten und Völker. 
Haben etwa diefe Mächte das Völkerrecht zur Welt gebracht? 

In der That leuchten mande chriſtliche Ideen der Bildung de3 
Völkerrechts vor. Das Chriftenthum fieht in Gott den Vater der Menjchen, 
in den Menſchen die Kinder Gottes. Damit ift die Einheit des Menjchen- 
geſchlechts und die Brüderſchaft aller Völker im Princip anerkannt. Die 
hriftliche Religion beugt jenen Stolz der antiten Selbftgeredhtigfeit und 
fordert Demuth, fie greift die Selbitfucht in ihrer Wurzel an und verlangt 
Entjagung, fie ſchätzt die Hingebung für Andere höher als die Herrichaft 
über Andere. Sie entfernt alfo die Hinderniffe, welche der Gründung 
eines antifen Völkerrechts im Wege waren. Ihr höchſtes Gebot ift die 
Menfchenliebe und fie fteigert diefelbe bi3 zur Feindesliebe. Sie wirkt er- 
löfend und befreiend, indem fie die Menfchen reinigt und mit Gott ver- 
jöhnt. Sie verkündet die Botjchaft des Friedens. Es liegt nahe, dieſe 
Ideen und Gebote in die Nechtsfprache zu überfeken und zu Grundfähen 
eine? humanen Völkerrechts umzubilden, welches alle Bölfer ala freie 
Glieder der großen Menfchenfamilie anerfermt, für den Weltfrieven ſorgt 
und fogar im Kriege für die Menschenrechte Achtung fordert. Im Mittel- 
alter war die römiſch-katholiſche Kirche berufen, die chriftlichen Ideen zu 
vertreten, fie Hatte die Erziehung der uncivilifirten Bölfer übernommen. 
Dennoch hat fie ein derartiges chriſtliches Völkerrecht nicht herborge- 
bracht. Vergeblich fieht man ſich in dem kanoniſchen Geſetzbuch darnach 
um. Nur dem Sriegärecht ilt ein Abjchnitt des alten Decretum Gratiani 
(II. 23) gewidmet. 

Allerdings verjuchten es die Päpfte im Mittelalter, das Amt der 
oberiten Schiedsrichter Über die Fürſten und Völker der abendländiſchen 
Chriftenheit ſich zuzueignen. Defter ſaßen die Päpfte zu Gericht über die 
Streitigkeiten der Fürften unter fi) oder mit den Ständen. Wenn fich 
nur irgendwie dem Streite eine religiöfe Seite oder eine Tirchliche Ber 
ziehung abgewinnen ließ — und wo märe das nicht möglih? — jo 
hielten fie ihre Gerichtäbarfeit für begründet. Bald bemühten fie fich dann, 
Bergleiche zu ftiften, bald ſprachen fie ihr Urtheil aus. Aber dieje völfer- 
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- rechtliche Stellung der Päpfte litt doch an großen Mängeln. Wo das 
öffentliche Recht in Frage war, da waren die mächtigen Parteien nicht ge= 
neigt, ſich dem geiftlihen Gericht zu unterwerfen, und die Päpfte ver⸗ 
mochten nicht, den trogigen Widerſpruch zu befeitigen, nicht den Wider- 
ftand zu brechen. | 

Es gelang den Bäpften jo wenig, ihr völkerrechtliches Schiebsrichter- 
amt durchzuſetzen, al3 es ihnen glüdte, ihren Anſpruch auf Weltherr- 
Ihaft zu verwirklichen. Auch diefer Anſpruch hatte eher einen völfer- 
als einen ftantsrechtlihen Charakter angenommen, feitdem da3 alte römifche 
Weltreich zerriffen und in eine große Anzahl unabhängiger Yürftenthümer 
und Republiten zerfallen war. Die Päpfte begründeten nun diefen Ans 
ſpruch auf abjolıte Weltherrſchaft mit der religiöfen Autorität Gottes, tie 
die alten römiſchen Kaiſer ihn politiich mit dem Beruf und Willen des 
römifchen Volkes begründet hatten. Der geiftliche Abſolutismus mar aber 
im Princip eben jo wenig verträglich mit einer allgemeinen Rechtsordnung, 
welche die Fürſten und Völker in ihren Rechten ſchützt, als der weltliche, 
Jener war jogar gefährlicher, als diefer, weil er feine Vollmacht aus dem 
unerforjchlicden Willen des allmächtigen Gottes ableitete und nicht wie 
diejer in dem ausgeſprochenen Menjchengejeb eine deutliche Schranke fand. 
Dennoch war die behauptete göttliche Herrichaft des Papſtes über die chrift- 
lichen Völker ſchwächer als die Hoheit des antifen römijchen Kaifers, weil 
der chriſtliche Papſt grundfäblich genöthigt war, die Zweiheit von Stat 
und Kirche anzuerkennen und das weltliche Schwert nicht felber hand⸗ 
‘haben durfte, fondern dem Könige überlaffen mußte. So oft daher eine 
weltliche Macht dem Papſte ihren Gehorſam oder ihren Beiftand verfagte, 
wie das trotz Kirchenbann und Interdict auh im Mittelalter nicht felten 
geſchah, fo war fein Spruch und fein Gebot in feiner Wirkſamkeit gelähmt. 

Es zeigte fi aber im Mittelalter noch ein zweites Grundgebrechen, 
welches jede Geftaltung eines päpftlihen Völkerrechts unmöglih machte. 
Ehen die religiöfe Begründung des päpftlihen Rechts verhinderte dasſelbe 
allgemeinmenjhlih zu merden. Die Kirche verlangte den Glauben als 
die Grundbedingung auch des Rechts. Nur unter der gläubigen Chriſten⸗ 


— 


u... 


Achtung der Menſchenrechte. Gegen die Ungläubigen war der Krieg die 
Loſung; man ließ ihnen nur die Wahl zwiſchen Belehrung oder Bere 
tilgung. Jede Ketzerei und den Unglauben auszurotten auf der Erde, das 
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wurde auf allen Sanzeln als die heilige Pflicht der Ehriftenheit verkündet. - 
Damit iſt aber die menſchliche Grundlage des Völlerrechts im Princip ver⸗ 
neint. Wenn das Böllerreht Menſchenrecht ift, weshalb follten denn die 
ungläubigen Bölfer ſich nicht ebenjo darauf berufen dürfen, wie die gläu= 
bigen? Hören fie denn auf, Menjchen zu fein, weil fie andere Bor- 
ftellungen haben als die Kirche von Gott und göttlichen Dingen ? 

Die antife Welt hatte fein Völkerrecht zu Stande gebracht, weil die 
jelbjttüchtigen Völker den Fremden, den Barbaren nicht gerecht wurden, 
das chrijtliche Mittelalter Tam nicht dazu, weil die glaubenseifrigen Bölfer 
die Ungläubigen für rechtlos hielten. Die reine dee der Menschlichkeit 
fonnte die Welt nicht erleudhten, jo lange die Atmojphäre von dem Rauche 
der Brandopfer verdunfelt war, welche der Glaubenshaß angezündet hatte. 


Die Germanen. 

Die zweite beftimmende Macht de3 Mittelalters, die Germanen, 
brachten ebenfall3 eine Anlage zu völferredhtlicher Rechtsbildung mit, aber 
auch diefe Anlage gelangte im Mittelalter nicht zu voller Entwidlung. 
Der wotzige Freiheitsſinn und das lebhafte Gefühl der befondern Perfün- 
lichkeit, wodurch die Germanen von jeher ſich auszeichneten, haben einen 
natürlihen Zug zu allgemeinem Menſchenrecht. Die in zahlreihe Stämme 
und Völlerfchaften getheilten Germanen waren immer geneigt, aud) andern 
Völkern ein Recht zuzufchreiben, wie fie es für fih in Anſpruch nahmen. 
In dem Fremden achteten fie doch den Menjchen und hielten es für billig, 
daß ein Jeder nad) feinem angeborenen Stammes= oder feinem gewählten 
Volfsrechte beurtheilt werde. Sie erkannten jo ein Nebeneinander ver- 
ſchiedener Volksrechte an. Für fie Hatten Perfönlichkeit, Freiheit, Chre 
höchſten Werth, aber ſie glaubten nicht im Alleinbeſitz dieſer Güter zu ſein, 
wenn freilich auch ſie ſich für beſſer und ſchätzenswerther hielten als andere 
Nationen. Um den Glauben Anderer kümmerten ſie ſich nicht, bevor ſie 
in die Schule der römiſchen Kirche kamen. Nicht einmal im eigenen 
Lande machten ſie das Recht vom Glauben abhängig. Sogar im Kriege 
vergaßen fie das Recht nicht. Sie betrachteten die Fehde und den Krieg 
als einen gewaltigen Rechtsftreit und glaubten, daß Gott dem Rechte zum 
Siege verhelfe, in der Schlacht wie im Zweilampf. Auch in dem Feinde 
und in den unterwürfigen Knechten und eigenen Leuten achteten fie noch 
immer von Natur beredhtigte Menſchen. Sicher find das höchſt beveutfame 
Anſätze zum Völkerrecht, wie der Belgier Laurent zuerft und vortrefflich 


gezeigt hat. Ä 
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Aber es fehlte den Germanen anfangs ſowohl an der Einheit des 
politiichen Willens und der ftatlihen Macht als an der nöthigen Geiftes- 
bildung, um einem neuen Weltrecht Ausprud zu geben und Geltung zu 
verichaffen. Ihre Sitten waren zu roh, ihr Trotz zu ungefügig, ihre 
Fäufte zu derb und ihre Raufluft zu unbändig Als fie aber jpäter bon 
Rom in die geiftige und fittlihe Schule und Zucht genommen wurden, 
befamen fie mit der Einheit des Papſtthums und des Kaiſerthums und 
mit der religiöfen Bildung auch die Mängel der mittelalterlih-römifchen 
Inſtitutionen und Ideen, und jene Anjäbe konnten nicht mehr zu gejundem 
und fröhlichem Wachsthum gelangen. 

Vergeblich wurde nun das römische Kaiſerthum dem deutſchen 
Königthum aufgepfropft. Die Kaifer nannten fi) wohl noch Herren der 
Melt, Könige der Könige, Häupter der ewigen Stadt und Regenten de3 
Erdkreiſes. Auch fie behaupteten wohl, die oberſten' Richter zu fein über 
die Fürften und die Völker, und die Schirmer des MWeltfriedens. Aber 
die weltlihe Oberherrlichleit der Kaifer wurde in der abenpländifchen 
Chriftenheit noch weniger allgemein anerkannt als die geiftlihe der Päpſte. 
Nicht einmal in Deutfchland und in Stalien vermochten die Kaiſer den 
Zandfrieden vor der wilden Tehdeluft der vielen großen und Heinen Herren 
nachhaltig zu ſchützen. Um die Weltordnung zu handhaben, dazu reichten 
ihre Kräfte noch weniger aus. In dem Ideale des Mittelalters herrichen 
überall Recht und Gericht, aber in der Wirklichkeit regiert die rohe Ge— 
walt. Es ift bezeichnend, daß die „Zeit des Fauſtrechts“ von jedermann 
auf die mittelalterlihen Zuftände bezogen wird und daß das Wort auf 
fein anderes Zeitalter beiler paßt. Wo aber das Yauftreht in Uebung 
ift, da hat das Völkerrecht feinen Raum. 


Aufleben des modernen Völkerredts. 


Erſt nachdem die Kirhlichepäpitlihe Einheit in dem abendländifchen 
Europa durch die Reformation des fechszehnten Jahrhunderts zerbrochen 
war, wie lange vorher jchon die weltlich-kaiſerliche Einheit ſich als unaus— 
führbar erwieſen hatte, befamen die lange zurüd gehaltenen Rechtstriebe 
Luft. Die Wiſſenſchaft, welche fih endlich der Herrichaft des Glaubens 
entwand, förderte num zunächft mit ihrem Lichte ihre Entfaltung. In der 
That, die Begründung des neueren Völkerrechts ift voraus ein Werk der 
Wiſſenſchaft, melde das ſchlummernde Rechtsbewußtſein der civiliſirten 


Welt aufgewedtt Hat. Dann folgte ihr die ſtatsmänniſche Praxis und 
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übernahm die Pflege und Erweiterung des Völlerrechts. Noch heute find 
beide Kräfte thätig. Bald geht die Wiſſenſchaft voraus, indem fie völfer- 
rechiliche Grundfäße ausſpricht und erweiſt, bald folgt die Wiſſenſchaft der 
rüftiger vorfchreitenden Praxis nad, melde von der Eulturftrömung der 
Zeit getrieben und von den Bedürfniffen der Zeit gedrängt ſich entichließt, 
neues Recht anzuwenden und ind Leben einzuführen. Wenn es der Willen- 
ſchaft gelingt, der Menfchheit ihre Rechtsideen als Rechtsvorſchriften klar 
zu maden, und dag Rechtsgefühl der Mächte diefe Borfchriften zu beachten 
beginnt, dann ift wirkliches Völkerrecht offenbar geivorden, gejebt auch es 
follte nicht überall und nicht ausnahmslos anerkannt werden und die Bes 
folgung nicht immer zu erzwingen jein. Ebenſo wenn es ber ftatlichen 
Praxis glüdt, ſei es durch diplomatiſche Verhandlungen oder in der Kriegs⸗ 
übung oder fonft im Leben angejehener Völker beitimmte völferrechtliche 
Befugniffe und Pflichten zur Anerkennung und ftätigen Wirkſamkeit zu 
dringen, jo wird auch auf diefe Weile das allmählige Wachsthum des 
Völkerrechts fichtbar, obwohl es an einer alle Staten bindenden formellen 
Autorität und an einer gejicherten Rechtspflege noch fehlt. 

Es iſt dharakteriftiih, daß das Bahn brechende Werk des edeln Hol- 
länders Hugo de Groot, der mit Net als der geiftige Vater des 
modernen Völkerrechts geehrt wird, im Angeſicht des entjeblichen Krieges 
gejchrieben murde (1622— 1625), in welchen die deutfche Nation während 
dreißig Jahren gegen ſich jelber wüthete. Damals trat der hochgebildete 
Gelehrte und Statsmann zugleich dem religiüfen Yanatismus entgegen, 
welcher die Ausrottung der Anderögläubigen als ein gotigefälliges Werk 
anſah und der brutalen Rohheit, welche ihren Leidenfchaften und Lüften 
zügellojen Lauf verjtattete. Er zeigte der Welt das erhabene Bild eines 
auf die menjchlihe Natur gegründeten und dur die Zuftimmung der 
Meilen und Edeln aller Zeiten gebeiligten Rechts, damit fie fich wieder 
ihrer Pflicht erinnere und Mäßigung lerne. 


Befreiung des Völkerrechts von religiöfer Befangenbheit. 


Bon Anfang an war das neue Völkerrecht frei von dem antiken 
Vorurtheil, daß nur das eigene Volk beredhtigt, die Fremden aber rechtlos 
feien und ebenfo frei von dem mittelalterlihen Wahne, daß die Gültigkeit 
des Menjchenrechts abhängig fei von dem bejonderen Gottesglauben. Mit 
viel Muth und großem Nachdruck hat fodann der Nachfolger Groot’3, der 
Deutiche Bufendorf ebenfall3 noch im fiebzehnten Jahrhundert wider Die 
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firchlichen Eiferer die Wahrheit verfochten, daß das Natur= und das Völker⸗ 
recht nicht auf die Chriftenheit eingefchloffen fei, ſondern alle Völker aller 
Religionen verbinde, weil alle zur Menjchheit gehören. 

Trotz dieſer einleuchhtenden Lehren ift in unferm civilifirten &uropa 
der große Fortſchritt der Wiſſenſchaft erſt vor wenig Jahren zu durch⸗ 
greifender practiicher Anertennung gelangt. Noch die jogenannte Heilige 
Allianz vom September 1815 wollte ein ausſchließlich chriſtliches 
Böllerrecht begründen und fchüßen. Allerdings war fie nicht mehr ganz 
jo enge, wie das mittelalterliche Glaubensrecht. Sie unterfchied nicht mehr 
zwiſchen rechtgläubigen und nicht vechtgläubigen chriftlihen Bekenntniſſen 
und bejeitigte die feindlide Scheidung der verjchiedenen Confelfionen. In 
ihr verband fich der katholiſche Kaiſer von Defterreich mit dem proteftanti= 
chen Könige von Preußen und dem griechiſchen Czaren von Rußland. 
Die verſchiedenen Confeffionen follten nur Cine chriftlide Völkerfamilie 
bilden. Aber man mollte doch nicht über die Gränze der Chriftenheit 
Binaus gehen und meinte in der chriftlichen Religion die Grundlage des 
neuen Völkerrechts zu finden. Die Türkei blieb noch ausgeſchloſſen von der 
eutopäifchen Statengemeinfchaft. Freilich hatte man es ſchon feit Jahr⸗ 
bunderten nicht vermeiden könven, auch mit der hoben Pforte völlerrecht⸗ 
liche Verträge abzuſchließen. Uber erft auf dem Parifer Friedenscongreß 
vom Sabre 1856 wurde die Türkei als ein berechtigtes Glied in bie 
europäiiche Statengenoflenfchaft aufgenommen und dadurd der allgemein= 
menſchliche Charakter des Böllerrechts anerkannt. 

Seither ift es au in der Praris anerkannt, daß die Gränzen ber 
Chriſtenheit nicht zugleich Gränzen des Völlerrechts feien. Unbedenklich 
breitet fich dasfelbe über andere muhammedanifche Staten und ebenjo über 
China und Japan aus und fordert von allen Völkern Achtung feiner 
Rechtsgrundſätze, mögen diefelben nun Gott nad) der Weile der Chriften 
oder der Buddhiſten, nah Art der Muhammedaner oder der Schüler des 
Confucius verehren. Endlich ift die Wahrheit durchgedrungen: Der re⸗ 


— — 


ligiöfe_ Glaube begründet nicht und. behindert nicht. die Rechts⸗ 
pflicht. 


Schranken des Völkerrechts. 


Das moderne Völkerrecht erkennt voraus das Nebeneinander— 
beitehen der verjchiedenen Staten an. Es foll die Exiſtenz der Staten 
ſichern, nicht diefelbe gefährden, ihre Freiheit ſchützen, nicht untirdrüden. 

Bluntſchli, Das Volkerrecht. 
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Aber zugleich legt es allen Staten auch Pflichten auf, indem es fie als 
Glieder der Menfchheit verbindet und deshalb von ihnen Achtung dor dem 
Menfchenrechte fordert. Würde man die Souveränetät der Staten 
al3 ein unbegränztes Recht fallen, jo würde jeder Stat auch dem andern 
gegenüber thun können, was ihm beliebte, d. h. e3 würde das Völkerrecht 
im Brincip verneint. Würde man umgelehrt die Zufammengehörigkeit der 
Staten und die Einheit des Menſchengeſchlechts rückſichtslos durdh- 
führen, jo würde dadurd) die Selbitändigfeit der einzelnen Staten ges 
brochen, ihre Eigenart und ihre Freiheit gefährdet, fie würden am Ende 
zu bloßen Provinzen des Einen Weltreichs erniedrigt. 

Deshalb it es nöthig, daß die Fortbildung des Völkerrechts zugleich 
die Gränzen beachte, welche feiner Wirkſamkeit durch das Statsredht ge= 
zogen find. Aus diefem Grunde beftimmt das Völkerrecht zunädhft und 
hauptfählih die Rechtsverhältniſſe der Staten unter einander und 
hütet fi davor, fi in die innern Angelegenheiten der Staten ein- 
zumifhen. Den Schub der Privatrechte ſtellt es durchweg den Staten 
anheim, auch dann wenn diefe Privatrechte einen allgemeinsmenfchlichen 
Charakter haben, und greift nicht in die Handhabung der ſtatlichen Straf- 
gerichtäbarkeit ein, wenngleih aud bier zumeilen menfchliches Recht in 
Frage iſt. 

Es iſt nicht unmöglich, daß in der Zukunft das Völlerrecht etwas 
weniger ängſtlich ſein und in manchen Fällen ſich für berechtigt halten 
werde, zum Schube gewiſſer Menfchenrechte einzufchreiten, wenn diejelben 
bon einer Statögewalt jelbft unterdrüdt werden; etwa jo wie in den 
Bundesftaten die Bundesgewalt gewiſſe vorjchriftsmäßige Rechte der Privaten 
auch gegen die Verlegung von Seite eines Cinzelitates zu ſchützen pflegt. 
Aber die bisherigen Verſuche völferrechtliher Garantien zum Scube 
menschlicher Privatrechte find noch felten und ſchwach und überall noch 
hindert die Furcht dor Eingriffen in die Souveränetät der Staten ein 
energifches Vorgehen. 

Maßregeln gegen die Sclaverei. 

Cine derartige Ausnahme enthalten die völferredhtlichen Mapregeln 
gegen die Zufuhr von Negerſclaven. 

Die meilten Völker der alten Welt hatten die Sclaverei geduldet. 
Die römischen Juriften, wohlbewußt, daß das natürliche Menfchenrecht die 
Treiheit, nicht die Sclaverei fei, juchten diefe eben mit der allgemeinen 
Nechtsfitte aller Völker zu rechtfertigen. Auch das Chriſtenthum, obwohl 
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e3 den Geift der Bruderliebe auch unter Herren und Sclaven wedte, lieh 
doch die betehende Sclaverei als Rechtsinſtitut unangefochten. 

Mährend des Mittelalter3 wurde in dem germanifirten Europa die 
antike Sclaverei in die weniger harte Eigenſchaft umgeftaltet und all» 
mäblich in die bäuerliche Hörigkeit gemildert, aber es erhielt ſich doch noch 
bis tief ins achizehnte, in einzelnen, auch deutjchen Ländern bis ind neun⸗ 
zehnte Jahrhundert hinein eine erbliche Knechtſchaft der eigenen Leute. In 
Dfteuropa nahm diefe bäuerliche Eigenschaft ſogar in den letzten Jahr⸗ 
hunderten mafjenhaft überhand und in den europäildden Colonien von 
Amerika erhielt fogar die firenafte Sclaverei eine neue Geftalt und An⸗ 
wendung in der abfoluten Herrſchaft, welche die weißen Eigenthümer über 
bie ſchwarze Arbeiterbevölferung erkauften, die aus Afrika dahin verpflanzt 
ward. 

In allen diefen Zeitaltern kümmerte fi das Völkerrecht niemals 
darum. Im achtzehnten Jahrhundert noch jchühte und begünftigte das 
freie England die Sclavenzufuhr aus Afrika. Noch im Sahre 1713 
ſchämten fi die engliiden Statsmänner nicht, in dem Frieden mit 
Spanien zu Utreht ausdrüdlih auszubedingen, daß es den engliichen 
Schiffen geftattet werde, binnen der nächſten Jahre einige taufend Neger: 
jelaven jährlih in die ſpaniſchen Golonien einzuführen. Sie betrachteten 
den Menfchenhandel noch) al3 ein vortheilhaftes Speculationsgeſchäft, wofür 
England ſich Privilegien einräumen laffen müſſe. 

Seit ungefähr einem Sahrhundert finden wir eine entichiedene 
Wendung in den Anfichten der civilifirten Well. Die Philoſophie und 
die ſchoöne Literatur brachten menfchlichere Grundfäbe in Umlauf. Bon da 
an beginnt in allen Ländern ein offener Kampf für die perjönliche Frei⸗ 
beit wider die Knechtſchaft, und die Gefebgebung verzeichnet und fichert die 
Siege der Freiheit. Die Leibeigenfchaft und Hörigkeit werden theilmeife 
bor, theilmeife nach der franzöfiichen Verkündung der Menſchenrechte in ben 
weiteuropäifchen Ländern abgeſchafft. 

Jetzt erft beginnt auch das Völkerrecht die Frage in Betracht zu 
ziehen; und nun geht England voran in der Belämpfung der Neger 
fclaverei, welche es jelber früher großgezogen hatte. Der Wiener Congreß 
mißbilligt in einer förmlichen Erklärung vom 8. Yebruar 1815 den von 
Afrika nad) Amerika betriebenen Negerhandel, „durch welchen Afrika ent⸗ 
völlert, Europa geſchändet und die Humanität verlegt” werde. rüber 
ſchon hatten auch die Vereinigten Staten von Amerika diefen ſchmählichen 
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Seehaubel mit ſchwarzen Menſchen geſetzlich verboten. Die Berurtheilung 
diefer beſonders gefährlichen und ſchädlichen Art der Sclavenzüchtung durd) 
den Spruch der civilifirten Menfchheit war nun im Princip entſchieden 
und damit wenigſtens erwieſen, daß das Nechtsgefühl der Welt Humaner 
und freier gervorden war, als e3 im Alterthum und im Mittelalter gemejen, 

Freilich zeigte fich Hier fofort wieder Die große Schwierigkeit alles 
Volkerrechts, dem Urtheil der civilifirten Menfchheit Geltung zu verſchaffen, 
ohne die Freiheit der einzelnen Staten zu gefährden. Zwar ließen id 
bie europäiſchen Staten anfangs herbei, der unabläffigen Beſtürmung der 
engliſchen Diplomatie da3 verlangte Vifitationsrecht ermächtigter Kriegsſchiffe 
gegen verbächtige Sclavenſchiffe innerhalb gewifler Meere zuzugeftehen und 
infofern eine Art völkerrechtlicher Seepolicei auch im Friedenszuſtande ein- 
zuführen. In diefem Sinne kam der_ europäilche Vertrag vom 20... De- 
cember 1841 zu Stande. ber dieſes Unterſuchungsrecht begegnete dem 
Widerjpruch ‚der Vereinigten Staten, welche bejorgten, daß dadurd die 
Uebermacht der engliſchen Kriegmarine über ihre Handelömarine verjtärkt 
und der friedliche Seehandel überhaupt beläftigt werde. Auch Frankreich 
ſagte fih nun wieder 103 von dem Zugeſtändniß ſolcher Durchſuchung und 
trat auf den Standpunkt der Vereinigten Staten über, welche e3 vorzogen, 
gemeinfam mit England Kreuzer auszurüften, welche an den afrikanischen 
Küften zunächft die eigenen Sclavenſchiffe verfolgen aber ſich hüten follten, 
fremde Kauffahrer zu beläftigen. 

Auf den Vorfchlag der nordamerilanischen Bundesregierung Tam dann 
bie weitere Verabredung mit England (9. Auguft 1842) zu Stande, ge- 
meinjam die Staten, welche noch öffentlihe Sclavenmärkte geftatten, zur 
Abſtellung dieſes Mißbrauchs zu mahnen. Auch diefe Maßregel zur Bes 
freiung der Welt von der Schmach der Sclaverei iſt nicht ohne Wirkung 
geblieben. Insbeſondere jah ſich die Ottomaniſche Pforte veranlaßt, dem 
Andringen der Diplomatie Gehör zu geben. 

Neuerdings hat die Aufhebung der Leibeigenfchaft in dem ruſſiſchen 
Reich durch das Manifeft des Kaifers Alerander II. vom 19. Februar 
1861. die große Frage endlich für Europa und für einen großen Theil von 
Alten zu Gunften der perjönlichen Freiheit entfchieden. Noch wichtiger ift 
der Sieg der Treiheit über die Sclaverei in Nordamerifa geworden. Seit⸗ 
dem die Verwerfung der. Sclaverei. zu einem Grundgeſetz der Vereinigten 
Stgten erklärt worden ift (1865), ift dieſes Inſtitut nirgends mehr auf 
bem ganzen Weltiheil zu halten. 
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Es wird daher nicht mehr lange dauern, bis das allgemeine Rechts⸗ 
bewußtſein der Welt die großen Sätze cines jeden humanen Rechts auch 
mit völlerrechtlichen Garantien fehügen wird: 

Es giebt fein Eigenthum bes Menſchen am Menſchen. Die 
Sclaverei iſt im Widerſpruch mit dem Rechte der menſchlichen 
Natur und mit dem Gemeinbewußtjein der Menfhheit. 

Religiöfe Freiheit. 

Noch weniger entwidelt, aber wiederum in den Anfängen fichtber, 
it der bölferreditliche Schuß ber religiöfen Freiheit ‚gegen. graufame . 
Verfolgung und Unterdrüdung durch den Fanatismus anderer von dem 
State_benorzugter Religionen... Mit Recht überläßt man den gejeglichen 
Schub der religiöfen Bekenntniß⸗ und Cultusfreiheit den einzelnen Staten 
und jcheut ſich bei geringen und zweifelhaften Anläffen die Selbftändigkeit 
des ftatlihen Sonderlebens anzutaften. Aber bei großen und ſchweren 
Berlebungen jenes natürlichen Menſchenrechts bleibt die gefittete Völker⸗ 
genoſſenſchaft nicht mehr theilnahmelos und ſtumm. Sie äußert zum 
mindeften ihre Meinung, giebt Räthe und erläßt Warnungen und Mahnungen. 
Zuletzt kann eine grobe Mißachtung der Mienfchenpflicht zu ernſter Macht: 
entfaltung auch der Staten führen, welche fi) vorzugsweiſe berufen fühlen, 
ihre Glaubensgenoſſen oder würdiger noch) das allgemeine Menfchenrecht 
wider die fanatifchen Verfolger zu ſchützen. Gegenüber der Türkei ift das 
bereits in einzelnen Fällen gejchehen. Die europäiſchen Mächte haben 
wiederholt zum Schutze der chriſtlichen Rajahs völkerrechtlich eingemwirkt. 
Das Auffehen, welches der kirchliche Raub des jübiichen Knaben Mortara 
aud in dem romaniſchen und katholiſchen Welteuropa gemacht hat, beweiſt, 
daß das öffentliche Gewiſſen der heutigen Menjchheit nicht blos dann ſich 
zu regen anfängt, wenn die eigene Religion gekränkt wird, jondern aud) 
dann, wenn zu Gunften der eigenen Religion die heiligen Rechte der Familie 
verletzt werben. 


Gefandifchaften und Confulate. 


Geringere Schwierigkeiten ftanden der Pflege des friedlichen Verkehrs 
von Stat zu Stat und der Nationen unter einander im Wege. Zu allen 
Zeiten hatten die Völfer — wenige wilde Stämme ausgenommen — mit 
einander durch Gefandte, als Repräfentanten unterhandelt, und von Alters 
her wurden diefe Gejandten erft durch die Religion, dann durch das Recht 
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als unverletzlich aefchütt. Aber die Einrichtung ſtändige r Geſandiſchaften 
in den verſchiedenen Hauptſtädten gehört erft der neueren Zeit an und if 
in Europa vorzüglich ſeit Richelieu und Ludwig XIV. allgemeine Sitte 
geworden. In Folge deſſen wurde der fortdauernde Zujammenhang unter 
den Staten in dem fortgefeßten perjönlichen Verkehr ihrer Vertreter lebendig 
dargeftellt. Das Völkerrecht erhielt fo in den Refidenzen gleichſam einen 
perfönlihen Ausdrud und eine friedlich wirkende Repräfentation. Es 
fanden fi) da wie in Knotenpunkten des Weltverfehr! die Diplomaten der 
verichiedenen Staten zufammen und fingen an, al® fogenannte diplo⸗ 
matiſche Körper ſich als völferrechtliche Genoſſenſchaften zu fühlen. Wenn 
auch dabei jelbftfüchtige Wbfichten mitgewirkt haben, fo hat doch augen- 
icheinlich die Wirkfamteit des Völkerrechts durch dieſe Einrichtung ſehr ge 
wonnen. Wenn ein Stat feine völferrechtlihen Pflichten offenbar ver- 
legen möchte, ſo findet er fofort in dem diplomatiſchen Körper eine gewiſſe 
Schranke. Da fein Stat mädtig genug ift, um die Mikbilligung der 
civilifirten Statengeſellſchaft gleihgültig Hinzunehmen, jo wird diefe Stimme 
des Vöolterrechts nicht leicht überhört. Indem diefe ftändigen Geſandt⸗ 
ichaften fi) immer weiter über die ganze Erde hin erftreden, wächſt der 
Berband aller Staten zu einer gemeinjamen Weltoronung allmählig heran 
und die völferredhtlihen Garantien nehmen an Stärke und Ausdehnung zu. 

Außer den Geſandtſchaften Hat das neuere Völkerrecht noch das An= 
ftitut de Conſulats weiter ausgebildet. Die Zahl der Confuln ift viel 
größer als die der Geſandten und in ftarfer Vermehrung begriffen. Dur) 
die Gonfulate wird fo ein zweites Net völferrechtlicher Aemter über die 
Erdoberfläche ausgebreitet, welche dem friedlichen Verkehr aller Nationen 
dienen und die Rechtsgemeinſchaft in der Welt beleben. Die Conſuln find 
nicht wie die Geſandten berufen, als eigentliche Stellvertreter der Staten 
zu handeln, fie haben vorzugsweiſe die Intereffen der Privaten in fremden 


Ländern zu wahren und den heimathlichen Rechtsſchutz auch in der Ferne 


wirffam zu machen. Gerade deshalb fteigt ihre Wichtigkeit in dem Make, 
in welchem der internationale Verkehr reicher und belebter wird. 

Zuerft haben die Bedürfniffe und Intereſſen des Handels die Kauf: 
leute veranlaßt, ind Ausland zu gehen und mit Fremden zu verfehren. 
Daher find die Confulate anfangs nur als Handelsconſulate gegründet 
worden. Auch heute noch ilt der Handelsverkehr die michtigfte Beziehung 
von Nation zu Nation. Uber er ift es heute ſchon nicht ganz mehr, wie 
früher. Es giebt bereit eine Menge von ulturbeziehungen aller Art, 
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welche die Nationen ebenfalla verbinden. Nicht einmal mehr die Mehrzahl 
der Reilenden find Kaufleute. Die verjehiedenften Urſachen beftimmen die 
Privaten, vorübergehend fremde Länder zu bejuchen, oder fich auf längere 
Zeit auswärts niederzulafen, Interefjen der Bildung, der Wiſſenſchaft, der 
Kunft, der Landwirthſchaft, des Vergnügens, der Verwandtſchaft u. ſ. f. 
Auch diefe Maffe von Nichtlaufleuten tritt in den Rechtsverkehr mit den 
Ausländern und bedarf gelegentlich der Yörderung und des Schuges in 
der Fremde. Die Confuln find berufen, auch dieſen Claſſen nöthigenfalls 
beizuftehen. | 

Indem jo der Gejchäftsfreis der Gonjuln erweitert und ihre Ge⸗ 
ichäftzlaft vergrößert ward, genügten nicht überall mehr die alten Handels⸗ 
eonjuln, welche nur nebenher das Gonfulat verwalteten. Man konnte dem 
Kaufmann nicht zumuthen, daß er neben feinem eigenen Handel die man- 
nigfaltiger, ſchwieriger und zahlreicher gewordenen Geſchäfte des Confulats 
unentgeltlih als Chrenpfliht bejorge, und man ward genöthigt, an den 
begangenften Plägen und in den Hauptjtädten, wo man feine Gejandt- 
ichaften unterhielt, für beſoldete Generalconfuln zu forgen, welche dann 
dad Conſulat al3 Hauptberuf verwalteten. Das jo im Wachsthum begrif- 
fene Conſulat iſt augenjcheinlih noch der Hebung und Steigerung fähig 
und ganz geeignet, die friedlichen und freundlichen Beziehungen der Na= 
tionen unter einander und mit den Staten vielfältig zu fichern und zu 
fördern. Um den erften Ring der Gefandtichaften wird fo ein zweites tei- 
teres Band gejchlungen, melches die Gemeinſchaft der Welt pflegt. 


Fremdenrecht. 
Keine Iſolirung der Staten. 


Die friedlichen Siege des neueren Völkerrechts haben voraus die 
Zuftände der Fremden jehr verbeilert. Die antiten Völker waren noch 
wie die Barbaren geneigt, die Fremden wie Feinde zu betrachten und für 
rechtlos zu halten, wenn fie nicht don dem Schub eines einheimijchen 
Gaftfreundes oder von der Schirmhoheit eine mächtigen Patrons gededt 
waren. Die Berbannung in die Fremde, das Eril, galt daher als Verftoßung 
ind Elend. Auch das Mittelalter behandelte die Fremden noch mit offenbarer 
Ungunft. Die Fremden waren genöthigt, einen unficheren Rechtsſchutz der 
Zandeöherren und der Gemeinden mit ſchwerem Gelde zu bezahlen; wollten 
fie ihr Vermögen wieder aus dem Lande mwegziehen, jo mußten fie auch 
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den Wegzug mit Procenten de3 Bermögenswerthes erlaufen ; ftarben fie 
in dem für fie fremden Lande, jo pflegte die Herrſchaft auch auf ihre 
Berlaffenihaft zu greifen und dieſelbe mie herrenlofes Gut an fich zu 
ziehen oder doch die Wegfahrt der Erben mit erheblichen. Abzügen zu 
belaſten. 

Das Alles iſt anders und beſſer geworden. Die Fremden werden 
nun in der civiliſirten Welt in ihren Menſchenrechten geachtet und in den 
wichtigſten Beziehungen des Privatrechts und des Verkehrs den Einheimi⸗ 
ſchen durchweg gleichgeftellt. Die Barbarei des Wildfangd- und des Heim⸗ 


fallsrechts iſt endlich aus Europa verſchwunden. Zahlreiche Staatenverträge __ 


haben die Abzugsrechte gänzlich abgeſchafft und ſichern die Freizügigkeit. 
Der deutſche Privatmann lebt in Paris oder in New⸗VYork oder in Calcutta 
eben fo ſicher wie in Berlin oder in Münden. Zahlloſe Tyremde aus 
allen Ländern der Welt wohnen in allen Welttheilen unter einander ge= 
mifcht friedlich beifammen und fühlen fih in Perſon, Vermögen und Ber: 
tehr nicht minder geichübt als in der Heimat. Mit dem Aufſchwung der 
Transportmittel Hat auch die gemeinfame Rechtsbildung Schritt gehalten. 
Auch fie Hat die nationale Iſolirtheit durchbrochen und ein internationales 
Verlehrsrecht geſchaffen, von. dem ſich fein Stat abſchließen kann. Wollte 
er dafjelbe mißachten, fo würde er nicht blos die Mißbilligung der civili= 
lifirten Welt auf fi) laden, fondern auch in Gefahr fein, zur Rechenschaft 
gezogen zu werden, damit er lerne, in den Fremden die Menjchen und in 
dem Verkehr der Nationen die Gemeinschaft der Völker zu achten. Der 
Gedante des Weltbürgerrehts, den Kant als eine ideale Hauptfor- 
derung des neuen Völkerrechts ausgeſprochen, hat heute ſchon zum heil 
eine reale Wahrheit, und dieſes Weltbürgerrecht ift jo wenig unverträglich 
mit dem befondern Statsbürgerrecht, als diefes mit dem Gemeinde- und 


Ortsbürgerrecht. 


Nur in dem Innern der großen Continente von Aſien und beſon⸗ 
ders von Afrika, wohin die Civiliſation noch nicht mit Macht vorgedrungen 
iſt, dauert einſtweilen noch die früher allgemeine Verneinung des Fremden⸗ 
rechtes fort, gewiß nicht lange mehr. Mit vollem Rechte nimmt ſich jeder 
Stat ſeiner Bürger auch in der Fremde inſofern an, als dieſelben gegen 
Rechisverweigerung und -Gemwaltthat ſeines Schutzes bedürfen. Der Stats⸗ 
hub ift nicht an die Gränzen des Statsgebietes gebannt. Die Berbin- 
dung der Staten und die Einheit der Menſchheit zeigen fich auch darin, 
daß die jhüßenden Arme der Statsgewalt überall Hin auf der Erdober⸗ 
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fläche ſo weit ſich ausftreden, ala es mit der rechtlichen Selbitändigfeit 
anderer Staten verträglich if. Diefer flatliche Rechtsichub in ber Fremde 
it zuweilen von mächtigen Staten anmaßlich und übermüthig überfpannt 
worden, aber im Großen und Ganzen ift es doch ein großer Fortſchritt 
eines wirkſamen Völkerrechts, daß der internationale Verkehr und bie 
Nechtsficherheit der Fremden nicht der Willkür einer launiſchen Statögemwalt 
Preis gegeben und Staten, welche diefe Rechte verleken, zur Genugthuung 
und Entihädigung angehalten werben. 

Selbit die völlige Abſchließung und Sfolirtheit eines States 
wider jeden Fremdenverkehr, in früherer Zeit als ein felbitverjtändliches 
Recht eines jouveränen States betrachtet, erjcheint dem heutigen Rechts⸗ 
bewußtſein al3 eine Verlegung des natürliden Menjchenrechts, welches für 
alle Nationen einen geficherten Rechtsverkehr fordert, damit die Menſchen⸗ 
anlage zu voller und reicher Entfaltung gelangen und jo die Beſtimmung 
des Menſchengeſchlechts erfüllt werden fünne. In den lebten Jahrhunderten 
hatte ſich jo die oftafiatifche Welt gegen die europäifch-ameritanijche völlig 
abgeſchloſſen. Die chineſiſchen und japanischen Seehäfen und Handels⸗ 
ftädte blieben lange Zeit den Schiffen und Kaufleuten der chriftlichen 
Nationen verjperrt. Uber in unſern Tagen find and dieſe trennenden 
Schranken vor der zwingenden Macht des erftarkten menfchlichen Böller- 
rechts gefallen und die oftafiatifchen Reiche in die Handels⸗ und Verkehrs⸗ 
gemeinschaft mit den Europäern und Amerikanern eingetreten. Im Jahre 
1842 hat England das chineſiſche Weltreich zuerft genöthigt, in dem. Frie⸗ 
den von Nanking feine Häfen wieder zu öffnen, und im Jahre 1858. 
haben die Vereinigten Staaten von Nordamerika zuerft wieder Japan. bem 
Deltverfehr erſchloſſen. Seither berühren fi und wirken auf einander 
die chriftlich-moderne und die oſtaſiatiſche alte Givilifatton, und das Völker⸗ 
recht hat wiederum einen gewaltigen Fortſchritt zum allgemeinen Weltrecht 


gemacht. 
Gemeinfhaft der Gewäſſer. 


Freie Schiffahrt. 


Würde fi) die Luft nicht jeder menſchlichen Abſperrung im Großen 
entziehen, jo hätte ficherlich die jouveräne Selbſtſucht der Einzelitaten auch 
die Luft über ihrem Lande als ihr ausjchließliches Eigenthum anzufprechen 
bier oder dort den Verſuch gemacht. Aber die Staten haben feine Gewalt 
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über die mächtige Bewegung der Lufifiröme, welche unbelümmert um alle 
Landesgrängen ihren Weg nehmen. Auch das Meer und die öffentlichen 
Gewäſſer find von der Natur mit einander verbunden und, wenn fie auch 
die Länder zumeilen trennen, fo dienen fie doch zugleich, den Verkehr der 
berjehiedenen Nationen zu erleichtern. Sie verbinden auch die Hüften und 
Ufer, welche fie bejpülen. Da haben es aber die Staten wirklich lange 
verſucht, ihre Alleinherrſchaft möglichit weit auch über die Gewäſſer auszu⸗ 
dehnen und die Yreigebigfeit der gemeinfamen Natur ausfchließlich für ſich 
auszubeuten. Sogar über das offene Meer hin wollte die mittelalterliche 
Statshoheit ihr Eigenthum ausbreiten. Die Republik Genua nahm über 
das liguriſche, Venedig Über das adriatiihe Meer eine ausſchließliche See⸗ 
herrſchaft in Anſpruch. Die Könige von Spanien und Portugal behaup- 
teten, die weſtindiſchen Meere gehören ihnen allein zu, weil der Papft 
Alexander VI., dem dieſe Meere jo wenig al3 die weitindiichen Länder 
jemals gehört hatten, ihnen diejelben gefchenkt Habe. Als Hugo de Groot 
zuerſt diefe finnlofe Anmaßung widerlegte und für die „Freiheit der Meere“ 
feine Fürſprache unternahm, mußte er noch mandherlei hergebrachte Mik- 
bräuche jchonen. Lange nachher noch und bis ins achtzehnte Jahrhundert 
hinein wollte England über die Meere, welche die Großbritannifchen Inſeln 
umſchließen, eine ausfchließliche Seehoheit behaupten. 
Ä Dem langjamen aber ftätigen Wachsthum der völferredhtlichen Er⸗ 
kenntniß haben endlich alle diefe anmaßenden Webergriffe weichen müſſen. 
In dem heutigen Rechtsbewußtfein der civilifirten Welt haben die beiden 
wichtigen Säbe feite Wurzeln: 

Kein Stat hat eine bejondere Seehoheit über bie 
offene See. Die unter einander verbundenen Meere 
jind der freien Schiffahrt aller Nationen offen. 

Bor wenig Jahren erft find einige legte Reſte der älteren felbitjüch- 
tigen Beichränfung und Ausbeutung mweggeräumt worden. Das Marmior- 
meer, obwohl es von den Türkiſchen Küften umſchloſſen ift und feine enge 
Einfahrt leicht von den Dardanellenſchlöſſern beherrfcht werden Tann, und 
das Schwarze Meer, welches Rußland für fih in Beichlag zu nehmen 
bemüht war, find durch die Tyriedensichlüffe von Adrianopel (1829) und 
Paris (1856) der freien Schiffahrt aller Nationen geöffnet worden. Noch 
um Jahre 1841 wurde der Sundzoll, den Dänemark von den Seefahrern 
zwilchen der Nordjee und der Oſtſee feit Jahrhunderten erhob, als her- 
fömmliches und in vielen Statsverträgen beftätigtes Recht von den meilten 
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Seemächten anertannt. Aber als endlich die Vereinigten Staaten erklärten, 
fie werden dieſes geſchichtliche Necht, welches dem natürlihen Recht der 
freien Seefahrt widerſtreite, nicht ferner rejpectiren, ließ ſich auch Dünemarl 
willig auf den anerbotenen Loskauf mit den europäifchen Staten ein. Die 
Freiheit der Meere ward nun auch in diefem Yalle anerlannt. 

Nachdem einmal der natürliche Zufammenhang der öffentlichen Ge⸗ 
wäfler und ihre Beſtimmung, der Schiffahrt aller Nationen zu dienen, 
erfannt und anerkannt war, führten diefe Gedanken zu weitern Befrei⸗ 
ungen. Men mußte zugeftehen, daß die GebietShoheit fich nicht ganz auf 
den feften Erdboden befchränten läßt. Mehr noch als der nafje Küſten⸗ 
faum am Meere, und als die Buchten und Rheden, welche vom Yeltland 
her theilweije beherricht werden, gehören die großen Ströme und Flüſſe, 
welche duch ein Land fliegen oder feine Gränze bilden, und bie Häfen, 
welche durch öffentliche Werke geſchützt find, damit fie hinwieder die Schiffe 
ſchützen können, einem beftimmten Stat3gebiete zu und find der Aufficht 
und Sorge des Einzelftates unterworfen. Sie find ein fließender Theil 
des Landes, und nicht wie das offene Meer frei von jeder bejondern 
Stat3hoheit. 

Allein neben jener Zutheilung zu einem Sondergebiete muß auch 
die natürlihe Berbindung der ſchiffbaren Ströme, Ylüffe, Seen, 
Häfen mit der offenen See beachtet werden, und injoweit ift jene aus 
ſchließliche Gebietshoheit durch die Rüdficht auf die Verfehrsgemeinfchaft zu 
ermäßigen und abzuändern. Bon dem freien und offenen Meere her fahren 
die Schiffe der verſchiedenen Nationen in die Seehäfen und in die Ylüffe 
der Staten ein. Die Freiheit des internationalen Verkehrs wäre gehemmt 
und die Gemeinſchaft in der Benubung öffentlicher Gewäſſer wäre geftört, 
wenn jeder Stat willkürlich alle feine Häfen und Ylüffe für fremde 
Schiffe unzugänglich machen dürfte. Wenn ein Yluß durch mehrere Stats⸗ 
gebiete hindurch fließt, um fich ins Meer zu ergießen, jo könnten Die einen 
Staten, infofern ihre Gebietshoheit nicht beichräntt würde, bie andern bon 
dem Seeverkehr abfperren, und bie Gewäſſer würden ihrer natürlichen 
Beitimmung, die Nationen zu verbinden, entfremdet. 

Zuerſt wurde diefe neue Forderung des Völkerrechts, daß der Zu⸗ 
ſammenhang der öffentlichen Gewäſſer beachtet und die Freiheit der Schiff⸗ 
fahrt geſchützt werde, im Pariferfrieden von 1814 in Anwendung auf bie 
Rheinſchiffahrt ausgeſprochen und zugleich eine allgemeine Durchführung bes 
Brincips auf allen europäiſchen Flüſſen in Ausficht geitellt. Es war haupt- 


28 Einleitung. 


jühlih das Verdienft des Preußiſchen Gefandten, Wilhelms von 
Humboldt, diefen Sortichritt der völferrechtlichen Verkehrsgemeinſchafi 
anzutragen. Die Wiener Congrekacte von 1815 (Art. 108 ff.) perkün⸗ 
dete jodann bie Zreiheit der Schiffahrt auf allen ſchiffbaren Flüſſen, welche 
zwei oder. mehrere Gebiete durchſtrömen, und wendete diefen Grundſatz 
ausdrüdlid auch auf die ſchiffbaren Nebenflüffe des Rheins an, ferner auf 
die Sthelde, deren Mündungen lange Zeit dur die Holländer für die 
Belgiſchen Schiffe gefperrt waren, die Maas, die Elbe, die Oder, die 
Weſer, die Weichjel und den Po. Bon da an mußten allmählig die 
mancherlei aus dem Mittelalter überlieferten Flußzölle der wachſenden 
Freiheit weichen und ſowohl die Uferftaaten als die Seemächte hatten nun 
ein feſtes Princip gewonnen, von welchem aus fie alle herkömmlichen Be— 
ſchwerden und Gebühren befämpften, durch welche der Schiffahrtsverfehr 
belaftet und gehemmt war. Nur folde Gebühren blieben gerechtfertigt, 
welche als Gegenleiftung erſchienen für nothwendige oder nüßliche Dienfte. 
Später erſt nahmen die Donauftaten das neue Princip an. Aber envlid 
wurde durch den Parifer Frieden von 1856 auch die Donau den Schiffen 
aller Nationen geöffnet. 

Die Logik des Gedankens nöthigt uns, dieſelbe Freiheit der Schiff: 
fahrt auch bezüglich der Ylüffe zu fordern, melde nur durch Ein Stats 
gebiet fließen, aber, indem fie ins Meer münden, von Natur dem Welt- 
verfehr dienen. Dieſe Forderung ift aber zur Zeit noch nicht allgemein 
anerkannt. Mancher Stat verweigert heute noch fremden Schiffen die 
Benubung feiner Eigenflüffe, während er für feine Schiffe die freie Schif⸗ 
fahrt auf Flüffen fordert, deren Waffer nirgends feine Ufer bejpült, die 
durch mehrere fremde Statägebiete fließen. Das ift ein auffallender und 
grober Widerſpruch. Weshalb follte Ein Stat mehr Recht haben an 
feinem &igenfluffe, als die ſämmtlichen Uferftanten zufammen an ihrem 
Gemeinfluffe? Wenn diefe genöthigt find, ihre Ylüffe dem Weltverfehr zu 
öffnen, warum jollte jener feine Flüſſe gegen den Welthandel abjperren 
dürfen? Wie follten die fremden Schiffe, welche völkerrechtlich befugt find, 
einen Gemeinfluß zu befahren, diefe Befugniß verlieren, wenn’ in Folge 
bon GebietSabtretungen, Ein Stat in den Befib des ganzen Fluſſes ge- 
langt? Sollte 3. B. der Po der Schiffahrt offen ftehen, jo lange er durch 
mehrere Statögebiete fließt, und abgefperrt werden Tönnen, wenn er ganz 
und gar in den Beſitz des Königreichs Italien kommt? Der Miffifippi war 
im vorigen Jahrhundert noch ein Gemeinftrom, an dem auch England und 
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Spanien Theil hatten und gehört heute ganz den Bereinigten Staten zu. 
Hat er in Folge deſſen feine Natur verändert umd ijt feine Bedeutung für 
den Weltverfehr geringer geworden? Jene Unterjcheidung zwiſchen der freien 
Shiffahrt_anf_mehrftatlihen Weltftrömen und der unfreien Spiffahrt auf 
einftatliden Weltſtrömen iſt aljo unhaltbar. 


Vermittlung in Streitfällen. Sciedsrichterlihes Verfahren. 


Gerathen zwei Staten in einen ernften Rechtsftreit mit einander, fo 
find fie noch immer geneigt, in Ermanglung eines völferrechtlichen Gerichts⸗ 
hofs, den Weg der Selbithülfe zu betreten, und die äußerſte Selbfthülfe 
ift der Krieg. Es ift das ohne Zweifel noch eine barbariiche Seite der 
heutigen Weltordnung, und wir müſſen zugefteben, daß in dieſer höchſt 
wichtigen Hinficht die Yortjchritte des Völkerrechts noch beſchämend Klein 
find. Mir können höchſtens einige unentwidelte Keime zu einer civiliſir⸗ 
teren Rechtäpflege entdeden. Auf dem Pariſer Congreſſe von 1856 gaben 
die berjammelten Mächte im Intereſſe des Friedens den Wunſch zu Pro 
tofoll, daß die Staten, unter denen ein Streit ſich erhebe, nicht ſofort zu 
den Waffen greifen, ſondern zuvor die guten Dienſte einer befreun⸗- 
beiten Macht anrufen möchten, um den Streit friedlich zu ſchlichten. 
Dan wagte nicht, den Wunſch als Rechtsforderung auszuſprechen, und die 
Mächte wollten fich felber nicht binden. 

Bielleiht wird, was hier gewünjcht ward, fpäter in eine völlerrecht⸗ 
liche Rechtspflicht umgewandelt, ebenſo wie in manchen Ländern die Rechts⸗ 
ftreite der Privatperfonen vorerft an einen Friedensrichter zum Sühnever⸗ 
jud) gebracht werden müſſen, bevor fie gerichtlich im Proceß verfolgt werden 
dürfen. Es wäre damit der Krieg nicht verhindert, aber eine neue Ga- 
rantie für den Tyrieden gewonnen. 

sn den Statenbünden gibt es auch ‚kein Bundesgericht, welches zu⸗ 
ſtändig wäre, über die Streitigleiten zwiſchen den verbündeten Einzelſtaten 
zu urtheilen. Da kennt man feit Jahrhunderten das Perfahren vor 
Schiedsrihtern oder Austrägen, melde den Proceß ohne Strieg 
durch Rechtsſpruch erledigen. Den Einzelftaaten ift e8 oft zur Pflicht ges 
macht, diejen jchiedsrichterlihen Weg zu betreten und fich aller kriegeriſchen 
Gewalt zu enthalten. Auch unter nicht verbündeten Staten wird zumeilen 
dieſes Mittel der Rechtspflege benubt, aber eine allgemeine Rechtspflicht 
dazu befteht noch nicht. Vielleicht wird es einem ber nächſten völlerrecht- 
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lichen Congreſſe gelimgen, wenigftens für gewiſſe Streitfeagen die Pflicht 
des fchiedsrichterlichen Verfahrens auszuſprechen und dieſes zugleich in feinen 
Örundzügen zu ordnen. 

Es giebt Streitigkeiten, für welche die Iebte Rechtshülfe der Krieg 
vernünftiger Weile unmöglih if. Dahin gehören durchweg alle Ent- 
ſchädigungs- und alle Etifette- und Rangfragen. Der Werth des Streites 
ſteht in ſolchen Fällen in einem allzu großen Mißverhältniffe zu den noth- 
wendigen Sriegätoften und zu den unvermeidliden Kriegsübeln, als daß 
ein Stat, der bei gefunden Sinnen ift, fich entichließen möchte, zu dieſem 
Mittel zu greifen. Für derartige Fülle follte immer ein friedliches Schieds⸗ 
gericht angerufen werden können; fonft bleiben fie unerledigt und verbittern 
die Stimmung auf die Dauer. Freilich ift es nicht leicht, geeignete Richter 
zu finden. Wählt man eine neutrale große Macht, fo ift man doch nicht 
ſicher, daß diefelbe auch ihre eigenen politiſchen Intereſſen und Neigungen 
bei dem Schiedsfprud in die Wage lege. Dean ift auch nicht ficher, daß 
der gewählte Yürft, au wenn er kein eigenes Intereſſe hat, geeignete 
Berather beiziehe, die zugezogenen aber bleiben oft verborgen und daher 
unverantwortlich. Den ordentlichen Gerichtshöfen, an die man fi) wenden 
könnte, fehlt meiftens die völferrechtliche Bildung und die freie ſtatsmänniſche 
Praris. Profeſſor Lieber Hat neulih in dem engliſch⸗nordamerikaniſchen 
Streit über die Yrage, ob England für Schaden einzuftehen habe, welcher 
von füdftatlihen in England ausgerüfteten Kreuzern verübt worden, den 
Vorſchlag gemacht, das Urtheil einer der angefeheniten AYuriftenfacultäten 
anzuvertrauen, deren Mitglieder doch ihre wiſſenſchaftliche Ehre einzujehen 
haben. Vielleicht könnte zum voraus auf Borjchläge von Yuftizminiftern 
und Zuriftenfacultäten eine Geſchwornenliſte von völferrechtlich gebildeten 
Männern gebildet werden, aus der im einzelnen Yall — etwa unter der 
formellen Leitung eines neutralen Statshaupts (Fürften oder Präfidenten) 
als Richterd, die Urtheiler bezeichnet würden. 

Man fieht, auf diefem Gebiete fucht man noch taftend nach fried- 
lichen Rechtämitteln. 


Ariegsrecht. _ 
Recht gegen die Yeinde. 
Die Staten jind Feinde, nit die Privaten. 


Seine berrlichften Siege bat der humane Geift des modernen Völler- 
rechts gerade da erfochten, wo dem Rechte gewöhnlich die geringite Macht 
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zugeſchrieben wird. Im Sriege nämlich tritt die maſſive Gewalt wider 
die Gewalt in den Kampf und die feindlichen Leidenfchaften ringen mit 
einander auf Leben und Tod. Eben in diefem wilden Stadium des 
Volkerſtreites gilt es vor allen Dingen, die civilifatorifche Macht des 
Dölferrechts zu zeigen. In der That, fie bat fih in der Ausbildung 
eines civilifirten Kriegsrechts, durch welches die alte barbarifche Kriegs⸗ 
ſitte großentheils verdrängt und unterfagt wird, glänzend bewährt. Die 
Kriege find menschlicher, gefitteter, milder geworden, und nicht blos that⸗ 
ſächlich durch die veredelte Kriegsübung, ſondern ebenfo rechtlich durch die 
Berbolllommnung des Böllerrecht3. 

Die alten Völker betrachteten die Feinde, mit denen fie im Striege 
waren, als rechtlofe Weſen und hielten Alles gegen fie für erlaubt. Dem 
heutigen Rechtsbewußtſein ift e8 Har, daß die Menſchenrechte auch im 
Kriege zu beachten find, weil die Feinde nicht aufgehört haben, Menfchen 
zu jein. 

Bi8 auf die neuefte Zeit dehnte man überdem den Begriff des 
Teindes ungebührlih aus und behandelte höchftens aus fittlichen oder 
politischen Rüdfichten, aber keineswegs aus Rechtsgründen, die unkriegerifche 
Bevölkerung des feindlichen States mit einiger Schonung. Noch Hugo 
de Groot und Bufendorf betrachten e8 als hergebrachte, auf dem Con⸗ 
jens der Völler beruhende Rechtsſätze, daß alle Statsangehörigen der 
beiden Kriegöparteien, aljo auch die Weiber, die Kinder, die Greife, die 
Kranten Feinde und daß die Feinde als folde der Willtür des 
Siegers unterworfen jeien. 

Erſt die ſchärfere Unterſcheidung des heutigen Rechtsbewußtfeins hat 
den Grundgedanken ar gemacht, daß der Krieg ein Rechtsſtreit der 
Staten, beziehungsweife politiicher Mächte und keineswegs ein Streit 
zwilhen Privaten oder mit Privaten fei. Dieſer Unterfchied, den 
die Wiſſenſchaft erſt begriff, als ihn zuvor die Praris thatjächlich beachtet 
hatte, zieht eine Reihe der wichtigſten Folgerungen nad) ſich. 

Jedes Individuum nämlich fteht in einem Doppelverhältnig. Ein⸗ 
mal ift es ein Weſen für fi, d. 5. eine Privatperfon. Als ſolche hat 
e3 einen Anſpruch auf einen weiten Kreis von perjönlichen Yamilien- und 
Bermögensrechten, mit Einem Wort auf fein Privatrecht. Da nun der 
Krieg nicht gegen die Privaten geführt wird, fo giebt es aud keinen 
Rechtsgrund, nach welchem das “Privatrecht im Kriege untergehen oder der 
Willkür des Feindes bloßgeftellt werben jollte, 
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Sodann ift jedes Individuum ein Glied und Angehöriger eimer 
Stat3gemeinihaft. Inſofern ift es allerdings mitbetheiligt bei dem 
Streite feine Stats, Das Schidjal des Vaterlandes ift den Kindern des 
Landes nit fremd. Sie nehmen Theil an den Erfolgen und an den 
Leiden des States, dem fie angehören. Sie find aud) durch ihre Bürger- 
pflicht verbunden, dem State in der Gefahr Beiftand zu leiſten mit Gut 
und Blut. In dem ganzen Bereih des öffentliden Rechts find alle 

Stat3angehörigen dem State verpflichtet. 

| Aus Diefer Unterjcheidung ergeben ſich folgende Hauptjähe des mo⸗ 

dernen Völkerrechts: Die Individuen find als Privatperjonen 

feine. Feinde als StatSangehörige find fie betheiligt bei der 

Feindſchaft der. Staten. Sp weit das Privatreht maßgebend ift, 

bauert_alio. das. Friedensverhältniß und das Yriedensredt fort. So 
weit das öffentliche. Recht enticheidet, ift das Yeindesperhältnig ein-_ 
getreten _und_mirkt das Kriegsrecht. 

In Folge diefer Grundfäbe find die Gefahren, welche der Krieg 
über die friedliche Benöllerung berbei zieht, jehr viel geringer geworden. 

Im Altertum waren auch die wehrlofen Perjonen, die Frauen und 
Kinder, in ftäter Gefahr, von den feindlichen Kriegern mißhandelt, zu 
Sclaven gemacht und verkauft oder getüdtet zu werden. “Der politilche 
Verſtand der Römer hielt diefelben in den meilten Kriegen ab, bon dieſem 
vermeintlichen Recht einen ausgedehnten Gebrauch zu machen, denn fie 
wollten die Völker beherrſchen, nicht vertilgen, aber die römijchen Rechts⸗ 
gelehrten hatten nicht den geringften Zweifel an dem Rechte zu folchen 
Handlungen. Nur die Götter und ihre Tempel gewährten einigen Schuß 
bor der Rohheit und dem Blutdurft der flürmenden Krieger, aber auch 
diefer Schuß war unſicher und auf fehr enge Gränzen beichränft. 

Auch im Mittelalter gab es keine ſchützende Nechtsregel. Die eigent- 
liche Sclaverei war nicht mehr in den Sitten, außer eiwa zum Nach— 
theil Eriegögefangener Muhanımedaner. Aber die Rohheit war größer als 
in dem civilifirteren Römerreiche. Auch friedliche Leute waren der äußerften 
Gewaltthat und ſelbſt dem Tode ausgefebt, wenn der Feind mit Kriegs 
gewalt ihr Land überzog. Der dreikigjährige Krieg noch ift mit allen 
Gräueln ſoldatiſcher Barbarei befledt. 

Der humane Groot wagt es noch nicht, folder Mifjethat das 
Brandmal der ' völferrechtlichen Verurtheilung aufzudrüden. Im Gegen- 
theil, er erfennt noch Die völferrechtliche Erlaubniß dazu an und mipbilligt 
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diefe Barberei nur aus moralifchen und vernünftigen Gründen. Die ein- 
zige völkerrechtliche Schranfe findet er in dem Verbot, die Frauen zu miß- 
brauchen, zu welchem endlich das chriftliche Völkerrecht ſich entichloffen Habe. 

Das heutige. Völkerrecht verwirft den Gedanken. einer abſoluten Will- 
fürgewalt_ über die Pripotperſonen volljtändig. und. geſtattet weder Mip- 
handlung noch Beleidigung, am wenigſten Thdtung derſelben. Das Recht 
der perſönlichen Sicherheit. der Ehre, der Freiheit iſt Privatrecht. und 
dieſes bleibt im Kriege unverjehrt, Die feindliche Kriegsgewalt iſt nur zu 
den Makregeln befugt, welche zu Statszweden dienen und im Imtereſſe 
der Kriegsführung liegen. Sie kann die freie Bewegung der Privaten 
hemmen, den Privatverfehr unterbredden, Straßen und Plätze abfperren, 
die Einwohner entwafnen u. }. f. Wie das Privatrecht ſich dem ge- 
waltigeren Rechte der Gejammtheit, d. h. dem Statsrecht auch im Frieden 
unterordnen muß, aber doch nicht von dem öffentlichen Rechte aufgehoben 
und verſchlungen werden darf, jo legt das öffentliche Kriegsrecht feine noth- 
wendigen Gebote auch den Privaten auf, aber e3 erkennt zugleich das 
Privatreht an. Die allgemeine Noth und Gefahr, welche der Krieg aud) 
über die Privaten verhängt, ift ohnehin groß und fchadet genug; die un» 
vermeidlichen Leiden der Bevölkerung dürfen Daher nicht grund- und zweck⸗ 
los durch vermeidliche Uebel vergrößert und erſchwert werden. Freilich 
wird auch jebt noch die Rechtsregel in der Praxis nicht immer genau bes 
folgt, und mancherlei. Ungebühr wird noch firaflos im Kriege ‚gegen Brie 
baten herübt. Aber im Großen und Ganzen ift e8 wahr, daß bie fried- 
lichen Bewohner einer Stadt oder ſelbſt eines Dorfes und einzelner Höfe 
dem Gang der Sriegsereignifie mit weit mehr Ruhe entgegenfehen bürfen, 
als in irgend einer früheren Periode der Geſchichte. Es ift ein großes 
Berdienit Battel’3, daß er zuerft der humaner werdenden Sriegsübung 
der ftehenden Heere auch einen völferrechtlihen Ausdruck gegeben und durch 
feine Hare Darftellung des neueren Vollerrechts gerechtere Grundſätze 
populär gemacht bat. 

In einer andern Lage freilih find Diejenigen Perſonen, welche an 
der Kriegsführung ſelbſt einen thätigen Antheil nehmen, voraus das 
Heer und wer ſonſt mit den Waffen oder durch perſönliche Dienſte den 
Kampf unterſtützt. Nach der ältern wiederum barbariſchen Theorie ſprach 
man hier von einem Recht der Kriegsgewalt über Leben und Tod 
ihrer activen Feinde. Das humane Völkerrecht von heute verwirft auch 
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Allerdings wer an dem Kampfe Theil nimmt, freiwillig oder ge⸗ 
zwungen, der ift den Gefahren des Kampfes Preis gegeben und dieſer 
Kampf wird auf Leben und Tod geführt. So meit das natürliche Recht 
des Kampfes reicht, jo weit muß auch da3 Recht gehen, den Tämpfenden 
Feind zu tödten, aber nicht weiter. Jenes Recht aber ift bedingt durch 
die rechtliche Bedeutung und begränzt durch den Zweck des Kriegs. Nie 
mals darf der Krieg mit feiner furchtbaren Gewalt felber Zweck fein. Er 
ift immer nur ftatlihe Rechtshülfe und ein Mittel für Statszwede. Des- 
halb ift die Kriegsgewalt feine abjolute. Sie findet demnach von Rechts 
wegen ihre Gränze und ihr Ende, wo fie nicht mehr dem Statszweck 
dient. 

63 ift daher erlaubt, den Feind, der Widerftand leiſtet, mit töbt- 
lichen. Geſchoſſen ‚zum Weichen zu nöthigen, erlaubt, den bemwehrten Gegner 
im Einzelkampfe zu tödten, erlaubt, den fliehenden. Feind zu ‚verfolgen, 
weil das Alles nöthig ift, um den Sieg zu erftreiten und zu fichern. Aber 
es ift nicht_erlaubt, den Feind, der feine Waffen ablegt und ſich ergiebt, 
oder ber verwundet auf dem Sdhlachtfelde Tiegt und unfähig ift, ben 
Kampf fortzufegen, und nicht erlaubt, die Aerzte, Feldgeiſtlichen und andere 
Richtlämpfer einzeln zu tödten, weil das nicht nöthig iſt, um den Sieg 
zu gewinnen, die unzweckmäßige Tödtung aber rohe Grauſamkeit wäre. 
Die kriegeriſche Gewalt darf nicht dem zügelloſen Haſſe und milder Rach— 
fucht dienen, denn fie ift Rechtshülfe und Statsgewalt. Dies Gebot der 
Menſchlichkeit darf auch nicht von der aufgeregten Wuth der kriegeriſchen 
Leidenſchaft überhört werden. Der militärtfche Befehl, „Leinen Pardon zu 
geben und Alles niederzumachen“, ift eine völkerrechtswidrige Barbarei und 
wird nur als Repreffalie noh und zur Abmendung eigener äußerfter 
Lebensgefahr zugelafien. Auch Hier ift e3 wieder Vattel, melcher die 
humaneren Grundfäße des neuen Völkerrecht zuerjt mit Erfolg vertheidigt 
hat. Um dieſes Verdienſtes willen um die Civilifation gebührt ihm eine 
hohe Stelle unter den Lehrern und Yörderern des Völkerrechts. 

Mit großem Nachdruck und Eifer für militäriiche Ehre beftreitet er 
auch den abjurden Sat der früheren Schriftfteller, daß man dem hart- 
nädigen Vertheidiger eines feiten Plabes den Tod als Strafe drohen dürfe, 
wenn er denfelben nicht übergebe. Die Tapferkeit bes Feindes wird nie- 
mals ein ſtrafwürdiges Verbrechen, aud) nicht, wenn fie eine vielleicht un- 
haltbare Stellung zu behaupten jucht. Während des Kampfes ift Schonung 
nicht am Plage und, wer fein eigenes Leben einjeßt, mit dem darf man 
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nicht rechten, wenn er das Leben feines Feindes angreift. Die hartnädigfte 
Bertheidigung kann dazu dienen, dem übermächtigen Tyeinde Achtung abzu⸗ 
nöthigen und befjere Friedensbedingungen zu erzielen. Zur Strafe darf 
der Sieger nur die tödten, welche ein ftrafbares Verbrechen begangen 
haben, 3. B. die Seeräuber, die Spione oder Marodeurs. Aber diefe Art 
der Zödtung ſetzt ein ftrafgerichtliches Verfahren voraus, wenn auch viel⸗ 
leicht das ſummariſche de Standrechts. Das ift nicht mehr Kampfes⸗ 
recht, ſondern Strafredit. 

Auch das Recht, die Angehörigen des feindlichen States, vorzüglich 
die bei der Kriegsführung Betbeiligten zu Kriegsgefangenen zu machen, 
ift duch den Zweck des Kriegs begränzt und darf nur als ein Mittel 
zum endlichen Frieden benubt werden. Die Sriegsgefangenichaft der 
neueren Zeit ift nicht mehr, wie die antike, eine zeitige Sclaverei. Die 
Grundfäße, welche Preußen und, die Vereinigten Staten in einem Vertrag 
von 1785. anerkannt haben, find nad) und nad) allgemeines Recht ge 
worden. Die Kriegägefangenen dürfen nicht als Verbrecher, nicht als 
Züchtlinge behandelt wefden. Sie werden nicht zur Strafe, jondern ber 
Sicherheit wegen und um den Feind eher zum Frieden zu nöthigen, in 
ihrer Freiheit beichränft und verwahrt. Sie dürfen daher nicht miß- 
handelt und gequält, noch zu Arbeiten angehalten werden, melde ihrer 
Lebensftellung nicht angemeſſen find, aud dann nicht, wenn man bon 
ihnen fordern Tann, daß fie ihren Lebensunterhalt mit ihrer Arbeit ver⸗ 
dienen. Sogar ihre Bewegung und ihre Beichäftigung find nicht mehr zu 
beichränten, als es das Intereſſe der Sicherheit fordert. Die heutige Sitte 
verlangt Jogar, daß die Triegsgefangenen Officiere auf ihr Ehrenwort in 
relativer Freiheit gelaffen werden. Nur wenn fie diejelbe mißbrauchen zu 
ftatsfeindlihen Zmweden oder Fluchtverſuche machen, find fie ftrenger zu be= 
waden. So lange nicht die Sicherheit und die gute Ordnung darunter 
leiden, find auch den Kriegsgefangenen unbedenklich diejenigen Genüfle zu 
veritatten, für welche fie auf eigene SKoften forgen oder die ihnen von 
ihren Landsleuten und Freunden ermöglicht werden. 

Mit edler Sorge ninmt ſich das heutige Völkerrecht auch der ner- 
mwundeten Feinde an. Die Beichlüffe des internationalen. Congreſſes zu 
Genf, im Auguft 1864, welcher auf Einladung der Schweiz bon einer 
großen Anzahl von Staten beſchickt wurde, erfennen den Redtögrundjag 
an, daß die ärztliche Sorge, welche den eigenen Verwundeten zu Theil 
wird, auch auf die verwundeten Feinde in weſenilich gleicher Weife auge 
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gedehnt werden folle. So ward das chriſtliche Princip der Feindesliebe in 
die bindende Yorm des Menfchen= und Völkerrechts überſetzt. 


Feindliches Bermögen im Landfriege. 


Nicht minder groß find die Yortichritte, welche das neuere Völkerrecht 
in der Anerkennung und dem Schutze des feindlichen Vermögens gemacht 
hat. Freilich befteht hier noch zwilhen Land- und Seelrieg ein be 
deutender Unterfchied. In jenem ift die alte Barbarei früher und voll⸗ 
ftändiger überwunden worden, als in diejem. 

Die antiten Völker, welche den Feind als rechtlos anjahen, betrach 
teten auch das Vermögen aller derer, die fie Feinde nannten, als einen 
Gegenftand freier Befib- und Wegnahme. Das Grundeigentum der Feinde 
verfiel dem fiegreichen Stat, ihre Habe ward von den Truppen erbeutet 
und dem Feldherrn überliefert, welcher über die Vertheilung frei verfügte. 
Reine Rechtsvorſchrift hinderte das Heer, die Häufer der Yeinde abzubrennen 
und ihre Pflanzungen zu vermüften. Die Sitte war freilich. oft menfch- 
licher al3 dag Recht und die Politik fchonte oft, wo das Recht Zerftörung 
und Raub geftattete. Aber in vielen Fällen zeigte fi) auch die milde 
Rohheit eines barbarifchen Kriegsrechts in ihrer ſcheußlichen Geftalt, ohne 
Maß und ohne Scham. 

Nicht viel anderd war es im Mittelalter. Die damaligen Yehden 
waren weniger blutig als die antiten Schlachten, aber um fo verderblicher 
für das. Eigentum und den Wohlitand der betroffenen Gegenden. Das 
Grundeigenthum blieb zwar meiftens unverändert, aber die Dörfer wurden 
niedergebrannt, die Burgen gebrochen, die Bäume umgehauen, da3 Vieh 
weggeführt, die Habe der friedlichen Leute als gute Beute geraubt. 

Auch Hier bewährt jener Grundſatz des heutigen Rechts, daß der 
Krieg gegen den Stat und nicht gegen die Privaten geführt werde, feine 
heillame Wirkung. 

Wir unterfheiden nun zwiſchen öffentlichem Vermögen und 
Priv atgut. Das öffentliche Vermögen, welches dem feindlichen State 
gehört, darf im Kriege angegriffen und von dem Sieger weggenommen 
werden. Voraus bemächtigt ſich die Kriegsgewalt aller der Sachen des 
Feindes, welche Bezug auf die Kriegsführung ſelber haben, der Waffen, 
der öffentlichen Magazine und Vorräthe, der Kriegscaſſe, denn voraus iſt 
die Kriegsgewalt berechtigt, dem Feinde die Mittel zu entwinden, mit denen 
derſelbe Krieg führt und Widerſtand leiſtet. Ferner ergreift ſie, indem ſie 
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in feindlichem State fortichreitet, die Zügel der Statsgewalt und nimmt 
mit Recht die öffentliche Autorität einftweilen für fi) in Anfprud. Sie 
verfügt daher über die öffentlichen Gebäude, nimmt die Yinanzgefälle aller 
Art in ihre Hand, und erftredt ihre Hand über die öffentlichen Caſſen; 
denn es dient das, den feindlichen Stat zu überwinden und zum Frieden 
zu zwingen. 

Indeſſen jogar innerhalb des öffentlichen Vermögens beginnt die civi= 
liſirte Welt feiner zu empfinden und wichtige Unterjcheidungen zu machen. 
Nicht alles öffentliche Gut dient in gleicher Weile dem State und daher 
auch jchlieglich feiner Kriegsmacht. Viele öffentlihe Anftalten dienen mit 
ihrem Vermögen andern, eher focialen Zwecken. Die Kirchen find ben 
religiöfen Bebürfniffen der Bewohner geweiht. Die Spitäler find für 
Kranfe beftimmt. Die Schulen, die Bibliothefen, die Laboratorien, die 
Sammlungen find für die Zwede der Bildung und der Wiſſenſchaft ge 
gründet. Eben deshalb find fie, wie die Amerikaniſchen Kriegsvorſchriften 
e3 ausdrüden ($ 34), nieht im Sinne des Kriegsrechts als öffentliches Ver- 
mögen zu betrachten und follen ihren Zwecken nicht entfremdet werden. 
Der Raub von Kunſtſchätzen und Denkmälern, noch in den Revolutions⸗ 
friegen zu Anfang diefes Jahrhunderts oft geübt, erſcheint dem öffentlichen 
Gewiſſen bereit als anjtößig und tiderrechtlich, weil dieſe Dinge Teinen 
nahen Bezug auf den Stat und den Krieg haben, fondern der friedlichen 
Gultur der bleibenden Nation dienen. 

Wenn das heutige Völkerrecht fogarz/einen Theil der öffentlichen 
Güter vor den Griffen des Sieger bewahrt, jo verfteht ſich ber.) Schuß 
des Brivateigenthumd.nun von ſelbſt. Ein Recht des Siegerd, das 
Grund eigenthum den Privaten mwegzunehmen und fi anzueignen, 
wird nicht mehr anerkannt. Die Eroberung ift ein Act der Statögemalt, 
und läßt das Privateigenthum unverjehrt. Der Pariſer Caſſationshof Hat 
daher mit gutem Grunde entjchieden, daß jelbit die, fürftlichen. Privat- 
güter fein Gegenftand der Groberung feien und daß nur die Güter, welche 
dem Fürften als Statshaupt zugehören, von dem fiegenden Feinde weg— 
genommen werden dürfen. Das Privateigenthum ift alſo nur injofern der 
Kriegsgewalt unterworfen, als es aud der Statögewalt unterworfen bleibt. 
Die Grundeigenthümer müffen ſich gefallen laſſen, daß das Heer, ſoweit 
die Kriegsoperationen es nöthig machen, vorübergehend ihre Häufer und 
Güter beſetze; aber ſobald das kriegeriſche Nothrecht mit der Noth ſelbſt 
erliſcht, tritt auch die Regel des freien Eigenthums von felber wieder in Kraft. 
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Endlich Hat das gereiftere Rechtsbewußtſein der civilifirten Welt es 
eingejehen, daß auch jenes angebliche Beuterecht im Strieg, troß der 
zahfreihen und ehrwürbigen Autoritäten der römiſchen Rechtswiſſenſchaft 
und der mittelalterlihen Rechte, eitel Unrecht ſei und fi mit einer 
geficherten Weltordnung durchaus nicht vertrage. Es ift beihämend für 
unfere Wiſſenſchaft, daß fie in diefer wichtigen Frage nicht eher die Wahr- 
heit erkannt bat, als bis ihr die veredelte Kriegsführung der heutigen Staten 
durch die thatſächliche Mißbilligung und durch das militärifche Verbot aller 
Beutemacherei vorausgegangen ift. Während die Gelehrten fi) noch immer 
durch die alten Autoritäten täufchen ließen, arbeiteten die Generale mit 
eiferner Disciplin an der Abſchaffung jenes offenbaren Raub3, den man 
vergeblich ich bemüht, als Recht auszugeben. Worauf denn follte fich 
dieſes angebliche Beuterecht gründen? Etwa auf den alten Wahn, daß der 
Teind ein rechtloſes Weſen ſei? Aber der Teind ift ein Menſch umd jeder 
Menſch ein Rechtsweſen. Oder auf die Borftellung, daß im Kriege die 
Gewalt herrſche? Aber es ift ja der Beruf des Völferrechts, auch die 
Kriegsgewalt mit den Zügeln des Rechts zu bändigen. Oder auf den 
Gedanken, daß dem Feinde zu ſchaden natürliches Kriegsrecht ſei? Aber 
die Privatperfonen find als ſolche nicht Feinde, und das Privateigenthum 
darf daher nicht willkürlich gefchädigt werden. Oder auf die Uebereinſtim⸗ 
mung der Völker * Aber die civilifirteften Völker verwerfen das Beuterecht 
als Raubredit. 

Sp entichieden hat fich die civilifirte Kriegsführung i in unfern Tagen 
bon der alt en Barbarei losgeſagt, daß ſogar die Lebensmittel, deren das 
werden. Die ſcheußliche Marime, nicht etwa nur de3 dreißigjährigen Kriegs, 
fondern noch der Revolutionskfriege zu Ende des vorigen und zu Anfang 
des jebigen Jahrhunderts, daß der Krieg fich jelber ernähren müffe und daß 
daher die Heere in Feindesland auf Koften der friedlichen Bewohner leben 
dürfen, wird heute von der öffentlichen Meinung als Barbarei gebrandmarft. 
In der Noth freilich, wenn ausreichende Lebensmittel und andere unent- 
behrlihe Sachen in ordentlicher Verfehrsform nicht zu erwerben find, viel⸗ 
leicht weil die Einwohner fie nit dem Heere verlaufen wollen, oder die 
Lieferungen zurüd bleiben, dann Tann es dem XTruppenförper nicht ver- 
wehrt werden, auch mit Gewalt fich die Dinge anzueignen, ohne die er 
nicht leben und feine Beſtimmung erfüllen kann; denn niemal3 Tann die 
Öffentliche Gewalt ihre Eriftenz dem Privatrechte zum Opfer bringen, viel- 
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mehr muß dieſes der Noth des States weichen. Aber fogar in diefem 
äußerjten Falle erfennt Die heutige Kriegsgewalt, ſoweit nicht das Recht 
zur Beiteuerung oder das Recht auf Striegslaften (Fuhrwerke, Einquar- 
tirung) die Yorderung unentgeltliher (wenigſtens vorläufig unentgeltlicher) 
Leiftungen rechtfertigt, die Pflicht ſchatzungsgemäßer Entſchädigung an, und 
zieht die geordnete Auferlegung von Gontributionen auch der aus Noth 
erlaubten Marode entſchieden vor. 

Am wenigften ift e8 den Sriegäleuten geftattet, die. Hauswirthe, bei 
denen fie einquartirt werden, zu bejchädigen und zu beftehlen. Wo der= 
gleichen Unfug und Unrecht noch gelegentlih vorlommt und, fei es aus 
Rachſucht oder aus Gemwinnfucht, au) von den Dfficieren noch gebulbet 
wird, da gejchieht dies nicht mehr im Sinne fondern mit Widerfpruch des 
"heutigen Kriegsrechts. Die Ehre einer disciplinirten Armee und der 
cwilifirten Kriegsführung fordert firenge Beitrafung folder Mißbräuche und 
Miſſethaten. 

Nur ganz ausnahmsweiſe wird im heutigen Landkriege noch die 
Beute geſtattet. Die Kriegsrüſtung insbeſondere der bewehrten Feinde, 
ihre Waffen und Pferde ſind heute noch Gegenſtand erlaubter Beute, weil 
vor der nahen Beziehung dieſer Sachen zur Kampfesführung die Rückſicht 
auf das Privateigenthum zurück tritt. Dieſe Sachen dienen dem Krieg 
und verfallen deshalb dem Sieger. Dagegen gilt es bereit3 als unwürdig 
und dem civiliſirten Kriegsrechte nicht mehr entſprechend, dem beſiegten 
Gegner ſein Geld oder feine Kleinode wegzunehmen. Auch der Kriegs⸗ 
gefangene bleibt Privateigenthümer. Nur wenn ein Officier große Geld⸗ 
fummen mit fi führt, fo werden dieje nicht als Privatgut, ſondern als 
Kriegsmittel und Kriegsgut betrachtet. 

Ebenſo wird dem Sieger gewöhnlich) noch verftattet, dem todt auf 
dem Schlachtfeld gebliebenen Yeinde die Habe wegzunehmen, die er zurüd- 
läßt. Die völlige Unficherheit diefer Verlaſſenſchaft läßt die Wegnahme 
in milderem Lichte erfeheinen. Indeſſen der ehrenhafte Sieger wird ſolche 
Sachen doch nur infofern behalten, al3 er die rechtmäßigen Erben nicht 
fennt, und fie herausgeben, fobald Jemand ein befjeres Recht daran nad) 
teilt. a) Die Heimlihe Marode aber den Schlachtfeldern nachſchleichender 
Diebe“ wird nicht mehr geduldet, fondern als ein ſchweres Verbrechen 
beftraft. 

Zuweilen verteidigt man noch heute die Erlaubniß zur Plünderung 
eines hartnädig vertheidigten Plages, mit dem Bedurfniß der Kriegsfüh— 
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rung, die Angreifer durch die Ausfiht auf Gewinn zum Sturme zu er- 
muthigen. Indeſſen ift daS nur die alte Barbarei, welche verfucht, ſich in 
diefem letzten Schlupfwinfel noch eine Zeit lang wider die befjere Rechts⸗ 
ordnung zu halten. Ganz mit denſelben ſchlechten Gründen hatte man 
bordem den Stürmenden auch die Frauen in dem eroberten Platze Preis 
gegeben. Was feiner Natur nad) chändliches Unrecht ift, das darf aud) 
nicht als Belohnung verſprochen und nicht als ein Mittel benußt werden, 
um den Pflichteifer leidenſchaftlich aufzuregen. 


Teindlihes Vermögen im Seekrieg. 


Biel zäher hat die alte Barbarei im Seefrieg der Aufnahme neuer, 
das Privateigentfum auch im Kriege ſchützender Grundſätze widerſtanden. 
Sie iſt hier vorzüglich von einem State vertheidigt worden, der in anderer 
Hinſicht ſich unläugbare Verdienſte um die Ausbildung eines humaneren 
Völkerrechts erworben hat, nämlich von England, der größten modernen 
Seemacht. 

Die engliſchen Staatsmänner und Rechtsgelehrten voraus behaupteten, 
das Beuterecht, das im Landkriege beſſer aufgegeben werde, ſei für den 
Seekrieg nicht zu entbehren. Sie wieſen darauf Hin, daß die Landmächte 
in der Beſitznahme und Eroberung des feindlichen Landes ein eingreifendes 
und wirkſames Zwangsmittel befißen, um den feindlichen Stat zur Aner- 
fennung ihrer Rechtsanfprühe und Yorderungen zu nöthigen, daß aber bie 
Seemädhte dieſes Zwangsmittels entbehren, weil ihre Macht auf die See 
und die Seefüften beſchränkt ſei. Sie gründeten auf diefen Unterſchied 
die Nothwendigfeit für die Seeftaten, nach einem andern Zwangsmittel zu 
greifen, und als ſolches, meinten fie, biete fi nur die Unterdrüdung des 
Seehandel3 und die Wegnahme der feindliden Schiffe und Kaufwaaren 
an. Allein niemals Tann die Schwäche der rechtmäßigen Kriegsmittel ein 
Grund fein, um die Zuläſſigkeit unrechtmäßiger Kriegsmittel zu rechtfer⸗ 
tigen. So wenig der Finanzmann, dem e3 nicht gelungen ift, ein Dar- 
lehen abzufchließen, die leeren Statscaſſen dadurch füllen darf, daß er den 
Reichen all ihr Geld wegnehmen läßt, jo wenig darf der Kriegsmann des- 
halb das Privatgut zur See berauben, weil die Kanonen feiner Schiffe 
nit ind Innere des Landes wirken. Die Kaufleute des feindlichen States 
find als ſolche feine Feinde, weder der Seemacht noch der Landmacht gegen- 
über; und wenn dieje genöthigt ift, ihr Privatrecht zu achten, fo liegt der 


Seemacht ganz diefelbe Pflicht ob aus ganz denjelben Gründen. Die frü- 
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here Barbarei im Landkrieg wurde ganz ebenfo damit bertheibigt, daß die 
Schädigung der Feinde ein unentbehrliches Mittel fei, um den Feind zur 
Rachgiebigkeit zu zwingen. Man hat diefelbe abgefchafft, weil man das 
Unrecht und die Verberblichfeit dieſes Kriegsmittels erfannt hat. Diefelbe 
Einfiht wird endlih auch das Beuterecht im Seekrieg als einen Flecken 
der heutigen Weltordnung erfermen laffen und diefelbe davon reinigen helfen. 

Bor einem Menfchenalter ftand es freilich noch ſchlimmer als gegen- 
wärtig. Somohl die Schiffe der feindlichen Nation ſammt ihrer Ladung 
al3 die feindlichen Kaufgüter, ſelbſt wenn fie auf neutralen Schiffen ver- 
führt wurden, fchienen ein offener Gegenftand der Seebeute zu fein, ob» 
wohl fie nicht im Eigenthum des Staates waren, mit welchem Krieg ge= 
führt wurde, ſondern der Privaten, gegen welche nicht Krieg geführt ward. 
Man bedachte nicht einmal, daß die Enteignung diefer als gute Prife weg⸗ 
genommenen Privatgäter ſogar die Gränzen eines Zwangsmittels gegen 
den Feind überfchreite, indem fie nicht wie die Beſchlagnahme für die For⸗ 
derungen ein Unterpfand fchafft, jondern über den Frieden hinaus wirkt 
und das Recht friedlicher Privaten völlig aufzehrt. 

Indeſſen einige, freilich noch nicht genligende, Fortichritte find gemacht 
worden, um au dad Seekriegsrecht zu civilifiren. 

63 verdienen vorzüglich folgende Maßregeln Erwähnung: 

1. Die endlihe Mipbilligung und Abſchaffung der Kapexei. Nach 
der früheren räuberifchen Praxis begnügten ſich die Seemächte nicht da= 
mit, dur) ihre Kriegsmarine den Seehandel zu behindern und die Rheder 
und Kaufleute der feindlihen Nation nah Kräften zu fchädigen. Sie 
riefen fogar die Raubluft der Privatunternehmer zu Hilfe und ermädhtig- 
ten dieſelben, mit ihren Kaperſchiffen auf Beute auszulaufen. Es war 
da3 ein von Stats wegen in Kriegszeiten autorifirter Seeraub. PBer- 
geblich hatten fich im vorigen Jahrhundert philanthropiiche Männer, wie 
Franklin, gegen diefe ſchmachvolle Unfitte erklärt. Auch ein Staatsver- 
trag zwiſchen den Dereinigten Staaten von Nordamerika und Preußen 
vom Jahr 1785, worin beide Mächte verfprachen, niemals Saperbriefe 
wider einander außzuftellen, blieb ohne allgemeine Nachfolge. Während 
der Napoleonifchen Kriege noch waren die franzöfifchen Kauffahrer aus 
allen Meeren von den Engländern weggefegt worden und franzöfifche 
Waaren nirgends vor der engliichen Confiscation fiher, fo weit die eng⸗ 
liſche Seemacht reichte. Die Continentalfperre, welche der Kaiſer Napoleon 
gegen England in Europa anordnete, war nur Wiedervergeltung, aber 
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nit wirffam genug, um von England den Verzicht auf die Seebente zu 
erzwingen. 

Endlich haben fih auf dem Barifer Congreß vom Yahr 1856 die 
verfammelten Mächte zu dem wichtigen Sabe des heutigen europäischen 
Völkerrechts geeinigt: „Die Kaperei ift abgeſchafft“. Leider ift der- 
jelbe durch den Widerſpruch der Bereinigten Staten noch nicht allgemein 
anerkanntes Recht geivorden. Die Weigerung Norbamerilos zuzuftimmen 
berubte freilich auf einem Grunde, der an fi volle Billigung verdient. 
Der Präfident wollte nicht damit die Kaperei gutheißen, fondern er erklärte 
nur, daß die Abjchaffung derjelben für ſich allein und, jo lange nicht auf 
das verwerfliche Beuterecht zur See überhaupt verzichtet werde, eine unzu⸗ 
reichende und ſogar eine gefährliche Maßregel fei. Es ift wahr, die großen 
Seemädhte, welche über eine zahlreiche Kriegsmarine verfügen, bedürfen der 
Beihülfe der Kaper nicht, und ihre Weberlegenheit im Seefrieg über ſchwä⸗ 
here Seeftaten mit zahlreicher Handelsmarine aber wenig Kriegsſchiffen 
wird dadurch eher vergrößert, weil nun die legtern Staten der vielleicht 
nüslichen Hülfe von Saperjchiffen, in die ſich die Kauffahrer verwandeln 
können, enibehren müflen. Indeſſen war jene Weigerung doch ein Yehler ; 
denn es iſt nicht recht, was man jelbft für Unrecht erklärt, deshalb feitzu- 
halten, weil daneben noch anderes Unrecht fortbeiteht, noch politiih Hug, 
ein erreichbares minderes Gut nicht anzunehmen, weil ein größeres wünſch⸗ 
bares Gut noch nit erlangt wird. Die Abſchaffung der Kaperei liegt auf 
dem Wege zur Abichaffung der Seebeute, fie ift nicht ein Hinderniß dieſer 
Entwidlung. 

2. Die Gefahr für die Kauffahrer ift ferner durch die neuere Sitte - 
der Triegführenden Seemächte, eine ergiebige Friſt anzujeßen, binnen wel⸗ 
her die Schiffe der feindlichen Nation ungefährdet aus den Häfen des 
Krieg drohenden States auslaufen und fich mit ihrer Ladung nad einem 
fihern Hafen flüchten können, erheblich ermäßigt worden. In dem Kriege 
mit Rußland von 1854, 1855 haben die Weitmächte England und Frank— 
reich ein nahahmungswürdiges Beijpiel der Art gegeben. 

3. Ferner wurden auf dem Pariſer Congreß von 1856 zwei wich⸗ 
tige Geſetze in das Völkerrecht aufgenommen: 

a) „Die neutrale Flagge dedt die. feindlide Waare,_mit 
einziger Ausnahme der Kriegscontrebande.” Da fein Staat auf 
offenem Meere eine GebietShoheit befikt, fo ift ſchon lange der völkerrecht⸗ 
fihe Sat anerkannt, daß jedes Schiff auf offener See nur der Schutz⸗ 
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hoheit und Statsgewalt feines eigenen Landes unterthan ift. Die nationale 
lange bezeichnet den Staat, dem das Schiff angehört. Es wird betrachtet 
wie ein ſchwimmender Theil des betreffenden Staatsgebiets. Es war da= 
her nur folgerichtig, da3 feindliche Privateigenthum im neutralen Schiffen 
ebenjo zu achten, wie wenn e8 in dem neutralen Zande wäre. Der Krieg 
darf das neutrale Gebiet nicht antaften. Es ift Friedensland. Die Kriegs⸗ 
contrebande macht deshalb eine Ausnahme, weil fie der Sriegspartei als 
ſolcher zu Kriegszwecken zugeführt wird. Im Uebrigen gilt nun der Satz: 
„Frei Schiff, frei Gut”. 

b) Ueberdem foll die „neutrale Waare“ auch auf feindlichem 
Schiffe _gegen das Priſenrecht geſichert werden, d. h. das Beuterecht darf 
nur auf feindliche Schiffe und auf Waaren der feindlichen Nation auf 
feindlihen Schiffen angewendet werden. Auf „unfreiem Schiff" Tann es 
alſo „freies Gut“ geben. 

4, Endlich hat der Parifer Congreß von 1856 auch das oft um« 
mäßig geübte Blokaderecht durch die Bedingung befchräntt, daß die Blo- 
tade „mirkiam“ fein müſſe, um anerfonnt zu werden, d. h. die Seefperre 
gilt nur infomweit, al3 die Seemacht, welche fie im Kriege anorbnet, dieſelbe 
auch thatſächlich und mit fortgejegtem Erfolg handhabt, aljo nicht, wenn 
e& ihr an den nöthigen Kriegsichiffen mangelt, um die Ein- und Ausfahrt 
in den blofirten Hafen durchweg zu verhindern. 

&3 find das Alles bedeutende Ermäßigungen des hergebrachten Raub» 
rechtes der Seebeute. Aber ein wahrhaft civilifirtes Seekriegsrecht wird 
erft dann vorhanden fein, wenn die ganze Seebeute ebenjo im Princip 
unterjagt wird, wie die Beute im Landkrieg, wenn Schiffe und Waaren 
der friedlichen Rheder und Kaufleute zur See ebenfo ficher find, wie Die 
Habe der Bewohner des Landes. Diefe Fortbildung des Völkerrechts wird 
nicht mehr lange ausbleiben. Auch die Seemächte, welche bisher der For⸗ 
derung des natürlichen Rechts keine Yolge gegeben und der Macht der 
Logik fich nicht gefügt Haben, werben fchließlich der lauten Stimme ber 
eigenen Intereſſen Gehör geben. Das Beuterecht, da3 gegen die fremden 
Schiffe und Waaren verübt wird, gefährdet und verleht nicht blos das 
Bermögen der feindlichen, jondern ebenfo der eigenen Nation, denn Handel 
und Verkehr find immer wechſelſeitig. Auch der Handel und der Grebit 
der eigenen Saufleute leidet ſchwer in Yolge diefer barbarijchen Ueberſpan⸗ 
nung der Kriegsübel; und volle Sicherheit hat auch ihr eigenes Privat- 
eigenthum erft dann, wenn alles Privateigenthum geachtet wird. Seit den 


4 Ginfeitung. 


Kriegen Englands mit Napoleon L bat fih aud in dieſer Hinfiht bie 
Welt jehr verändert. Der engliihe Welthandel bedarf nun zu feiner 
Sicherung kaum minder des völkerrechtlichen Schußes, als der franzöfiiche, 
oder nordamerifanifche oder deutjche; dern fo mächtig die englifche Kriegs⸗ 
marine auch ift, fie wäre doch nicht im Stande, zugleid) der feindlichen 
Kriegamarine zu begegnen und überall die englifchen Kauffahrer zu ſchützen. 
Wir dürfen daher wohl die Hoffnung begen, daß die Vorſchläge, welche 
Bremen im Jahre 1859 zum Schuß des friedlichen Welthandels gemacht 
hat, Schließlich auch die Billigung Englands finden und dann zum allge 
meinen Völkerrecht erhoben werden. 


Die Nentralität. 


Zum Schluffe verdient noch die Ausbildung der Rechte und Pflich- 
ten der neutralen Staten erwähnt zu werden, welche feit dem Ende des 
borigen Jahrhunderts ebenfalls mande Yortichritte gemacht hat. Indem 
das Recht der Neutralität wächlt, wird zugleich das Recht und bie Gefahr 
des Krieges eingeſchränkt. Die neutralen Staten umfchließen mit ihrem 
frieblichem Gebiete das Kriegägebiet. An ihren Grängen bricht fich die 
Brandung der Kriegäfluth. 

Es ift überhaupt ein beachtenswerthes und preiswürdiges Beſtreben, 
wie es ſich in dem neueften Rufliichen, dem Italienifchen und dem Däni- 
ſchen Kriege gezeigt hat, den Krieg möglihft zu Incalifiren, d. h. die 
unvermeidliche Gewalt und die Uebel des Krieges auf ein möglichſt enges 
Kriegsfeld einzugränzen. Die allmählich erftarkte Neutralität Hilft den 
Krieg im Großen Iocalifiren. Dadurch wird die Welt vor einem allge= 
meinen Weltbrand geſchützt und es wird die Macht des Friedens auch dem 
Kriege gegenüber fortwährend bewährt. Die neutralen Staaten vertreten 
das friedliche Regelrecht, fegen der Ausnahme des Kriegsrechts Schranken 
und tragen überdem dazu bei, die Leiden des Kriegs zu mildern, indem 
fie den Verfolgten und Ylüchtlingen eine friedliche Zuflucht eröffnen, und 
den Srieg eher zu beendigen, indem fie die Triedensunterhandlungen er- 
leichtern und vermitteln. 

Der Anftoß, welchen die Ruſſiſche Kaiferin Katharina II. auf den 
Rath ihres Kanzler Panin in der jogenannten „bewaffneten Neutralität“ 
bon 1780 zum Schuß der neutralen Schiffahrt gegeben, und die Berab- 
redungen, welche in derjelben Richtung im Jahre 1800 von den nordiſchen 
Mächten Rußland, Preußen, Schweden und Dänemark getroffen wurden, 
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haben die Rechte der neutralen Schiffahrt in Kriegszeiten gefräftigt und 
Grundſätze zuerft vertheibigt, welche endlich auf dem Parifer Congreß von 
1856 allgemein gebilligt worden find. Noch beftehen freilich über den. 
Beariff der unerlaubten Sontrebande mande Zweifel, welche den Handel 
unficher machen; aber auch in Kriegszeiten und ſelbſt wenn der Verdacht 
der Contrebande ſich erhebt, iſt doch das früher rüdfichtslos geübte Durch⸗ 
ſuchungsrecht der feindlichen Kriegsjchiffe gegenüber den neutralen Handels— 
ſchiffen, jorgfältiger begränzt worden. So lange freilich noch die Kriegs⸗ 
partei allein die Brifengerichte beitellt, welche darüber erkennen, ob ein 
weggenommenes neutrale8 Schiff Contrebande geführt habe oder die recht⸗ 
mäßige Blofade in unerlaubter Weile habe bredden wollen, jo lange find 
die Garantien für eine unparteiifche Rechtspflege noch gering. Zwar find 
die ‘Prijengerichte in neuerer Zeit etwas unbefangener geworden al3 früher, 
fie vermuthen nicht mehr wie ehedem fo leichtiinnig oder leidenfchaftlich 
für die Schuld des eingebrachten Schiffes, fie find geneigter worden, aud) 
die Vertheidigung zu hören und zu würdigen, die Freiſprechungen find 
weniger jelten geworden. Aber der Grundcharakter eines ausfchlieklich von 
der Partei gefeßten und bejebten Gerichtshofs wird heute noch feftgehalten 
und deshalb können die Neutralen diefe Handhabung der Rechtäpflege noch) 
nicht mit Vertrauen betrachten. 

Indeſſen den Rechten der Neutralen entſprechen auch Pflichten. In⸗ 
dem die Neutralen verlangen, daß fie von den Folgen und Wirkungen des 
Kriegs möglichſt wenig betroffen werden und daß die Kriegsgewalt der Yeinde 
vor ihrer friedlichen Haltung rückſichtsvoll vorbei gehe, jo dürfen fie aud) 
ihrerjeit3 nicht an der Kriegführung fich betheiligen. Die neutralen Staten 
bürfen nicht kriegen helfen, wenn fie in ihrer friedlichen Neutralität gead)- 
tet bleiben wollen. Wer den Yeind im Kriege und zum Kriege unterftüßt, 
der hört auf, neutral zu fein, denn neutral fein heißt auf feiner ber 
beiden Seiten Theilnehmer am Kriege fein. 

Auf die Ausbildung der Rechte und der Pflichten der Neutralen 
hat einen großen Einfluß die Neutralitätsacte gehabt, welche zuerft in Nord» 
amerifa auf den Betrieb Hamiltons und im Einverftändnig mit dem 
Eriten Bräfidenten Washington im Jahre 1794 erlaſſen und im Jahr 
1818 revidirt worden iſt. Sie ift von der Englifhen Parlamentsacte 
bon 1819 nad- und fortgebildet worden. Der lebte Bürgerkrieg in den 
Vereinigten Staten hat freilih den Glauben an die Wirkſamkeit dieſer 
Neutralitätsgejehe einiger Maßen geſchwächt. Die Vereinigten Staten be 
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Hagen ſich darüber, daß England nicht ſorgfältig und nicht entſchieden 
genug die Begünſtigung der Südſtaten verhindert und durch Lieferung 
von engliſchen Schiffen die räuberiſchen Kreuzer ausgerüſtet habe, welche 
die Meere unſicher machten; und manche Zeichen deuten darauf, daß 
auch die Amerikaniſche Praxis bei Kriegen europäiſcher Staten eine laxere 
Politik befolgen werde und ihren Schiffsbauern verſtatten werde, den 
Kriegsparteien Kriegsſchiffe zu liefern. 

Man ſieht, die theilweiſe widerſtrebenden Intereſſen des freien Han⸗ 
dels der Neutralen auch mit der Nation der Kriegspartei und der uner⸗ 
läßlichen Enthaltſamkeit von jeder Theilnahme am Krieg von Seite des 
neutralen Stats ſind noch mit einander im Kampf und ſuchen noch das 
gerechte Gleichgewicht. 


Das Recht der nationalen Entwicklung und der 
Selbſtbeſtimmung der Völker. 


In unferer Zeit hört man oft die laute Klage, der Beitand der 
Staten felber fei nicht mehr wie früher durch das Völkerrecht gefichert, Die 
Revolution von Innen, die Uebermacht von Außen bedrohen alle legitimen 
Gemwalten, und fo oft ihnen der Umfturz eines rechtlich begründeten Zu= 
ftandes glüde, jo werde die vollendete Thatjache, das heikt_zumeilt das 
fiegreicde Unrecht von den Mächten als neues Recht guigeheiken und an⸗ 
exkannt. Man beſchuldigt das heutige Völkerrecht, es habe alles Ber- 
ftändniß verloren für die Nechtsficherheit der Staten und ihrer Regierun- 
gen und Huldige jederzeit gefügig dem brutalen Erfolg. 

Man fehe zu, ob denen, welche fo reden, nicht felber alles Ber- 
ftändnig fehlt in die Natur des Völkerrecht? und des öffentlichen Rechts 
überhaupt. 

Die inneren Berfafjungsänderungen eines Stats und die Wechſel der 
Fürſten und Dynaftien find meiltens Vorgänge in dem Leben eines ein- 
zelnen Volkes und States und eben deßhalb zunächſt ſtaatsrechtlich, 
nicht völkerrechtlich zu beurtheilen. Das Völkerrecht ordnet nicht die 
einzelnen Staten, ſondern nur die Beziehungen der Staten zu einander. 
Erſt in zweiter Linie tritt daher an das Völkerrecht die Frage heran, 
ob ein Stat, der eine ſolche Ummandlung erfahren hat und feine thatſäch— 
id die Statsgewalt ausübende Regierung aud in der Statengemeinſchaft 
und im Statenverfehr als ſouveräne Perfonen anzuerkennen fein. Yür 
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das völkerrechtliche Verhalten ift daher die ftatsrechtliche Erledigung gewöhn⸗ 
ih Maß gebend. Jene Vorwürfe, auch wenn fie gerecht wären, würden 
daher eher das moderne Statsrecht treffen als das Völkerrecht, welches 
genöthigt und berufen ift, die ftatlihen Bildungen, wie fie in der 
Melt eriftiren, neben einander anzuerlennen und mit einander zu ber- 
binden. 

Sin der europäifchen Reftaurationsperiode von 1815 bis 1830 ver- 
ſuchten es die Mächte der Heiligen Allianz auf den Congreſſen von Aachen 
und mehr noch auf den Congreſſen von Laibach und Verona das Princip 
der dynaſtiſchen Legitimität zu einem Orundgefe des europäjchen 
Völferrechtö zu erheben. Jede conftitutionelle Beſchränkung der abfoluten 
Türftengewalt und jede Aenderung in dem neu garantirten Territorialbefik 
wurden al3 Revolution verdammt und der Schuß der beſtehenden Stats⸗ 
autoritäten als eine Pflicht der fünf Gropmächte dargeftellt, welche berufen 
feien, das öffentlihe Recht in Europa zu fihern und zu fchüßen. 

Die Weltgefchichte hat über den damaligen Verſuch gerichtet, fie hat 
die Unausführbarkeit desjelben an den Tag gebracht und die Mängel jenes 
Grundgedankens ſchonungslos aufgededt. 

Die mittelalterliche Vorftellung, welche von der Legitimitätspolitik zu 
einem fünftlichen Scheinleben wieder ermwedt wurde, betrachtete die Landes⸗ 
herrſchaft wie ein göttliches Zehen und mie ein Stamm- und Erbgut ber 
Dynaftien, worüber beliebig zu verfügen dem regierenden Yamilienhaupte 
zuftehe, welches jo wenig der Wandlung ausgeſetzt fei, wie das fefte ber 
Privatperfon gehörige Grundeigentfum. Bon dieſem Standpunkte aus 
erichien der Kampf um die Regierung eines Landes wie der Kampf zwi⸗ 
ichen Eigenthümer und Räuber. Nach dem Grundfage folder Legitimität 
galt es als ſelbſtverftändlich, daß das gejchichtlih begründete Thronrecht 
unter allen Umftänden, wie ein Eigenthum erhalten werden müfje wider 
iede Belibftörung. 

Aber diefe ganze Grumdanficht von Fürftenrecht ift noch unreif und 
beinahe kindiſch. Das Recht und die davon nicht abzutrennende Pflicht, 
ein Volk zu regieren, ift in Wahrheit fein Privat- und fein Familienrecht, 
es ift fein Cigenthum. Das Volk ift eine lebendige Perjon und der Fürft 
ift nicht außer und nicht mie der Eigenthümer einer Herde Vieh über 
fondern in dem Volke als das Haupt des Volkes. Sein Recht ift 
Öffentliches Recht und öffentliche Pflicht, Statsrecht und Statspflicht. Alle 
Tragen ber Statsherrfchaft find daher nicht nad) den privatrechtlichen 
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Geſetzen über Eigenthum und Beſitz, nicht nach den firafrechtlichen Be⸗ 
griffen von Raub und Diebitahl, fondern von dem Standpunkte des Volkes 
und des States aus und ihrer Entwidlung zu beurtheilen. 

Das aber hat allmählich, nicht ohne Tehlichritte und Mißgriffe, das 
moderne Völkerrecht begriffen, indem es den vielfältig durchlöcherten Schnür- 
leib der alten Legitimitätsdoctrin abgelegt hat. 

Es war ein großer Fortſchritt in der Rechtserklenntniß, als man 
endlich einfah, daß die Völker Iebendige Wejen feien und daß demgemäß 
auch das Verfaſſungs- und Statsreht, welches als Organifation und 
gleihfam als Leib des Volkes fein Leben bedingt und darftellt, diejenigen 
MWandlungen vornehmen muß, melde nöthig find, um die Ent- 
widlung des Volkslebens zu ermögliden und zu begleiten. Der 
Rechtsbegriff jelbit wurde dadurch vergeiftigt. . Zuvor war er tobt und Talt. 
Sebt wurde er voll Leben und Wärme. 

Die Wiſſenſchaft ift noch in diefer den Charakter alles öffentlichen 
Rechts wandelnden Arbeit begriffen, wie die Welt in der Bewegung begrif- 
fen ift, aus dem mittelalterliden Herren- und Landesrecht die modernen 
Bolksitaten hervorzubilden. 

Über heute Schon dürfen wir getroft als ein Ergebniß der Kämpfe 
und Errungenfchhaften unſers Jahrhunderts folgende moderne von dem 
heutigen Völkerrecht wenigſtens ſtatsrechtlich gebilligte Rechtsſätze ausſprechen: 

Die Autorität des geſchichtlichen und formulirten Rechts verliert in 
dem Maße ihre Macht, in dem es offenbar wird, daß dasſelbe das Leben 
des States gefährde ſtatt demſelben zu dienen und die Entwicklung des 
öffentlichen Rechts unmöglich macht, ſtatt dieſelbe zu reguliren. Alles öf- 
fentliche Recht gilt nur, inwiefern es lebenskräftig iſt. Neben dem Recht 
der ſtatlichen Exiſtenz iſt auch das Recht der nationalen Entwicklung 
anzuerkennen. Das Völkerrecht ehrt die Ergebniſſe der Weltgeſchichte und 
betrachtet die Verhältniffe, welche ſich als nothwendige und fortwir= 
tende Grundlagen und Bedingungen des derzeitigen Völkerlebens 
manifeftiren, nicht bloß ala zu duldende Thatſachen, ſondern al3 geſchicht— 
lie Yortbildung des Rechts. Das Völkerrecht achtet das Recht der 
Bölker, die Tyorm ihres gemeinjamen Berbandes und ihres gemeinjamen 
Lebens, d. h. ihre Berfaffung felber zu beftimmen. ‘ 

Bei näherer Erwägung zeigt fi, daß jene Anklage des modernen 
Völkerrechts, als fei es rechtlos geworden, völlig eitel if. Ganz im Ge- 
gentheil, es ift der höchfte Vorzug und die Ehre der modernen Rechtsanficht, 
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daß ihr das Recht felbft nicht mehr als ein todtes und als ein Hinderniß 
des Lebens, jondern al3 ein lebendiges und entwidlungsfähiges er- 
ſcheint. Die Selbſtvervollkommnung ift die Aufgabe der Menſchheit, auf 
dem Gebiete des Nechtes nicht minder als in allen andern Richtungen 
Humaner Cultur. 


Die angeführten einzelnen Momente mögen genügen, um die großen 
Hortfchritte zu veranſchaulichen, welche das Völkerrecht in neuerer Zeit 
wirklich gemacht hat, wenngleich fie auch darauf hinweiſen, daß noch mei- 
tere Yortjchritte zu machen find, wenn die civilifatoriiche Aufgabe des 
Bölferrecht3 erfüllt und eine humane Weltordnung hergeitellt werden fol. 

Wie die Wiſſenſchaft für die Begründung und Erkenntniß des Böl- 
kerrechts entjcheidend geworden iſt, jo hat fie die Pflicht, auch feine Yort- 
ſchritte vorzubereiten, zu beleuchten und zu begleiten. Obwohl nun die 
Prarid der Staat3männer die Leitung übernommen hat, jo hängt doch die 
Wirkſamkeit des Völkerrechts hauptſächlich davon ab, daß jeine Grundſätze 
und Grundgedanken von der öffentlichen Meinung gekannt und gebilligt 
werden und daß das öffentliche Gewiſſen darüber aufgeklärt werde. Je 
allgemeiner die Rechtsſätze des Völkerrechts verbreitet und verſtanden wer⸗ 
den, je beftimmter und entjchiedener das Rechtsbewußtjein der civilifirten 
Menjchheit ſich entfaltet, umfomehr ift auch die Wirkſamkeit des Völferrechts 
in der Welt gefihert. In dem Völkerrecht voraus bethätigt ſich noch der 
Erweis des Geiftes und der Kraft. Sein flüfjiger Stoff ift noch nicht, 
wie die andern Rechtsordnungen, zu fefter abgefchloffener Form geftaltet, 
aber unaufhaltfam wächſt es feiner Beſtimmung und feinem Ende, dem 
humanen Weltrecht entgegen. 


Bluntſchli, Das Vollerrecht. 4 





Rechtsbuch. 


Ms 


Erfies Bud. 


Begründung. Natur und Gränzen des Völkerrects. 


1. 


Völkerrecht iſt die anerkannte Weltordnung, welche die verſchiedenen 
Staten zu einer menſchlichen Rechtsgenoſſenſchaft verbindet, und auch den 
Angehörigen der verſchiedenen Staten einen gemeinſamen Rechtsſchutz ge— 
währt für ihre allgemein menſchlichen Rechte. 


1. In ber Anerkennung ber Weltordnung liegt mehr als in ber „Ers 
kenntniß“ derſelben. Diefe Tann bloße Theorie fein, jene bedeutet zugleich bie Bes 
währung berjelben im Völkerleben. Das Wiffen allein bildet noch fein Net; erft 
wenn bie Macht bes Rechtsbewußtſeins fi in der Praris offenbart, ift eine Nechtss 
orbnung ba. 

2. Zunächſt orbniet das Völferrecht bas Verhältniß der Staten zu einander. 
Sein Hauptinhalt ift öffentlihes Recht. Inſofern kann es auch, von ben eins 
zelnen Staten aus betrachtet, „Äußeres Statsrecht“ genannt werben. Der 
Name ift aber ungenau, weil das Völferrecht von wejentli univerſeller Natur, 
weil e8 das Recht ber Menfchheit if. Schon Hugo Grotius hat bas erkannt. 
Prol. 17: „Sicat cujusque civitatis jura utilitatem suae civitatis respiciunt, 
ita inter civitates aut omnes aut plerasque ex consensu jura quaedam naseci 
potuerunt et nata apparet, quae utilitatem respicerent non coetuum singulorum 
sed magnae illius universitatis, et hoc jus est quod gentium dieitur‘. Das 
neben orbnet das Völkerrecht aber auch die überall gleihmäßig wirffamen und unter 
ben Schub ber civilifirten Welt geftellten Mechtöverbältniffe ber Privatperjonen, und 
beißt infofern „internationales Recht“ im engern Sinn, Diefe zweite Bes 
beutung bes Völferrechts ift aber noch weniger entwidelt als bie erfte und gewährt 
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nur einen mittelbaren Schuß, durch Vermittlung ber Staten. Der engliſch⸗ 
amerifanifche -Sprachgebraud nennt das Völkerrecht überhaupt „International 
law“, verfieht aber unter nation, wie ber franzöfiihe das, was wir Bolt 
(populus) heißen, d. h. das zum Stat organifirte Gemeinwejen, ben lebendigen 
Stat, nicht die bloße Sprach: und Eulturgemeinfchaft, welche wir Deutſche Nation 
beißen. 


2. 


Die gemeinfame Menfchennatur ift das natürliche Band, welches alle 
Völker zur Einen Menfchheit verbindet. Daher hat jedes Volk ein natür- 
liches Recht, in feiner Menjchennatur von den andern Völkern geachtet zu 
werden und die Pflicht, dieſelbe Menfchennatur in diefen zu achten. 


Das ift die menſchliche Rechtsgleichheit bes Möller. 


In allen Zeiten haben einzelne Weiſe biefe Wahrheit erfannt; aber Ans 
erfennung bat biefelbe erft in bem neueren Völkerrecht gefunben, und heuile noch 
fiehen ihrer allgemeinen Durchführung als Rechtsfa vielfältige Vorurtheile, Glaubens⸗ 
und Raſſenhaß und Seldftfucht als Hinberniffe im Wege. 


3 


Es hängt nit von der Willlür eines States ab, das Volkerrecht 
zu achten oder zu verwerfen. Da ſich kein Stat ſeiner Menſchennatur 
entledigen kann, ſo darf er ſich auch ſeiner Menſchenpflicht nicht entziehen. 


1. Wäre das Völkerrecht ausſchließlich das Erzeugniß bes freien Willens ber 
einzelnen Staten, fo wäre im Grunde alles Völkerrecht Vertragsrecht, d. h. 
kein Stat wäre andern Staten gegenüber verpflichtet, völkerrechtliche Sätze zu be⸗ 
achten, wenn dieſelben nicht durch Statenvertrag fanctionirt wären. Es bliebe. dann 
fogar unerflärt, weshalb denn bie Verträge bie Staten auch bann noch binden, 
wenn ber Wille ber Vertragsparteien fi) ändert, weßhalb nicht jede Willensänderung 
eine Rechtsänderung nach fich zieht. Die Verbinblichleit des Völkerrechts ſetzt bie 
Nothwen digkeit beffelben im Gegenfage zur Willfür voraus. 

2. Auf dem Eongreß zu Nahen im Jahre 1818 wurde von ben 5 europäilchen 
Großmächten bie Verbindlichfeit bes europäiſchen Völkerrechts — fowohl für ihre 
wechfeljeitigen Beziehungen als im Berhältnig zu andern Staten — anerkannt. 
Protofoll v. 15. Nov. 1818: „Les souverains en formant cette union auguste, 
ont regard& comme la base fondamentale, leur invariable r&ösolution de ne 
jamais »’6carter, ni entre eux ni dans leurs relations avec d’autres 6tats, de 
l’observation la plus stricte des principes du droit des gens, principes qui 
dans leur application à un 6tat de paix permanent, peuvent seuls garantir 
efficacement lind&pendance de chaque gouyvernement et la stabilite de 
Yassociation generale“, 
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4 


In demfelben Verhältniß, in welchem das Gemeinbewußtfein der 
Menjchheit an Klarheit und Energie zunimmt, wächſt auch das Völlerrecht 
in Inhalt und Geltung, denn das Volkerrecht geht aus dem Rechts⸗ 
bewußtfein der Menfchheit hervor. 


Vgl. darüber bie Einleitung. 
5 


Die civilifirten Nationen find vorzugsweiſe berufen und befähigt, 
das gemeine Rechtsbewußtſein der Menfchheit auszubilden, und die civili⸗ 
firten Staten voraus verpflichtet, die Forderungen deſſelben zu erfüllen. 
Deßhalb find fie vorzugsweiſe die Ordner und Vertreter des Völlerrechts. 


Das Weſen der Givilifation befteht, wie ſchon ber große Dante erflärt bat, 
in ber barmonifchen Ausbildung univerfeller Menfchlichkeit, ber Humanität. Das 
Völkerrecht ift eine ber ebelften Früchte ber Civilifation, denn es ift feinem Wefen 
nah eine merfchliche Ordnung. Der Anfpruch ber europäifchen und amerilanifchen 
Staten, vor den andern Völkern die Träger und Schirmer bes Völferrechts zu fein, 
wäre eine eitle Anmaßung, wenn berjelbe ſich nicht auf bie höhere Eivilifation jener 
Staten gründete. 


6. 


Wenn gleich das heutige Völkerrecht vorerfi unter den chriftlichen 
Nationen ausgebildet worden ift, und der chriftlihen Religion vielfältige 
Anregung zu danken bat, jo ift es dennoch nicht an das chriſtliche Be⸗ 
kenntniß gebunden und nicht auf die chriftliche Welt beſchränkt. 

Seine eigentlihe Grundlage ift die Menſchennatur, fein Ziel ift die 
menfchliche Weltorbnung, feine Mittel find ftatliche Rechtsmittel, und feine 
Ausbildung ift das Werk der menſchlichen Wiſſenſchaft und Praris. 

Das Völkerrecht verbindet al3 allgemeine? Menſchenrecht Chriften 
und Muhammedaner, Brahmaniften und Buddhiſten, die Anhänger bes 
Kongfutfü und die DVerehrer der Geſtirne, die Gläubigen und die Un- 
gläubigen. 


1. Im Gegenfage zu ber wifjenfchaftlihen Begründung und Darftellung des 
Völkerrechts hatte die „Heilige Allianz" der brei öſtlichen Mächte (14/26. Sept. 
4815) nohmals ben Verſuch gemacht, baffelbe auf die hriftliche Religion zu bafiren. 
l’empereur d’Autriche, le Roi de Prusse et l’empereur de Russie — döclarent 
solennellement que le pr&sent acte n’a pour objet que de manifester & la 
face de l’Univers leur dötermination inebranlable, de ne prendre pour regle 
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de leur conduite, soit dans l’administration de leurs états respectifs, soit 
dans leurs relations politiques avec tout autre gouvernement, que les pr&- 
ceptes de cette religion sainte, pr&öceptes de justice, de charit& et de paix, 
qui loin d’&ötre uniquement applicables & la vie privee, doivent au contraire 
influer directement sur les r&solutions des princes et guider toutes leurs 
d&marches comme &tant le seul moyen de consolider les institutions humaines 
et de reme&dier à leurs imperfections.“ Der Verſuch mußte grundſätzlich miß⸗ 
lingen, weil Chriftus überhaupt Teine äußere Weltordnung eingeführt und feine 
Rechtsgeſetze gegeben bat und er fcheiterte thatſächlich als ber Wiberftreit ber In⸗ 
terefjen die Alliirten entzweite, bie neuen Bebürfniffe nach einer neuen Rechts⸗ 
geftaltung drängten, und ber ſelbſtbewußte Geift der europäiicden Philoſophie und 
Rechtswifienichaft aus dem träumerifchen Schlummer ber Meflaurationszeit wieber 
aufwachte. 

2. Die Religion verbindet die Menſchen mit Gott, das Recht ordnet 
die Beziehungen der Menſchen zu den Menſchen. Die völkerrechtlichen Fragen 
ſind daher nicht aus der Glaubenslehre, ſondern nach menſchlichen Grundſätzen zu 
entſcheiden. Die Beſchränkung bes Völkerrechts auf bie chriſtlichen Staten mochte 
dem glaubenseifrigen und unduldſamen Geiſt des Mittelalters ebenſo natürlich er⸗ 
ſcheinen, wie der gleichzeitige Anſpruch der islamitiſchen Staten auf die Tribut⸗ 
leiſtung der Ungläubigen. Die heutige Menfchheit fühlt und kennt ihre Zuſammen⸗ 
gehörigfeit, wenn gleich verfchiedene Religionen in ihr wirken, in Stat erwirbt 
nicht deßhalb befondere Nechte gegen einen andern Stat, weil in jenem bas Ehriften- 
thum und in biefem ber Islam verbreitet if, und feiner Menſchenpflicht Tann ſich 
Niemand aus bem Grunde entziehen, weil er orthobor und ber Andere nicht orthobor 
if. So wenig bas menſchliche Auge oder Ohr in Folge bes religiöfen Glaubens 
andere Eigenfchaften erhält, eben fo wenig wird das menfchlidhe Recht durch ben 
Glauben geänbert. 


7. 


Das Völkerrecht ift nicht auf die europäiſche Völkerfamilie beſchränkt. 
Das Gebiet feiner Herrichaft ift die ganze Erdoberfläche, jo weit auf ihr 
ſich Menjchen berühren. 


Das heutige Völkerrecht iſt vorerft inmitten ber chriſtlichen unb ber 
europäifchen Völferfamilie, zu welcher natürlich die Colonien in Amerifa mit 
zu rechnen find, entitanden und wirb durch ihre Einflüffe allmählich über ben Erd» 
ball Hin ausgebreitet. Vgl. F 111. Die germanifhe und bie romaniſche 
Raſſe haben das Meifte dazu gethan. Aber gerade weil ber Geift biefer Raſſen 
einen univerjellen Charakter bat, und nach Humanität trachtet, fo verwirft er grund: 
ſätzlich jede Beſchränkung bes Völkerrechts auf beflimmte Volker und will allen 
Völkern gerecht werben. Diefe Wahrheit war fon von Pufendorf und 
Montesquieu Mar gemacht worben, und bennoch bat bis tief ins neungzehnte 
Jahrhundert hinein bie mittelalterliche Beſchränkung auf die chriftlihen Staten in 
ber Litteratur und in der Praxis ſich erhalten. 
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8. 


So weit da3 Recht der Menſchheit reicht, fo weit reicht das Völker⸗ 
recht. Wo die Eigenthümlichkeit der Staten beginnt, da tritt das bejondere 
Geſetz dem allgemeinen vor. 

Das Völkerrecht hebt die Selbftändigfeit und Freiheit ber Staten 
nicht auf, jondern jeßt dieſelbe voraus und achtet fie. 


Die Ausbildung bes Statsrechts if ber bes Völferredhts vorausgegangen ; 
bie Völker forgten zunächſt für fich, und waren anfangs geneigt, bie anbern Völker 
als ihre natürlichen Feinde anzufchen. Spät erſt erweiterte ſich ihr Blick auf 
bas Allgemeine, was fie zufammenhält, und fie lernten in ben andern Bölfern ihre 
Brüber erfennen. 


9, 


Das Völkerrecht nöthigt nur injoweit einen Stat, fein bisheriges 
Sonderrecht außer Wirkſamkeit zu feßen oder abzuändern, als dafjelbe mit 
den nothwendigen Geſetzen des Völferrechts unverträglich erjcheint. 


Die Unterbrüdung bes Sclavenhandels und ber Sclavenmärfte in vielen 
amerikanischen und afiatifhen Ländern, dns Verbot bes Seeraubs gegenüber ben 
Barbaresfenitaten von Nordafrika, bie Nöthigung ber oftafiatiichen Neiche, dem Welts 
handel Thore und Wege zu öffnen, mögen als Beifpiele dienen. 


10. 


Da die Menjchheit, obwohl ihrer natürlichen Gemeinſchaft und Ein- 
heit bewußt geworden, doch nicht al3 Eine Gefammtperfon und noch nicht 
einmal als eine Rechtögenofjenfchaft organifirt ift, jo wird auch da3 gegen 
wärtige Völkerrecht nicht in der Form eines einheitlichen Weltgeſetzes noch 
in der von ftatutarifchen Mehrheitsbeſchlüſſen geordnet und verfündet. 


Man Tann fich die Menichheit als eine einheitlihe Gefammtperfon, b. 5. als 
Weltftat benfen, fei es nun in Form einer Weltmonarchie ober eines bie Welt 
umfafjenden Bunbdesftats. (Vgl. Bluntſchli Allgem. Statsredht Buch 1. Gap. 2.) 
Aber biefer Gedanke hat noch Feine gejchichtliche Verwirklichung erlebt; es fehlt fomit 
an einem Organ für bie Weltgefebgebung. Unſerer Zeit Tiegt ber Gebante 
einer genofjenfchaftliden Verbindung ber Staten, zunächſt ber europäifchen, näher, 
aber jelbft ein folher allgemeiner Statenbunb eriftirt noch nicht und baher gibt 
es auch Feine rechtliche Möglichkeit, durch Mehrheitebeſchlüf ſe für die ganze 
Verbindung Vorſchriften zu geben. 


11. ‘ 
Die Heutige Welt muß ſich daher mit der weniger vollkommenen 
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Offenbarung des Völkerrechts begnügen, welche in ber moͤglichſt allgemeinen 
und gleihmäßigen Anerkennung der einzelnen Staten, vorzüglich der 
cipilifirten Staten liegt. 


Da nur bie Einzelftaten als formale Autorität eriftiren, nicht ihr Ver: 
band, fo ift ber Widerſpruch zwiſchen bem univerfellen Inhalt bes Völker⸗ 
rechts und der particulariftifhen Form feiner Ausfprache nicht zu vermeiden. 
Das Völkerrecht ericheint daher als ein Werk ber Einzelftaten, während c8 in Wahr: 
beit das Erzeugniß ihres Gemeinbewußtfeins ift. | 

Die englifhe Regierung berief fih im Jahre 1753 in einem Streit mit 
König Friebrich IL. von Preußen auf dieſe urfprüngliche Quelle bes Völkerrechts 
mit den Worten: „Das Völkerrecht ift gegründet auf Gerechtigkeit und Billigkeit, 
auf bie Natur der Sache und wirb beftätigt durch lange Uebung.“ (Phillimore 
Intern-Law 1. 21.) 


12, 


Die Anerkennung völkerrechtlicher Grundfäbe kann von den Staten 
ausgefprochen werden ſowohl in völferrechtlicher al in ſtatsrechtlicher Form. 

Sie kann gemeinfam von mehreren Staten ausgeſprochen werden 
auf Congreſſen der Statshäupter mit ihren Miniftern oder in Conferenzen 
ihrer Gefanten, durch Protokolle oder in Stat3verträgen, ſie kann aber_ 
auch einfeitig durch Gefehe oder Verordnungen der Einzelftaten erklärt oder 
in der völferrechtlichen Uebung dargeftellt werden. 


4. Der Unterfhieb der Eongreffe und ber Eonferenzen if ein fließen: " 
ber. Wenn bie Statsbäupter (Fürften) jelber zu gemeinfamen Beſchlüſſen zuſammen⸗ 
treten, fo wird dieſe Zuſammenkunft Congreß genannt; wenn nur bie Geſanten zus 
ſammen berathen, fo beißt das Gonferenz. Aber der Charakter des Congreſſes wirb 
nicht verlebt, wenn etwa, wie 3. B. auf bem deutſchen Fürſtencongreß zu Frank: 
furt am Main 1863 anftatt eines regierenden Königs fein bazu ermächtigter Sohn 
oder nah Umftänden ein anderer Bevollmäctigter an ben Berbandlungen Theil 
nimmt, Der Congreß kann fogar ohne Fürften, lediglich aus Bevollmächtigten ber 
Staten zufammen treten. Umgekehrt es kann auch ein Souverain gelegentlih an 
ben Berathungen ber Gefanten Theil nehmen, ohne baß bie Gonferenz um deßwillen 
zum Gongreffe wird. Auf den Congreffen werben entjcheidende Beichlüffe gefaßt, auf 
ben Gonferengen werben biefelben vorbereitet. Zum Gongreß können baher nur 
beſchlußfähige Perſonen zufammentreten, an Conferenzen auch Perſonen Theil 
nehmen, welhe nicht befhlußfähig find. 

2. In ben Protofollen werben bie gemeinfamen Erklärungen und Beſchlüſſe 
aufgezeichnet, ausnahmsweife auch die Vorbehalte einzelner vertretener Staten ange: 
merft. Die gemeinfame Erklärung bes übereinftimmenden Willens ift nur dann 
ein wirklicher Vertrag, wenn biefer Wille dahin gerichtet, fich je ben andern Parteien 
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gegenüber baburch zu verbinben, nicht aber wenn in bemfelben nur bie Veberzeugung 
fund gegeben wirb von bem, was allgemeine Rechtsordnung fei und daher auch von 
jedem State beachtet werben müſſe ($ 13). Mas völferrechtlih im Gewande be& 
Bertragsrechts erfcheint, ift bei näherer Prüfung oft bem Weſen nah Geſetze s6⸗ 
recht, d. h. eine Rechtsregel, deren nothwendig verbindliche Kraft durch den Vertrag 
nur —*8 und beſtätigt, nicht erſt neu begründet wird. 

3. Wenn bie Geſetze und Berorbnnungen ber Einzelſtaten völkerrechtliche Ver⸗ 
haltmifſe regeln, fo find fie deßhalb eine Quelle bes Volkerrechts, obwohl fie ber for⸗ 
mellen Betrachtung fi nur als fintsrechtliche Acte barftellen. Dahin gehören 3. B. 
bie Prifenreglemente, das Norbamerifanifche Neutralitätsgefeg u. ſ. f. 


13. 


Die Mebereinftimmung der Völker (consensus gentium) wirft mehr 
noch als Ausdruck des gemeinfamen Rechtsbewußtſeins der Menjchheit denn 
als Willensäußerung der einzelnen Staten. 

Der Widerſpruch eines einzelnen Stat3 genügt daher ebenjo wenig, 
ihn von den offenbaren Pflichten des Völkerrechts zu entbinden, als Die 
Kichtbeachtung einer Rechtsregel in einzelnen Fällen die Uebereinſtimmung 
der Volker zu entfräften vermag. 


4. Der Conſens ber Völker bleibt nit unverändberlidh. Er wandelt 
fih mit ber Zeit und entwidelt fih mit bem Bewußtſein bes Meenfchengeiftee. In 
ben Uebungen ber Völker wird ſowohl bas Beharrliche als das Veränderliche barin 
ffenbar ($ 14). 

2. Das fogenannte „conventionelle”, d. 5. auf VBertragswillen berubenbe 
Völkerrecht ift nur bindend für bie Bertragsparteien; das nothwenbige 
Völkerrecht dagegen binbet, foweit feine Nothwendigfeit reicht, auch die Staten, welche 
fi) nicht erklärt haben, ja fogar biffentirende Staten. Die Zweifel, ob ein Rechtes 
- fat notwendig oder nur conventionel fei, find nicht durch ben bloßen Hinweis auf 
einen Staatsvertrag zu befeitigen, welcher benfelben ausipreche, denn in bem Ber: 
trage kann ſowohl conventionelles Recht willkürlich feftgeftellt als nothwendiges 
Recht gemeinſam ausgeſprochen worden fein. Vgl. unten $. 110. 


14. 

Aus den Uebungen und Sitten der Völker darf man auf ihr Rechts— 
bewußtſein und auf die Rechtsgeſetze ſchließen, welche darin fihtbar werben. 
Auch die Uebungen find nicht underänderli noch unverbefjerlih. Die 


Vervollkommnung des Völlerrechts zeigt fi in den verbeilerten und ber- 
edelten Uebungen der Böller. 


4. Bynkershoek de Reb. belli praef.: „Ut mores gentium mutan- 
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tur, et mutatur jus gentium.‘“ Quaest, Jur. Publ. II. 7. „Inter mores gen- 
tium, quae nunc sunt et olim fuerunt, sollicite distinguendum est; nam mo- 
ribus censetur praecipua pars juris gentium.‘ De foro leg. praef.: „Scio ex 
sola ratione aliud atque aliud placere posse ; sed scio eam rationem vincere, 
quam usus probavit, Vgl. au bie Erklärung bes englifchen Oberrichtere Lord 
Stowell bei Bhillimore L 46. 

2. Gefährlih und ungenau ift ber Ausbrud bei Vattel Prelim. 8. 26.: 
Lorsqu’une coutume, un usage est generalement £tabli, si elle est utile et 
raisonnable, elle devient obligatoire pour toutes ces nations-l, qui sont 
censdes y avoir donn& leur consentement; et elles sont tenues & l’observer ° 
les unes envers les autres, tant qu’elles n’ont pas declar6 expressement ne 
vouloir plus la suivre. Soweit in jenen Uebungen nothwenbiges Recht offen- 
bar wird, dürfen fich bie Staten nicht losſagen; nur fo weit fie willfürlich find, 
fönnen fie auch willfürlich befeitigt werben. 


15. 


Wenn die herlümmlichen Uebungen im Widerfpruh find mit den 
ewigen Grundfäßen des natürlichen Menſchenrechts oder von dem fortjchrei= 
tenden Rechtsbewußtſein der civilifirten Völker gemigbilligt werden, jo find 
diefelben nicht oder nicht mehr rechtsverbindlich für Die einzelnen Staten 
und ift eine Verbeſſerung derjelben nothwendig. 


Die Abſchaffung der Sclaverei und bes Beuterechtsé ift Überall im Gegenſatz 
zu ben alten Mebungen ber Staten durch Verbeiferung ber Völlerſitte eingeführt 
worden. 


16. 


Wie in den Uebungen der Völker jo ift auch, in den Aeußerungen 
erleuchteter Statsmänner und in ben Werfen der Wiſſenſchaft das Rechts⸗ 
bewußtſein der civiliſirten Menſchheit ausgeſprochen. Inſofern die Wiſſen⸗ 


i 


ſchaft das Recht darſtellt, dient fie der Klarheit des Rechts und der Ver— 
breitung der Rechtskunde; in wiefern fie eine Autorität über die Menfchen 
übt und die Handlungen und das Verhalten der Staten beftimmt, wirft 
fie an der Yortbildung der Rechtsordnung jelber mit. 


Hugo Grotius IL 1. XIV. „Probatur (jus gentium) pari modo quo 
jus non scriptum civile, usu perpetuo et testimonio peritorum.“ Kent 
(Comm. of th. Am, Law. I. p. 19.): ‚In cases where the principal jurists 
agree, the prasumption will be very great in favour of the solidity of their 
maxims.“ Die Autorität ber Rechtswiſſenſchaft ift freilich nur eine Folge bes 
Glaubens an ihre Erfenntniß bes Rechts, bas vor ihr ſchon da war, und 
nicht wie bie Autorität bes Gejebgebers eine urfprüngliche Rechtomacht. Aber 
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ber Mangel einer völferrechtlichen Geſetzgebung erhöht den Werth ber fecunbären 
Rechtsquellen. Indem die Wiffenfchaft vornehmlich das Völkerrecht vernunftmäßig 
begründet und mit Autorität verkündet, Hilft fie jene Lüde ausfüllen. Hugo Groot 
bat in feinem berühmten Werk, welches die Grundlage ber neuem Wiffenfchaft vom 
Völkerrecht geworben ift, fich vornehmlich auf die Zeugniffe weiler Männer berufen, 
und ift dann felber wieder zur Autorität für bie Nachfolger geworden. Wenn beute 
Wheaton und Phillimore, Wilbmann und Kent, Heffter und Oppen⸗ 
beim einig find in ber Darftellung eines Rechtsſatzes, ſo wird man, auch ohne ver 
tragsmäßige Beurfundung und troß zweifelhafter Uebung geneigt fein, benfelben als 
modernes Völkerrecht zu betrachten. Freilich Bat bie Tritifche Prüfung ben Ausiprü: 
hen ber Schriftfteller gegenüber eine größere Freiheit als bezüglich bes Vertragsrechts. 


weites Bud. 


Yölkerrechtliche Perfonen. 
I. Die Stafen./ a Stalsperſonlichkeit. 


17. 
Die Staten find völkerrechtliche Perfonnen. 


Die Perſönlichkeit if eine nothwendige Eigenſchaft ber Staten. 
Perſon im rechtlichen Sinne bes Worts heißt ein Weſen, welches fähig iſt, Rechte zu 
erwerben unb zu behaupten und Verpflichtungen auf fih zu nehmen. Indem ber 
Stat innerhalb feines Gebietes bie Nechtsorbnung felbftändig ordnet, iſt er bie 
höchſte Rehtsperfon. Indem ber Stat nad außen mit andern Staaten in 
Nechtsverbältniffe eintritt, bewährt fich feine völkerrechtliche Perjönlichkeit. 


18. 


Das Völkerrecht verbindet die verſchiedenen Staten zu einer gemein- 
famen Recht3ordnung, ſowohl repräfentative als abfolute, monarchiſche, 
wie republifanifche, große und Heine Staten. Es fordert Teine beitimmte 
Derfaflungsform oder Größe. Wo immer eine Völkerſchaft zu einem regie- 
rungsmäßig geordneten Ganzen in einem beflimmten Lande dauernd ver⸗ 
bunden ift, da wird fie völferrechtlich als Stat betrachtet. 


Die Verfaffung bes States wird zunächft nach ben innern Verhältniffen eines 
Volks beftimmt. Sie ift bie Organifatien des politiichen Körpers bes betreffenden 
Volks, und bildet bie Grundlage bes Statsrehts. Erſt wenn ber ſchon organi⸗ 
firte Stat nad außen als Perfon erfcheint und fich geltend macht, beginnt für 
ihn die vdlkerrechtliche Beziehung. Vgl. 65. 39 f. 115 f. 
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19. 


Eine vorübergehende Anarchie hindert die Fortdauer eines States 
nicht, wenn die Reorganijation desſelben in Ausſicht bleibt. 


Die regierungsmäßige Orbnung kann in einem State momentan durch Auf: 
ftände ober Revolution erjchüttert ober zerftört werden. Dadurch wirb bie Perſön⸗ 
lichkeit bes States nicht aufgehoben, jo wenig als der Einzelmenſch biefelbe einbüßt, 
wenn der Fieberzuftand feine Handlungsfähigkeit hindert. Frankreich war zur Zeit 
ber Septembermorde 1793 noch ein Stat, wie Neapel, ald die Banden Ruffos bie 
Hauptftadt mit ihren Gräueln erfüllten, Juni 1799. Die Auflöjung ber Statsord⸗ 
nung zieht aber den Untergang eines States dann nad) ſich, wenn bie Wieberher- 
ftellung oder bie Neugeftaltung. ber Orbnung innerhalb des Volks und Landes als 
unmöglich erfcheint. Das ift nur der Fall, wenn eine barbarifche Raſſe die Zügel 
bes Stats abwirft, wie in ben Negeraufftäinden von St. Domingo 1791 oder wenn 
eine ftatsfeindlich gefinnte Menge, wie die Wiebertäufer. im jechszehnten Jahrhundert 
und bie Communiften in neuerer Seit mit Erfolg ben Stat verneinen. 


20. 


Nomadenvölfer gelten nicht als Stat, weil fie Teine feiten Wohnfige 
und fein eigenes Land haben; aber infofern fie als Völker geordnet find 
und durch ihre Häupter oder ihre Verfammlungen einen gemeinſamen öf⸗ 
fentlichen Willen haben, werden ſie den Staten ahnlich behandelt und 
koönnen voderrechtliche Verträge ſchließen. Die allgemein⸗menſchlichen Pflich⸗ 


— — — 
— · — 


ten des Völkerrechts liegen auch ſolchen Völkern ob. 


Den Wanderſtämmen fehlt es an der Stätigkeit und meiſtens auch an einer 
wirkſamen Einheit. Sie ſind hinter der Statenbildung zurück geblieben. Nur wenn 
fie ſich dauernd in einen Lande niederlaſſen, wie vormals bie Juden in Paläſtina, 
bie arabifhen Nomaden in Bagdad und Syrien und an ben Küften bes Mittel: 
meeres, die Mongolen in China, die Türken in dem oſtrömiſchen Reiche, kön⸗ 
nen fie neue Staten bilden. Aber auch während fie wandern, find bie Staaten, in 
deren Gebiet oder an beren Grenzen fie fi) umber treiben, genöthigt, mit ihnen 
einzelne Rechtsverhältniſſe durch wölferrechtlihe Verträge zu ordnen oder fie zur Bes 
Achtung völferrechtlicher Pflichten anzubalten, Die Staten haben ein Recht, den 
Menfchenraub ber Turkmannen zu verhindern und die Bebuinen und Kir⸗ 
gifen zu nöthigen, daß fie die Pflanzungen ber civilifirten Nationen reſpectiren, 
wenn gleich jene Völker nicht das Recht von Staten haben. 


21, 


Dasfelbe gilt von Statsvölfern mit einer Regierung, welche ihr bis⸗ 
heriges Land verlaſſen, um ein neues Gebiet in Beſitz zu nehmen. Sie 
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find inzwiſchen nicht Staten und daher nicht Mitglieder der Völfergenofien- 
haft, aber fie dürfen fi den allgemeinen Pflichten nicht entziehen und 
können völkerrechtliche Verträge ſchließen. 


Zur Zeit ber großen Völkerwanderung zu Anfang bes Mittelalters fand die⸗ 
fer Sat öftere Anwenbung. In ber heutigen Welt find bie Staten feiter getvorben ; 
aber unmöglich ift eine Erneuerung folder Auswanderungen nicht, wie fchon bie 
Hinweifung auf den Mormonenftat zeigt. 


22. 


Die Staten find die Träger und Garanten des Völkerrechts und in- 
ſofern völferrechtliche Perfonen im höchſten Sinne des Worts. 


Erft jeit der Auflöjung ber Einen romanosgermanifchen Chriftenheit des 
Mittelalters in eine Anzahl felbftändiger europäiſcher Staten ift das heutige Völker: 
recht entſtanden. Es ruht auf ber Nothwendigkeit des menſchlich geordneten Neben⸗ 
einander der Gtaten, ed wird gehandhabt durch die Autorität und geſchützt durch 
bie Macht bdiefer Staten. Käme es zu einer neuen einheitlichen Geſammtordnung 
und zu gemeinjamen Organen ihres Willens, jo würde bie gegenwärtige nicht 
organifirte Völfergenofjenfchaft zum organifirten Weltreich geeinigt, und das heutige 
Bölferrecht in die Form bes Weltrechts in höherem Einne übergeben. Vgl. oben F 10. 


‚28. 


Die einzelnen Menſchen find feine völkerrechtliche Perfonen in diefem 
Sinne. Über fie haben Anjprud auf den Schub des Völkerrechts, wenn 
in ihrer Perſon die von dem Völkerrecht gemährleifteten Menfchenrechte 
mißachtet worden ſind. 


Die Anlage zum Weltbürgerrecht ft bereits fichtbar, aber ihre Ausbildung 
ift nur möglich, wenn es zu ber politiihen Organifation ber Welt kommen wirb. 
Der Einzelne ift zunähft als Individuum eine Brivatperfon, fobann Bat er als 
Bürger ber Gemeinde und bes Stats Antheil an ben Bffentlichen Rechten ber Ge: 
meinbe und bes State. Dort bat er auf Privatrecht, hier auf Statsrecht Anfprud). 
Auch feine Menfchenrechte werben zunächſt im State und burch bie Nechtspflege bes 
States geſchützt. Seine menſchliche Perfönlichfeit reicht aber über den Stat hinaus, 
„Tas gemeinfame Vaterland ift bie Erbe*. Heffter $. 15. Daber kann auch ber 
Einzelmenſch vorzüglich als Landesfremder in Beziehungen kommen, welche durch das 
Völkerrecht gefehütt werden. Gäbe es ein Weltreich, fo wäre er in dieſem Weltbür- 
ger. Ta e8 nur ein loderes Nebeneinander ber Staten gibt, fo ift er genöthigt, zu⸗ 
nächft bei dem State, dem er als Statsgenofje angehört, auch die völferrechtliche 
Hülfe zu Suchen. Indeſſen zeigt fih auch darin die noch unvollſtändig entwicelte 
Anlage zu höherer Statengemeinfchaft, daB auch fremdee Staten fich aus völferrechts 
lichen Gründen bes verlegten „Weltbürgers" annehmen Tönnen, und oft aus 

Bluntfhli, Das Völferreiht. 
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nehmen, wenn es an bem Schuß bes genöſſiſchen States fehlt. In unzähligen 
Fällen find fo in Afien Europäer von englifhen oder ruſſiſchen Gefanten geſchützt 
worden, bie weber dem englijchen noch dem rufjifchen Statsverband angehörten. 


24. 


Auch die Parteien, felbft die organifirten Kriegsparteien gelten, wenn 
fie nicht Staten find, nicht als völkerrechtliche Perſonen im eigentlichen 
Sinn, obwohl fie völkerrechtliche Pflichten zu beachten und je nad) Um- 
ftänden durch dag Völkerrecht geſchützte Anſprüche haben. 


Ein Verſuch zur Statenbildung zeigt fi) zumwellen in ber Organifation von 
Kriegeparteien, welche ſich flatlihe Macht aneignen. Aber jo lange fie es nicht zu 
wirklicher Statenbildung gebracht haben, können fie auch nicht als Glieder des Staten- 
vereins angefehen werden. Bon der Art waren 3. B. bie auffländifchen Bewohner 
ber Bendee, während der franzöfiihen Revolution, bie Tyroler im Jahr 1809, das 
Corps von Schill 1813, bie Freilchaar Garibaldi's 1860. Vgl. unten Buch VIII. 
Cap. IL 


25. 


Nationale Gemeinſchaften, welche feine ſtatliche Organifation erhalten 
haben, find weder im Stats- noch im Völkerrecht Perſonen gemorden. 
Aber ſoweit in ihnen das allgemeine Menſchenrecht zu ſchützen ift, ift der 
Schuß des Völkerrechts begründet. 


Snwiefern bie Nationen zugleich politiihe Völfer geworben find ober ben 
Hauptftoff von Völkern bilden, bedürfen fie Teines befondern völkerrechtlichen Schutzes. 
Der Statsfhup genügt. Wohl aber wird ein völkerrechtlicher Schuß 
Bedürfniß, wenn Nationen, welche nicht im State eine politifch geficherte Stellung 
haben, in einer das Menfchenrecht mißachtenden Weiſe von bem State felber unter: 
drückt werben, auf beffen Schuß fie zunächft angewieſen find. Es ift ein auffallender 
Mangel bes zeitigen Völkerrechts und eine Ueberſpannung ber Statsfouveränetät, daß 
für diefen Schuß noch jo wenig geforgt iſt. Die gewaltfame Ausrottung ber bar: 
barifchen Ureinwohner in dem Machtgebiete europäifcher und amerikanischer Eolonien, 
wie 3. B. ber Indianer in Amerika, ift eine Verlebung bes Völkerrechts. Aber auch 
bie zeitweilen Judenhetzen in europäifhen Staten find nicht bloß ſtats⸗ ſondern 
ebenfo völferrechtswibrig. 


26. 


Die Hriftlichen Kirchen find feine völlerredhtlichen Perjonen im obi⸗ 
gen Sinn, indem fie nicht Träger und Garanten des Völkerrechts find, 
aber fie find den Staten ähnliche Perfonen und können mit den Staten 


— — — — — —— 
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in Rechtsbeziehungen treten, welche einen mehr oder weniger ausgeprägten 
pölferrechtlihen Charakter haben. 


Im Mittelalter betrachtete fih bie röͤmiſch-katholiſche Kirche als oberfte 
völkerrechtliche Autorität. Das heutige Völkerrecht aber beruht nicht auf einer relis 
gidjen und Firchlichen, fondern allein auf politiſcher und flatficher Autorität. Aber 
es erfennt bie Perſönlichkeit ber Kirchen an und betradhtet bie Verträge 
zwilchen Kirche und Stat beſonders dann ähnlich wie bie Verträge zwiſchen Stat 
und Stat, wenn bie Kirche nicht bloß auf das Statsgebiet begränzt iſt, und ihr 
felbftändiger Charakter auch in der Organifation ausgebildet ericheint. Am bentlichs 
ften zeigt fih das in ben Eoncordaten zwiſchen einzelnen Staten und bem päpfls 
lichen Stuhl. Aber auch eine Landeskirche kann vertragsmäßige Rechte haben 
gegenüber bem State, mit dem fie verbunden if. Nur wird dann bas Verhältniß 
eber einen ſtats- oder privatrechtlichen, feltener einen völkerrechtlichen Cha⸗ 
after haben. Ä 


27. 


Die Statähäupter (Sonveräne) und die Gefanten der Staten find 
nur in abgeleitetem Sinne al3 völkerrechtliche Perſonen infofern zu betrach⸗ 
ten, als fie als Organe oder Repräfentanten der Staten erjcheinen und 
mit andern Staten in Beziehung treten. 


Es gilt das nicht allein von den Fürften, ſondern auch von republifanifchen 
Regierungen, ebenfo nicht bloß von ben eigentlichen Gefanten, jondern von ben biplos 
matifhen Perſonen überhaupt. Sie alle aber find nur völferrechtlihe Perfonen in 
mittelbarem Sinne, durch Vermittlung ber Staten als ber eigentlichen völfer- 
rechtlichen Perfonen. Hören fie auf, Organe oder Bertreter der Staten zu fein, fo 
erlifcht damit ihre völferrechtliche Bedeutung von jelbit. 


2. Intſtehung und Anerkennung neuer Hfalen. 


28. 


Die neue Statenbilbung ift ein gejchichtlicher Vorgang in dem poli- 
tiichen Leben der Völker. 
Das Völkerrecht ſchafft nicht neue Staten, aber es verbindet die 
. gleichzeitig vorhandenen Staten zu einer gemeinfamen menſchlichen Rechts⸗ 
ordnung. . 
5 
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Das Völkerrecht erkennt die dauerhaften Ergebniffe der Weltgefchichte 
als rechtsbeitändig an. 


Bei der Statenbildung wirken verfchiedene politifche Kräfte zufammen, ber 
Ordnung und ber Freiheit, ber Macht und bes Willens, ber inftinctiven Triebe unb 
bes leitenden Gedankens, ber inneren oder äußeren Nöthigung und ber freien Selbfts 
beflimmung. Je nachdem ein Factor als entjcheibende Autorität erfannt und aner⸗ 
kannt wird, erhält ber Stat feine beſondere Berfaffungsform, denn wer bie höchſte 
Autorität bat, der nimmt gewöhnlich die Zügel bes Regiments in feine Hand. Nur 
bie Gefchichte macht es offenbar, ob ein Fürft, ober eine Ariftofratie oder bie Ge⸗ 
meinbe ber Bürger bie öffentlichen Angelegenheiten leite. Das Alles find nicht völ⸗ 
kerrechtliche ſondern ftatsrechtliche Bildungen und Beftimmungen (Bluntſchli, 
Allg. Statsrecht. Buch III.). Das Bölferrecht ſetzt das Nebeneinander ber Staten 
voraus, wie fie gefchichtlich geworben find. Die vorhandenen Staten verpflichtet es, 
gemeinfame Rechtsgrundſätze zu beachten. 

Da das Völkerrecht ſelbſt durch die Weltgeſchichte fortgebilbet 
wird, jo muß es auh im übrigen bie Ergebnifje ber Weltgejhidte 
reſpectiren. 


29. 


Die Frage, ob, aus welchen Urſachen und in welcher Form ein 
neuer Stat entftanden fei, ift voraus ſtatsrechtlich. 

Die_ Frage dagegen, ob und in welcher Stellung ein neu gebildeter 
Stat in der Genoſſenſchaft der Staten Zutritt erhalte, ift weſentlich völ⸗ 
Terrechtlich. 

Die Aufnahme des neuen States in die bölferrechtlihe Staten- 
gemeinschaft gefchieht durch die Anerkennung der bisherigen Staten. 


Die Frage, ob ein wirklicher Stat eriftire, und was für eine Verfaflung er 
babe, ift zunächſt eine Frage, welche ohne Rüdficht auf andere Staten lediglich im 
Hinblick auf das beflimmte, zu einem Stat geeinigte und in einem bejonberen 
Lande organifirte Bolt, d. 5. welde ſtats- nicht völkerrechtlich zu beants 
worten ift. Aber wenn ein neuer Stat mit andern Staten in Beziehungen tritt, dann 
ift für dieſe bie Ueberlegung nöthig, ob auch wirklih eine neue Statsperfönlichkeit 
da jei, auf welche bie Rechte und Pflichten des Völkerrechtes paſſen. Als bie nord⸗ 
amerifanifchen Colonien fih von England fosriffen, war diefer gefehichtliche Vorgang 
zunächſt ein Ereigniß innerhalb des englifchen Stats und vorerft nach englijchem 
Statsrecht zu beurtbeilen; in bem Maße aber, in welchem bie Colonien ihre Selb: 
ftändigfeit erfämpften und zu neuen Staten wurden, entflanb ein neues Stats⸗ 
recht der norbamerifanifchen Republifen, und in Folge beifen eine neug völfer- 
rechtliche Beziehung berjelben zu andern Staten, Die Frage, ob biefe Staten 
auch von ben übrigen europäifchen Staten anerkannt werben follen, war nad völfers 
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rechtlichen Grundſätzen zu entſcheiden. Wie die Statenbildung fo gebt auch das 
Statsreht in diefen Dingen dem Völkerrechte vorher. 


30. 


Die Anerkennung des bei der Neubildung betheiligten und vielleicht 
dadurch verlegten alten Stats hat eine ftärfere Wirkung als die Anerten- 
nung bon Seite der unbetheiligten und daher neutralen Staten, aber es 
ift nicht nothwendig, daß die erftere der letzteren borausgehe, wenn gleich 
fie einmal vollzogen eher die letztere nadhzieht. | 


Die Anerfennung von Seite bes alten betheiligten States hebt die Zweifel 
und beendigt ben Streit über bie Neubildung. Sie drüdt berjelben daher ben Stem⸗ 
pel der Rechtmäßigkeit auf. Vgl. barüber die Rebe bes Minifters Canning bei 
Phillimore II. $. 11. Aber es wird dem betheiligten alten Stat oft fchiverer, 
den neuen Stat anzuerkennen, als ben unbefangenen britten Staten. So bat, um 
nur Beifpiele aus bem lebten Jahrhundert zu geben, Frankreich früher bie Ver⸗ 
einigten Staten von Nordamerika anerkannt, als ber Mutterflat England, 
und binwieder England früher bie fübamerifanifhen Staten als ber 
Mutterfiat Spanien, bie meiften europäifhen Mächte früher das Königreich 
Stalien, als bas mittelbar betheiligte Defterreich und biejes früher als das 
unmittelbar betheiligte Papſtthum. 


31. 


So lange noch der offene Kampf über die neue Statenbilbung fort 
dauert und es demgemäß zweifelhaft ift, ob wirklich ein neuer Stat ent- 
ſtanden fei, ift fein anderer Stat verpflichtet, den neuen Stat anzuerkennen. 


Beifpiele aus neuerer Zeit find bie eine Zeit lang verfehlten Verſuche ber 
füdamerifanifhen Colonien ſich Toszureißen von ben Mutterftaten, bie 
unglüdlichen Kämpfe ber Bolen 1830/32, 1863 und ber Magyaren 1848/49 
für Herftellung eines befonderen States, ber norbamerifanifhe Sübbund 
1861— 1865. 


32. 


Es kommt, in Ermanglung eines Weltgerichts, jedem vorhandenen 
State zu, felbftändig zu beurtheilen, ob die Neubildung eines States den 
zeitigen Bebürfniffen des Vöolkerlebens entſpreche und eine ausreichende 
ftatliche Kraft vorhanden fei, um der Neubildung Sieg und Dauer zu 
verleihen. Wenn er ſich überzeugt, daß dieſe Fragen zu bejahen feien, 
fo ift er auch berechtigt, den neuen Stat als Stat anzuerkennen, obwohl 
der Kampf noch fortdauert. 
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An diefer frühzeitigen Anerkennung liegt feine Theilnahme an dem 
Kampf und feine Rechtöverlegung gegen den Stat, welcher feinerfeit3 die 
‚neue Statenbildung befämpft. 


Beifpiele find die Anerkennung ber Vereinigten Staten burh Frank⸗ 
reich im Jahr 1778 während bes englifchsamerifanifchen Kriegs und bie Verhand⸗ 
Jungen zwifchen Franfreih und England darüber (vgl. Wheaton (hist. d. Droit 
des gens I. p. 354) bie Anerkennung ber fübamerifanifhen Staten durch 
England 1825 (Depeihen von Canning bei Phillimore II. App. 1.), ber 
Bertrag zwilhen England, Frankreich und Rußland vom 6. Juli 1827 
über Griechenland als einen neuen Stat, die Anerkennung bes Königreihs Bel: 
gien durch bie V Mächte 1830 troß der Einfprade des Königs ber Niederlande, 
bie Anerfennung bes Königreichs Stalien auch in bem Neapolitanijchen Gebiete 
und in ber Romagna burh England, während ber König Franz II. von Neapel 
noch in Sadta fi zu halten ſuchte. (Vgl. die merfwürbige Note Lord Ruſſels 
vom 27. Oct. 1860.) 


33. 


Die frühzeitige Anerkennung Tann jedoch in der Wbficht gefchehen, 
ih an dem Kampfe zu betheiligen und für die ftatenbildende Macht Partei 
zu ergreifen. In diefem Tyalle ift der Stat, welcher die neue Staten- 
bildung mit Sriegsgewalt zu verhindern fucht, berechtigt, jene Handlung 
als eine feindliche That zu betrachten und demgemäß zu handeln. 


Bol. Anm, zu $. 32. England bat in Folge der frühen Anerkennung 
ber Vereinigten Staten buch Frankreich 1778 feinen Gefanten von 
Paris abgerufen, und barin einen casus belli gejehen. Die Proclamation bes 
franzdfifchen Nationalconvents an die Völfer vom 19. Nov. 1793 und bas Anz 
erbieten ber Bunbesgenoffenjchaft war eine active Begünftigung und Theilnahme an 
ber Neugeflaltung vepublifanijcher Staten, ebenfo die Unterflüßung ber helveti⸗ 


hen Republik buch bie franzöfifche wider die alten Republiken ber Eid⸗ 
genoſſenſchaft 1798. 


34. 


Kein Stat ift verpflichtet, den neuen Stat fofort nach dem fieg- 
reihen Durchbruch der neuen Statenbildung anzuerkennen, wenn noch eine 
ernfte Gefahr in Ausficht if, daß der Kampf um deſſen Eriftenz erneuert 
werde, indem ebendekhalb feine Fortdauer noch al3 zweifelhaft betrachtet 
werden Tann. 


Aber jeder Stat ift berechtigt, trotz ſolcher Zweifel im Vertrauen auf 
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die Lebenskraft des neuen Stats, demſelben feine Anerkennung zu ge 
währen. 


Um deßwillen gefchieht bie Anerkennung neuer Staten gewöhnlich nicht gleich⸗ 
zeitig burch bie übrigen Staten, fondern nur ftufenmweife und allmählich, je nachdem 
biejelden derartigen Zweifeln ein geringes oder ein ſchweres Gewicht beilegen. 
Natürlich bat bei der Schätung bes Zweifels auch die Neigung ober Abneigung 
einigen Einfluß, und es wirken and) bie politifhen Intereſſen bald verzögernd bald 
förderlich ein. 


35. 


Der neu gebildete Stat Hat ein Recht auf Eintritt in die völfer- 
rechtliche Statengenoffenihaft und auf Anerkennung von Seite der übrigen 
Staten, wenn fein Beitand unzweifelhaft und gefichert if. Er hat dieſes 
Recht, weil er exiftirt und das Völkerrecht die in der Welt eriftirenden 
Staten zu gemeinfamer Rechtsordnung verbindet. 


Die Anerfennung eines wirklichen States durch andere Staten erfcheint frei⸗ 
ih in ber Form eines freien Actes fouveräner Staten, aber fie ift doch 
nicht ein Act ber abfoluten Willkür, denn bas Völferredht verbindet bie vor: 
bandenen Staten auch wider ihren Willen zu menſchlicher Rechtsgemeinfchaft. Die 
in ber älteren Litteratur vielfältig vertretene Meinung, daß ed von bem bloßen Be- 
lieben eines jeden States abhänge, ob er einen andern Stat anerfennen wolle, oder 
nicht, verfennt die Rechtsnothwendigkeit bes Völferrechts und wäre nur dann richtig, 
wenn das Völferrecht Lediglih auf ber Willfür ber Staten berubte, d. h. bloßes 
Vertragsrecht wäre. 


36. 


So wenig ein beftehender Stat fich der völkerrechtlichen Gemeinschaft 
willfürlich entziehen kann, ebenfo wenig können die übrigen Staten einen 
beftehenden Stat willfürlih aus dem Völkerverband ausſchließen. 


37. 


Die Pflicht zu völkerrechtlicher Anerkennung wird nicht durch bie 
Rüdficht darauf aufgehoben, daß die Statenbildung nicht ohne Gemaltthat 
und Unrecht zu Stande gekommen fei, indem das Völkerrecht die wirk— 
fihen Staten auch dann verbindet, wenn fie Unrecht thun und bie Trage, 
ob ein wirklicher Stat da fei, nicht von der Untabelhaftigfeit feiner Geburt 
abhängt. 


Die Bildung neuer Staten geht faft niemals ohne Gewalt vor fi; indem 





72% Zweites Buch. 


babei Kräfte, bie bis dahin nicht im Beſitz ber Statsgewalt waren, biefe buch Kampf 
mit andern Gewalthabern erftreiten müſſen. Man braucht nur die Entftehungs: 
gefchichte ber gegenwärtigen Staten näher zu prüfen, jo wirb man überall wahr: 
nehmen, daß bie alten Autoritäten und das geichichtlihe alte Recht ber neuen 
Statenbildung ihren Wiberftand entgegen zu ſetzen verfucht haben und baß bie neue 
Rechtsbildung gemöthigt war, biefen Widerfiand zu überwältigen. Kriege, Revo: 
Iutionen, Ufurpationen haben einen weit größeren Antheil an ber Bildung neuer 
Staten als friedliche Verträge, ober freiwillige Verleihungen und unwiderfprochene 
Statsacte. Für das Völkerrecht ift aber immer entjheibend bie Eriſtenz ber 
Staten. Da biefe Rechtsperfonen find, fo müſſen fie als folche betrachtet und 
ihre Beziehungen zu einander menjchli geregelt werben. Die Mängel in ber 
Nechtsform ber Entftehung haben gewöhnlidh nur eine ſtats rechtl iche Bedeutung 
und werben auch ſtatsrechtlich geheilt. Das Völkerrecht braucht ſich nicht 
barum zu kümmern. Nur wenn im Kampf mit einem andern State bie Neu⸗ 
bildung durchgeführt wird, wird biefe Frage zu einer völferrechtlihen. Davon 
hanbelt ber folgende Artikel. 


38. 


Wenn ein Stat, defien Rechte bei der Neubildung eined andern 
States verletzt worden find, außer Stande ift, diefe Neubilbung und den 
Beitand des neuen States zu verhindern, fo hat er auch das Recht nicht, 
demfelben feine Anerkennung länger zu verjagen. 


Der Gang ber Weltgefhichte, in welchem fih die bauernbe Macht ber 
Berbältniffe offenbart, alfo auch das lebendige Recht ſichtbar wird, zerftört 
alte und begründet neue Rechte. Wenn jene unbaltbar geworben find, fo geben 
fie unter, und wenn biefe ihre Macht und Autorität bewährt haben, fo find fie nicht 
mehr zu ignoriren. Spanien bat die Losreißung ber Nieberlande und bas 
deutſche Reich hat die Unabhängigkeit ber Schweizerifhen Eantone erft im 
Weftphäliichen Frieden anerkannt. So zähe bie alten Mächte das längft erfiorbene 
Recht der frühern Jahrhunderte noch bewahren wollten, fie waren dennoch ſchließlich 
durch bie Macht ber Zeit genöthigt, bie Umgeftaltung anzuerfennen. Vgl, unten B. IV. 


3. Sinfinß der DVerfaffungswandlung auf die völkerrehtlihen 
Derhältniffe der Hfaten. 
39. 


Die befondere Verfaſſung eines States bildet in der Regel feinen 
Theil des Völferrechts, fondern ift deſſen Statsrecht. 
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Die Beränderung einer Statsverfaſſung bat daher in der Regel Teine 
vöfferrechtlihen Wirkungen. 


Bol. oben SS 9, 17, 18. Berfaffungsfragen find innere Statsfragen. 
Ob ein Stat als Monardie ober Republik oder ob er abjolut oder repräfentativ 
organifirt fei, das ift zunächſt für das Völkerrecht gleichgültig. Die politifhen 
Beziehungen eines States zu andern Staten werben durch ſolche Verfaſſungs⸗ 
änderungen wohl oft genug verändert, indem bie früheın Machthaber geftürzt 
werden und anbere Parteien zur Herrfchaft gelangen. Mit ber frübern Regierung 
beftand vielleicht eine intime Freundfchaft, bie mit der neuen nicht fortgefeßt werben 
fann, oder es waren damals gejpannte Verhältniffe mit jener, die leicht mit biefer 
ausgeglichen werben. Aber die völferrehtlichen Nechtsverbältniffe werben durch 
bie innere Verfaffungsänderung nicht betroffen und nicht geändert. Möglich daß bie 
geänderte Politif im Krieg und Frieden auch biefe Verbältniffe im Verfolge ändert. 
Das ift aber nicht eine unmittelbare Wirkung ber Verfaſſungsänderung, fondern 
eine Folge anderer rechtbildender Ereigniffe. 


40. 


Der Stat bleibt dieſelbe völferrechtliche Perfon, wenn er gleich bald 
in der Geftalt einer Monarchie bald in der Form einer Republik erfcheint, 
in der einen Zeitphaſe conftitutionel, in einer andern autofratifch regiert 
wird. Deßhalb bleiben auch feine Rechte und Verpflichtungen gegenüber 
andern Staten fortbeftehn. - 


Der englifhe Stat war völferrechtlich derſelbe Stat vor, während unb 
nad ben Revolutionen von 1649 und 1688, obwohl bie Statsformen und bie Mes 
gierungen heftige Wechfel erlebten. Ebenſo blieb ber franzdfifhe Stat als 
Perſon fortbeftehn, ungeachtet er feit 1789 eine Reihe der durchgreifenditen Ver: 
fafjungsänderungen erfahren hat. Die Individualität des Volfs und bie Fortdauer 
bes Landes beftimmen bie Eriftenz des States und jene verharren im Wefen, wenn 
auch die Äußeren Erfheinungsformen ſich verändern, 


4l, 


Da die Staten als Perſonen Verträge mit einander eingehen, fo 
it die Fortdauer der Vertragsverhältnifie nicht bedingt durch die Yortdauer 
der Regierungen, melche die Verträge abgeſchloſſen haben. 


Nicht Bloß die Gefanten, fondern auch bie Fürften fchließen bie Verträge ab 
nicht für fich, fondern als NRepräfentanten ber Staten. Die Staten felbft 
erwerben daraus Rechte unb werden dadurch verpflichtet. Vgl. unten Buch VI. 
Dephalb dauern dieſe Nechtöverhältniffe fort, wenn gleich eine andere Dynaftie in 
einem ber Staten zur Herrichaft erhoben oder bie Monarchie in die Republik um: 
gewandelt wird. Der Say murbe auch in ben Berbandlungen ber europäiſchen 
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Mächte mit Frankreich nah ber Erhebung Napoleons III. zum Kaiſer von Frank: 
reich allfeitig anerkannt. Vgl. unten $ 123. Der moberne Grundfag ift in bem 
Protofol der V Großmächte zu London (19. Februar 1831) ausgeſprochen: 
„D’apres ce principe d’un ordre aupe6rieur, les Trait6s ne perdent pas leur 
puissance, quels que soient les changemens qui interviennent dans l’organi- 
sation interieure des peuples.“ 


42, 


Ueberhaupt werden Rechte und Pflichten eines States gegen einen 
andern Stat nit verändert, wenn gleich die Regierungsform eines dieſer 
Staten eine Wandelung erfährt. 

Auch das Statsvermögen verbleibt dem State trob des Wechſels 
der Dynaftie oder der Statsform, 

Es zeigt fi das 3. B. in ben Grenzverhältniffen unb bei Statsbienft: 


barfeiten. Diefelben bleiben biefelben, mag ber Stat monarchiſch ober republifanifch 
regiert werben, biefe oder jene Verfaffung haben. 


43, 


Nur diejenigen völkerrechtlichen Verträge und Rechtsverhältniſſe, 
welche ſich weſentlich nicht auf den Stat ſelbſt ſondern nur auf die Per- 
jonen beftimmter Regenten oder Dynaftien im State beziehen, verlieren 
durch eine Verfaffungswandelung ihre Geltung und Wirkſamkeit, wenn jene 
Perſonen in Folge derjelben ihre Eigenjchaft als Häupter oder Dynaftien 
diefes States einblißen. 


Deßhalb Haben Verträge eines States mit ber Dynaftie eines anbern 
States, welche den Schuß berjelben bezweden, nur eine bejchränfte Wirkſamkeit. 
Wenn trotzdem biefe Dynaftie durch eine Revolution geflürzt ober durch eine 
Ufurpation befeitigt wird und die Verfaffungsänderung jo vollzogen ift, daß ein 
neues Statsreht zur Wirkſamkeit gelangt ift, fo Hört auch für ben Stat, welcher 
bie geftürzte Dynaſtie zu ſchützen verſprochen hatte, biefe Verpflichtung auf. Beiſpiele 
find die Verträge König Ludwigs XIV. von Franfreid mit Jakob IL von 
England, bie Verträge bes Kaifers von Defterreich mit ben Bourbonifden 
Königshaufe von Neapel und andern Stalienifchen Fürften, nach der Reftauration 
von 1815, die Verabredungen Napoleons III mit dem Kaifer Marimilian 
von Merico in unjern Tagen. Tas Statsrecht wirft in allen biefen Dingen ent: 
ſcheidend und das Völkerrecht wirft nur nachträglich unter ber Vorausſetzung 
des Statsrechts. 


44. 
Wird eine entthronte oder vertriebene Dynaſtie ſpäter wieder re⸗ 
ſtaurirt, fo iſt fie nicht berechtigt, die völlerrechtlichen Verhältniſſe, welche 
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in der Bwilchenzeit von der damals anerfannten Regierung geſchaffen 
worden find, als nicht gejchehen zu betrachten, indem der Stat inzwilchen 
fortlebt und feinen Rechtswillen durch die jeweiligen in Wirffamteit be- 
griffenen Organe äußert. 


3. 3. Es fam ben reflaurirten Stuarts in England und ben reitaurirten 
Bourbonen in Frankreich nicht zu, Verträge als nichtig zu behandeln, welche bort 
ber Protector Cromwell für England und der Kalfer Napoleon für Frank: 
reich inzwifchen abgefchloffen hatte und es war nicht Rechtsübung, fondern eitle 
Oynaftenlaune, wenn der rejtaurirte König von Piemont, unb ber riftaurirte 
Kurfürf von Heffen 1814 die ganze Periode der Zwifchenregierung als nicht vors 
handen fingirten. Die Statshandlungen verbinden ben Stat, der bleibt, unb 
deßhalb auch bie wechfelnden Repräfentanten bes Stats, 


45. 


Nur wenn die Zmilchenregierung nicht zu wirklichem Beſtande ge 
langt ift und deßhalb ihre Handlungen nicht als Statsacte gelten, braucht 
ſich die reftaurirte Regierung nicht darum zu kümmern. 


3.8. Die Zwiſchenregierung des Dictators Manin in Venedig, Koſſuths 
in Ungarn, die republicaniſchen Regierungen von Rom und in Baden im 
Jahre 1849 wurden mit Recht nicht als wahre Repräſentanten der betreffenden 
Staten anerkannt. 


4. Ankergang der Htaten, Abtretung von Statsgebiet, 
FSinverleibungen, Statenfolge. 


46. 


Die bloße Gebietsverminderung bedeutet ſo wenig Untergang eines 
States als die Abnahme ſeiner Vevolterung, wenn nur Land und Volk 
wejentlich diejelbe verbleiben. 


Man fieht dabei auf bie Hauptbeftandtbeile bes Landes, welche vorzüglich 
ben Charafter bes States bebingen und den Stern bes Volkes. In bem antifen 
Nömerreiche bildeten JItalien und Rom ben Hauptfern bes römiſchen States, 
welcher daher noch als fortbauernd angefehen ward, obwohl eine römijche Provinz 
nah ber andern von ben Germanen abgerifien wurde. Auch in unferm Jahr⸗ 
hunderte blieb Preußen berfelde Stat, nachdem er im Trieben von Zilfit 1807 
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faſt die Hälfte feines Gebietes eingebüßt hatte, weil bie alten Stammlande er⸗ 
halten blieben. Ebenſo blieb Frankreich nah ben Abtretungen in ben beiben 
Pariferfrieden 1814/15 und Defterreih nah dem Berlufte ber Lombarbei 1859 
und von Venedig 1866, weil Franfreih nur feine Croberungen wieder aufgeben 
mußte und nicht bie italienifhhen Provinzen, fondern bie Donanländer ben Stern ber 
öfterreihifchen Monarchie bilden. 


47. 


Die Abtretung einer Provinz oder eine andern Theile des Stats- 
gebietes I hat infofern auf die völferredtlichen Verhältniffe des fortdauernden 
States einen Einfluß, al3 diejenigen Rechte, welche ihm bezüglich des ab- 
getretenen Gebietes gegen andere Staten bisher zuftanden, und diejenigen 
Berpflichtungen, welche ihm bisher mit Rüdficht darauf oblagen, nun von 
ihm abgelöft werden und mit der Abtretung auf den Stat übergehen, 
welcher diejelbe erwirbt. 

Bon der Art find Orenzregulirungen, Beitimmungen über den 
Uferbau und die Flußſchiffahrt (über Kirchen, Spitäler u. ſ. f.), offene 
Straßen, bejondere Provincialſchulden. 


Man Farın biefe Rechte und Pflichten, infofern fie einem beftimmten Landes⸗ 
theile anbaften, örtliche, und infofern fie einem beftimmten Stamme ober bes 
flimmten Perfonenclaffen anhängen, perſönliche nennen. Die örtlihen Rechte 
und Pflichten find an ben Ort, bie perfönlichen an bie Perfon gebunden und folgen 
dem politiihen Schickſale derſelben. Am Einzelnen freilich können Zweifel entiteben, 
vb der örtliche und perſönliche Zuſammenhang oder bie Beziehung auf ben Stat 
als wejentlich erfcheint. Die im Auftrag ber beiden Nachbarftaten geſetzten Marf- 
fteine zur Bezeichnung der Grenzen gelten natürlich in derſelben Weife für bie 
Grenzländer fort, wenn ſchon das eine Grenzgebiet einem andern State einverleibt 
worden ift. Ebenſo verhält es fi mit ben Verabrebungen zweier Staten über ben 
Uferſchutz, über Anlegung und Unterhaltung von Dämmen, über die Schiffahrt auf 
einem beftimmten Fluffe, über Landungspläge u. dgl.; fie beziehen ſich auf eine be⸗ 
flimmte Oertlichfeit, und wirfen fort auch gegenüber dem State, welder fpäter bie 
Hoheit über dieſe Derter neu erworben bat. Wenn gleich biefer Stat bei ber Be: 
geündung dieſer Rechtsverhältniffe nicht mitgewirkt hat, fo kann er doch bas neue 
Gebiet nur in dem rechtlichen Zuftande übernehmen, in dem e8 fich befindet, d. h. 
mit ben vorhandenen Ortsrechten und Ortspflidten. Aehnlid verhält 
es fih mjt ben durch Statenverträge garantirten perfönlihen Rechten 3. 2. 
einer beflimmien Neligionsgenoffenfchaft auf Ausübung ihres Eultus, mit dem Ans 
theil, der einer beftimmten &lafje von Fremden an der Benützung örtlicher Anftalten 
(Krankenheil⸗ und pflegehäufer, Pfründhäufer, Bildungsanftalten u. ſ. f.) zugeſichert 
worden ift. Diefe Nechte geben nicht unter, wenn glei am bie Stelle bes States, 
zu welchem bisher jene Religionsgenofjen und biefe Anftalten gehörten, ein anderer 
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Stat tritt. Aber immerhin iſt bie Fortbauer und Wirkſamkeit folcher perfönlichen 
Nechte mehr gefährdet als bie der örtlichen Rechte, weil die perjönlichen Verhältniffe 
von der politifchen Umgeftaltung Teichter erfaßt und gewandelt werben als bloße 
örtliche Einrichtungen. 


48. 


Dagegen gehen keineswegs alle bertragsmäßigen Rechte und Ber- 
bindlichfeiten eines States gegenüber andern Staten von Rechts wegen, 
weder im Ganzen noch im Verhältniß der Ausdehnung des Gebietes oder 
der Bollszahl auf den abgetrennten Theil über, wenn gleich diefer Theil 
nun zu einem jelbftändigen neuen State geworden ift. Die alte Vertrags- 
perfon bleibt berechtigt und verpflichtet, der neue Stat ift weder Ver- 
trag3perfon, noch Nachfolger jener Vertragsperſon. 


3. 3. Die Vereinigten Staten von Nordbamerita find nicht in alle 
Bertragsverhältniffe von Rechts wegen eingetreten, welche von ben Königen von 
England zu ber Zeit mit fremden Staten abgefchloffen worden waren, als bie 
nordamerikaniſchen Eolonien noch einen Theil des englijchen Reiches bildeten. Ebenſo 
tritt das Königreih Italien nicht ohne weiters in die jämmtlichen Vertragsver⸗ 
bältniffe Defterreich8 mit andern Staten ein, an welchen auch bie norbditalienifchen 
Provinzen mittelbar Theil batten, fo lange fie zu Defterreich gehörten, fondern nur 
in diejenigen, welche fi örtlich auf die Lombardei oder auf Venebig insbeſondere 
bezogen, wie 3. B. die Lombarbifche und Venetianiſche Schuld. 


49. 


Zerfällt ein Stat in zwei oder mehrere neue Staten, von denen 
feiner als die Fortſetzung des alten States zu betrachten ift, fo ift der 
alte Geſammiſtat untergegangen und e3 treten die neuen Staten als neue 
Perſonen an jeine Stelle. 


Neuere Beifpiele find die Auflöfung des römiſchen Reiches deutſcher 
Nation in eine Anzahl fouveräner beutfher Staten 1805 und 1806, bie Theilung 
bes Cantons Bafel in bie Halbcantone Bajelftabt und Bafelland, 1833. Das 
Beifpiel der Theilung der Vereinigten Nieberlande in bie Königreihe Hol⸗ 
land und Belgien 1831 gehört theilweife auch hieher, obwohl in gewiſſem Sinne 
bie Nieberlande in Holland vorzugsweife fortdauerten, namentlih im Verhältniß zu 
ben Eolonien. 


50, 


Wird ein bisheriger Stat einem andern State einverleibt, fo geht 
zwar jener Stat unter, aber jein Untergang zieht deßhalb nicht noth⸗ 
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wendig den Untergang feiner völkerrechtlichen Rechte und Pflichten nach 
fi, weil die Volksſubſtanz und das Land fortdauern und nur in den 
neuen Statenverband übergehen. 

Vielmehr gehen Rechte und Pflichten infoweit mit Voll und Land 
auf den Nachfolgeftat über, als ihre Fortdauer möglih und in den fort- 
wirkenden Berhältnifien begründet erjcheint. 


Die Beifpiele find in neuerer Zeit nicht felten. Das erſte Napoleoniſche 
Kaiferreich hatte fih eine große Anzahl von Staten nad und nad einverleibt. 
Aber auh die deutſchen Staten hatten zur Zeit ber Auflöſung bes alten 
Kaiferreichs viele geiftlihe und weltliche Territorien annerirt. Cine Zeit lang 

brachte die Wiener Congreßacte das europäifche Statenfyfiem zur Ruhe. Indeſſen 
hatte fie felber manche Einverleibung beftätigt und Defterreich annerirte fpäter 
bie Republik Krafau. Zahlreichere Annerionen Tennt bie neueſte Entwidlung ber 
nationalen Politif, insbejondere Savoyen burh Frankreich, der italieniſchen 
Fürftenthbümer durch das neue Königreih Stalien (1860), ber beutjchen Staten 
Hannover, Kurbefjen, Naffau, Shleswig:Holftein und Frankfurt 
buch Breußen (1867). 


51. 


Wenn ein Stat durch Wahl oder in Folge des Erbrechts das 
Statshaupt eine andern States auch zu feinem Statshaupt erhält 
(Perjonalunion), jo Hört er noch nit auf, als eine befondere Stats— 
perjon zu gelten; und es tritt in diefem Yalle feine Statenfolge ein. 


Jeder ber fo verbundenen Staten verbleibt in feinen bölferrechtlichen Vers 
hältniſſen. Im Mittelalter waren bie DBeifpiele häufiger, als in unfrer Zeit, 
welche die Tendenz bat, entweder bie Perfonalunion in eine Realunion umzuwan⸗ 
bein, bamit bie Einheit in der Politif und die Gleichheit im Recht zur Geltung 
fommen ober bie bloß durch PVerfonalunion verbundenen Staten wieder gänzlich zu 
trennen. "Neuere Beifpiele find bie Verbindung von Schweden und Norwegen, ber 
Herzogthümer Schleswig und Holftein mit ber Krone Dänemark, des Königreichs 
Hannover mit ber englijchen Krone, bes Fürftenthums Neuenburg mit ber Krone 
Preußen, des Großherzogthungs Luremburg mit ber Holländifchen Krone. 


52. 


So viel wirkliche Staten vorhanden find, fo viel völferrechtliche Per⸗ 
fonen find vorhanden. Der Stat, welcher mehrere andere Staten fih ein— 
verleibt hat, hat völferrechtlih nur Eine Stimme, nicht mehrere Stimmen, 
da er nur Eine Statsperjon iſt. Umgekehrt haben die mehreren Staten, 
welche aus der Spaltung Eines States hervorgegangen find, völlerrechtlich 
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jeder eine Stimme, wenn gleich diefe Völker bis dahin zu Einem State 
geeinigt nur Eine Stimme hatten. 


Sn bem ältern beutfchen Reichsrecht und ebenfo in bem früheren fchweizerifchen 
Bundesrecht hatte ein anderer Grundſatz gegolten, nämlid ber ein für alle Mal an 
beftimmte Territorien und Cantone gefnüpfter Stimmredte, fo daß 3. B. Oeſter⸗ 
reih und Preußen mehrere Stimmen in ber Eurie ber Fürften und Herren übten, 
weil fie mehrere Herrichaften befaßen und bie fchweizerifchen Halbcantone nur je 
zufammen Eine Stimme auf ben Tagſatzungen führten. Der flatli richtige Grunbs 
fag ift aber fpäter auch im deutfchen Bunde und in bem fchweizerifchen Bundes 
ftate durchgedrungen. 


53. 


Mit dem Untergang eines States verliert ſein Verfaſſungsrecht die 
ſelbſtaͤndige Autorität und Wirkſamkeit. Aber es iſt möglich, beitimmte 
ſtatsrechtliche Einrichtungen, welche troß des Heberganges in einen Nad- 
folgeftat fortdauern follen, auch für die Zukunft r unter den Schutz des 
Völkerrechts zu ſtellen. 


Die bisherige Verfaſſung und das bisherige Statsrecht hatten in dem Willen 
des untergegangenen States bie Duelle ihrer Autorität und in feiner Macht bie 
Garantie für ihre Wirffamkeit gefunden. Jener bejondere Statswille und biefe 
Statsmacht find nun aber mit bem State felber untergegangen und es ijt ein 
neuer Stat an feine Stelle getreten, beffen Wille und Macht num entfcheiden. Eben 
deßhalb verfieht fi auch bie Fortbauer ber bisherigen Verfaſſung und des biöherigen 
öffentlichen Rechts nicht von felber. In ben widhtigften Beziehungen — insbefondere 
der politiiden Regierung und Vertretung — ift biefelbe geradezu unmöglich ges 
worden, wenn ber Nachfolgeftat wirklich zur Herrſchaft und Entwidlung gelangen 
fol. Sie können daher nur infoweit fortdauern, als ber Nachfolg eſtat das für 
zuläjfjig erachtet und feinerfeits gutheißt. 


Wohl aber laſſen ſich auch bei Einverleibungen beftimmte Berfaffungss 
zufiände und Einrichtungen erhalten und es fommt wohl vor, baß das ver: 
tragsmäßig verabrebet wird. So find z. B. bei der Vereinigung ber deutſchen 
DOftfeeländer mit dem Ruſſiſchen Reiche beſtimmte Zuficherungen gegeben worben, 
zum Schuß ber beitehenden politiſchen und confefjionellen Rechte ber Bewohner, 
Ebenſo enthält bie Wiener Congreßacte mande derartige Vorbehalte bezüglich 
ber Zutheilung von Ländern an die anerkannten europäiſchen Staten. Diefelben haben 
freilich nur eine beſchränkte Wirffamfeit und find immerhin unficher, weil bie Eini⸗ 
gung innerhalb eines States mit ber Zeit Fortichritte macht, und es ſchwer, oft un⸗ 
möglich und unzuläffig if, ber fouverängn Statsgewalt Widerſtand zu leiften, wenn 
fie an bie Stelle bes alten ein neues Mecht zu ſetzen entſchloſſen iſt. 


- 
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\ 54. 


Das Statsvertnögen eh untergehenden Stoted. geht in Activen und 
Paſſiven auf den oder die Nachfolgeitaten- über. 


Es gibt ein ftatsrehtliches Folgerecht, das eine gewille Analogie hat 
mit dem privatrehtlihen Erbrecht, aber nicht mit bemielben zu verwechſeln 
if. Das Statsvermdgen fanıı beftehen: 

a) aus öffentlidem Gute (Domaine public), welches entweber von 
Natur, wie die öffentlichen Gewäſſer, Straßen, Plätze, Häfen u.f. f. ober 
burch bejondere ftatliche Anordnung wie Reſidenzen, Rath: und Gerichts⸗ 
bäufer, Caſernen, Gefängniffe u. dgl. dem Privatrecht entzogen ift und 
ausfchließlich ber Hffentlichen Herrſchaft und Benutzung angehört ober 

b) aus PBrivatgut, welches bem Yiscus gehört, wie 3. B. einzelne Ges 
werbe, Ianbwirtbichaftlihe Grundftüde, Gelb. 

Auf all diefes Vermögen bezieht fich dieſes flatliche Folgerecht. Für das öf⸗ 
fentlihe Gut verfteht es fih von felber, daß basfelbe dem State folgt, dem es dient. 
Aber auch das Privatvermögen des States wirb nicht herrenloſes Gut, wenn ber 
Etat untergeht, fondern ba die Perfon, welcher e8 bisher angehörte, nicht gänzlich 
verjchwindet, fondern mit Volk und Land, alfo ihrem Stoffe nah in ben neuen 
Stat übergeht, folgt es naturgemäß biefer perſönlichen Wandelung nad, und 
wird deßhalb Privatgut des neuen States, in welchem ber Stoff bes alten 
States fortlebt. " 


59. 


Sind mehrere Nachfolgeſtaten vorhanden, melde an die Stelle des 
Einen untergehenden States treten, und iſt die Art der Theilung des 
Staatsvermögens nicht vertragsmäßig geordnet worden, jo find nicht Die 
privatrechtlichen Regeln der Erbtheilung unter mehrere Erben einfach an- 
zumenden, fondern e3 ift voraus die äffentlich-rechtliche Natur des öffent- 
lichen Gutes zu berüdfichtigen. 


Die ffentlicherechtliche Statenfolge und das privatrechtliche Erbrecht find ine 
fofern ähnlich, daß in beiden Fällen das bisherige Subject bes Vermögens bort durch 
Untergang hier durch Tod wegfält, aber das Vermögen besfelben auf andere Per: 
fonen übergeht, welche in gewiffen Sinne als Fortjeger feiner Perjönlichfeit ange: 
fehen werben. Uber das gefegliche Privaterbrecht beruht auf bem Familienverband 
zwiſchen Erblaffer und Erben, welcher bei ber Statenfolge fehlt, und bie Statenfolge 
beruht auf dem totalen oder theilweifen Webergang von Volt und Land auf den 
Folgeftat. Die privatrechtliche Verlafjenfhaft hat nur eine Beziehung auf bie Pers 
fonen ber Erben und wirb baher je nad der Nähe ihrer Verwandtſchaft unter bies 
ſelben vertheilt, fei es nah Stämmen, ſei, es nad Köpfen. Das zurüdgelafjene 
Statsvermögen dagegen bat eine natürliche Beziehung zu Volt und Land und 
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den öffentlichen Bedürfniſſen beider. Daher iſt die Vertheilung nach öffent⸗ 
lich⸗ rechtlichen Grundſätzen zu ordnen. 


56. 


Demgemäß fällt das für öffentliche Zwecke beſtimmte liegende Gut, 
wie öffentliche Gebäude, Anſtalten und Stiftungen zunächſt dem State zu, 
in defien Gebiete fie gelegen find oder fie ihren Hauptfik haben und ber 
erwerbende Stat ift nur infofern eine billige Entſchädigung an die Thei⸗ 
lungsmaſſe ſchuldig, als diefelben bisher auch den öffentlichen Bebürfniffen 
der Bevölkerung der andern Staten gedient haben und diefe zur Beftie- 
digung folder Bebürfniffe zu neuen Vermögensleiſtungen genöthigt werden. 


Selbſtverſtändlich fallen auch die öffentlichen Gewäffer, Straßen, Plätze, Küften, 
Häfen u. ſ. f. ohne Eniſchädigung bem State zu, mit welchem fie von Natur vers 
bunden find. Auch wenn damit gemilfe Einkünfte verbunden find, wie 3.9. Weges 
gelder, Hafengebühren u. bal., fo ift bafür fein Erſatz zur Theilung zu bringen, fo 
wenig als für den Unterhalt ber Straßen, Häfen u. f. f. eine Forderung. 

Anders verhält es fih z. B. mit einer Pflegeanftalt für Kranke, welche auch 
von ben Kranken der Gemeinden benugt werben Tonnten, bie nun einem anbern 
State zugetheilt find, als dem, in befjen Gebiet die Kranfenpflegeanitalt gelegen if. 
Da ift ein billiger Erſatz in Anrechnung zu bringen. R 


57. 


Die vorhandenen Waffenvorräthe und Kriegsausrüftungen (Kanonen, 
Gewehre, Uniformen u. ſ. f.) find im Zweifel nad Verhältniß der Volfg- 
_ zahl zu vertheilen. 


Nach der Volkszahl richtet fich auch bie Wehrpflicht und die Größe des Bes 
bürjniffes der Ausrüſtung. Anders freilich ift es, wenn bie Waffenvorräthe durch 
Matrifularbeiträge beichafft worden find, wie in dem beutichen Bunde von 1815. 
Dann wird das Verhältnig der Matrifel auch bei ber Theilung zu beachten fein. 


98. 


Die eigentlihen Domänen, die öffentlichen Caſſen und überhaupt das 
Privateigentfum des Stat3, welches nur mittelbar den öffentlichen Zwecken 
dient, bildet eine gemeinfame Theilungsmaſſe und wird, wenn nicht bejon- 
dere Gründe eine Abweichung rechtfertigen, nach Berhältniß der Volkszahl 
unter die mehreren Folgeſtaten vertheilt, jo jedoch, daß die Liegenjchaften 
dem State verbleiben, in deſſen Gebiete fie liegen und nur der Schäßung3- 


werth derjelben zur Bertheilung kommt. 
Bluntſchli, Das Böllerredit. 6 
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Es gibt ‚Fein natürlicheres Theilungsverhäftniß, und Teinen fihereren Maßſtab 
ber Teilung als die Volksz ahl, obwohl vielleicht bie eine Bevölkerung 3. B. bie 
ftäbtifche vor ber anderen 3. B. ber bloß Ländlichen buch Vermögen, Bildung und 
durch höhere Bedürfniſſe hervorragt. Um eine gerechte und allgemein verftändliche 
Löfung zu finden, muß man zu ben einfachften und urfprünglichiten Elementen des 
States zurüdgehen und bas find doch bie Menfchen, bie er einigt. 


99. 


Die Statsfchulden find nicht nach Verhältniß der Volkszahl, jondern 
wenn fie hupothefirt oder fundirt find, im Anſchluß an die verpfändeten 
Liegenschaften oder das Fundirungsgut, im übrigen nad Verhältnig der 
Steuerleiftungen zu vertheilen. 


41. Indem ber Stat feine Anleihen hypotheſirt oder funbirt, bringt er bicfel: 
ben in einen nähern Zuſammenhang mit andern Gütern, und biefer Zuſam⸗ 
menbang wirkt fort, obwohl ber Stat fi auflöſt. Die Gläubiger halten fich 
daran und kommen eben beihalb nur mit bem Folgeflat in eine neue Beziehung, 
welchem biefe Güter zugefallen find. Cine Scheibung ber perfönlihen Schuld und 
ber binglichen Sicherung ift hier nicht ebenſo ftatthaft wie im Privatrecht. 

2. Die Sicherheit der übrigen Statsſchulden beruht auf. ber Steuerfraft 
ber Statsgenoffen und biefe wird bemefjen nad ber wirfliden Steuer: 
leiftung. Dieſe gibt daher einen gerechteren Maßſtab als bie Volkszahl. Mean 
denke fi) 3. B. einen Stat in. zwei Staten aufgelöft, von denen ber eine eine reiche 
Städtebevölferung, ber andere eine arme Lanbbevölferung hat. Da würbe bei einer 
Vertheilung ber Statsſchulden nad der Volfszahl der eine Stat überlaftet, er Fönnte 
bie Schuld nicht tragen, und ber andere Stat unverhältnigmäßig in ber bisherigen 
Steuerleiftung erleichtert, zum Schaben ber Gläubiger. 


60. 


Geht ein Stat dur Ausfterben oder Zerftreuung oder Aus—⸗ 
wanderung feines Volles auch in der Volks- oder Landesſubſtanz unter, 


dann erlöſchen mit jeiner Perjönlichteit auch feine Rechte und Berpflich- 
tungen. 


Als bie Juden mit Bertilgung ber fremden Einwohner Paläftina befekten, 
warb ber neue jübilhe Stat in Teiner Weife Nechtönachfolger der dafelbft unters 
gegangenen Staten. Ebenſo als bie Germaniſchen Völker zur Zeit der Völkerwan⸗ 
berung ihre alten Wohnſitze verließen, gingen auch ihre alten Staten unter und bie 
nachrüdenden germaniſchen ober flavifchen Völker traten ebenfo wenig als ihre Rechtes 
nachfolger an ihre Stelle als das römiſch-byzantiniſche Meich, welches jene aufnahm, 
deßhalb zum Rechtsnachfolger ihrer untergegangenen Staten warb. 
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61. 


Die vorübergehende Schwäche oder Noth eined States führt nicht 
feinen Untergang herbei; wohl aber die dauernde Ohnmacht und die offen- 
bare Unfähigteit desjelben, ferner felbftändig zu leben. 

Es gibt Fein Necht, bie „Franken? Staten zu vernichten und dann zu beerben. 
Es iſt möglich, daß ein tief zerrütteter und geſchwächter Stat fi) wieder erhole. 
Wenn aber diefe Möglichkeit verſchwunden und die Ohnmacht dauernd geworben ift, 
dann geht mit der Zühigleit zu leben auch das Recht als Stat zu leben untettbar 
unter. Das Völkerrecht ſchützt nur lebensfähige Staten. So gefährlich dieſer Satz 
ift, weil er fopbiftifh mißbraucht werden kann, fo ijt boch die Wahrheit besjelben 
unbeftreitbar. „Nur ber Lebende hat Recht”. 


5. Bölkerrehtlihe FSigenfhuften der Stafen. 


A. Handlungsfähigkeit. 
62. 
Jeder Stat ift als Rechtsweſen berechtigt, feinen Rechtswillen zu 
äußern und Handlungen mit Rechtswirkung vorzunehmen. Aber er bedarf 
dazu bejonderer von Menſchen erfüllter repräfentativer Organe. 


Weil ber Stat eine Gefammtperfon ift und in feiner Verfaffung nicht einen 
natürlichen fonbern einen nachgebildeten Eulturleib bat, fo bedarf er menjchlicher 
Organe und Vertreter feines Willens und jeiner Handlungen. Das Statshaupt 
repräfentirt voraus den Stat im Verkehr mit andern Staten. 


63. 
Im Verhältniß der Staten zu einander wird der thatfächliche In⸗ 
baber und Träger der Statsgewalt (daS wirkliche Stat3haupt) als das 
Organ des Statöwillens und als der Vertreter des States betrachtet. 


Bol. unten $ 315 ff. 


B. Sou veränetät. 
64 
Die Souveränetät eines States zeigt id) 
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/ 3) in der Unabhängigkeit desfelben von einem fremden State und 
in der Ablehnung jeder fremden Statshandlung auf feinem 
Gebiet; 

2,b) in der freiheit desjelben, ohne Behinderung fremder Staten 
feinen eigenen Statswillen felbit zu beftimmen und nad eigenem 
Ermeſſen zu äußern und zu bethätigen. 

Die Souveränetät iſt zunächft wieder ein flatsrechtlicher Begriff und bebeutet 
bie Statsgemwalt in höchſter Potenz und in oberfter Inſtanz. Die 
völferrechtliche Bedeutung derſelben tritt erſt hervor im Verhältniß zu fremden 
Staten. 


69. 


Souveränetät heißt nicht abjolute Unabhängigkeit noch abſolute Frei⸗— 
heit eines States, denn die Stuten find feine abjoluten Weſen, jondern 
rechtlich beichräntte Perſonen. 


Der Begriff der Souveränetät ift zuerft in Frankreich und zwar in ber Zeit 
ausgebildet worden, als das franzöſiſche Königthum alle Statögewalt in möglichft 
abfolutem Sinne in feiner Hand zu concentriven unternahm, im Gegenfate zu ben 
Beichränfungen der mittelalterlihden fländifchen Rechte und der Lehensverfaſſung. 
Seither ift eine gewiffe Tendenz zum Abjolutismus in dem Worte verbfieben, bie 
Schwer auszumerzen if. Dennoch widerſpricht biefer Abfolutismus, ſowohl der Rechts: 
natur des modernen Berfaffungsftates als der völferrechtlichen Gemeinordnung. 


66. 


Jeder Stat darf nur in dem Make Unabhängigkeit und Freiheit 
für ſich ansprechen, als fi) mit der nothwendigen menſchlichen Weltordnung, 
mit der Selbftändigfeit der andern Staten und mit der Verbindung aller 


Staten verträgt. 

Das Völkerrecht erhält aber befchränft zugleich die Souveränetät ber Einzel: 
ftaten, weil es das frieblihe Nebeneinander ſämmtlicher Staten ſchützt und auch den 
Krieg durch Rechtsvorſchriften civilifirtt. Gegen das Völkerrecht kann ſich Fein Stat 
auf feine Souveränetät berufen, weil die Grundlage des Völkerrechts nicht die Will 
für der Staten fondern bie Gemeinfchaft ber Menjchheit ift. 


67. 


Innerhalb der völkerrechtlichen Schranken ſpricht die Rechtsver⸗ 
muthung für volle und ungetheilte Souveränetät eines jeden States. 


Die Souveränetät iſt die ſelbſtverſtändliche Eigenſchaft des wirklichen States, 
b. h. eines Gemeinweſens, das ſich ſelbſt regiert. Hoheit und Einheit find mit dem 
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Statsbegriff gegeben. Weitere Beſchränkungen andern Staten gegenüber erfordern 
daher eine bejondere Begründung, wie namentlich durch Verträge. 


68. 
Zu den regelmäßigen Souveränetätsrechten eines States gehören: _ 


ı 9) das _Mecht, feine Verfaſſung felher zu _beitimmen; 
KR) das Recht jelbftändiger Gefebgehung für fein Volt und Land; 


3) die Selbftregierung und Selbitverwaltung; 
ta) die freie. Befegung ber. öffentlichen Aemter; 
>») das Recht, für der Verkehr mit andern Staten feine Stellvertreter 
zu bezeichnen und zu ermächtigen. 
Es kommt den fremden Staten nicht zu, ſich in die Ausübung die- 
jer Rechte einzumifchen, es wäre denn, daß bei derjelben das Vollerrecht 
mißachtet würde. 


In der Verfaſſung ſpricht der Stat die Grundſätze ſeines eigenen Daſeins 
aus und bildet er die Organe -feines eigenen Lebens aus. Die Verfaſſunggebende 
Gewalt ift baher Statsgewalt. Jeder Stat erjcheint daher dem andern gegenüber 
als eine ſich jelber orbnendbe Macht. So wenig meine Nachbarn berechtigt 
find, den Styl und bie Einrichtung meines Haufes mir vorzufdhreiben, fo wenig 
haben bie Nachbarftaten ein Recht, über bie Verfaſſung eines fremden States Vor⸗ 

jchriften zu geben. Es ift freilich auch für bie Nachbarftaten politifch nicht gleich: 
"gültig, wie bie Berfaffung eines anfloßenden States befchaffen fei und es können je 
nah Umftänden Parteiverbindungen von einem State zum andern bald förberlich 
bald gefährlich erſcheinen. Daher haben oft ſchon mächtigere Staten einen Einfluß 
geübt auf bie Berfaffungsänderungen ihrer Nachbarſtaten. Die franzöfiihe Republik 
bat fich gegen Ende des vorigen Sahrhunderts mit vepublifanifhen Nachbar: 
ftaten, Napoleon I. bat Franfreih mit Napoleoniſchen Bafaltenftaten zu 
umgeben gefucht. Aber gerade biefe Beilpiele warnen vor folden Eingriffen in bie 
natürliche Verfafjungsbilbung fremder Völker, denn nirgends find durch bie Einwir: 
tung von außen ber dauernde Berfaffungszuftände zu Stande gefommen. Auch bie 
. Interventionen der heiligen Allianz in Stalien und Spanien zur Herftellung ber 
absoluten Monarchie haben nur vorübergehend ben natürlichen Entwidlungss 
gang zu ftören, aber nicht auf die Dauer zu bindern vermocht. Ebenfo unglüdlich ift 
in neuefter Zeit ber Verfuch Napoleons III. ausgefallen, in Meriko ein Kaiſerthum 
mit franzöfifcher Hülfe einzurichten. Recht und Politik weifen darauf bin, daß man 
jedem Bolfe überlaffe, die Formen feines Gefammtlebens felber zu beſtimmen. Erſt 
wenn baraus eine wirkliche Gefahr entjteht für die Sicherheit der andern Staten 
und für bie völferrechtliche Rechtsordnung, ift eine Einmiſchung in bie Berfaffungs: 
arbeiten zu rechtfertigen. 


69. 
Kein Stat braucht zu dulden, daß innerhalb feines Gebietes ein 
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fremder Stat irgend welche Statshandlungen vornehme, fei es der Policei 
oder der Beteurung, der militärischen oder der Juſtizgewalt. Jeder Stat 
ift verpflichtet, ſich der ftatlichen Ein- und Vebergriffe in fremdes Stats— 
gebiet zu enthalten. 

Vorbehalten find theils allgemeine völkerrechtlich anerkannte Aus- 
nahmen theils die befonberen. Statsdienſtbarkeiten. 


3. In dem Bereich ber civilifirten europälfchen und amerifanifchen Staten⸗ 
welt ift diefer Grundſatz vollfländiger anerfannt, als im Verhältniß zu barbarijchen 
Vöolkern oder Staten einer der unfrigen fehr fernen und fremden Givilifation. Da 
wird noch bie Policei und die Auftiz über bie auswärts wohnenden Landsleute in 
frembem Gebiet möglihft von dem State ihrer Heimat verwaltet. Der Grundſatz 
bes perfönlichen Rechtes, weldes bas Volk verbindet, wo immer feine Genoſ⸗ 
fen fi aufhalten, überwiegt da nod über bie Negel bes Landesrechtes, weldes 
ausfchließlich von ber im Lande beitehenden Statsgewalt gehandhabt wird. 

2. Allgemeine völferrechtlich anerkannte Auanahmen find 3. B. das Recht 
ber Erterritorialität und das Recht der Schiffahrt über den Küftenfaum. 


70. 


In der Regel aibt e8 nur Eine Souveränetät für ein beſtimmtes 
Bolt und Land, wie nur Einen Stat. 

Ausnahmsweiſe zeigt fi in zuſammengeſetzten Staten (Bundes- 
ftaten, Statenreichen, Statenbünden) auf demjelben Boden und für diefelbe 
Bevölkerung eine Doppeljouveränetät wie eine zwiefache Statenbildumg, die 
eine des Geſammiſtates, die andere der Einzelſtaten. 


Bundesſtaten und Statenbünde ſind beides föderative und daher meift repu⸗ 
blikaniſche Verbände einer Anzahl von Einzelſtaten. Aelter iſt die Form der Staten- 
bünde, welche nur eine genoſſenſchaftliche Gemeinſchaft der mehreren Einzelſtaten 
zu gemeinſamen Zwecken darſtellt und daher nur Geſantencongreſſe keine einheitlichen 
Geſammtorgane kennt. Man kann daher dieſe Verbindung nur in uneigentlichem 
Sinne Gefammtftat nennen. Sie ſchwankt noch zwiſchen völkerrechtlicher und ſtats⸗ 
rechtlicher Geſtaltung. Von der Art waren bie Hanſeſtädte im Mittelalter bie 
Republik der Niederlande, bie [hweizerifhe Eidgenofjenfhaft vor 
1798 und wieber 1803 bis 1848, bie urſprüngliche Bunbesverfaffung ber Ver: 
einigten Staten von 1776 bis 1787, ber deut ſche Bund von 1815—1866. 

Der Bunbdesftat dagegen ift eine einheitliche Geftaltung bes Gefammtftates, 
ber fchärfer unterfchieden wird von ben Einzelftaten und in fi als Stat vollfiän- 
dig organifirt iſt. Zuerſt erfcheint diefe Form ausgebildet in Nordamerika feit 
1787, und ift in bee Schweiz 1848 nachgebildet worden. Das Statenreich iſt mehr 
eine monarchiſche und daher in höherem Sinne einheitliche Zufammenfaffung 
einer Mehrzahl von Einzelftaten zu einem Geſammtſtate. Im Mittelalter hatte das 
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deutſche Reich dieſen Charakter, bevor es feiner Auflöfung enigegen ging, und 
heute noch das Türfifche Dsmanenreih. Der Norbbeutfhe Bund von 
1867 läßt ſich nicht unter einen biefer Begriffe unterbringen, indem er von allen 
brei Grundformen etwas an fich hat. Er ift geihichtfih aus einem Statenbund 
(bem beutichen Bund) burch bie enticheidende Führung einer mächtigen Monarchie 
(bes Preußiihen Stats) und unter Einwirkung bundesftatlicher Ideen entflanden, 
und trägt überall die Spuren biefer Entftefung an ſich. Er ift ein Compromiß 
ber verjchiebenen idealen und realen Mächte, fo jedoch, daß immerhin bie Natur 
des Statenreichs überwiegt. 


71. 


Sowohl der Geſammiſtat (dev Statenverein) gilt völlerrechtlich als 
Statöperfon als die Einzelftaten. 

Die Souveränetät des Gefammtftates äußert ſich innerhalb des ber- 
fofjungsmäßigen Bereiches. der Gefammtheit und die der Einzelftaten . in 
den_Sonderangelegenheiten des einzelnen Landes. 

Die Perfönlichkeit auch ber Statenbünde zeigt ſich beutlicher noch im Völker⸗ 
recht als im Statsrecht. Die ſchweizeriſche Eidgenofjenfchaft galt im europäifchen Staten⸗ 
foftem während Jahrhunderten ald Ein Statswefen, obwohl fie in fich felbft 


durchaus nicht als Stat organifirt, fondern nur ein bauernder Verband von fouveränen 
Staten war, 


72. 


In ben. Bundesitaten und den Statenreichen wird die völferredhtliche 
Vertretung nad) außen regelmäßig durch die Bundes- .oder Reichsgewalt 
beftimmt und beforgt. Indeſſen find auch Verträge der Einzelftanten unter 
fi) oder mit fremden Staten zuläffig, wenn gleih in den Schranten der 
Berfaffung und unter Aufficht des Geſammtſtats. 


Sn ber Schweiz werben die Verträge ber Kantone unter ſich Concordate 
genannt. Der intercantonale Charakter derſelben ift analog dem völferrechtlichen ber 
Berträge unter fremden Staten, wird aber dadurch mobdificirt, daß bie Cantone bins 
wieder bundesflatlich verbunden find und daher der Bund eine Auffiht über bie 
Concordate übt und dieſelben unter feinen Schuß ftellt. 


73. 


An den Statenbünden gehört die diplomatische Vertretung regelmäßig 
‘der Regierung der Einzelftaten zu. Indeſſen ift auch die Gejammtheit be 
rechtigt, ſich als Eine zufammengejebte Statsperfon vertreten zu laſſen und 
Verträge abzuſchließen. 
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In ben Statenbünben tritt bie Souveränetät ber Einzelftaten voller und ent- 
fchiebener hervor, als in den Bunbesftaten. Deßhalb wird in ber Regel auch ber 
Geſantſchaftsverkehr vorzugsweife mit den Einzelitaten gepflogen. Aber weil body 
ber Statenverband wieber ein Intereſſe bat, ſich als wölferrechtliches Ganzes darzu⸗ 
ftellen, jo muß auch ihm die Befugniß gewahrt werben, gemeinfame Bunbesgefante 
zu bezeichnen und bei ſich frembe Gefante zu empfangen. Bei dem beutfhen 
Bunde waren mande frembe Gefante accrebitirt und in einzelnen Fällen ließ cr 
fi durch einen gemeinjamen Bunbesgefanten auswärts vertreten. 


74. 


Menn zwei oder mehrere Staten dur) dasſelbe Statshaupt nur 
borübergehend geeinigt find, jo werden fie im Völkerrecht ala zwei verjchiedene 
Perjonen behandelt und haben demgemäß auf Gonferenzen und Gongrefien 
zwei oder mehrere Stimmen und können durch verfchievene Gefante ver- 
treten werden. 


Beilpiele treten ein, wenn ein Erbfürft in einem andern Lande auf Lebens 
zeit zum Wahlfürſt gewählt wird. Karl V. war als römiſcher Kaifer und beut- 
ſches Reichsoberhaupt Vertreter bes beutfchen Reiches und als König von Spanien 
Bertreter Spaniens, ohne daß irgend eine nähere ſtats⸗ oder völferrechtliche Bezie⸗ 
bung biejer beiden Staten zu einander eintrat. 


75. 


Iſt aber die Einigung unter Einem Stat3haupt eine dauernde und 
ericheint die Verbindung der fo geeinigten Staten als eine politiiche, wenn 
auch noch nicht als eine ſtatsrechtlich organifirte Lebensgemeinſchaft, fo wird 
diejelbe völferrechtlich wie ein Gefammtftat betrachtet und in einer gemein- 
ſamen Vertretung durch Eine Stimme dargeftellt. Someit indeſſen die 
VBerhältniffe der einzelnen verbundenen Staten bejonder3 herbortreten, iſt 
hinwieder eine bejondere Bertretung zuläflig. 

Bon der Art find die fortbauernden Perfonalunionen durch biefelbe fürftliche 
Dynaftie. Frühere Beifpiele find bie urfprüngliche Perfonalunion bes Erzherzog: 
thums Defterreich mit ber Böhmiſchen und der Ungariſchen Krone, aud 
bie anfängliche Verbindung ber Englifchen mit ber Schottiſchen und mit ber 
Iriſchen Krone, das heutige Verhältniß dev Königreihe Schweden und Nor: 


wegen. Siehe oben zu $ 70. 
⁊ 


76. 
Wenn die Souveränetät eines States abgeleitet erſcheint bon der 
Souveränetät eines andern Hauptftates und in Anerfennung und in Folge 
dieſer Ableitung eine theilweiſe Unterordnung jenes States unter diefen 
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fortdauert, jo wird der eine Vafallenflat und der andere lehensherrlicher 
oder oberherrliher Stat genannt. 

Die völferrechtliche Selbitändigfeit des erftern wird durch die nothe 
wendige Rüdficht auf den letztern beichränft. 


Es find bier immerhin manderlei Uebergangsftufen von einer Gebunbenbeit, 
welche ben biplomatifchen Verkehr des Vafallenftates mit andern Staten nur durch 
Vermittlung bes oberherrlihen States gejtattet, bis zu völlig freier Bewegung bes 
Bafallenftates denkbar. Die beutfhen Territorialftaten bes fpätern Mittel: 
alters waren ſolche Bafallenftaten, indem fie ihre Regalien von dem beutfchen Könige 
empfingen und von Kaifer und Reich abhängig waren. Aber feit dem Weſtphäliſchen 
Frieden war boch ihr Recht anerkannt, mit fremden Mächten Allianzen zu fchließen. 

In mancherlei verjchiedenen Rechtsverhältniſſen ftehen die Bafallenftaten 
ber Türkei, die mohammedaniſchen Fürftenthümer Tunis und Tripolis, bas 
VicefönigtHum Aegypten, fobann das chriſtliche Fürſtenithum Serbien und 
bie rum äniſchen Donaufürftentbiimer Moldau und Wallachei und das Fürftenthum 
von Montenegro zur hoben Pforte. Das frühere Königreih Neapel war nur 
bem Äußeren Scheine nach gleihfam zum Leichen ber Ehrfurcht, ein Bafallenflat bes 
päpfllicden Rom und in Wahrheit wurbe es im europäifchen Völkerrecht als ein 
vollsfouveräner Etat betrachtet und behandelt. 


17. 


Da die Souveränetät, in welcher fi) die Einheit und Hoheit des 
States gipfelt, eine natürliche Tendenz zur Einheit Hat, fo ift diefe Spal- 
tung derjelben in eine Oberherrliche und in eine Bafallenfouveränetät nicht 
dauerhaft. Entweder erheben ſich im Laufe der Zeit die Vafallenftaten zu 
bolljouveränen Staten, indem die Oberherrlichkeit immer mehr zur bloßen 
Form und ohnmächtig wird, oder der oberherrlihe Stat zieht hinwieder 
die verliehenen Hoheitsrechte an fi) und einverleibt ſich den Vaſallenſtat. 


Die gefhichtliche Entwidlung beweist bie Wahrheit biefes Satzes. Im Mittel: 
alter gab es eine große Maſſe von Vaſallenſtaten ſowohl in Europa als in Afien. 
Gegenwärtig find faft alle verſchwunden, weil fie in Einbeitsftaten umgewandelt worben 
find. Nur in dem Türkiſchen Reiche ift biefer Umbildungsproce& noch nicht 
zum Abſchluß gekommen. Das Völkerrecht muß biefe natürlihe Entwicklung beach: 
ten und es fol fie ſchützen, es barf fie nicht baburch hemmen wollen, daß e8 un: 
baltbare Formen ber Ältern Rechtsbildung zu verewigen fucht. 


78. 


Die Souveränetät der Schubftaaten, das heißt der Staten, welche 
im Gefühl ihrer Schwäche den Schub eines mächtigeren States geſucht 
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und ſich der Schutzhoheit desſelben unterworfen haben, gilt ebenfalls als 
Halbſouveränetät, weil fie durch eine übergeordnete höhere Souveränetät 
dauernd beſchränkt wird. | 


Tie Schutzhoheit ift infofern ähnlich ber Lebenshoheit, als ber Schirmherr, 
wie der Lehensherr eine übergeorbnete Stellung behauptet. Aber es wird nicht von 
jenem wie von dieſem die halbe Souperänetät des Schutzſtates abgeleitet, fonbern 
nur um ber Rüdfiht auf den Schirmhberen willen die Souveränetät bes Schutzſtates 
beſchränkt. Auch biejes Verhältniß trägt übrigens den Keim bes Todes in fich, 
benn ein Stat, ber fih nicht felber [hüten kann, verdient nicht ein felbftän- 
biger Stat zu bleiben. Die Beifpiele folder Staten find daher wieber felten in 
bem heutigen Statenſyſtem. Die Republif Krakau, melde unter ber Schutzhoheit 
ber brei Oftmächte, Oeſterreich, Rußland und Preußen, geweien war, ift 1846 von 
Defterreich einverleidt; bie JZonifhen Inſeln, ein Schutzſtat Englands, find 
1864 mit Griechen land vereinigt worden. Wenn auch die Donaufürftens 
thümer zunächſt VBafallenftaten ber Ottomaniſchen Piorte zugleih Schutzſtaten ber 
europäiichen Großmächte find, fo dient biefes Schubverhältniß eher bazu, ihr Wachs 
thum zur Unabhängigfeit von ber Türkiſchen Herrſchaft zu förbern, als ihre freie 
Entwidlung zu gefährden. 


79. 


Den Colonialftaten,. welche dem Mutterftate untergeordnet find, kann 
ebenfalls eine beſchränkte Selbſtändigkeit zugeitanden fein, jo daß fie als 
halbfouveräne Staten in befondere völkerrechtliche Beziehungen treten. 


Schon bie große Entfernung vieler überfeeifhen Colonien von dem Mutter⸗ 
ftate macht im Intereſſe berfelben eine befondere Regierung und daher auch eine bes 
fondere Repräfentation oft wünfchenswerth. Wenn daher auch urfprünglid das 
Mutterland ber alleinige Sit ber Souveränetät war, fo erfordert das Wachsthum 
ber Colonie doch mit der Zeit eine Ausflattung mit größeren Rechten freier Bewe⸗ 
gung. So entwideln ſich die Colonien zu eigentgümlichen Statsweien, ähnlich 
den Schugftaten und fcheiden fich zulett wohl auch als neue volljouveräne Staten 
aus. Die Gefchichte von Amerika enthält in biefer Hinficht große Lehren auch für 
das Völkerrecht. Als Vorbild einer guten GColonialpolitif darf bie englifche gegen 
über von Canada und Auflralien feit ben Reformen von Lord Durbam 
(1836) angejehen werben. 


80. 
In ähnlichen Verhältniffen theilweifer Abhängigkeit von den Haupt- 
ftaten und theilmeifer Selbftändigfeit ftehen auch Die mancherlei Neben- 
länder. 


Es kommt hier freilich vieles darauf an, wie biefe Nebenlänber beſchaffen 
feien, ob die barin Iebende Bevölkerung fähig fei, ihre öffentlichen Intereſſen ſelb⸗ 
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ftändig zu beforgen, und ob fie geneigt fei, das fo zu thun, daß babei bie Intereſſen 
bes Hauptflates nicht verlegt werben. Wenn fie unjäbig und feindlich gefinnt ift, fo 
wird ihr entweber überhaupt Feine Selbftänbigleit verftattet ober dafür geforgt wer: 
ben, baß bie Verwaltung ber befonderen Landesintereffen nicht ber untertworfenen 
Bevölkerung überlaffen, fondern von ber dahin verpflanzten Colonie bes Herrſcher⸗ 
volfes beforgt werde. Da dieſe Nebenlänber meiftens durch Eroberung bem Haupt: 
ftate unterworfen worden find, wie 3.8. die Oftindifchen Länder ben Engländern, 
Algier dem Franzöſiſchen State, fo ift es ſchwerer, biefelben zu ftatliher Selb: 
fändigkeit heranzubilden, als bie eigentlichen Colonialländer. 
% 


C. Rechtsgleichheit. 
81. 


„seder Stat ift als Rechtsperſon dem andern State gleih. An dem 
Völkerrecht haben alle Staten gleichen Antheil und gleichen Anſpruch auf 
Achtung ihrer Exiſtenz. 


Die Rechtsgleichheit der Staten ift ebenſo zu verfiehen, wie bie Rechtegleich: 
beit ber Privatperfonen. Der Unterfchied ber Größe, der Macht, bes Ranges Ändert 
an ber wejentlichen Gleichheit Nichts, welche in ber Anerkennung aller biefer Per: 
jonen als Rechtsweſen und ber gleihmäßigen Anwendung ber völferrechtlichen 
Grundfäge auf Alle befteht. 


82. 


Kein Stat ift berechtigt, die individuellen Kennzeichen eines andern 
Stat3 — deſſen Namen, Wappen, Yahne, Flagge — fi) anzueignen oder 
zu mißbrauden. 


In diefen Zeichen fpricht fih die befondere Perſönlichkeit eines Stas 
tes aus unb jeder Stat bat ein Mecht, in berjelben geachtet zu werben. Die Rechts: 
gleichheit verwifcht nicht bie individuelle Verichiedenheit, fonbern erfennt fie an und 
ſchützt fie für Alle. Selbftverftänblich gebt bier die ältere Wahl folder Namen und 
Zeichen ber fpäteren vor. So weit jene vollzogen ift, muß dieſe fie als bereits vor⸗ 
handenes Recht reipectiren unb barf feine Berwirrung ftiften durch Aneignung ber: 
jelben Namen und Zeichen. 


83. 


Jeder Stat hat gleihen Anspruch darauf, als eine geiftigefittliche 
und als eine Rechtöperjon geachtet zu werden, und demgemäß auch ein 
Recht auf Ehre. Die Verlegung der Statsehre begründet das Recht, 
Genugthuung zu fordern. 
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Auch in dieſer Beziehung verhält es ſich mit ben Staten ähnlich, wie mit 
ben einzelnen Menſchen. Der Menſch als folder Hat eine Würbe und es gibt eine 
gemeinfame Dienfchenehre wie eine Statsehre, bie im Verkehr mit Menſchen und 
Staten nicht verlegt werben barf. Freilich Tann auch ein Stat in einzelnen Fällen 
eine unfittliche und eine geiftigeniedrige Politif verfolgen, wie ein einzelner Menſch 
zuweilen jchlecht und dumm handeln kann; und natürlich wird biefes Verhalten auch 
einen Einfluß üben auf bie öffentliche Meinung und auf das Vertrauen ber übrigen 
Etaten. Aber. der Rechtsanſpruch auf bie allgemeine Statsehre wirb baburch fo 
wenig zerftört, als das Necht jener Privatperionen auf Anerkennung ber gemeinen 
Menſchenehre, durch einzelne Fehler. Lie Menſchenehre firahlt immer wieder neu 
bervor aus ber an ſich hoben Menfchennatur, bem Ebenbilde Gottes, und ebenjo die 
Statsehre aus dem majeftätiihen MWefen bes States, das heißt ber einheitlichen und 
männlichen Geftaltung des BVölferlebens. 


84. 

Aus der perjönlichen Rechtsgleichheit der Staten folgt nicht gleicher 
Rang, derfelben noch das Recht eines jeden States, einen beliebigen hohen 
Titel anzunehmen. Aber es fteht einem jeden State zu, einen feiner Bes 
deutung und Madtitellung entjprechenden Titel zu wählen. 


Die beiden Säte, daß jeder Stat Anfprud babe auf gleichen Rang, und 
baß jeder Stat beliebige Titel annehmen fünne, bie man zuweilen aus ber mißver: 
ftandenen Rechtsgleichheit gefolgert hat, find falfh. Benn ber Rang, ben ein 
Stat in ber Geſellſchaft der übrigen Staten einnimmt, ift nit eine einfache Wir: 
fung feiner Perfönlichkeit, welche für alle Staten biejelbe rechtliche Bebentung bat, 
fondern er ift die Wirfung der Machtflelung und bes Einflufjes, welche verichieden 
find unter ben Staten. Der Titel aber bezeichnet den Rang, ben ein Stat unter 
den andern einnimmt unb Tann eben deßhalb nicht willfürlich von jenem ohne Rück⸗ 
fiht auf diefe gewählt werben. Es war ber Gipfel ber Lächerlichkeit, als ein Neger: 
bäuptling auf Haiti den Kaifertitel für feine Flitterfrone in Anfprud nahm. ALS 
ber Kurfürft Friedrich I von Brandenburg im Jahr 1700 den Königstitel an 
nahm, konnte die innere Berechtigung desſelben noch bezweifelt werben, aber bie Ges 
Ihichte des Preußischen Stats bat feither alle Zweifel zerfireut. Aehnlich verhält es 
fi) mit der Annahme bes Kaifertitels burh Peter beu Großen, welche nur ſehr 
allmählich Anerkennung fand, (von dem deutſchen Kaijer erſt 1744, von Franfreich 
erſt 1762 und von Polen 1764) und in unferm Jahrhunderte durh Frankreich 
und Defterreich. Auf dem Aachener Kongreß erflärten die fünf Großmächte aus 
brüdlich in dem Protokoll vom 11. Oct. 1818, daß dem Wunfhe bes Kurfürften 
von Heſſen auf den Titel eines Königs nicht zu entſprechen fei und daß fie über: 
baupt in Zufunft über andere Titelerhöhungen gemeinfam verhandeln wollen. 


85. 


Auf kaiſerlichen Rang und Titel haben nur diejenigen Staten einen 
natürlichen Anſpruch, welche nicht eine bloße nationale, jondern eine uni— 
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verjelle Bedeutung haben für die Welt oder mindeftens einen Welttheil 
und injofern MWeltmächte find oder welche doch als Großftaten verſchiedene 
Völker in fi) einigen oder auf verjchiedene Völker einen ftatlich beftimmen- 
den Einfluß haben. 


Dis KHarakteriftiiche Merkmal bes Kaifertbums ift das, daß es ſich als Stats: 
autorität über ben engen Gefichtöfreis eines befonderen Volkes und bie engen Gren⸗ 
zen eines einzelnen Landes erhebt. Das Kaiſerthum hat einen weltgeſchichtlichen 
Urfprung und eine univerfelle Bedeutung in ber Geſchichte. Daher barf 
auch ber Kaifertitel nicht von der anmaßlichen Eitelfeit bloßer Volks⸗ und Landes: 
fürften mißbraucht werden. Die fränfifhen und bie deutſchen Könige bes 
Mittelalter erhielten benfelben al römische Kaifer und ftanden als Verwalter bes 
Weltfriedens und der hriftlichen Weltordnung (damals imperium mundi genannt) 
an ber Spike ber abendländiſchen Ehriftenheit. Der Ruſſiſche Czar Beter der 
Große nahm den Kaifertitel 1701 in der Abfiht an, bie Erinnerung an das Oft: 
römiſche Kaifertbum zu erneuern. Napoleon I. wollte bag Reich Karls des 
Großen in moderner Gewalt wieder aufrihten, als er 1804 ben Kalfertitel ſich 
aneignete. Das Defterreihifche Kaiſerthum (jeit 1804) und das zweite franzöfiiche 
(jeit 1852) haben eine weniger univerjelle, aber boch nicht eine bloß nationale und 
einzelfiatlihe Bedeutung. 


86. 


Der Kaiſerliche Rang eines States ift nicht bedingt durch den Kaiſer⸗ 
titel. Auch eine von Königen regierte Weltmacht hat Anſpruch auf kaiſer⸗ 
hen Rang und ebenjo eine weltmächtige Republit. 

Die Großbrittanifhe Krone bat ben Königenamen aber ben Kaifer: 
lichen Rang. Keine andere ſteht ihr an univerfeller Bebeutung glei. Nichts wird 
bie Bundesrepublit ber Vereinigten Staten von NRorbamerikfa hindern, 
wenn fie fih als Weltmacht darftellen will, Kaiferlihen Rang anzuſprechen und zu 
behaupten. 


87. 


Königlichen Rang haben die Übrigen wejentlih auf ein Volk und 
ein Land beichräntten Staten von anfehnlichem Umfang und erheblicher 
Bedeutung im Völferberfehr. 

Dahin rechnet man nad) dem biplomatifhen Gebrauch, außer den 
Staten, deren Häupter als Könige völferrechtlich anerkannt find, auch die 
Republiten von ähnlicher Größe und Bedeutung und die vorhandenen Groß- 


herzogthümer. 


Schon im Mittelalter nahmen bie Kurfürften bes heiligen römiſchen 
Reichs deutſcher Nation für fich benfelben Rang in Anſpruch, den bie Könige ber 
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anbern chriſtlichen Völker hatten. Weber ihnen allen erhoben ſich ja nach ber Fiction ber 
mittelalterlichen Reichslehre in berfelben Weife die kaiſerliche Majeftät und bie 
päpftlihe Heiligkeit. 


88. 


Es befteht Fein Rangvorzug der Königreiche vor den Republifen mit 
föniglihem Rang oder umgekehrt diefer vor jenen. 


Das höfiſche Ceremoniel Tennt wohl ben Bortritt ber Könige vor ben Groß⸗ 
bherzogen, aber nicht einen Vortritt der Königsftaten vor ben königlichen Yreiftaten. 
Die Macht und der politifche Einfluß, welche die natürlihe Grundlage auch für bie 
Rangordnung der Staten bilden, find von diefem Verfaffungsunterichied unabhängig. 
England hatte als Republik unter Cromwell eine größere Bedeutung aber kei⸗ 
nen andern Rang als zur Zeit bes Königs Karls L; und bie franzöſiſche 
Republik behauptete im Frieden von Campo⸗Formio 1797 benjelben Rang, - wie 
vormals unter ben Bourbonifhen Königen. 


89. 


In allen wejentlihen Beziehungen ftehen alle Königlihen Staten 
unter einander und auch den Kaiferlichen gleich. Insbeſondere kommt 
allen das unbeanitandete Recht zu, Botjchafter zu enden und zu empfan⸗ 
gen, königliche Embleme in Krone, Scepter, Wappen anzunehmen und 
zu ‘führen, im &eremoniel und bei Unterzeichnung der Verträge auf dem 
Fuße der Gleichheit behandelt zu werden. Die Fürften dieſes Ranges geben 
fih im brieflichen Verkehr den Brudernamen. 

Indeſſen erhalten nur die Könige als Statshäupter den Titel ber 
„Dajeftät”, nicht auch die Übrigen Fürften von Königlichem Rang, und es 
haben jene vor diefen den Vortritt. 


Der Titel ber Majeftät, urfprünglich auf den Kaifer befchräntt, ift feit dem 
titelfüchtigen fiebenzehnten Jahrhunderte auch auf bie Könige ausgebehnt worden. 
ebenfalls paßt er nur zu einer Würde, welche mit dem Vollgenuß ber vollfommenen 
Regierungsfouveränetät verbunden ijt, aber nicht auf ftatsrechtlich abhängige Könige. 
Es wirb aber wohl jchiwerer noch werben, bie Titel zu ermäßigen, als bie wirflichen 
SHoheitörechte zu vermindern. 


90. 


Unter Staten von gleichem Rang haben je die älteren den Vortritt 
bor den jüngern. Ueberdem können die Rangverhältniſſe zwiſchen einzelnen 
Staten durch Vertrag oder Obſervanz beſtimmt ſein. 
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Die Verſuche, auf dem Aachener Gongreffe biefe Dinge genauer vöoͤlkerrechtlich 
zu orbnen, find an den Schwierigfeiten gefcheitert, welche bie Eitelfeit und die höfi⸗ 
ſchen Sitten jeder Uebereinfunft ber Art in den Weg jtellen. 

Belondere Verträge und Gebräude finden 3. B. Statt in einzelnen Länbern 
bezüglich bes Schifjsgrußes. Vgl. Phillimore, Intern. Law. 8b. IL $ 34 fi. 


91. 


Die Verwantſchaft der Souveräne ändert das Rangverhältniß der- 
ſelben nicht. 


Protokoll des Wiener Congreſſes vom 19. März 1815. Art. V.: „Les 
liens de parent6 ou d’alliance de famille entre les Cours ne donnent aucun 
rang & leurs employes diplomatiques.. Il en est de même des alliances 
politiques“, 


92. 


Halbjouveräne Staten (Bafallenftaten, Schußitaten, abhängige Ein- 
zelftaten) ſtehen jederzeit im Rang den. übergeordneten oberherrlicden Sta- 
ten, (Schutzmächten, Gejammtftaten oder Hauptitaten) nad. 


Da bie Unterorbnung jener Staten unter bieje fogar eine flatsrechtliche ift, 
fo folgt die Weberordnung biefer Staten im Rang von felber baraus. Es gilt das 
3. B. von ben Molbauifchen Fürſtenthümern im Verbältnig zur Türkei, aber auch 
von Pennjylvanien gegenüber ben Vereinigten Staten und von Sachen gegenüber 
bem Norddeutſchen Bunde, 


93. 


Gegenüber dritten Staten nimmt der halbjouveräne Stat diejenige 
Stellung ein, welche ihm feinem anerfannten Titel oder feiner anerkannten 
Bedeutung in der Statenfamilie gemäß zulommt, neben und glei) voll= 
ſouveränen Staten. 


Der Grund liegt in der Regel der Gleichheit, welche überall eintritt, wo Feine 
bejonderen Gründe einen Unterfchieb rechtfertigen. Den dritten Staten gegenüber 
befteht Feine Unterordnung, und baber ift auch der gleihe Rang am Platz. Wenn 
alſo 3. 3. Virginien mit Brafilien einen Vertrag fhließt, oder Sad fen mit 
Defterreich, fo ift der Umftand, daß jenes zu ben Vereinigten Staten, biejes zu 
bem Deutihen Nordbunde gehört, nur erheblih im Verhältniß zu ber Bundes⸗ 
gewalt, aber nicht erheblich für die Rangftellung gegenüber dem auswärtigen State. 


94, 
Die Rangerhöhung eines States bedarf, um alljeitig zu wirken, der 
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bölferrechtlihen Anerkennung der übrigen Staten, welche indeſſen nicht 
willkürlich und ohne Grund verſagt werden darf. 


Vgl. zu Art. 84. Die grundloſe Verweigerung der Anerkennung iſt zum 
mindeſten ein Zeichen unfreundlicher Geſinnung und kann zur Beleidigung des Sta⸗ 
tes werden, der ſich emporgeſchwungen hat. 


I. Stalenſyſteme. 


1. Gleichgewicht. 


95. 


Das Gleichgewicht unter den Staten befteht nicht darin, daß dieſel⸗ 
ben gleih groß an Umfang des Gebiets und an Volkszahl und gleich 
mächtig feien. Die Verfchiedenheit der Staten an Größe und Macht ift 
eine nothmwendige Wirkung der natürlichen Unterſchiede des Bodens, der 
Bollsindividualitäten und der gejchichtliden Entwidlung. 

Das Völkerrecht muß dieſe Verfchievenheit anerfennen und darf fie 
nicht befämpfen. Ihre Zerftörung würde die Beftimmung der Menjchheit 
gefährden, welche auf der Wechjelwirfung verſchiedener Kräfte beruft. 


Der Gedanke eines mathematifchen Gleichgewichts war zu Anfang bes 
XVII, Jahrhunderts beliebt. Man hoffte von feiner Verwirklichung bie Sicherung 
bes Meltfriedens und die gründliche Beſeitigung jeder Gefahr von Univerfalmonardie. 
Der befannte Vorſchlag des Abbs Saint Pierre: „Projet de la paix &ternello“ 
von 1715 am Schluß bes großen europäifhen Krieges gegen das Mebergewicht 
Frankreichs, ſucht biefen Gedanken in einer neuen Karte Europas barzuftellen. Aber 
ber Gedanke ift ſchon deßhalb falfch, weil er die geiftigen Charafterfräfte, die fi 
nicht abzählen Tafjen, mißachtet und eine Fünftliche Gleichheit da einrichten will, wo 
bie Natur große und dauernde Unterſchiede zeigt. 


96. 


Es ift ferner feine Forderung des Gleichgewichts, daß die beftehenden 
Staten allezeit unverändert erhalten bleiben. Es gibt ein natürliches und . 
infofern nothiwendiges Wachsthum der Staten und ebenjo eine undbermeid- 
liche Abnahme ihrer Kräfte und ihrer Wirkjamteit. Das Völlerreht muß 
die umbildende Macht der Gefchichte anerkennen. 


— — — 
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Das Mittelalter war ber Zerbrödelung ber Natiönen in Heine Fürſtenthümer 
und Städte, zumal in Deutichland und in Stalien fehr günftig. Der Zuſtand war 
erträglich, fo Tange ber Verkehr gering, das nationale Bewußtſein wach, die öffent: 
lichen Bedürfniffe Fein waren und Teine Äußeren Gefahren bie Griftenz biefer 
Stätchen bebrohten. In der neueren Zeit ift das Alles anders geworben. Deßhalb 
gingen bie meiften Kleinftaten bereits unter und es bildeten fich größere Volks⸗ 
ſtaten aus. 


9. 


Es ift kein völkerrechtliches Gefeh, daß die Erweiterung eines Stats⸗ 
gebiet3 einen andern vielleicht rivalen Stat berechtige, auch feinerfeit3 eine 
Bergrößerung zu verlangen. 


Sn ber ftatlihen Praris des vorigen Jahrhunderts bat man fich oft auf biefe 
angebliche Folgerung aus dem Princip des Gleichgewichts berufen, um bie Grobes 
rungsfucht mit einem fcheinbaren Rechtsſatze zu bemänteln. So verlangte Defter: 
reich ein Stüd der Türkei, weil Rußland fich in Polen ausdehne. Die Thei⸗ 
lung Polens unter die drei Nachbarmächte wurde auch mit folchen Argumenten 
beſchönigt. Aber no im unjerm Jahrhunderte ift mit ſolchen Scheingründen viels 
fältig Mißbrauch getrieben worden. Man bat noch im Jahr 1803 beutiches Land 
nah dem Ausdruck Fichte's „zu Zulagen gemacht zu ben Hauptgewichten in ber 
Mage bed europäiſchen Gleichgewichtss. Sogar nody 1860 wurde die Annerion 
Savoyens buch Frankreich wenigftiens nebenher mit bem großen Wahsthum 
bes Königreichs Italien zu rechtfertigen gefucht. Da das völferrechtliche Gleichgewicht 
nicht gleich große Staten, noch ein unveränderliches Größenverhältniß ber vorhan⸗ 
benen bedeutet, noch bedeuten darf, fo tft eine derartige mathematiſche Anwendung 
jenes Princips unzuläfjig. Die Eriftenz und bie Entwidfung der Völker und Stas 
ten barf nicht nach fo plumpen Regeln bejchnitten und zugefchnitten werben. 


98. 


Das wahre Gleichgewicht bedeutet das friedliche Nebeneinanderbeftchen 
verfchiedener Staten. Es wird gefährdet und geftört, wenn das Weber: 
gewicht Eines States fo unverhältnißmäßig zu werden droht, daß bie 
Sicherheit und Freiheit der übrigen Staten daneben nicht mehr fortbeitehen 
fann. In ſolchen Yällen find nicht bloß die zunächſt gefährdeten ſchwä— 
heren Staten, jondern ed find auch die übrigen ungefährdeten Staten 
veranlaßt und berechtigt, das Gleichgewicht herzuftellen und für ausreichen⸗ 
den Schuß desſelben zu ſorgen. 


Es gilt diefer Saß vorzüglih von ber europäifhen Stateniamilie, 
welche ben Fortbeitand einer Anzahl felbftändiger Staten als Grundbebingung ihrer 
Wohlfahrt betrachtet. Daraus erflären fih die zahlreichen und am Ende glüdlichen 
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Allianzen wider bie brobenbe Univerfalmonardhie zuerft gegen Kailer Karl V., 
dann gegen König Philipp II. von Spanien, fpäter gegen Ludwig XIV. und 
wiederum gegen Kaiſer Napoleon I, zufegt wider die Ruſſiſche Oberherrſchaft in 
Sübdofteuropa. Aber nicht ebenjo fcheint der Sab auf Amerifa anwendbar, indem 
die Vereinigten Staten offenbar ſchon zur leitenden Hauptmacht für ben gans 
zen Welttheil geworben find. Wenn aber Amerika beflimmt ift, in bie Vercinigten 
Staten aufgenommen zu werben, jo bebarf «8 dieſes Sates nicht, wenn es aber 
auch für Amerika wie für Europa nöthig erſcheinen follte, eine Statengenoffen: 
haft von einander unabhängiger Staten zu bilden, fo wird ber Satz 
auch in das Amerikanifche Völkerrecht aufgenommen werben müſſen. 


9. 


Das Streben nad) einer auf die Uebermacht Eines Volles geftüßten 
Univerfalherrihaft über die andern Völker ift eine Gefährdung des Gleich- 
gewichts und rechtfertigt den gemeinfamen Widerſtand der übrigen Staten, 


Bl. die vorige Anmerkung. Mit biejer völferrehtswibrigen Bedrohung jelb: 
fländiger und nicht zuſammengehöriger Staten darf nicht verwechlelt werben bie Bes 
brohung unbaltbarer Particularftaten durch einen nationalen Groß: 
fat. Denn es kann bie Ginverleibung jener durch dieſen vielleicht eine nothwendige 
Bedingung fein für die Sicherheit ber nationalen Griften; und Gefammtwohlfahrt, 
ober eine unvermeibliche Folge der nationalen Entwidlung eines Bolls. Die Ge 
ſchiche Ztaliens im Jahr 1860, und bie von Deutjhland im Jahr 1866 
machen das klar. Das Gleichgewicht ber italienifchen und ber beutichen Particular⸗ 
- flaten war überhaupt Fein Gut von hohem und von bauerndem Werth und es fonnte 
leicht darauf verzichtet werben, wenn man flatt deſſen bie unſchätzbare Errungens 
ſchaft eines nationalen States und eine würbdigere Stellung in ber Welt erhielt. 


100. 


Auch eine theilweiſe Uebermacht eines States kann die Sicherheit 
und die Freiheit der andern Staten und damit das Gleichgewicht gefährden 
und rechtfertigt den gemeinfamen Widerſtand der übrigen Staten, um die 
jelbe zu bejchränten. Das gilt insbefondere von einer übermächtigen 
Seeherrſchaft eines States. 


Ein Beilpiel geben die Verträge ber neutralen Staten zur Bekämpfung ber 
englifhen Univerſalherrſchaft über die Meere. 


2. Heilige Allianz. 
101. 
Die. heilige Allianz vom Jahr 1815, welche auf das Princip der 
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chriſtlichen Religion ein neues chriftliches Wöllerrecht begründen will, Tann 
nieht als modernes Völkerrecht gelten. 

Die heilige Allianz, zu Paris von ben drei Monarchen von Rußland, Oefters 
reich und Preußen unterzeichnet 1%. Sept. 1815, war ein Berfuch der Reſtaurations⸗ 
epoche, im Gegenjage zu ber franzöfiihen Revolution, ein neues Völkerrecht zu bes 
gründen. Die Grundgedanfen waren zum Theil ber religiöfen Weberlieferung bes 
Mittelalters, zum Theil der Ruſſiſchen Weltanficht entnommen. Eben deßhalb konn⸗ 
ten fie weber das moderne Rechtsbewußtfein, noch die Bedürfniſſe der civilifirteren 
Völker befriedigen. Sie gehörten einem frühern Standpunkte der Entwidlung an 
und waren daher ungeeignet, ben Fortſchritt der Neuzeit zu leiten und zu orbnen. 
Bol. den Artikel Heilige Allianz im Deutſchen Statswörterbud von Bluntſchli und 
Brater. 


102, 


Indem fie das BVölferrecht ausſchließlich auf die Religion gründet, 
verkennt fie den Unterfchied von Religion und Recht; indem fie nur auf 
hriftliche Völker anwendbar ift und die nichtschriftlihen Staten außer die 
menschliche Weltordnung verjegt, verengt fie die Wirkſamkeit des Völker⸗ 
rechts; indem fie Chriſtus ala den „alleinigen Souverain der gejammten 
hriftlichen Nation“ bezeichnet, geräth fie auf die Abwege der Theofratie, 
welche dem politiichen Bewußtſein der europäifchen und der civilifirten 
Völker überhaupt fremd und unerträglich ift; indem fie die patriarchalifchen 
Ideen zu Stat3principien erhebt, paßt fie nicht zu der Denkweiſe und den 
Bedürfniffen der politisch erzogenen und frei gewordenen Menjchbeit. 


Man kann ben frommen Geift, ber diejes Actenſtück befeelt, ehren und ſich 
bes großen Fortichrittes erfreuen, welcher in ber proclamirten Verbrüderung ber 
Staten der verfchiedenen chriftlichen Confeflionen auch im Gegenfat zum Wittelalter 
Tiegt, das nur bie Chriftenheit Einer Confeflion als eine berechtigte Bölferfamilie 
anerkannte, alle Ungläubigen oder Andersgläubigen aber ausſchloß und verdammte. 
Aber die oben genannten Mängel find jo groß, daß das Werk troß ber wohlwollens 
ben Abfichten feiner Gründer nicht gelingen Tonnte. 

Die Beſtimmungen ber beifigen Allianz find durch die Wiffenfchaft als unzus 
reichend und theilweife irrthümlich im Princip und durch bie feitherige europäiſche 
Geihichte als nnausführbar und unwirkfam erwielen worden, 

Die geſammte Entwidlung des Rechts: und bes Statsbegrifjs fowohl im 
Alterthum als in ber Neuzeit bei ſämmtlichen Statsvölfern widerſpricht der theofras 
tifchen Statslehre, welche der heiligen Allianz zu Grunde liegt. England und ber 
Papſt find berfelben von Anfang an nicht beigetreten; und die anderen europäijchen 
Staten haben fich feither theils ausbrüdlich davon losgeſagt, theils ſtillſchweigend 
biefelbe fallen gelaſſen. Die gelammte Berfafjungsbildung der neuen Zeit wird von 
menschlichen Rechtsideen beſtimmt. In dem Orientalifhen Kriege von 18541856 

7% 
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Hand Rußland, der Etifter ber heiligen Allianz, ganz ifolirt, nicht bloß ben feind⸗ 
lihen Weftmächten England und Frankreich, ſondern ebenſo dem übelmollenden 
Defterreich und dem neutralen Preußen gegenüber; von ber verjprochenen wechlel: 
feitigen „assistance aide et secours“ (Art. 1 bed Bertrags) war Nichts mehr zu 
verjpüren, 


3. Pentardie. 
103. 


Der in Wachen 1818 befeftigte Verband. der fünf europäifchen Groß— 
ftaten England, Frankreich, Deiterreich, Preußen und Rußland bedeutet 
nicht einen feſten völkerrechtlichen Senat für Europa, ſondern nur, daß 
dieſe Staten zur Zeit die Macht haben und es als gemeinſame Aufgabe 
erkennen, bei der Regulirung der eüropäiſchen Angelegenheiten mitzuwirken. 


Die Wiener Congreßacte wurde außer den genannten Stuten auch von 
Spanien und Portugal und dem Könige von Schweden und Norwegen 
unterzeichnet. Aber man gewöhnte fih, befonders feit dem Congreß von Aachen, 
auf welhen Frankreich vollends wieder in die „brüderliche“ Gemeinſchaft der alltirten 
Mächte aufgenommen warb, jene fünf mädtigften Staten als europätfche Pentarchie zu 
betrachten. Die fünf Mächte befaßen über zwei Drittbeile bes europäiſchen Bodens 
und umfapten beinahe drei Viertheife der europäiſchen Gefammtbevöfferung. In ber 
militäriſchen Macht waren fie den übrigen europäiſchen Staten noch mehr überlegen. 
Dennoch war biefe Vereinigung nur ein unvolftändiges Bild der wirklichen Zuſtände 
von Europa. Die romanifchen Staten waren im Verhältniß zu den germanifchen 
zu wenig, bie mittleren und Fleineren Staten gar nicht berüdjihtigt. Wenn aber 
ein Stat berechtigt erfcheint zu eriftiren, jo kann ihm bas Recht nicht abgefprochen 
werben, in ber Verſammlung der Statengenoffenfchaft auch eine Stimme zu baben 
und fei es unmittelbar fei es mittelbar vertreten zu fein. Die fogenannte Bentarchie 
mag als Anfang einer Organifation Europas, aber fie kann nicht als ihre Vollen: 
bung betrachtet werden. 


104, 


Die Zahl der europäifchen Großftaten ift nicht abgeſchloſſen. Es 
können neue hinzutreten, indem fie jtarf und fo activ werden, daß ihre 
Mitwirkung in den europäifchen Angelegenheiten ohne allgemeine Gefahr 
nicht zu entbehren ift. Es Tönnen auch bisherige Großftaten jo ſchwach 
werden, daß es ungefährlih und unnöthig erjcheint, dieſelben weiter bei= 
zuziehen, wenn unter den Großftaten über die europäiſchen Angelegenheiten 
verhandelt wird, | 
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- Offenbar bat gegenwärtig bas Königreig Italien ben nächſſen Anſpruch 
darauf, zu den europäijchen Großflaten gerechnet zu werben. Spanien, im ſech⸗ 
zehnten Jahrhundert noch bie erfte europäiſche Großmacht, ift Durch bie Mißregierung 
feiner Könige und ben verberblichen Einfluß ber kirchlichen Reaction bermaßen ent: 
fräftet und entgeiftet worden, daß es in unferm Jahrhundert nicht mehr als Großs 
flat angefehen wurde. Das Tann fi) aber wieder ändern, Ebenſo kann auch 
Schweden, im fiebzehnten Jahrhundert eine wirflihe Großmacht, wieder eine bes 
beutendere Stellung erwerben, wenn es den Geift ber Zeit verfieht. Die Bedeutung 
Preußens unter den Großmächten war nad dem Krimfriege in ein bedenfliches 
Schwanken geratben, ift feit bem Kriege von 1866 und feitbem es gewiß ift, baß 
das deutſche Volk num in dem Könige von Preußen fein Reichsoberhaupt und daher 
vorerſt thatfächlich den beutfchen Kaijer erkennt, fehr gehoben worben. Ale biefe 
Acnderungen in den politiichen Verhältniffen der Staten wirken auch auf die Stel: 
lung und den Einfluß zurüd, welche dieſen Staten in der Organifation Europas 
zufommen. 


105. 


Jeder europäiiche Stat hat ein Recht darauf, daß feine bejondern 
Angelegenheiten nicht don den Großftaten gemeinfam verhandelt werden, 
ohne daß er zu der Verhandlung eingeladen und zugezogen werde. 


Aachener Protofoll vom 15. Nov. 1818: „Que si, pour mieux atteindre 
le but ci-dessus &nonc6 (le maintien de la paix generale, fond6 sur le re- 
spect religieux pour les engagements consignes dans les traites) les puis- 
sances qui ont concouru an present acte, jugeaient necessaire d’6tablir des 
reunions particulieres, soit entre les augustes souverains eux-m£&mes, soit 
entre leurs ministres et pl&nipotentiaires respectifs, pour y traiter en commun 
de leurs propres interöts, en tant qu’ils se rapportent à l’objet de leurs de- 
liberations actuelles, l’&poque et l’endroit de ces r&unions seront chaque fois 
pr&eablement arr&t6s au moyen de communioations diplomatiques, et que, dans 
le cas ou ces r&unions auraient pour objet des affaires specialement lices 
aux inter&ts des autres &tats de l’Europe, elles n’auront lieu qu’& la suite 
d’une invitation formelle de la part de ceux de ces &tats que les dites af- 
faires concerneraient, et sous la reserve expresse de leur droit d’y partici- 
per directement ou par leurs plenipotentiaires.‘ 


106. 


Das Recht des States, über deifen Berhältnifie in der Berfammlung 
der europäifchen Großftaten verhandelt wird, zugezogen zu werden, eritredt 
fih auf alle Verhandlungen. Er fteht dabei den Großftaten nicht wie eine 
Partei ihrem Richter, ſondern als vollberechtigte Perſon und wejentlich 
gleichberechtigtes Mitglied der europäiſchen Statengenofienihaft zur Seite. 


108. 3Zweites Buch. 


Dieſer Grundſatz, welcher aus ber völferrechtlichen Stellung ber europätichen 
folgt, wurbe auf ben Gongreffen von Laibach (1821) und Verona (1822) nur 
unvolfftändig, beffer dagegen auf dem Parifer Congreß (1856) beachtet. 


107. 


Wenn die Zuftände eines States dem europäiichen Frieden Gefahr 
bringen oder feine Handlungen die allgemeine Sicherheit der europätjchen 
Staten bedrohen oder die Leiden feiner Bevölkerung der Givilifation Europas 
unmwürdig und unerträglich ericheinen, fo find das nicht mehr beiondere 
Angelegenheiten une dieſes States, jondern ift die europäiſche Staten- 
genofjenfchaft berechtigt, auf Beſſerung hinzuwirken. 


In ber Zeit ber Interventionspolitik zu Gunften ber Tegitimen Fürftengewalt 
wurde bie erfte Bedingung einer Intervention arg mißbraucht, indem man ba Ge: 
fabren für die europäiſche Rechtsordnung erblickte, wo in Wahrheit nur eine natur= 
gemäße Fortbildung bes Verfafjungsrechts zu finden war. Ein Beilpiel ber zweis- 
ten Bedingung ift ber Krieg der Weftmächte gegen Rußland 1853—56, als Ruß 
land bie Türkei überzog; und auf bie britte Bedingung hat man fich wiederholt 
im Intereſſe ber hriftlichen Bevölkerung ber Türkei berufen. Das heutige Europa 
darf nicht mehr dulden, baß die blutigen Keterverfolgungen ober bie Serengerichte 
nad) ber Weile bes Mittelalters erneuert werben. Die civilifirte Menſchheit hat ein 
Recht, die Fortichritte der Mrenfchlichkeit gegen ben Wahnfinn verblenbeter Fanatiker 
zu ſchützen. Bgl. unten Buch VII. \ 


4. Allgemeine Congreſſe. 


108. 


Zur Zeit gibt es noch feine anerkannte Rechtsordnung für allgemeine 
europäiſche Congrefje und noch weniger für allgemeine Weltcongrefie. 


Die Inſtitution eines völferrechtlichen Congrefjes, auf welchem bie Häupter 
und Vertreter der Staten zu gemeinfamer Berathung zufammıentreten, ift noch in 
ihren erftien mangelhaften und unficher taftenden Anfängen. Noch immer erfcheint 
ber Eongreß von Wien 1814—15 als der bedeutendſte allgemeinseuropäifche Con⸗ 
greß. Die folgenden Congreffe von Aachen 1818, Troppau 1820, Laibach 
1821 und Berona 1822 waren vorzugsweife nur Congreffe ber fünf europäifchen 
Großmächte. Der großartige Vorjchlag des Kaifers Napoleon III. vom Jahr 1863 zu 
einem allgemeinen europäifchen Congreß ift bisher ohne Erfolg geblichen. 
Aber bie Idee der Congreſſe hat fo ficher noch eine große Zufunft, als bie fortſchrei⸗ 
tende Menſchheit fich mehr ben friedlichen Mitteln zumenden wird, um für ben 
Schu und bie zeitgemäße Fortbildung ihrer gemeinfamen Lebensorbnung zu forgen. 
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109. 


- Aus der völferrechtlihen Eriftenz der Staten und aus ihrer Bethei- 
figung an dem Schickſal der europäifchen Statengenofjenihaft folgt das 
natürliche Recht aller europäiſchen Staten, melde einen jelbftändigen völker⸗ 
rechtlichen Verkehr pflegen, zu einem allgemeinen europäiſchen Congreß zu- 
gezogen zu werden und eine eigene Stimme zu führen. 

Staten, welche nur im Bunde mit andern Staten eine völlerrecht⸗ 
liche Eriftenz behaupten können, find nicht zu individueller, jondern nur 
zur Gejammtvertretung berechtigt. 


Nach dieſem Grundſatze ergingen am 4. Nov. 1863 bie Einlabungen bes 
Kaifers Napoleon III. an alle fouveränen Staten Europas. „Iebesmal”, heißt 
es in bem Einlabungsichreiben, „wenn ſtarke Stöße bie Grundlagen ber Staten 
erjchüttert und deren Gränzen verändert haben, griff man zu feierlichen Transactionen, 
um bie neuen Elemente zu verbinden und bie vollendeten Umgeftaltungen zu fich 
ten und zu heiligen“. 


110. 


Sind die auf einem allgemeinen europäiſchen Congreſſe verfammelten 
Staten einig über völkerrechtliche Beſtimmungen, jo find dieſelben für alle 
europäifchen Staten verbindliche Rechtsvorſchriften. 


Bl. oben $. 13. Das gilt auch für bie Staten, welche nicht erjchienen find 
und baber ihre Zuftimmung nicht erklärt haben. 


111. 


Ein europäifcher Congreß hat nicht die Autorität eines Weltcongreffes, 
aber wenn er einig ift, jo fpridht er daS derzeitige europäiſche Rechts- 
bewußtjein auch bezüglich des allgemeinen Völkerrechts aus. 


Darin liegt freilich Feine genügende Sicherheit bafür, daß biefe Ausſprache 
auch von ben außereuropäifchen Staten als richtig anerkannt und beachtet werde, 
So wurde befanntlich von Seite ber Vereinigten Staten von Amerifa bas Verbot 
ber Kaperei, zu welchem ſich ber Pariſer Friedenscongreß von 1856 verſtändigt hatte, 
nicht anerkannt, fo lange nicht zugleich bie tadelnswerthe Praris ber Seebeute eben: 
falls verboten werbe. 


112, 


Die Anerkennung und Wirkſamkeit allgemeiner Grundſätze des Böl- 
ferrecht3 wird befler gefichert, wenn zu der Berathung und autoritativen 


104 Zweites Bud. 


Feſtſtellung derfelben mit den europätfchen Großftaten auch die außereuro- 
päifchen Weltmächte, insbefondere die amerifanifchen Großftaten, zufammen- 
treten und zufammenmirfen, d. 5. wenn der Congreß als Weltcongrek 


ericheint. 


Vgl. oben $ 7. 


113. 

Auf den Statencongreffen entfeheibet, in Ermanglung einer ſchützen⸗ 
den Organifation, nicht die Meinung oder der Wille der Mehrheit. Die 
Minderheit ift nicht von Rechtswegen verpflichtet, fich der Mehrheit unter: 
zuordnen. Ein einzelner Stat Tarın möglicher Weife mit Recht feine ab- 
weichende Meinung behaupten. Uber wenn die Mehrheit ſich für die 
Nothwendigkeit eines allgemeinen Rechtsgrundſatzes erklärt, jo ift das immer- 
bin ein beachtenswerthes Zeugniß für das derzeitige allgemeine Rechts— 
bewußtſein der gebildeten Völker, und wenn gleich die Mehrheit Teine for 
melle Herrichaft hat über die Minderheit, fo liegt doch in der Verlegung 
eines Grundfabes, den jene für einen allgemein verbindlichen Rechtsſatz 
erklärt, eine ernfte Gefahr für den verlegenden Stat. 


Wenn bereinft bie Congrefje organifirt fein werben, dann wirb auch eine Bes 
fhlußfaffung mit Mehrheit möglich werben. Es ift eine Unvollfommenbeit bes jebi: 
gen Nechtszuftandes, baß ber einzelne Stat allen andern gegenüber auch feine Willfür 
als Recht behaupten kann, welche an bie noch barbariſche Sitte der alten Germani: 
ſchen Rechtsfindung erinnert, in welcher nicht die Mehrheit ber Stimmen, fonbern 
bie Tapferfeit ber Fäuſte entfchieben hat oder an das berüchtigte Veto der einzelnen 
Polniſchen Magnaten, welche das AZuftandefommen ber Gejete zu hindern vermocht 
bat. Aber wie gefährlich die einfache Einführung des Mehrheitsprincips ohne Ga: 
rantien gegen den Mißbrauch wäre, zeigt Schon der Hinblid auf ben Gegenſatz ber 
Verfaſſungen. Wollte die monarchiſche Mehrheit der europäifchen Staten bie repu:= 
blikaniſche Schweiz nach monarchiſchen Grundſätzen bemeffen, fo würde das offen: 
bares Unrecht fein, ebenjo wie bie Beurtheilung des Ruſſiſchen Stats nad) ben con: 
ſtitutionellen Syftemen ber übrigen europäifchen Staaten unrichtig wäre. 


114, 


Die gegenwärtige Uebung, wornach auf den Congreſſen nur bie 
Regierungen der Staten vertreten find, ſtimmt nicht zu dem repräjentativen 
Charakter des modernen Statsrechts und ift feineswegs ohne Gefahr für 
die Berfaffungen der einzelnen Staten. 


Jener Widerſpruch und biefe Gefahr Lafjen ſich heben ober ermäßigen: 
a) durch Vollmachten au von Seite ber Bollsvertretung ber Ginzelftaten, 
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b) dur den Vorbehalt nacdhträglicher Genehmigung von Seite ber geſetz⸗ 
gebenden Gewalt in ben Einzelftaten, 
‚  e) burd bie Berantwortlichfeit ber Minifter und Gefanten für ihre Stimm: 
führung auf ben Congreffen. 


Die Anwendung ber parlamentarifchen Vertretung auch auf völferrechtliche 
Congreſſe wirb noch Tange ein ibealer Wunſch bleiben. Inzwiſchen können aber bie 
Bolfsvertretungen bafür forgen, daß nicht durch auswärtige Verhandlungen die ver 
faffungsmäßigen Rechte ihres Volkes verlegt ober bie beſonderen Intereſſen ihres 
Landes gefchädigt werden. In England und in ben Dereinigten Staten ift dieſe 
Sorge ſchon feit langem geübt worden und mit Erfolg, wie manche Beilpiele zeigen. 
Lediglich deßhalb ift die englifche Krone der Heiligen Allianz nicht beigetreten und 
mehr als einmal bat der amerifanifhe Senat die biplomatifhen Verabredungen 
durch feine Einfprache unwirffam gemadt. 





d⸗ 





Drittes Bud. 
Völkerrechtliche Organe. 


I. Die Htatshäupfer. 
1. Repräfentationsredht der Stat3häupter. 


115. 


Das Statsrecht beftimmt, wer die Statsperfönlichleit nad außen 
darzuftellen berechtigt und verpflichtet jei und unter welchen Bedingungen 
und Beichränfungen. 


Die Bildung ber nöthigen Organe, um ben Stat zu leiten und im Namen 
bes States zu handeln, ift bie Aufgabe ber Statsverfaſſung. Das Völkerrecht bat 
ben Stat zu nehmen, wie er ift und beftimmt nicht bie Verfaffung ber Staten. Ob 
Jemand durch Erbrecht oder durch Wahl auf ben Thron erhoben wird, iſt für bie 
Frage ber Repräfentation im Völkerrecht unerheblich. Vgl. oben F 18. 


116. 


In der Regel Hat die wirkliche. Statsregierung (qui actu regit) 
das bölferredhtlihe Repräfentationsrecht auszuüben. 


In dem bellenifchen Alterthum konnte e8 in Frage kommen, ob nicht ber 
Bollsverfammlung das Repräfentationsrecht zufomme. In ben mobernen Staten 
wird überall die Repräjentation nach Außen als Aufgabe und Recht ber eigentlichen 
Statsregierung betrachtet. 

Eine Statsregierung kann aber nur infofern von andern Staten als wirt: 
lich betrachtet werben, als fie in ber That regiert, nicht wenn fie bloß Anſprüche 
darauf erhebt, die Regierung zu übernehmen. 
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117. 


Wer in einem Lande die Regierungsgemwalt erwirbt, wird in Tyolge 
deſſen im bölferrechtlichen Verkehr als Organ der Statsperjönlichkeit be= 
trachtet. Mit einem fiegreihen und im Lande anerfannten Uſurpator 
fönnen für den Stat verbindliche Berträge abgeſchloſſen werden. 


Die europäiſchen Mächte haben fo abwechfelnd mit dem Protector Cromwell 
und fpäter wieder mit dem König Karl IL. und nach der Vertreibung Jacobs IL 
mit dein Könige Wilhelm III. für England verbindlihe Verträge abgefchloffen ; 
ebenjo mit der franzöjifhen Directorialregierung, mit Napoleon L, mit 
bem gewaltiam reftaurirten König -Yadwig XVIV. mit Ludwig Philipp, 
und wieder mit berrepublifanifchen Regierung nach 1848 und mit Napoleon III. 
für Frankreich, ohne näher zu prüfen, ob bieje verfchiebenen Statshäupter in correcter 
Rechtsform zur Regierung gelangt fein. Die wirkliche Regierung ift allein in ber 
Lage, für den regierten Stat zu handeln, weil fie allein im Beſitz der Mittel ift, 
um wirkſam zu handeln. Die Repräfentation ift nur ein Theil, nur eine einzelne 
Aeußerung ber RegierungstHätigfeit überhaupt. Da ber Stat eine Tebendige Perſon 
und nicht ein todtes Syſtem von formellen Rechten ift, jo ann er nur von bem 
vertreten werben, welcher in dem Stat und an ber Spike bes States als lebendiges 
Etatsorgan dem State dient, d. b. nur von bem, ber wirflic bie Regierungsgewalt 
ausübt oder ausüben Täßt. 

Wie innerhalb des Etates der thatlächlichen Regierung, bem „actually King“ 
gehorcht wird und gehorcht werben muß (Engliſche Parlamentsacte von Heinrid VII, 
1493), fo erſcheint nad außen bie thatfädhlihe Negierung bes Volks und Landes 
als beren natürliche Vertreter. In einer Note vom 25. März 1825 conftatirte ber 
engliſche Minifter die allgemeine Uebung ber europäifcdhen Staten, mit den Regie: 
rungen de facto in völferrechtlichen Verfehr zu treten. Val. Phillimore IL. 19. 
Auch die römische Kirche hat troß ihrer Tegirimiftifhen Neigungen in neuerer Zeit, 
biejelbe Maxime im Verkehr mit den Staten behauptet. Papit Gregor XVI. hat 
es in einer feierlichen Erklärung vom Aug. 1831 (bei Heffter Völkerr. Anhang. 
IV.) als ein Bedürfniß und einen alten Gebrauch ber Kirche bezeichnet, daß biejelbe 
mit denen verhandle „qui actu summa rerum potiuntur“, aber fich zugleich ba: 
gegen verwahrt, daß darin eine Anerfennung ihrer Rechtmäßigkeit Tiege. Indeſſen 
ift in ber Aufnahme ber völferrechtlichen Beziehungen und in ber Ertheilung ber 
gebräuchlichen Titel (König u. ſ. f.) doch die Anerkennung einer wirklichen Res 
gierung enthalten und es ift das nicht ohne Wirkung auf bie neue Recdhtsbilbung, 
indem fie bie Zweifel gegen beren Beſtand vermindert oder vollends bejeitigt. 


118. 


Mer die Regierungsgewalt verliert, hört in Folge deifen auf, der 
völferrechtliche Bertreter des States zu fein. 
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Mit einem entthronten Fürften können keine den Stat verbindliche 
Verträge abgeſchloſſen werben. 


Das nicht mehr wirflihe Statshaupt, außer Stande zu vegieren, kann eben 
deßhalb den Stat auch nicht repräfentiren. Jakob II. Fonnte nad feiner Flucht 
und nachdem das Parlament feine Abſetzung in Form ber angenommenen Abdanfung 
erklärt hatte, nicht mehr England vertreten, noch bie Bourbonen Frankreich wäh: 
rend ihres Erils. Dasſelbe gilt von den vertriebenen italienifchen und deutſchen 
Fürften biefer Tage. Selbſt wenn man annimmt, baß das Recht folder entthronten 
Fürften noch nicht erlofchen unb je nad) Umftänden wieder berzuftellen fei, fo muß 
boch, fo lange biejes Recht nicht ausgeübt werden kann, auch die baraus abgeleitete 
Repräfentation ruhen. Die Zumuthung an ein Voll, daß es burch einen Fürften 
fi verpflichten Taffe, der feine Macht mehr über basfelbe befitt und außer Stande 
ift, für den Vollzug feiner Zuſagen zu forgen, iſt ungereimt. 


119. 


Daraus, daß ein Stat mit dem thatſächlichen Haupte eines States 
in regelmäßigen Verkehr tritt, folgt nicht, daß er die Nechtmäßigfeit feiner 
Erhebung, wohl aber, daß er die rechtliche Wirkſamkeit feiner gegenwär- 
tigen Statsftellung anerkenne. 


Bol. zu $ 117. Es ift baber möglich, obwohl nicht zwedmähig, baß ein 
Stat, wenn er eine neue Regierung anerkennt, zugleich feine Meinung über bem 
revolutionären Anfang der neuen Gewalt ausipricht, wie das im Jahr 1861 in 
einer Preußiſchen Note an das neue Königreich Italien geichehen iſt. 


120, 


Die Legitimität oder Illegitimität des Urfprungs einer StatSregierung 
ift eine Rechtsfrage, voraus des Stats⸗, erft in zweiter Linie des Völker 
rechts. Auch eine urſprünglich durch Rechtsbruch erhobene Regierung Tann 
aber rechtmäßig werden, wenn fie im State dauernden Beſtand gewinnt 
und allgemeine Anerkennung findet. 


Im Gegenſatz zu biefer Wahrheit hatte die Legitimitätspolitit der Congreſſe 
von Laibach und Verona es für eine Aufgabe der europäiſchen Völkerfamilie erflärt 
überall einzufchreiten, wo in einem State ber Geift ber Revolution fid) rege und bie 
legitimen Fürften in ihrem Bejite der Gewalt auch wider bie Völker zu ſchützen und 
wieberberzuftellen. Anı Earften ſpricht bie damalige Tendenz bie Circulardepefche 
bes TFürften von Metternich aus, batirt Laibah 12. Mai 1821. Es heit 
barin: „Les Souverains alli6s n’out pu méconnattre, qwil il n’y avait qu’une 
barriere A opposer a ce torrent devastateur‘ (— de la conjuration impie, 
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qui veut renverser ce qui existe —). Oonserver ce qui est ldgale- 
ment etabli, tel a dü être le principe invariable de leur politique, le point 
de depart et l’objet final de toutes leurs r6solutions. Jamais ces Monarques 
n’out manifests la moindre disposition de contrarier des ameliorations réelles 
ou la reforme des abus qui se glissent dans les meilleurs gouvernemens. — 
Les changemens utiles ou n&cessaires dans la l&gislation et dans l’admini- 
stration des Etats ne doivent &maner que de la volont6 libre, de l’impulsion 
reflöchie et Eclairde de ceux que Dieu a rendu responsables du pouvoir. 
Tout ce qui sort de cette ligne, conduit n&cessairement an desordre, aux 
bouleversemens, & des maux bien plus insupportables que ceux que l'on 
pretend guerir. Penetres de cette verit6 &ternelle, les Souverains n’ont pas 
hesitE & la proclamer avec franchise et vigueur; Ils ont déclaré qu’en 
respectant les droits et l’ind&ependance de tout pouvoir legitime, Ils regar- 
daient comme l&galement nulle et desauvouede par les principes qui constituent 
le droit publique de l’Europe, toute prötendue r&forme operde par la r&volte 
et la force ouverte‘‘. Nach biefen Legitinitätsgrundfägen wurbe in Piemont, 
in Neapel, in Spanien intervenirt und bie repräfentative Berfalfung biejer 
Länder überall in bie abjolute Monarchie zurüdgeichraubt. Aber weber gelang es, 
bieje Grundfäe gegen die fübamerifanifchen Eolonien, die ſich von den euro⸗ 
päifhen Mutterftaten losſagten, durchzuführen, indem bie englifche Regierung biefe 
Umbildung anerkannte, noch waren biefelben in Europa auf bie Dauer feſtzuhalten. 
Zuerft Schon Hinderten das Ruſſiſche Antereffe, ber Idealismus Frankreichs und bas 
liberalere Nechtsgefühl Englands bie Anwendung berfelbern auf die griechiſche 
Revolution. Im Sabre 1830 fchrafen die Oftmächte vor der Verantwortlichkeit und 
Gefahr eines europäiichen Krieges zurüd und erkannten bie gewaltfame Aenberung 
ber jranzöſiſchen Dynaſtie und die Revolution Belgiens an. Seither find 
noch eine Reihe von Regierungswechjeln in ben Europäifchen Staten erft thatfächlich, 
wenn auch im Gegenſatz zu bem Grundfak ber unangreifbaren Legitimität vollzogen, 
und wenn fie fi) als nothwendig und bauerhaft erwielen, immer unbebenflicher von 
allen europäifchen Staten anerkannt worden. Der Fortſchritt, der in ber Anerken⸗ 
nung ber neuen Rechtsbildung je nach ben Bebürfniffen und ber Entwidlung der 
Völker Liegt, ift alfo feit ben Zwanzigerjahren dieſes Jahrhunderts allgemein gemacht 
und bie Ältere Lehre einer unveräuberlichen Legitimität in die Rumpellammer ber 
mittelalterlichen Antiquitäten verwieſen worden. 


121. 


Wenn es zweifelhaft ift, ob eine Perſon wirkliches Statshaupt ge 
worden oder ob fie noch wirkliches Statshaupt fei, fo kann auch die Be⸗ 
fugniß diefer Perfon, den Stat nah Außen zu vertreten, bon andern 
Statöregierungen in Zweifel gezogen werden. 


Bei Ummälzungen, welche einen Regierungswechſel zur Folge haben, tritt ges 
wöhnlih eine Zwiſchenzeit ein, in ber es unficher iſt, ob ber bisherige Gewalthaber 


Völferrechtlicde Organe. 111 


fih nit behaupten ober in Bilde feine einfiweilen erfchütterte Herrichaft wieder 
beritellen Tönne und ob ber neue Träger ber Stategewalt fi) in der neu eingenom⸗ 
menen Stellung bejeftigen werde. In dieler Zwilchenzeit Tann es einer außerhalb 
biefer Parteifämpfe ftehenben Regierung nicht verargt werden, wenn fie auch im 
Zweifel if, wen fie als wahren Repräfentanten bes betreffenden Stats zu betrachten 
babe. Im Zweifel hat fie fih aber einer verbindlichen Verhandlung mit bem einen 
und dem andern zu enthalten, benn es können nicht zugleich zwei verfchiedene Re: 
gierungen und baber zwei Bertreter Eines States beflehn. 


122, 


Die Trage der Anerkennung einer auswärtigen Regierung wird in 
ben modernen Staten durchweg bon den inländischen Regierungen ent- 
ſchieden; und es haben ſich dann die Landesgerichte auch in internationalen 
Proceſſen nach diefem Entjcheide zu richten. 


Cs ift das eine Folge ber Repräfentativgewalt, welche in ben modernen Sta: 
ten von Europa und Amerika faft überall ganz den Regierungen anvertraut ift. Wo 
aber eine Berfaffung, wie bie fchweizerifche Bunbesverfaffung (Art. 74. 4) biefe 
Anerkennung fremder Staten und Regierungen bem Geſetzgebenden Körper vorbebält, 
ba ift natürlich nur diefer und nicht die Regierung competent. Die Gompetenz ber 
flatligen Organe wirb durch das Statsrecht, nicht durch das Völlerrecht geregelt. 

Die völferrehtlihen Beziehungen ber verichiebenen Staten zu einander wür⸗ 
ben übrigens verwirrt, wenn es ben einzelnen Gerichten zuflände, im Gegenfabe zu 
bem Entfcheibe ber Statöregierung eine fremde Regierung fei es nicht als zu Mecht 
beſtehend fei es als berechtigt zu erklären. Phillimore (II. 23) führt manche 
Urtheile ber Englifhen und Rorbamerilanifhen Gerichte am, welche hiefe Regel 
beflätigen. 


123. 


Die völlerrechtliche Perfönlichleit eines States erleidet Teine Aende⸗ 
rung, wenn glei die Regierung desjelben einen Wechſel — und auch 
dann nicht, wenn fie einen gewaltfamen Wechſel — erfährt, vorausgeſetzt 
nur, daß Boll und Land in ihrer Individualität fortbeftehen. 


Da nicht einmal bie vollſtändige Wandlung ber Statsverfaflung bie Fori⸗ 
bauer ber Statsperfon verhindert (vgl. oben $ 41. 42), fo kann ber Wechfel in ber 
Perfon und dem Syitem ber Regierung noch weniger eine jo erfhütternde Wirkung 


haben. 
| 124, 
Das wirkliche Statshaupt ift berechtigt, auch die völlerrechtlich dem 


118 Drittes Buch. 


State zutommende Ehre, Würde und Rangftellung in Anspruch zu nehmen 
und den entiprechenden Titel zu führten. 


Die Verweigerung folder Titel wird mit Grund als eine Beleidigung betrach⸗ 
tet, wenn erft bie nee Regierung fich als unzweifelhaft wirfliche Regierung betrachten 
darf. Schon die Teile Mißachtung, welde Napoleon III. von Kaifer Nitolaus 
erfuhr, als diefer in feinem Schreiben den üblichen Brubernamen (mon fräre) unter: 
ließ, ift von dem Erſtern fchwer empfunden und gerächt worben: und doch ließ fidh 
da von feiner Nechtöverlegung ſprechen, ſondern höchſtens von einem Verftoß gegen 
bie böfifche Eitte, denn es war darin Napoleon ausdrüdfich als wirkliches Statshaupt 
ber Franzofen anerkannt worden. 


125. 


Die diplomatifche Sitte fordert, daß die in regelmäßigem Verkehr 
mit einander befindlichen Staten einander jeden Perſonenwechſel in dem 
Statshaupt anzeigen. Die Unterlaffung_oder Verſchiebung dieſer Anzeige 
ift indeffen nicht als Rechtsverletzung zu betrachten und hat feine Aende— 
rung der Rechtsverhältniſſe zur Folge. 


Auweilen wird die Anzeige aus bem Grunde aufgeichoben ober vermieben, 
um unangenehme Erörterungen über bie Rechtmäßigkeit ber Aenderung zu vermeiden 
und bie flille Heilung der Zeit nicht zu ſtören. In dieſer Weije verfuhr die neue 
Regierung bes Königreichs Jtalien 1862/64 mit einer wohlberedhneten Zurüds 
haltung, um nicht bie deutſchen Staten zu feindfeligen Gegenäußerungen zu veran⸗ 
laſſen und nicht der Öfterreihiichen Politik, weiche dem neuen Stat die Anerlennung 
verweigerte, willlommenen Anlaß zu Demouftrationen zu geben. 


2. Die Statshäupter al3 ſouveräne Berjonen. 


126. 


Die Yrage, ob dem jeweiligen Statshaupt and) perjönliche Souve⸗ 
ränetät zukomme oder nicht, iſt zunächſt wieder eine Trage des Statsrechts; 
nicht des Völkerrechts. 


In der Negel wird diefe Frage -in ben heutigen Monarchien bejaht, 
und in den heutigen Republifen verneint. Der Fürſt wird als eine ſouve⸗ 
räne Perſon betrachtet, der republikaniſche Präfident nicht. Das war nicht immer 
jo und ift nicht nothwendig fo. Die alt⸗römiſchen Confuln galten nicht minder als 
fouveräne Perfonen als bie Könige ber andern Völker; und zwiſchen ben erblichen 
Neichsfürften des Mittelalters und dem gewählten Bogen ber Republik Venedig 
wurde In dieſer Hinficht kein Unterfchieb gemacht, Der Grund, weßhalb bie heutigen 


Volkerrechiliche Organe. " 113 


Republifen ihren Regierungen dieſe perfönlidde Eigenſchaft abſprechen, ift ber, fie 
wollen diefelben fortwährend baran erinnem, baß ihre Gewalt eine abgeleitete, Teine 
urfprüngliche fei, während bie monarchiſchen Völker es lieben, die Hoheit bes States 
in ber Majeftät des Monarchen perfönlich barzuftellen. 


127. 


Die Yamilien der Souveräne in den europäifchen Staten werben 
als „ſouveräne Familien“ bezeichnet und find unter fi) ebenbürtig. 

Ter Ausdrud ſouveräne Yamilie ift freilich ungenau, benn ber 
Familie kommt Teine Souveränetät zu, weber bie urſprüngliche Statsfouveränetät, 


noch bie concentrirte Fürftenfouveränetät. Vielmehr find alle ihre übrigen lieber 
Unterthanen bes Stats und bes Statshaupts. 


128. 


Wenn gleich der Präfident_einer Republik nicht als Souverän gilt, 
jo kommen ihm dennoch, infofern er als Repräfentant feines States er- 
ſcheint, alle diejenigen Rechte zu, melche dem jouveränen Repräjentanten 
eine States gebühren. 


Snwiefern er ben Stat repräjentirt, ift in ibm bas Recht bes States 
zu ehren, ben er barftellt. Es gilt das auch von bem Rang unb ben bejonbern 
Ehren bes republicaniichen Stats im Verhältniß zu ben monarchiſchen Staten. 


129. 


Die Unabhängigkeit eines States gegenüber andern Staten wird 
durch die Unabhängigkeit des Statshauptes von fremden Statsgewalten be= 
währt. Die Statöhäupter find in der Regel keiner fremden Statshoheit 
unterworfen, auch dann nicht, wenn fie ein fremdes Statögebiet betreten. 


Die fogenannte Erterritorialität,. von ber in bem folgenden Capitel 
bie Rebe fein wird, ift eine weit getriebene Anwenbung dieſes Grundſatzes, welde 
bie völferrechtliche Befchränfung der Statshoheit, die fich im übrigen auf bas ganze 
Land ausbehnt, zu Gunften ber fremden Souveräne erflären und redtfertigen joll. 
Die Rüdjicht auf bie völferrehtlihe Sicherheit und Unabhängigkeit ber 
Bertreter ber Staten bat bier das Uebergewicht erlangt über bie Rückſicht auf bie 
befondere ftatsrehtlihe Gebietshoheit. 


130. 


Die Souveräne können jedoh in fremdem Gebiet ihre Befreiung 


bon der dortigen Statögewalt nur injofern behaupten, als fie 
Bluntfhli, Das Volkerrecht. 
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ra) daſelbſt als ſouveräne Perjonen bekannt und anerlannt find, 

2 %) als ihnen der Eintritt in daS fremde Land nicht unterjagt wor— 
den ift, oder fie nicht gemahnt worden find, dasſelbe wieder zu 
verlaſſen, 

3%) als bie beiden Staten ſich im Frieden mit einander befinden. 


Zu a) Wenn ein Souverän, während er in fremdem Lande ift, entthront 
wird, fo kann ihm auch der Stat feines Aufenthaltsorts bie Anerkennung entziehn 
und er ift nachher als Privatperſon zu betraditen. Wenn ein Fürſt nach feiner 
Enttbronung oder nach feiner Abdankung in ein fremdes Land zieht und daher nicht 
mehr berechtigt erfcheint, ben Stat zu repräfentiren, fo bat er auch Fein Recht auf 
biefe Ausnahmöftelung. ALS die Erkönigin Chriftine von Schweden in Yranl- 
reich ihren Diener Monaldeschi tödten ließ (1657), war fie dafür ben franzöfiichen 
Gerichten verantwortlich, wenn gleich die franzöſiſche Regierung fich Darauf beſchränkte, 
fie deßhalb aus Frankreich zu verweifen. Auch die Königin Marie Stuart war ſchon 
Sabre lang von England nicht mehr als Königin von Schottland anerkannt, als 
ihr ber Proceß gemacht wurbe. 

Zu b) Jeder Stat ift zunächſt ausſchließlich Herr feines Gebietes und braucht 
daher nicht zu dulden, daß fich in bemfelben ein fremder Souverän gegen feinen 
Willen feftfebe. Er Tann daher demfelben je nach Umfländen ben Eintritt in 
das Land verweigern, ohne eine Rechtsverlegung zu begehen und er kann benfelben 
zum Austritt anhalten. Je nach Umſtänden Tann aber barin nicht bloß eine Un⸗ 
freunblichfeit, fondern jogar eine Beleidigung erfannt werben, wenn joldyes in ber 
Abſicht geichieht, Die Ehre des betreffenden Stats oder feines Fürften zu verleten. 

Zu c) Im Kriege Tann ber fremde Souverän, ber als Feind zu betrachten ift, 
gefangen gejegt werben. Die Gefangennahme des Kurfürften von Heffen durd 
Preußen im Jahr 1866 war nicht, wie es in dem Manifeft des Herzogs von Naffau 
vom 15. Juli Heißt „ein in ber Gefchichte ber Eivilifation einzig daftehendes Beifpiel*. 
‚Die Beilpiele von Friegsgefangenen Fürften find in ber europäifchen und in ber 
deutſchen Gejchichte nicht felten. Die Kriegsgefangenfchaft des Kaifers Napoleon I. 
ift noch im frifcher Erinnerung der Mitlebenden. Vgl. unten $ 142. 143, 


131. 


Menn ein Souberän in einem fremden State ein Amt annimmt, 
fo wird er durch das Amt dem fremden State verpflichtet. Er iſt ver⸗ 
bunden, ſo lange er das Amt bekleidet, alle Pflichten desſelben auszuüben 
und bleibt inſofern der fremden Statsgewalt untergeordnet. 


In dieſer Lage ſind einzelne deutſche Fürſten, welche zugleich als Ge⸗ 
nerale in der Preußiſchen Armee dienen. Freilich iſt hier leicht ein Conflict möglich 
zwilhen ber ſtatsrechtlichen Amtspflicht und ber völkerrechtlichen 
Selbſtändigkeit, beifen Löfung in Art, 132 gegeben wird, 
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132. 


Dem Souverän fteht es jeder Zeit zu, das Amt in fremdem State 
wieder zurüdzugeben und feine fouveräne Stellung wieder geltend zu 
machen. Ebenſo fteht es der fremden Statögewalt frei, ihm da3 Amt 
ohne Verzug wieder abzunehmen. 


Bgl. darüber die vorige Anmerkung. Kommt es wirklich zum Conflict, fo 
ift derfelbe dadurch zu befeitigen, baß ber Fürſt entweber fih auf feine völker⸗ 
rehtlihe Stellung zurückzieht, indem er das fremde Statsamt nieberlegt, 
oder baß ihm das Iektere abgenommen und cv auf bie völferrechtlihe Stellung 
zurüdgewiejen wird. Allerdings läßt fi) auch das Gegentheil als Löfung den⸗ 
ten, das Aufgeben ber fouveränen Stellung und das volle Uebergehen in ben frem- 
ben Statsbienft. Dann wird aber ber Zürft Privatmann und kommt nicht mehr 
als fouveräne Perſon in Betracht. 


133. 


Reist ein Souverän incognito in fremdem Lande, fo wird feine 
fouveräne Eigenschaft ignorirt und er als Privatperjon behandelt. Im 
Nothfall aber Tann er das Incognito ablegen und fi als Souverän zu 
erfennen geben. Bon da an kann er die Rechte eine? Souveräns an⸗ 


Iprechen. 


Ein befannter Fall ift die Meife bes Ezars Peter von Rußland incognito 
im Gefolge feiner Geſantſchaft nad Berlin. 


134. 


Wenn der Präfident einer Republif in fremdem Lande reift, jo wird 
ex in der Regel als Privatperjon betrachtet und behandelt. 

Inſofern er aber daſelbſt als Nepräfentant feines States auftritt, 
hat er diefelbe Befreiung von der fremden Statsgewalt anzuſprechen, wie 
ein Souverän in fremdem Xande. 


Regel und Ausnahme drehen fih um, je nachdem bem Statshaupt perſön⸗ 
Tide Souveränetät oder nur repräjentativeDarftellung ber State 
fouveränetät zugefchrieben wird. Zn der Monarchie ift bie ſouveräne 
Erſcheinung die Regel, die Erſcheinung als Privatperfon bie Ausnahme In 
ber Republik ift biefe die Negel und jene bie Ausnahme. Vgl. oben zu $ 128. 
Der Unterfchied der monachifhen und ber republifanifchen Verfaſſung begründet 
feinen Unterſchied in ben Rechten und Pflichten bes völferrechtlichen Verkehrs, der 
buch die Statshäupter vermittelt wird. 

g* 
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3. Bom Recht der Erterritorialität. 


135. 


Zu Gunften fremder Souveräne oder überhaupt zu Gunften der 
Verfonen, welche einen Stat in fremdem Lande repräjentiven, wird, um 
ihre Unabhängigkeit von einer andern Statögewalt zu fihern, in mander 
Beziehung fingirt, fie feien außerhalb des fremden Landes (extra territorium), 
gleich wie wenn fie überallfin ihre Heimat mitzunehmen vermöchten. 


Die Fiction der Erterritoriafität ift nicht der Grund ber Eremtion von frem⸗ 
ber Statsgewalt, welche jene Perfonen in frembem Lande genießen, fondern nur 
eine bildliche Darftellung biefes Ausnahmerehts, Der wirkliche Grund Tiegt 
in der völferrehtlichen. Achtung vor ber Unabhängigkeit der repräfentirten Staten in 
ihrem Verkehr mit einander. Vgl. $ 129. Die Fiction wirkt deßhalb nur relativ, 
fie wirft nit über die wirfliden Gründe ber Eremtion hinaus. 


136. 


Die _erterritoriale_ Perſon wirb der Statshoheit. dei _einheimischen 
States in der Regel nicht unterworfen, obwohl fie thatſächlich in defien 
Gebiet ſich aufhält. 

Der einheimifche Stat bleibt jedoch berechtigt zu fordern, daß die 
exterritoriale Perſon hinwieder feine Unabhängigkeit, Sicherheit und Ehre 
nicht verletze und die zur Erhaltung derjelben nöthigen Maßregeln zu 
ergreifen. 


Die Eremtion von ber einheimiſchen Statsgewalt ift nur ein negatives 
Recht, fie hindert die Ausübung derſelben gegen die erterritoriale Perſon. Aber fie - 
ift nicht eine pofitive Befugniß des Erterritorialen, nun feinerfeits den Stat anzu⸗ 
greifen, ber ihm jene Rüdficht und Gunft erweidt. Der Stat ehrt in bem fremden 
Souverän einen Genofjen feiner eigenen Souveränetät, aber er braucht nicht einen 
offenbaren Feind in feinem Lande zu dulden. Es ift wiederholt und mit Recht ges 
ſchehen, daß Gefante gefangen gefeßt wurben, weil fie an einer Verſchwörung wider 
bie Regierung Theil nahmen, in beren Land fie waren, 3. B. ber Schwediſche 
Gefante in England 1716 (Wheaton hist. I. 308). Bol. unten Abſch. II. 


137, 


Die exrterritoriale Perfon ift der Policeigewalt des einheimifchen Sta- 
tes nicht unterworfen. Die Policei darf feinen unmittelbaren oder mittel: 
baren Zwang gegen fie üben. Aber die Policei ift nicht gehindert, die— 
jenigen Maßregeln zu ergreifen, melde nöthig find, um Rechts⸗ oder 


+‘ 
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Citerfeitsgeüßrfiche Handlungen der erterritorialen Perfon zu verhindern 


und die erterritoriale Perfon ift ihrerfeits verbunden, die allgemeinen 
policeilihen Anordnungen und Einrichtungen des Landes nicht zu flören. 


Wollte bie erterritoriale Perfon z. B. Schießproben in ihrem Garten vorneh⸗ 
men, welche bie Nachbarn bedrohten, oder ein Feuer anzünben, durch welches bie 
anftoßenden Häufer in Gefahr verfett würben, fo wäre bie Policei im Recht, bas 
zu hindern. Die Rüdfiht auf die Würde des fremden Stats muß fich vereinigen 
laſſen mit ber nothwenbigen Sorge für die eigene Sicherheit. Die bau⸗ unb 
‘ ſeuerpoliceilichen Vorſchriften gelten daher auch für die Wohnungen ber. Er⸗ 


— nn 


territorialen. 
138. 


Die erterritoriale Perfon ift nicht ſteuerpflichtig. Inwiefern aber 
im Lande Gebühren erhoben merben für öffentliche Dienftleiftungen, fo ift 
auch die erterritoriale Perſon, infofern fie diefe Leiftungen benußt, nicht 
bon Rechts wegen bon der Gebühr befreit. 


Die Steuerbefreiung erklärt fich zunächſt wieber aus ber Berneinung 
ber Steuerhoheit bes einheimifchen States über ben fremden Souverän. Diejelbe 
wird aber aus Courtoifie zuweilen in weiterem Sinne geübt, als die rechtliche Con⸗ 
fequenz bes Princips fordert. Cs verfteht fich, daß der Erterritoriale feiner Eins 
fommens= ober Bermödgensfteuer, feiner Kriegs- oder Armenfteuer 
unterworfen ift und ebenfo, baß er Zoll: und Octroifrei heit genießt für die 
Effekten und Waaren, welche er mit ſich führt oder zu feinem Gebrauche fommen 
läßt. Aber zweifelhafter ift fchon bie Befreiung von Weg: und Brüdens 
geldern, weil das Gebühren find für die Anlage und Unterhaltung ber Wege und 
Brücken. Indeſſen bie Courtoifie reicht gewöhnlich fo weit. Nicht ebenfo verbält 
es fih mit ben Taren für Erwerb von Grundftüden oder andern Sachen, ober 
bezüglich der Gerichtsgebühren in Proceffen, welche ber Erterritoriale freiwillig 
vor den einbeimijchen Gerichten führt ober führen läßt. Diele Gebühren werben 
meiftens gefordert und können jebenfall8 gefordert werben. Selbſwerſtändlich find 
auch die Poftgebühren, bie Telegrapbengebühren, bie Koften für Bes 
nugung ber Eifenbahnen ohne Unterfchied, ob dieſe Anftalten von Privaten 
unternommen ober von Stats wegen beforgt werden, nicht in jener Steuerfreiheit 
inbegriffen. Wirb ber Erterritoriale zuweilen auch von ben Briefporti befreit, fo iſt 
das eine ihm erwiefene Gefälligfeit, feine Rechtspflicht. 


139. 


Die Landesgerichte nehmen in der Regel feine bürgerliche Klage, 
insbefondere keine Schuldklage gegen die exterritorialen Berfonen an und 
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dürfen gegen diefelben keine Zwangsmittel anwenden, weder gegen deren 
Berfon, noch gegen deren Vermoͤgen. 


Es ift das wieder nur eine Folge ber perjönlichen Unabhängigkeit bes Gr: 
territorialen von anderer Statsgewalt. Die Civilgerihtsbarkfeit ift freilih 
nur zum Schuß ber Privatrechte und des Privatverfehrs eingeführt. Das Privat: 
recht aber ift feinem Weſen nach für Jedermann dasjelbe und hat mit Statsfouve: 
veränetät nichts zu fchaffen. Wenn der Souverän ein Haus fich zufertigen läßt 
oder ererbt, oder einen Miethvertrag eingeht, oder einen Wechjel ausftellt, jo ericheint 
er in allen biefen Rechtsgeſchäften ganz ebenfo als Privatperjon, wie jeder Andere 
und handelt in benjelben Rechtsformen, nach benfelben Grundſätzen, mit benjelben 
Wirfungen. Als Privateigenthümer, als Privatgläubiger oder Schuldner ift er in 
feiner Weife Nepräfentant bes Stats, nit Souverän. Wenn troßdem bie civilifir: 
ten Staten ihre Gerichte anweijen, in ber Regel Feine Eivilflage gegen bie erterri⸗ 
torialen Perfonen anzunehmen, fo Liegt der Hauptgrund in ber völkerrechtlichen 
Rückſicht, daß die Durchführung ber gerihtlihen Zwang smittel (Arreft, 
Pfändung, Eoncurs, Verfilberung) gegen die privatrechtliche Perfon und ihr Vers 
mögen mittelbar auch ihre völferrechtliche Unverleglichfeit, Unabhängigkeit und 
Ehre trefjen und gefährben würde. Man zieht es baber vor, im Intereſſe ber 
Eicherheit und Würde bes ftatlichen Verkehrs von ber ftrengen Conſequenz bes privat: 
rechtlichen Srundfages abzufehen, und will das Gericht nicht ber Gefahr ausfeken, 
baf feine Autorität ſich machtlos zeige. Weberbem kam biefer Befreiung der Erter: 
ritorialen von der Eivilgerichtsbarfeit jene Fiction zu Statten, indem nun fingirt 
wurbe, fie wohnen nicht innerhalb des Gerichtsbezirkes ber inländiichen Civilgerichte, 
fondern ihr Domicil liege in ihrer Heimat. Während daher im Mittelalter noch, 
welches ben privatlicden Charakter des Rechts mit Vorliebe betont, die privatrecht= 
liche Klage gegen Fürften unbedenklih überall an Hand genommen wurde, wo bie 
Serichtöbarkeit an ſich begründet erſchien, fo ift dagegen in der neuern Zeit bie 
Eremtion der ſouveränen Perjonen auch von der fremden Civilgerichtsbarkeit allge- 
meiner zur Uebung ber gebildeten Völker geworben. Im Jahr 1827 Hat fih das 
franzöſiſche Eivilgericht von Havre fogar, ungeachtet ber abweichenden Meinung ber 
Statsanwaltichaft, für incompetent erflärt, eine Civilffage gegen den Präjidenten der 
Negerrepublif von Haiti an Hand zu nehmen. Bol, Phillimore IL. App. IV. 


140. 


Ausnahmsweiſe wird die einheimifche Gerichtsbarkeit der Civilgerichte 
begründet: — 
V) inſofern die Klage auch dann hierorts anzubringen wäre, wenn 
der Exterritoriale in Wahrheit außer dem Lande wohnte und die 
Execution ohne Gefährdung der ſtatlichen Unabhängigkeit und 
Ehre durchzuführen iſt, wie insbeſondere bei Realklagen auf lie— 

gendes Gut; 
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3,» infofern der Erterritoriale eine befondere Privatitellung 5. B. als 
Kaufmann im Lande inne hat, oder ein einheimijches Amt be 
Heidet und daher in diefen Eigenſchaften der inländischen und Ge— 
richtshoheit untergeordnet iſt; 

Ze) wenn der Erterritoriale vertragsmäßig oder ſonſt in rechtlich 

wirkſamer Form die hiefige Gerichtsbarkeit anerkannt bat. 

Auch in diefen Ausnahmzsfällen ift jedoch der unmittelbare Zwang 
gegen die Perſon (Perjonalverhaft) injomweit zu unterlaffen, als dadurch bie 
völkerrechtlichen Beziehungen verlegt werden könnten, und es hat ſich die 
gerichtliche Execution auf vermögensrechtliche Zwangsmittel zu befchränfen, 


Zu a) Die Bindication eines Grundftüds, welches ber Erterritoriale im 
Beſitz Hat, ift nur vor ben Lanbesgerichten durchzuführen, wo das Grundftüd wirt: 
ih gelegen ift. Ebenfo bie Klagen am Nahbarreht (3. B. wegen Waſſer⸗ 
ablauf) und auf oder gegen behauptete Dienſtbarkeiten. Dagegen für Arrefts 
Hagen fommt binmwieber die Rüdficht auf die gefährdete Würde und Treibeit bes 
Beflagten hemmend in Betracht, fowie die Erwägung, daß bie moberne Nechtsbil: 
bung in Schuldflagen überhaupt nicht geneigt ift, bie gerichtlihe Competenz ber 
inlänbilchen Gerichte über auswärtige Souveräne oder Gefante zuzulafjen. 

Zu b) Wenn ein Statshaupt zugleich ein Hanbelsetablifjement betreibt und 
ale Kaufmann an dem Handelsverfehr Theil nimmt, fo Hat er fih in biefer 
Eigenfchaft des Vorzugs feiner Würde begeben und muß vor ben Kandelsgerichten 
für feine Hanbelsgefchäfte Rebe ſtehen. Ebenſo Hat ber englifhe Master of rolls 
in einem Proceß des enttbronten Herzogs von Braunfchweig gegen ben König von 
Hannover und Herzog von Gumberland (13. Jan, 1844) fein Urtheil dahin aus⸗ 
gefprochen: „I am of opinion, that his majesty the King of Hanover is and 
ought to be exempt from all liability of beeng sued in the Court of this 
country, for any acts done by him as King of Hanover, or in his character 
of Sovereign Prince, but that, being a subject of the Queen, heisand ought 
t0 be liable to be sued in the Courts of this country, in respect of any acts 
and transactions done by him, or in which he may heve been engaged as 
subject“, (Phillimore II, App. IV. S. 589). 

Zu ©) Wenn eine fonveräne Perfon oder ein anderer Erterritorialer fich bie 
Klage gegen ihn gefallen läßt, oder wenn er etwa felber eine Civilflage in dem 
fremden Lande anftellt, fo muß er, oder fein Vertreter fih nah ber Proceßord⸗ 
nung des anerfannten Gerichts in bem Procefje fügen und Tann für fid 
fein weiteres Privilegium anfprechen. Im letzteren Fall wird er ſich daher auch ber 
Eidesleiftung nicht entziehen Tünnen, wo biefe als nothwendig gilt, noch ber Bezah⸗ 
lung der Proceßfoften, wenn er unterliegt. Im Jahr 1828 entſchied das engliſche 
DObergericht, daß fremde Souveräne ebenfowohl vor den Billigfeits- wie vor ben 
Rechtshöfen Klage führen können (Bhillimore IL App. IV. ©, 548). In 
einem andern Fall wurde ebenfalls in der Appellationsinflanz von ben techtögelehr: 
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ten Lorbs von England ber Sat ausgelprochen, daß ein frember Souverän, wenn 
ce dor einem englifchen Gerichte eine Klage verfolge, jedem anbern Privatfläger gleich 
zu behandeln, aljo je nach Erforberniß ber Sache ihm aud ber Eid aufzulegen fei. 
(Proceß zwifchen dem Könige von Spanien und dem Haufe Hullet anb Widder. 
Aug. 1833. Phillimore IT. App. IV.3.) Aufeine Widerflage dagegen braucht 
fih der Erterritoriale nicht einzulaffen, weil biefelbe eine Klage ift, und alle Gründe, 
welche gegen die Zulafjung von Klagen fprechen, auch auf bie Widerflage paſſen. 


141. 


Die exterritoriale Perfon ift der Strafgerichtsbarkeit des einheimiſchen 
States nicht unterworfen. Dieſer Stat hat aber das Recht, theils die 
nöthigen” Mapregeln zu ergreifen, um ein Vergehen des Crterritorialen zu 
verhindern, theil3 von dem State des Erxterritorialen Genugthuung zu for 
bern, wenn diefer die Rechtsordnung des Landes in einer Weiſe verlekt, 
welche an fich zu ſtrafgerichtlicher Verfolgung berechtigt. 


Auch biefe Beſtimmung, welche durch ben allgemeinen Gebrauch ber civilifir: 
ten Völker beflätigt wirb, ift finguläres Hecht, weil biefelbe bie am fich berechtigte 
Wirkſamkeit der Strafrechtspflege hemmt. Es verhält fih bamit ähnlich wie mit 
ber ftatsrechtlichen Unverantwortlichfeit ber Souveräne. Aber es iſt zwedmäßig, 
daran zu erinnern, daß es gefährlich ift, die Haltbarkeit folcher Nechtsfictionen auf 
eine zu Barte Probe zu eben. 


142, 


Wenn die erterritoriale Perfon in dem Lande feindliche Handlungen 
verübt, jo darf fie von der einheimifchen Regierung als Feind erklärt und 
behandelt und im Notbfall gefangen genommen werden. 


- Das ift nicht Anwendung bes Strafredhts, fonbern bes Kriegsrechts. Die 
Gefangenſchaft ift Kriegsgefangenfchaft, nicht Strafgefängniß. Vgl. oben zu F 130. 


143. 


Der einheimische Stat ift jeder Zeit berechtigt, der exterritorialen 
Perſon aus erheblichen Gründen das Gaftreht und damit die Fortdauer 
der Eyterritorialität zu Fündigen. 

Die Kündigung darf” nicht auf einen fürzeren Termin geftellt wer— 


den, als e& dem Erterritorialen möglich ift, mit Sicherheit da3 Land zu 
verlaſſen. 


Vgl. oben zu F 130, 
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144, 


Wenn der rterritoriale andere Perfonen in ihrem perjönlichen, 
Familien⸗ oder Vermögensrechte gewaltfam angreift oder ernſtlich bedroht, 
jo ift auch ihm gegenüber die Nothwehr erlaubt. 


PBhillimore I, 105. Der Gewaltthat barf man mit Gewalt begegnen, 
und wenn in Folge ber Nothwehr gegen wiberrechtlihe Gewaltthat der Erterritoriale 
umfommt, fo ift bas feine Verletzung des Völkerrecht. Das Recht ber Nothwehr 
it natürlides Menſchenrecht, welches von bem Völker⸗ wie von bem Stats: 
seht anerfannt werben muß, nicht unterbrüdt werben barf. 


145. 


Die Eremtion von der einheimifchen Statshoheit wird auch auf die 
Familiengenoſſen, Beamten, Begleiter und Diener des Erterritorialen aus⸗ 
gedehnt. Sein Gefolge hat indeſſen nur einen mittelbaren Anſpruch auf 
Erterritorialität, nit um feiner jelbft willen, fondern nur aus Rüdficht 
auf den exterritorialen Gefolgäherrn. 


Die Familiengenofjen haben Theil an feiner Befreiung, infofern fie that⸗ 
ſächlich zu ihm gehören, alfo in feinem Haufe wohnen, aber nicht, wenn fie 
eine jelbftändige Stellung außerhalb feiner Familie behaupten. Im 
Iegtern Fall find fie fremde Privatperfonen glei andern Fremden. Die Uebergänge 
aus bem einen in ben andern Zuſtand können freilich zu mandherlei Zweifeln ben 
Anlaß geben. Ber Hauslehrer ber Kinder bes Erterritorialen gehört zu feinem Ges 
folge, aber die übrigen Lehrer am Ort, welche nur einzelne Lehrfiunden geben, ges 
hören nicht bazu. 


146. 


Der Erterritoriale darf nicht fein Ausnahmeredht dazu mißbrauchen, 
um Perjonen, welche im Lande gerichtlich oder policeilich) verfolgt werden, 
durch Aufnahme in fein Gefolge der einheimifchen Gerichts- oder Policei⸗ 
gemalt zu entziehen. 


Ueberhaupt ift das Privileglum im Sinn bes guten Glaubens zu inters 
pretiren. Als ein Muſiker, um feinen Gläubigern zu entgehen, fi in die Capelle 
eines Bayrifchen Sefanten in London aufnehmen ließ, wurde biefe Aufnahme von dem 
englifchen Gerichtshof als illuſoriſch behandelt, weil Fein wirklicher bona-Ade-Dienft 
nachgewieſen fei. Im ähnlicher Weife wurden noch gegen mehrere andere angebliche 
Diener biefes Gefanten verfahren, ber offenbar bas Privilegium zu einem ungebühr⸗ 
lihen Patronate mißbraucht Hatte. Siehe bie Fälle bei Wilbmann I 124. 
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147. 


Die Perfonen im Gefolge des Erxterritorialen find in der Regel 
ebenfalls von der Gerichtöbarkeit des einheimischen States befreit. Diefer 
Stat ift aber beredtigt, von dem State des Crterritorialen zu fordern, 
daß er den einheimischen Gläubigern oder andern einheimifchen Klägern 
Recht gewähre und wegen der im Lande verübten Vergehen und Berbre- 
hen diejelben beftrafe. 


Vattel (IV. S 124) berichtet über einen merkwürdigen Fall, ber fi in 
England ereignete, ald ein Edelmann im Gefolge bes franzöjifhen Botfchafters 
Marquis von Rosny, fpätern Herzogs von Sully, fich einer Töbung ſchuldig machte. 
Derjelbe wurde von bem Botjchafter zum Tode verurtbeilt und bie Hinrichtung ber 
englifhen Zuftiz anheimgeftellt, banıı aber trat Begnadigung ein. 


148. 


Berübt eine Perfon aus dem Gefolge des Exterritorialen ein Ver= 
gehen, fo ift der Letere berechtigt, diejelbe nöthigenfalls gefangen zu neh— 
men und in feine Heimat zur Beilrafung zu überſchicken. 

Die Gefangennahme derjelben durch die einheimifche Statögewalt 
zum Behuf der Ueberlieferung an den Erterritorialen oder deſſen Stat ift 
nicht Verlegung, fondern Anerkennung dieſer mittelbaren Erterritorialität. 


Die Gefangennahme geichiebt in dieſem Fall nicht in der Abficht, die eigene 
Gerichtobarkeit auszuüben, auch nicht in ber Meinung, ben fremben Stat zu vers 
feben, fondern in dem Vorſatz, demjelben in ber Ausübung feiner Gerichtsbarkeit 
behülflich zu fein. 


149, 


Es fteht den Erterritorialen frei, ihr Gefolge der ortäpoliceilichen 
und gerichtlichen Autorität ebenfo unterzuordnen, wie die andern Bewohner 
des Ortes e3 find. Keinenfalls dürfen die Gefolgsleute ungeftraft Stö- _ 
rungen der öffentlihen Ordnung des Orts verüben. 


Wenn bie Gefolgsleute des Crterritorialen Unterthanen bes einheimifchen 
States felber find, jo werden fie gewöhnlich deffen Jurisdiction unterftellt. Es Tann 
bas aber unbedenklich auch auf Angehörige bes States, ben der Erterritoriale reprä- 
fentirt, ausgedehnt werben, ſobald biefer es zwedmäßig findet, denn fie haben alle 
fein perfönliches, fondern nur ein abgeleitetes Recht auf Erterritorialität. Auf bem 
Sriebensceongreß zu Münfter in Weftphalen am Schluß bes breißigjährigen Kriegs 
famen fo die Gefanten überein, um bie Raufs und Streitluft ihrer Gefolge im Zaum 
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zu halten, biefelden gemeinfam ber Ortspolicei zu unterwerfen. Ueberhaupt ift 
eine allzu weite Ausbehnung ber Erterritorialität für bie Rechtsſicherheit und bie 
öffentliche Ordnung durchaus ſchädlich und nicht zu empfehlen. Das Völkerrecht fors 
bert grundfätlich nur, daß bie Ehre und Freiheit der Staten in ihren Repräſen⸗ 
tanten gefchütt, und durchaus nicht, daß die Miffetbaten der Individuen 
begünftigt werben. 


150. 


Die Eremtion des Eyterritorialen erftredt fih au auf die Wohnung, 
welche er inne bat, aber nicht auf den Grundbeſitz, welchen er als Privat- 
mann bewirthichaftet. 


Wenn ein Souverän ein Gut in einem fremben Lande Tauft, um feine 
Capitalien barin anzulegen, und fein Vermögen in folder Weiſe zu bewirthſchaften, 
nicht um bafelbft als Souverän zu leben und den Stat repräfentiren zu Infien, jo 
it fein Grund da, biefes Gut als erterritorial zu betrachten. Nur inwiefern bas 
Hotel des Erterritorialen feiner Perfon als Wohnung dient und in Folge beflen 
feine repräfentative Stellung und Freiheit fichert, gilt dasſelbe als erempt. Dann 
barf es, ohne feinen Willen, nicht von ber einheimischen Statsgewalt betreten 
und durchſucht werden. Als bie Nuffifche Finanzwache am 3, April 1752 in das 
Hotel bes Schwebilhen Geſanten in Petersburg eindrang und ein paar Diener beös 
jelden gefangen nahm, welche beſchuldigt waren, das Statsmonopol verlegt zu haben, 
gab die Kaiferin Elifabeth bem beleidigten Gefinten volle Genugthuung wegen bie 
fer Berlegung bes Völkerrechts. Vattel IV. S 117. 


151. 


Die Wohnung des Erterritorialen darf nicht zum Aſyl mißbraucht 
werden für gerichtlich Verfolgte. Der Exterritoriale ift verpflichtet, ſolchen 
Flüchtlingen die Aufnahme zu unterfagen, beziehungsmeile diefelben an die 
ordentliche Gerichtsgewalt auszuliefern. 


Dft wurbe ein ſolches Afylrecht behauptet und oft auch ausgeübt. Am weis 
teften war biefer Mißbrauch in Rom gebiehen, wo aud bie Kirchen ein Aſyl ges 
währten. Im Mittelalter bienten bie zahlreichen Afyle, welche in Herrenhöfen und 
Kirchen und von Schubheiligen gewährt wurben, um bie wilde Verfolgung ber 
Blutrache, der Fehde und einer barbarifchen Yuftiz zu mäßigen. Mit einer civiliſir⸗ 
ten und einer wirkſamen Rechtspflege -aber find biefelben nicht mehr vereinbar. 
Bynkershoek (de jure legatorum c. 21) hat ben Beweis geführt, ba Teinerlei 
völferrechtliche Rechtsgründe für ein derartiges Afylrecht ſprechen. Seither ift biele 
Anficht, die fhon Hugo be Groot (II, 18, 8) vertrat, allgemein von ber Wiſſen⸗ 
[Haft anerfannt worben, wenn gleich einzelne Erterritoriale immer nod von Zeit 
zu Zeit ben Verſuch machten, auch ihr angebliches Aſylrecht anszuüben, 


) 
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152. 
Ebenſo ift das Quartier, welches der Erterritoriale auf Reifen be- 
zogen hat und ift der Wagen, in dem er fährt, zu Ehren feiner Sicher— 
heit und Unabhängigkeit vor policeilicher oder gerichtlicher Gewaltübung 


Efreit. 


153. 

Die Eremtion erftredt fih auch auf das dem Erterritorialen gehörige 
Mobiliar, welches zu feinem Gebrauche dient, wie insbefondere Arbeits- 
tiſche, Schränke, Kiften und Kaften, die Ausftattung feiner Wohnung, 
Wagen und Pferde. 

Der alte techniſche Ausbrud für bie Befreiung iſt: „Legatus instructus 
et cum instrumento“, Die Ausbehnung ber Befreiung aud auf die Mobilien 


fichert befonders auch bie Acten und Gorrefpondenzen bes Grterritorialen. Bol. 
unten Abſchnitt 8 dieſes Buches. 


4. Die Zamiliengenoffen der ſouveränen Perſonen. 


154. 

Die Ehegatten, Kinder und andere Anverwante einer jouveränen 
Perjon haben als folhe fein Recht der Souveränetät, fondern find Unter» 
thanen. 

Sie haben daher au, wenn fie in fremdem Lande find, feinen 


Rechtsanſpruch auf Eremtion von der dortigen Stat3gewalt noch auf Er- 


territorialität. 


Alle diefe Perfonen, felbft der Gemal einer regierenden Königin, ber nicht 
zugleich Mitregent ift, oder die Gemalin eines Könige, obwohl fie ben Titel Köni- 
gain führt, find nicht Repräfentanten bes States ſelbſt, noch Träger ber Souveränetät, 
alfo völferrechtlich ohne Anrecht auf jene Privilegien, welche um ber Souveränetät 
ober Nepräfentation bes States willen zugeftanden werden. Die Courtoiſie geht 
aber hier zumeilen über bie Rechtsnothwendigkeit hinaus und befreit zus 
weilen auch ſolche hohe Perſonen von manchen Beläftigungen, deren andere Reifende 
ausgeſetzt ſind. 


155. - 

Das Statsrecht beftimmt zunächft die Titel und den Rang, welche 
diefen Perjonen zulommen. Aber damit diefe Titel und Rangftufen im 
bölferrechtlichen Verkehr beachtet werden, müſſen Ddiefelben dem herkömm⸗ 
lichen Gebrauche entjprechen oder, wenn fie erhöht werben die Erhöhung 
bon den Mächten anerkannt worden fein. 
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Bol. das Protokoll der fünf Großmächte auf ber Conferenz zu Aachen 
vom 11. Oct. 1818: „Les Cabinets preunent en même tems l’engagement de 
ne recounaitre & l’avenir aucun changement ni dans les titres des souverains 
ni dans ceux de princes de leurs maisons sans en ötre pr&ablement convenus 
entre eux“. 


156. 


Die Gemalinnen der fouderänen Fürften führen in der Regel den- 
jelben Titel und haben denjelben Rang, wie dieſe, aber nicht ebenſo all- 
gemein die Gemale von fouveränen Yürftinnen. 

Die Gemalinnen der Kaifer und Könige werden Majeftäten genannt, 
obwohl ihnen die eigentlichen Majejtätsrechte nicht zuftehn. 


Prinz Albert erhielt als Gemal ber Königin Victoria von England ben 
Königstitel nicht; dagegen wurde bem Herzog Ferdinand, ebenfalls aus dem 
Haufe Coburg, als Gemal ber Königin Maria II ba Gloria von Portugal ber 
Königstitel verliehen. 


157. 


Den Prinzen der ſouveränen Häufer kommt regelmäßig die nächſt⸗ 
folgende Rangſtufe in der Titulatur zu. 


Aus Kaiſerlichen Häuſern ber Titel Kaiſerliche Hoheit, aus Königs⸗ 
bäufern der Titel Königliche Hoheit, in Großberzoglihen Häuſern Hobeit, 
der Erbprinz auch Königliche Hoheit, aus Herzoglihen Häufern ber Erbprinz Hoheit, 
andere Verwante von herzoglicher ober fürftlicher Ablunft Durchlaucht. 


158. 


Die Princefiinnen von jouveränen Häufern pflegen den angeborenen 
höberen Titel beizubehalten, wenn fie in Folge ihrer Heirath nur einen 
minderen Titel erhielten. 

Die Gemalin eines Prinzen, welcher ben Titel Hoheit führt, Tann fo ben 


Titel Kaiferliche oder Königliche Hoheit führen, wenn fie aus einem Rail 
oder Königshauſe ſtammt. 
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II. Undere Organe des völkerrehtfihen Berkehrs. 
5. Recht und Pflicht des völferrehtlihen Verkehrs. 


159. 
Jeder Stat ift als fouveräne Perſon berechtigt, Geſante und andere 


Agenten mit dem Auftrag zu ernennen, feinen Verkehr mit andern Staten 
zu vermitteln. 


Diefes fogenannte „active Geſantſchaftsrecht“ it eine Anwendung ber 
Souveränetätsrechte auf die völferrectlihen Beziehungen ber Staten zu kinander. 


160, 


In zufammengefebten Staten (Statenbünden, Bundesitaten, Staten- 
reihen) wird diejes Recht je nach der Verfaſſung derjelben entweder von 
den Einzelftaten und dem Gefammtftate, oder nur von diefem, oder vor⸗ 
herrſchend von jenen oder von biefem geübt. 


Su der alten Deutſchen Reihsverfaffung Hatten bie Landesherrn 
bas Gefantenrecht erivorben, neben dem Kailer und Reich insgefanmt. Der deu tſche 
Bund von 1815 erkannte das vorzugsweife Gefantenrecht ber Einzelftaten an, 


ſchloß aber eine Gefammtvertretung nicht aus. Die Verfaffung der Vereinigten 


Staten von Nordamerika von 1787 concentrirt das Gejantenrecht faft ausfchließlich 
in ber Hand bes Präfibenten, ebenfo bie [hweizerifhe Bundesverfafjung 
von 1848 in ber des Bundesraths; beide Verfaſſungen jchließen aber eine befondere 
außerordentliche Vertretung ber Cinzelftaten nicht völlig aus, aber orbnen biefelbe 
ber Aufficht ber Bundesgewalt unter. Auch einzelnen Türkiſchen Vaſallenſtaten ift 
ein befchränftes Geſantenrecht zugeftanden worben. Die Verfaſſung bes nord de ut⸗ 
[hen Bundes weift bie völferrechtliche Vertretung besfelben auejchließlich ber 
Krone Preußen zu, hebt aber das Gejantenrecht ber Einzelftaten in ihren beſondern 
Snterefien nicht auf. (Art. 11). 


161. 


Ausnahmsweiſe wird das Recht, einen Gefanten zu jenden, auch auf 
die Vicekönige und die Statthalter entlegener Provinzen oder abhängiger 
Länder übertragen. 


Ta dieje Provinzen oder Länder eine befondere relative Sondereriftenz 
baben, fo bedürfen fie unter Umſtänden auch eine befondere Vertretung. Da ber 
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Hauptflat ber großen Entfernung wegen nicht in ber Lage ift, biefe Vertretung wird: 
fam zu beforgen, fo ift eine Uebertragung biefes befchräntten Gefantenrechts auf bie 
bejondere Provincials oder Landesregierung nicht zu entbehren. Fälle der Art find 
z. B. die Gefanten, welche von ben englifhen Regierungen in Ofinbien, 
in Auftralien, von bee Holländifhen Eolonialregierung in Oflafien 
verienbet werden. Es bebarf jedoch einer beſondern Ermächtigung von Seite ber 
fouveränen Hauptregierung. 


162, 


Die Wahl des Gefanten oder Agenten fteht dem Abſendeſtate frei. 
Es wird feine beftimmte Standeseigenſchaft erfordert. 


Das Wahlrecht folgt wieder aus ber Souveränetät bes Abſendeſtats. Ein 
beftimmter Stand, etwa Adels: ober geiftliher Stand, ift auch für bie oberften 
Claſſen der Gefanten nicht erforderlich, fo wenig als für andere oderfte Statsämter. 
Ein Botfhafter aus bürgerlicher Familie hat genau basfelbe Recht, wie ein 
Botſchafter von fürftliher Abkunft, denn er vepräfentirt in beiden Fällen nicht 
feine perfönliche und Standeswürde, fondern ben Stat. 


163. 


Jeder Stat ift in Folge des völferrechtlihen Verbandes aller Staten 
verpflichtet, den Gefanten eines andern völferrehtlih anerkannten States 
zu empfangen und anzuhören. Nur befonders erhebliche Ausnahmsgründe 
Tönnen eine Abweiſung rechtfertigen. 


Die allgemeine Weigerung, Gefante zu empfangen, würbe bie Mög⸗ 
Tichfeit eines völferrechtlichen Verkehrs ausſchließen. Damit aber wäre ber völfers 
rechtliche Verband ber Staten unwirffam gemadt. Dagegen wird bie Zulaſſung 
flänbiger Gefanten als ein Act bes Friedens betradhtet und in Kriegszeiten 
biefer friedliche Verkehr gewöhnlich abgeBrochen. Bon ber befondern Weigerung, 
eine beftimmte Perjon zu empfangen, handelt $ 164. 


164, 


Dem Empfangftate fteht e3 zu, gewiſſe ihm anftößige Perjonen ſich 
als Geſante oder Agenten zu verbitten. 


Mit Grund erregt e8 Anftoß, wenn ein Stat einen von einem andern State 
früher wegen eines Verbrechens Beftraften oder Verfolgten nun als feinen Gejanten 
bei diefem State acereditiren will; daher ift in einem ſolchen Kal bie Annahme 
dieſer Perfon nicht zu erwarten. Bynkershoek (Quaest. Publ. II. v.) erwähnt 
eines Falles, in dem England als GSefanten nad) dem Hag einen Mann fchicte, 
welcher zuvor von ber Holländifch-Oftindifchen Compagnie verurtheilt worden war, 
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daß ihm bie Zunge gelchlibt werde. Derſelbe wurbe anfangs widerrechtlich in Hol⸗ 
land geiangen gelegt, dann aber mit Recht zurüdgewiefen. Es ift ſchon ein zureis 
chender Grund, fih eine Perfon als Gefanten zu verbitten, die fi zuvor burch be 
fondere Gehäſſigkeit und Feindſchaft gegen ben bejendeten Stat ober deſſen Haupt 
bervorgetban hat. Dagegen wäre es unpafiend, wenn etwa ein Stat überhaupt 
feine bürgerlihen Perjonen ober Teine Geiſtlichen, ober Feine Frauen als Geſante 
empfangen wollte; benn bie Standes: ober Geſchlechtsunterſchiede bilden Feine 
rechtlichen Erforberniffe oder Hinberniffe für das Amt eines Gefanten 
und koͤnnen auch feinen Grund zu perjönlichem Anjtoß geben. 


169. 


Ebenſo kann der Empfangftat die Annahme eines perfönlih nicht 
anftößigen Geſanten dann verweigern, ‚wenn derjelbe als Träger eines 
das Recht oder die Ehre des Empfangsſtates verletzenden Miſſion erſcheint. 


Eine wichtige Anwendung dieſes Sabes ift die auf bie päpftlihen Les 
gate und Nuncien, bie nach ben Kirchengefegen Vollmachten in Anfpruch neh⸗ 
men, welche mit dem Verfaffungsrecht des bejendeten States nicht verträglich find. 
Sn Folge deſſen wurde ſchon vor ber Revolution am franzöſiſchen Hofe Tein päpſt⸗ 
licher Sefanter angenommen, welcher nicht eine beichränfte Vollmacht vorweifen konnte. 
Das franzöfiiche Statsbewußtſein gejtattete nicht, daß die päpftlihen Geſanten bie 
Anſprüche und Anmaßungen ber römiſchen Hierarchie mit ben völkerrecht⸗ 
lihen Privilegien ber Geſanten decken und ausrüften. 


166. 


Ferner gilt e8 als ein ausreichender Grund, die Annahme eines 
Gejanten zu verbitten, welcher ein Unterthan des befendeten States ift. 


Das wor. eine, Zeit lang Marime des franzöſiſchen und iſt noch Gebraud 
bes ſchwediſchen Stats, Feinen Gefanten zu empfangen, der Unterthan dieſer bes 
fendeten Staten war. Man fiheut ben Conflict zwifchen den Rechten bes Gefanten 
auf Unabhängigkeit zu Ehren bes States, ben er repräfentirt und ben Pflichten 
gegen ben Stat, dem er als Unterthan zugehött. 


167. 


Die völferrechtfihe gute Sitte verlangt, daß dor der Abfendung 
eines Gefanten dem Empfangftate davon Anzeige gemacht und die Perfon 
genaunt werde. Wird feine Einfprade gemacht, jo wird angenommen, 
der Genannte ſei dem Empfangftate nicht anftößig. 

Durch diefe Uebung wird auch eine fchroffe Zurüdweifung vermieden. Cs 


genügt gewöhnlich, daß der zu bejendende Stat feine Bedenken gegen bie fragliche 
Perſon eröffnet, um ben Wbjenbeitat zu beflimmen, eine andere Perjon zu wählen. 
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168, 


Sft ein Gefanter einmal aufgenommen, jo genießt er alle Rechte 
und Ehren feiner Stellung und es darf nachträglih nicht eine Einſprache 
gegen feine Perjon erhoben werden aus Gründen, welche ſchon zur Zeit 
feines Empfangs vorlagen und befannt fein Tonnten. 


169. 


In der Annahme des Gejanten liegt die Anerkennung des Abſende⸗ 
ſtats, beziehungsweiſe der Statsregierung, welche denjelben bevollmädhtigt, 
dureh den Empfangftat. 


Es widerjpriht der Einheit bes States, ber repräfentirt werden foll, 
gleichzeitig zwei verfchiebene Gefante, den einen bes vertriebenen Fürften, ber auf 
Wiederherfielung hofft, den andern bes vielleicht durch Ufurpation zur Gewalt ges 
langten Fürſten, als Repräfentanten bes Einen Stats zu empfangen. Indem ber 
Empfangftat den einen ober ben anbern empfängt, erffärt ev, daß er deſſen Bol: 
machtgeber als das wirkliche Statshaupt betrachte. Die Annahme bes Gefanten 
der neuen Regierung ift daher mit ber Entlafjung des Sefanten der alten Regierung 
zu verbinden. Vgl. oben $ 28 ff. 


6. Slaffen und Arten der Gefanten. Diplomatifher Körper. 
170. 


Als Gefante werden diejenigen Perſonen betrachtet, welche von einem 
State ermächtigt und dazu beglaubigt find, deſſen Rechte und Intereſſen 
dei einem andern State zu vertreten. 


Die Ermächtigung allein gewährt noch nicht bie Stellung und Rechte eines 
Geſanten; auch der geheime Agent ift ermächtigt; e8 muß die Beglaubigung gegen- 
über dem bejenbeten State hinzutreten. 

171. 

Das heutige Völkerrecht unterjcheidet drei bis bier Clafen von 
Geſanten: 

1) die Botſchafter (ambassadeurs) ; ; 

2) die Gefanten im engern Sinn (envoyes) und die bevollmächtigten 

Miniſter; 
M die Geſchaftsträger (charges d’affaires), | 
Zwiſchen ber zweiten und ber britten Safe nehmen vegane 


tefidenten eine Mittelffellung ein. 
Bluntfſchli, Das Volkerrecht. 9 
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Im Altertum gab es nur Eine Claſſe von Gefanten, von ben Römern 
Legati genannt. In ben weientlichen Bezichungen find fich auch heute noch alle 
Gtaffen glei. Die Unterfchiebe, welche feit bem fünfzehnten Jahrhundert nad und 
nach aufgefommen find, haben vornehmlich einen Bezug auf bie Hofftellung, das 
Geremoniel und den Rang. 

Auf dem Wiener Congreß wurde von ben acht Mächten am 19, März 
1815 ein Protofol unterzeichnet, beffen Artifel 1 bie obigen 3 Claſſen unter: 
ſcheidet: 

„Les employés diplomatiques sont partagés en trois classes: 

celle des ambassadeurs, l&gates ou nonces, 

celle des envoyes ministres ou autres accr&dit6s aupr&s des souverains, 

celle des charges d’affaires accr&ödit6es aupr&s des ministres charges 

des affaires ötrangäres“. 

Dazu Tam nun bas Protofoll bes Aachener Eongreffes der fünf 
Großmädte vom 21. Nov. 1818, weldyes bie vierte Zwifchenclaffe anerfannte: „Il 
est arrötö entre les cing cours que les ministres residens accredites auprès 
d’elles formeront par rapport & leur rang une classe intermediaire entre 
les ministres du second ordre et les charges d’affaires“. 


172. 


Botichafter werden in der Regel nur von Staten von Königlichen 
Rang abgefendet und empfangen. Die Legati und Nuncien des Papſtes 
haben den Rang der Botfchafter. ” - 

Die Botſchafter allein repräfentiren auch die äußere Würde des 
Souberaind, der fie beglaubigt. 


1. Die Beſchränkung ber Botfchafter auf die Staten von Töniglihem Rang 
beruht weniger auf einem feften Nechtsgrundfab als auf ber Sitte und hat eine 
natürliche Unterlage in den größeren für Kleinere Staten unverbältmäßigen Koſten 
ſolcher Vertretung. Da aber nur bie VBotjchafter die perfönliche Würbe bes Sou⸗ 
veräns repräfentiren, jo ift grunbjäßlic nicht einzufehen, weßbalb nicht auch ein 
fouveräner Herzog ober ein anderer Fürft bei außerorbentlihem Anlaß ſich nicht 
ebenfalls in feiner perſönlichen Würbe vertreten laſſen, d. 5. daher nicht ebenfalls 
einen Botjchafter jenden dürfte, ber dann freilich Teinen höheren Rang behaupten 
könnte, als fein Vollmachtgeber befitt, aljo ben Botſchaftern, welche Könige vertreten, 
nachſtehen müßte, 

2. Die Legati a latere ober de latere (die Cardinäle führen biefen 
Namen), ober bie nuncii (Nicht-Carbinäle), welche ber Papſt entfendet, Haben 
durchweg eher Firchliche als politifhe Miffionen und repräſentiren daher ben Papſt 
vornehmlich im feiner Eigenſchaft als Hauptes ber römifchFatholifchen Kirche. Die 
Bedeutung und ber Rang biefer päpftlichen Repräſentanten ift daher unabhängig 
von der Fortbauer eines Kirchenftates. 

Protokoll des Wiener Congreſſes vom’ 19. März 1815 Art. IL: 
„Les ambassadeurs, lögates ou nonces ont seuls le caractöre reprösentatif“, 
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173. 

Die Geſanten der zweiten Claſſe werden wie die Botſchafter bei dem 
Souverän des Empfangſtates perjönlich beglaubigt, aber repräfentiren nicht 
zugleid mit dem State au die perjönlihe Würde (Dignität) des 
Souveräns. 

Die Internuncien des Papſtes werden ihnen gleichgeſtellt. 


Vgl. zu Art. 172. Dahin gehören bie fogenannten bevollmädtigten 
Minifter (plena potentia muniti), die außerorbentlien oder ordentlichen 
Gejanten, bie Geſanten ſchlechtweg. Auh ber Defterreihifhe „Internun— 
cius“ zu Conftantinopel gehört in biefe Claſſe. Das ift die eigentliche Haupt: und 
Regelclaffe, über welche fi) die Botſchafter um etwas erheben und welche bie folgen- 
ben Claſſen nicht völlig erreichen. 


174. 

Die Geihäftsträger werden nur bei dem Minifterium der auswär- 
tigen Angelegenheiten beglaubigt. / Für die Nangftufe ift es unerheblich, 
wenn ihnen der Titel Minifter verliehen wird. 

Dagegen erhalten die Minifterrefiventen, welche bei dem Hofe be= 
glaubigt werden, einen mittleren Rang zwiſchen der dritten und vierten 
Claſſe. | 

Bol. zu $ 171. 

175. 

Die Eigenfehaft einer außerordentlihen Miffion oder Vollmacht gibt 
feinen höhern Rang. 

PBrotofoll vom 19. März 1815 Art. III. „Les employes diplomatiques 
en mission extraordinaire n’out & ce titre aucune sup£riorit& de rang“. 

176. 

Unter einander nehmen die Gefanten einer jeden Clafje ihre Rang⸗ 

ordnung nach dem Tage der officiellen Anmeldung ihrer Ankunft. 


Ebenda Art. IV. „Les employes diplomatiques prendront rang entre 
eux dans chaque classe d’apr&s la date de la notification officielle de leur 
arrivee. Le prösent r&öglement n’apporterae aucune innovation relativement 
aux repr6sentans du Pape“, 


177. 


Die Verwaniſchaftsverhältniſſe unter den Höfen haben feinen Einfluß 


auf den Rang ihrer Gefanten. 
9 » 
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Ebenda Art. VI. „Les liens de parents ou d’alliance de famille entre 
les Cours ne donnent aucun rang & leurs employ6s diplomatiques de chaque 
classe". 


178. 


Bei der Unterzeichnung von Acten und Berträgen unter mehreren 
Staten, welche fi das Alternat zugeftehn, entfcheidet das Roos unter den 
Miniftern über die Reihenfolge der Unterfchriften. 


Ebenda Art. VII. „Dans les actes ou traites entre plusieurs puissances 
qui admettent l’alternat, le sort decidera entre les ministres, de l’ordre qui 
devra &tre suivi dans les signatures“, Statt deſſen wirb oft bie Reihenfolge 
nad den Anfangsbudhftaben ber Statennamen gewählt, um jede Eiferfucht der 
Stellung abzufchneiben. 


179. 


Daraus, daß ein Stat ftändige Gefante eines andern States em⸗ 
pfängt, entfteht feine Verpflichtung des letztern States, ebenfall3 ftändige 
Gejante bei jenem State zu beglaubigen. 

Es kann auch ein Stat, ohne feinem Rechte oder feiner Ehre etwas 
zu vergeben, fremde Gejante von höherem oder geringerem Rang empfan- 
gen, al3 er hinwieder abjendet. | 


Unter den Großmächten wird freilich das Intereſſe möglichſter Gleich: 
heit auch in ber NRepräfentation meift dahin wirken, daß fie fi) durch Geſante von 
gleich hohem ang vertreten laſſen. Aber bas ift Feine Rechtsnothwendigkeit. Die 
Beifpiele find nicht felten, in benen ein Stat einen Gejanten von höherem Rang 
empfängt, als er abjendet, ober umgekehrt. 


180. 
Es gibt ſowohl ftändige als nichtftändige Geſante. Zu den lebtern 
gehört auch der Interimsgeſante, welcher für den ftändigen, aber zur Zeit 
abweſenden oder verhinderten Gefanten die Geſchäfte beforgt. 


Diefer Gegenſatz bat feinen Einfluß auf ben Rang bes Gefanten, Sondern 
nur auf bie Dauer feiner Vollmacht. 


181. 

Die Ceremonialgefanten (ministres d’etiquette, de cérémonio) ver: 
treten lediglich die perjönlichen Beziehungen der Höfe und Regierungen und 
bedürfen zur Vertretung in Statögefchäften einer beſondern Ermächtigung, 
in Folge welcher fie aufhören, bloße Ceremonialgefante zu fein. 
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Solche Geremonialgefante werben oft zu gewiſſen Teierlichkeiten, bei Krö⸗ 
nungen, Heiratbswerbungen, Vermählungen, Taufen entfendet unb 
empfangen, ober zu Beglüdwünfhungen. Auch bie an ben Papft früher ge= 
fendeten legati reverentiae ber Fatholifchen Fürſten gehören hieher. 


182. 


Die gleichzeitig bei einer Regierung beglaubigten Gefanten aller 
Slaffen bilden zufammen den diplomatischen Körper (corps diplomatique), 

Derfelbe ift nicht eine juriftifche oder politiſche Perſon, fondern ein 
freier Verein verjchiedener Perfonen, aber er ftellt die völferrechtliche Ge- 
meinſchaft der Staten dar und iſt beredhtigt, den gemeinfamen Empfin- 
dungen und Meinungen einen Augdrud zu geben. 

Darin liegt ein Keim einer völkerrechtlichen Organijation, der fi in ber 
Zufunft weiter entwideln läßt. Die iibereinfiimmende Meinungsäußerung des biplo- 
matifchen Körpers bat eine gewiffe völferrehtlihe Autvrität, die zu miß- 
achten nicht ungefährlich if. Der Sitte nach führt gewöhnlich — wenigftens bei 
bloß formellen Aeußerungen bes biplomatifchen Körpers — ber ältefte (db. 5. am 
Yängften daſelbſt amtirende) Gefante das Wort. Es fteht aber Fein Rechtsgrund 
ber Bezeichnung eines andern Sprechers entgegen. 


7. Anfang der diplomatifden Sendung. 


183. 


Dem Abjendeftat gegenüber beginnt der Charakter eines Gefanten 
Schon mit der vollzogenen Ernennung. Im völferredhtlichen Verkehr mit dem 
bejendeten State wird die Eigenſchaft des Gefanten durch das Creditiv 
beglaubigt. 


184, 


Das Creditiv ift die fehriftfiche und förmliche Vollmacht, welche der 
Geſante zum Behuf feiner Beglaubigung bei dem bejendeten State erhält 
und demjelben mittheilt. 


185. 


Das Greditiv wird gewöhnlich in Form eines Beglaubigungsfchreibens 
(lettre de erdance) auögeftellt und in den obern Claſſen von Souverän 
an Souverän, in der Claſſe der Gejchäftsträger von Minifter an Minifter 
gerichtet. 
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186. 


Schon vor Ueberreichung des Creditivs wird der Gefante, der ſich 
durch feine Paſſe oder in anderer glaubhafter Form als ſolchen ausweist, 
als eine völferredhtlich beſonders geficherte und begünftigte Perſon behandelt, 
aber erft in Folge der Abgabe und Annahme des Creditivs erhält er dem 
befendeten State gegenüber volles Geſantenrecht feinem Range gemäß. 


Das Völferreht muß den Gefanten ſchon unterwegs fügen, wenn er an 
ben befenbeten Hof reift. Aber erft von ber Ueberreichung bes Grebitivs an ift er 
wirklicher Gefanter bei bem befendeten State. Bis bahin war er befignirter Ger 
fanter. Auf jenen völlerrechtlichen Schuß hat ber Gefante auch in einem fremden 
Lande, durch welches er reist, einen maturgemäßen Anſpruch. Die Ermorbung 
ber franzöfifchen Gefanten nad) Venebig und Gonflantinopel in ber Lombardei gab 
bem Könige Franz I. einen gerechten Grund zu ber ernfteften Beſchwerde gegen 
Kaiſer Carl V als über eine ſchwere Verlegung bes Völkerrechts. Vgl. Vattel 
v5 8. 


187. 


Der Ueberreihjung des Creditivs geht die Notification der Ankunft 
des Gejanten bei dem Minifterium des Aeußern vorher. Yon da an wird 
der diplomatiſche Altersrang gerechnet (Axt. 176). 


Mit der Notification wirb bie Mittheilung einer Abfchrift des Creditivs vers 
bunden. 


188. 


Der Unterſchied der verſchiedenen Claſſen der Geſanten hat einen 
Einfluß auf das bei der Ueberreichung und Annahme des Creditivs übliche 
Ceremoniel und auf die perſönlichen Beziehungen am Hofe, aber ift für 
das ftatfiche Rechtsverhältniß felbft nicht erheblich. 

So läßt ber Botſchafter feine Ankunft durch einen Gavalier ber Geſantſchaft 
ober feinen Secretair anmelden, bie Gefanten zweiter und britter Claſſe ſchreiben 
unmittelbar an ben Minifter bes Aeußern. Der Botfchafter wird mit Kanonen- 
ſchüſſen bei dem feierlichen Empfang falutirt, bie übrigen Gefanten nit; u. dgl. 


189, 


Geremoniel wird im Einzelnen durch die Landes- und Hoffitte 
Aber es ift eine vollerrechtliche Pflicht des Empfangftates, in 
nichts anzuordnen, was die Ehre des Abſendeſtates verlegt oder 


— — 
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ben Rang desſelben herabſetzt. Dem Geſanten barf feine unwürdige 
Zumuthung gemacht werden und jeder Gefante hat Anſpruch auf die vollen 
regelmäßigen Ehren feiner Claffe. 


An deſpotiſchen, insbefondere an orientaliihen Höfen wirb dem Statshaupte 
oft eine abgöttifche Verehrung bezeugt und es werben baher an bie Sefanten ber 
fremden Staten zuweilen Zumuthungen gemacht, die mit ber Würde freier Männer 
ſich ſo wenig vertragen, als mit ber Würbe ber repräfentirten Staten. Obwohl da⸗ 
ber ber bejendete Stat felber bas äußere Ceremoniel beftimmen Tann, fo ift doch ber 
Geſante in feinem Recht, wenn er ſich derlei Zumuthungen nicht gefallen läßt. 


19. 


Die Beſuche der Gefanten und bei Gefanten und ebenfo die Ein- 
ladungen zu Yelten und Tafeln fallen in den Bereich der Höflichkeit und 
der Sitte, nicht in den des Völkerrechts, fo lange dabei die Ehre und der 
anerkannte Rang der Staten und ihrer Vertreter unverlegt bleiben. 


Etifetteverftöße find nicht an fich beleidigend, fonbern nur, wenn barin bie 
Abficht ber Beleidigung offenbar wird. Im vorigen Jahrhundert hatten biefe Dinge 
no mehr Bebentung, als in unfrer Zeit. 


8. Perſönliche Rechte und Pflihten der Gefanten. 


191. 


Die_Gefanten haben das Recht der Unverleßbarkeit. 


Wenige Sätze bes Völkerrechts haben eine fo frühe und allgemeine Anerken⸗ 
nung, nicht bloß unter den civilifirten Staten, fondern fogar unter barbarifchen 
Völkern gefunden, wie die Unverleßbarfeit ber Gefanten, Im Altertfum waren biefelben 
unter ben Shut der Götter geftellt und galten infofern al8 personae sanctae, 
Die Scheu vor ben Göttern mußte damals noch die Ohnmacht bes Völkerrechts er: 
feßen. Die moderne Welt ftellt fie unter ben Schu bes menſchlichen Völker: 
rechts. Vgl. darüber Hugo Grot. II. c. 18. 1. 


192. 


Der Stat, bei welchen die Gefanten beglaubigt find, ift nicht bloß 
verpflichtet, fich jeder Gemwaltübung gegen diefelben zu enthalten, fondern 
auch diefelben vor jeder Vergewaltigung zu ſchützen, welche ihnen von ans 
dern Bewohnern des Landes droht. 


Dem State Liegt freilich auch gegen anbere Perſonen bie Pflicht ob, fie wiber 
Gewaltthat zu ſchützen. Aber dieſe allgemeine Schubpflicht wird zu Gunften bes 
birecten Völkerverkehrs mit Bezug auf bie Gefanten gefteigert und gleichfam poten- 
zirt. Der befendete Stat bat darauf eine bejondere Sorge zu verwenden und je 
nach Bebürfnig dem Gefanten eine außerordentliche Bebedung ober Schutzwache zur 
Sicherung beizuordnen. 


193. 


Die widerrehtlihe Verlegung des Gejanten gilt zugleih als Ver— 
leßung des repräfentirten States, und in ſchweren Fällen als Verletzung 
auch der völferrechtlichen Statengenoſſenſchaft überhaupt. 


Alle Staten find dabei betheiligt, daß bie Unverleglichfeit ber Gefanten aner⸗ 
fannt und geſchützt bleibe; daber find auch bie übrigen Staten berechtigt, theils das 
Begehren um Genugtbuung bes zunächſt betheiligten States zu unterftüßen, theils 
fogar von fih aus auf Wiederherſtellung bes Rechts und Sühne zu bringen. Bol. 
Phillimore IE 142. 


194, 


MWird ein Geſanter in gerechter Nothwehr -verlebt, fo ift fein Grund 
zu völkerrechtlicher Beſchwerde da, denn Nothwehr iſt erlaubt. 


Vgl. oben 5 144. 


195. 


Ein Gejanter, der fi) in Gefahr begibt, ift auch den Zufällen die⸗ 
ſer Gefahr ausgeſetzt; wenn er dabei verletzt wird, fo iſt das keine Belei- 
digung ſeines States und keine Verletzung des Völkerrechts. 


Wenn er z. B., ohne bie nöthige Vorſicht zu üben, ſich in einen aufrühreriſchen 
Haufen begibt, und an dem Straßenkampfe Theil nimmt oder wenn er ſich auf ein 
Duell einläßt und bei dieſer Gelegenheit verwundet oder gar getödtet wird, ſo trifft 
dieſe Verletzung ihn nicht als Geſanten und daher auch nicht den von ihm repräſen⸗ 
tirten Stat. Es iſt das ein perſönlicher Unfall, für den nicht der Stat verant⸗ 
wortlich gemacht werden kann, der die Unverletzlichkeit des Geſanten zu ſchützen hat. 


196. 


Ueberdem kommt den Geſanten das Recht der Erterritorialität zu. 
Dasſelbe erftredt fich auch auf ihr Gefolge und ihre Wohnung (8 135 ff.). 


Die Lehre von der Erterritorialität wurde vornehmlich im Hinblick auf die 
Ausnahmöftellung ber Geſanten ausgebildet. 
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197. 


Der bejondere Schuß und die Eremtion von der einheimifchen Stat3- 
gewalt, welche ben fremden Gefanten gewährt werden, beziehen ſich vor⸗ 
züglih auf ihre Papiere, Acten und Correfpondenzen. 


198, 


Demgemäß find aud die Curiere, welche mit amtlichen Depeſchen 
bon Geſanten und an Gefante geſchickt werden, vor policeiliher oder polis 
tiicher Wegnahme ihrer Depefchen gefichert. 


199. 


Die Verletzung des Briefgeheimniffes bezüglich” der amtlich bezeich- 
neten Gejantencorrefpondenz ift auch als Verlegung des Völkerrechts zu 
mißbilligen. 


Obwohl dieſe Anwendung des Grundfabes felbitverftändlich ift, fo bat fi 
bo die Praris mander Staten fo wenig darnach gerichtet, und ſich fo oft durch 
das politifche Intereſſe verloden laſſen, bie Briefe zu durchſpähen, daß eben dieſer 
Mißbrauch dahin geführt hat, wichtige Depefchen in Chiffern zu ſchreiben unb ba« 
durch unleferlich für Dritte zu machen und überdem Depefchen, bie man befjer 
fihern will, gar nicht mehr ber Poft anzuvertrauen, fonbern mit befondern Eurieren 


zu verſenden. 


200. 


Mit der Wohnung des Gefanten ift fein Aſylrecht verbunden. Biel- 
mehr ift der Geſante verpflichtet, mern ein von der einheimifchen Gerichts⸗ 
oder Policeigewalt Verfolgter fih dahin geflüchtet Hat, entweder den Flücht⸗ 
ling an die zuftändige Behörde auszuliefern oder die Nachforſchung nad) 
demſelben auch in feiner Wohnung zu geftatten. 


Bot. oben 77. Als ein englifcher Botichafter 1726 in Madrid ſich weigerte, 
den in fein Hotel geflüchteten Spanifchen Minifter, Herzog von Ripperda, auszus 
liefern, wurde berjelbe gewaltfam Herausgeholt. Ueber bie Form bes Verfahrens 
hatte England Grund zur Befchwerde, aber in ber Hauptjahe war Spanien im 
Recht (Phbillimore II. 204). An Martens Erzählungen (I. 217) findet fich 
ein Bericht über ben vergeblichen Verſuch des englifhen Gefanten in Stodholm, ben 
in fein Hotel geflüchteten, wegen eines Statsverbrecdhens verfolgten Kaufmann Sprin⸗ 
ger zu retten (1747). Das Hotel wurde von fchwebilchen Truppen umftellt und ber 
Flüchtling mußte ausgeliefert werben. Der Gejante aber wurbe abberufen, weil er 
zu weit gegangen war in ber Ausbehnung feines Schutzes. 


NY 
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201. 


Ebenſo wenig kann der Geſante ſich auf die Freiheit feiner Equipage 
berufen, um Ylüchtlingen durchzubelfen, welche er in feinen Wagen auf: 
genommen bat. 


Wenn in einem folhen Fall die einheimifche Gerichts: ober Policeigemalt ben 
Wagen anhält und ben Flüchtigen verhaftet, jo ift bas feine Verletzung bes Völker⸗ 
rechts. Ein Beifpiel aus Rom führt Battel an (IV. 119), indem ein franzöſiſcher 
Gefanter vergeblich verfuchte, verfolgte Neapolitaner vor ben päpftlihen Wachen zu 
retten. 


202, 


Der Geſante darf fein Hotel nicht zu feindlichen Handlungen gegen 
den Stat mißbraucdhen laffen, bei welchem er beglaubigt ift. Verletzt er 
diefe Pflicht, fo ſchützt ihn auch die Erterritorialität nicht dor denjenigen 
Maßregeln, welche die Selbfterhaltung und Sicherung des bejendeten Sta- 
te3 erfordern. | 


Er darf alfo insbefondere Feine Verfammlungen von Verſchwornen bafeldft 
geftatten, Teine Waffenmagazine ba einrichten, zur Unterlützung eines Aufſtandes u. f. f. 
Als der ſchwediſche Gejante in London an einer Verſchwörung gegen ben König von 
England Theil nahm, ließ biefer den Geſanten verhaften und feine Papiere in Be⸗ 
hlag nehmen. Diejes Verfahren wurbe von ben englifchen Statsfecretären ber 
Diplomatie gegenüber, bie anfangs Bebenfen ausjprach, gerechtfertigt. Martens 
Causes Celebres I, 75. Bgl. auch Vattel IV. 101. 


203. 


Der Gejante Hat das Recht der freien Religionsübung in dem 
Geſantſchaftshotel, zunächft für fich, feine Familie, fein Gefolge und feine 
Dienerichaft. 

Diefes Privilegium des Gefanten bat feinen Werth großentheils verloren, 
feitbem die Eultusfreiheit als allgemeines Necht die frühere Unduldſam⸗ 
feit in den meiften civilifirten Staten endlich verdrängt hat. Aber es ift heute noch 


von Bebeutung in ben Staten, welche in diefer Hinficht Hinter dem Fortichritte ber 
Zeit zurückgeblieben find. 


204, 


Den Gefanten der oberen Glaffen wird allgemein ein fogenanntes 
Sapellenrecht zugeftanden, d. h. das Recht, in weiterem Sinne innerhalb 


der exterritorialen Wohnung für den Gottesdienft zu forgen. 
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Ein völkerrechtlicher Grund, das Capellenrecht auf jene Claſſen zu befchränfen 
und ben Gejchäftsträgern zu verfagen, beſteht nicht. Dasjelbe ift nur früher zu 
Gunften ber vornehmern Gefanten geflattet und anerfannt worden. 


205. 


In dem Capellenrecht ift enthalten: 

ıa) eine gejfantjchaftliche Capelle für Gultuszwede zu bauen und zu 
benuben, 

Rh) die Befugniß, einen bejondern, der Geſantſchaft beigeorbneten 
Geiftfichen (Priefter, Prediger) für den Gottesdienſt zu halten, 

Ic) das Reit, auch andere Perfonen, mindeftend die Landsleute und 
Schußbefohlenen des Gefanten, ſowie andere fremde Glaubensgenofjen 
zur Theilnahme an dem geſantſchaftlichen Gottesdienft zuzulaſſen. 


Die neuere Rechtsbildung ift wie überhaupt ber Eultusfreiheit fo auch einer 
Ausdehnung bed Eapellenrechtes günftig. Indeſſen kommt zuweilen noch ein Verbot 
in einzelnen Staten für beffen Unterthanen vor, ben anbersgläubigen Gottesbienft 
zu bejuchen. Gegenwärtig noch ift es ben Römern unterfagt, bem proteftantifchen 
Gottesdienft in der preußifchere Gefantfchaftscapelle zu Rom beizuwohnen. 


206. 


Es ift nicht nothwendig in dem Capellenrecht auch die Befugniß 
inbegriffen, den Cultus nad außen hin öffentlich darzuftellen, wie in3- 
befondere durch Glodengeläute, Proceffionen, Erſcheinen de3 Geiftlichen 
außerhalb ber erimirten Räume in der Tracht feines kirchlichen Amtes. 

Imerhalb der Capelle dagegen und in dem Gejantjchaftshotel darf 
der Geiftliche ungehindert in der Amtstracht erfcheinen. Cr darf daſelbſt 
Taufen und Trauungen vollziehen und auf dein dazu gehörigen, Begräbniß- 
plate den Trauergottesdienft abhalten. 


Das Capellenrecht des Gefanten ift zunächſt Haus recht besjelben und era 
ſtreckt ſich deßhalb nicht auf den öffentlichen Cultus außerhalb bes Geſantſchaftshotels 
und ſeiner Zubehörde, der Capelle. 


207. 


Die vorübergehende Abweſenheit des Geſanten hindert die Fortdauer 
des geſantſchaftlichen Gottesdienſtes nicht. Wird aber der geſantſchaftliche 
Verkehr abgebrochen, jo erliſcht auch das Capellenrecht. 
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208. 


Die Familie, die Begleiter und Diener des Gefanten haben ebenfalls 
freie Religionsübung innerhalb des Gejantfchaftshotel3 je nach ihrer Religion 
und Confeflion. 


Es gilt das auch dann, wenn diefe Verfonen eine anbere Eonfeffion 
befennen, als ber Gefante ſelbſt. Die Capelle 3. B. eines Preußiſchen Geſanten 
kann proteftantifch fein, während der Gefante ſelbſt katholiſch if. 


209. 


Der Gefante und fein Gefolge find der Strafgerichtäbarfeit des be— 
jendeten States nicht unterworfen. Dieſer Stat aber ift berechtigt, wenn 
durch ſolche Perſonen die Rechtsordnung des Landes in jtrafwürdiger Weile 
berlegt worden ift, auf diplomatishem Wege Genugthuung und je nad) 
Umjtänden Entjehädigung zu fordern. 


Vgl. oben zu $ 141 f. 
210. 


Verübt der Gefante felber eine ftrafbare Handlung, fo kann ſolches 
der Regierung des Abfendeftates angezeigt und Abberufung und Beitrafung 
des Gefanten gefordert werden. In ſchweren Fällen können aud dem 
Gefanten fofort die Päſſe zugeftellt und er in kurzer Frift aus dem Lande 
weggewieſen werden. In_Nothfällen und insbejondere, wenn der Gefante 
an hochverrätherifchen oder feindlichen Handlungen gegen das Land theil= 
genommen hat, bei dem er beglaubigt ift, kann er, um die Anfprüche des 
verlegten States auf Genugthuung zu fichern, gefangen genommen werben. 
Aber jogar in diefem Fall darf das einheimiſche Strafgericht nicht über 
ihn richten. 


Vgl. oben $ 142. Ein Beifpiel ift die Gefangennahme bes Prinzen von 
Gellamare, Spanifhen Gefanten in Paris, ber fih an einer Verſchwörung gegen 
bie damalige franzöfifhe Regierung betheiligt hatte, 1718. Manche Suriften bes 
baupteten früher, ber Gefante verwirfe das Privilegium durch ein ſchweres Verbre⸗ 
hen gegen ben befenbeten Stat oder befjen Souverän, aber die Meinung von Gro: 
tius, daß felbft in folden Fällen die Strafgewalt des befendeten Stats nicht zur 
Anwendung komme, iſt bie herrfchende geworden. Weil bier Teicht die völferrecht- 
lichen Beziehungen an einer empfindlichen Stelle verwundet werben, darf in folchen 
Fällen nicht eine untergeordnete Behörde, ſondern nur die oberfte Autorität das 
Nöthige anordnen. 
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211. 


Wird das Vergehn bon einer Perſon aus dem Gefolge verübt, jo 


ift der Geſante verpflichtet, mitzumirken, daß. der Angellagte vor Gericht 
geftellt und wenn ſchuldig erfunden, geftraft werde. 


212. 


Die Befreiung von der Strafgewalt des bejendeten States und bie 
Unteriwerfung unter die Strafgewalt des Mbfendeftates erſtreckt ſich auch 
auf jolde Diener fremder Gejanten, welche Unterthanen des erftern find. 


Es kommt bier auf bie Zeit an, in welcher bie gerichtliche Verfolgung bes 
ginnt. Gegen ben wirklichen Diener bes Gefanten — bona fides des Dienftes wird 
jeberzeit vorausgefeßt — wird fie aus Rüdjiht auf bie völferrechtliche Eremtion 
vorerft gehemmt beziehungsweife abgelenkt. 


213. 


Diefe Befreiung erjtredt fi nicht auf Verfonen, welche ohne Amt 
und ohne Dienft lediglih aus freier Neigung oder Gewinnſucht fi einer 
Geſantſchaft anfchließen, noch auf foldhe, weldde nur zum Scheine in ein 
Dienftverhältniß eintreten, in Wahrheit aber von dem Geſanten unabhängig 
und nicht der Geſaniſchaft beigeordnet find. 


Bol. oben $ 146. 
214. 


Wenn der Gefante in Anbetracht, daß die unabhängige Stellung 
der Geſantſchaft und die Intereſſen des Abjendeftats nicht in Frage geſetzt 
werden, Perjonen feines Gefolge3 oder feiner Dienerjchaft, die wegen eines 
Vergehens entweder auf handhafter That ergriffen worden find oder ſonſt 
in unberdächtiger Weile verklagt werden, der ordentlichen Landesgericht3- 
barkeit. zur Beurtheilung freiwillig überläßt oder überliefert, fo ift das 
Gericht nicht durch völkerrechtliche Rückſichten gehindert, jeine regelmäßige 
Gerichtäbarfeit auszuüben. | 


Inwiefern bier ber Gejante die Vorſchriften und Inſtructionen des Abfendes 
ſtats gehörig beachtet habe, ift eine Frage des Stats: nicht bes Völkerrechts, 
welche in ben Bereich ber Verantwortlichkeit fällt, bie der Gefante feiner Regierung 
ſchuldet. In der Regel barf der Gejante mit Rüdfiht auf feine völlerrechtliche 
Stellung und Aufgabe weder für fi, noch für diejenigen Perfonen, welche mit ben 
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öffentlichen Gejchäften bes Amtes befannt find, auf bie Befreiung von ber einheimis 
ſchen Strafgerichtsbarfeit verzichten und darf weber fi, noch ſolche Perfonen zum 
Schaden feiner Stellung und feiner Amtsthätigfeit biefer Gerichtsbarkeit freiwillig 
unterwerfen. 


215. 


Der einheimifchen Statögewalt ift es nicht verwehrt, Perjonen, welche 
zur Geſantſchaft gehören, wenn fie auf handhafter That in Verübung 
eine Vergehens ergriffen werden, vorläufig in Haft zu nehmen. Nur ift 
jofort dem Gejanten davon Kenntniß zu geben und der Gefangene zu 
defien Verfügung zu ftellen. 


216. 


Dem Gefanten kommt wohl eine Digciplinargewalt über feine An- 
gehörigen zu, aber in der Regel Teine eigentliche Strafgerichtöbarfeit. Aus— 
nahmen bedürfen eimerjeit3 der Ermächtigung des Abſendeſtats, andrerjeit3 
der Zulafjung des Empfangſtats. 


Da ber Ausſpruch auf Erterritorialität für fi) allein nur die Ausſchlie⸗ 
Bung ber fremden, an ſich bereditigten Strafgerichtsbarkeit, nicht aber bie Aus⸗ 
übung der eigenen GStrafgewalt von Seite bed Crterritorialen begrünbet, ſo 
fann es auch nicht von dem Ermeſſen bes Abſendeſtates allein abhängen, feinen Ge⸗ 
fanten dieſe Gewalt zu übertragen. Der befendete Stat kann fi) jede Ausübung 
der Strafgewalt in feinem Gebiete durch einen Fremden verbitten. Der Gefante ift 
in ber Megel nur zu denjenigen vorbereitenden Gerihtshandblungen ers 
mächtigt, welche zur Sicherung bes nachfolgenden Gerichtsverſahrens nöthig find. 
Ausnahmeweiſe wird ben fränfifchen Gefanten und fogar den Conſuln in ber Türkei 
und hinwieder mufelmännifhen Gefanten in Europa eine Etrafgerichtsbarfeit bort 
über ihre chriſtlichen, hier über ihre mohammedaniſchen Landsleute zugeflanden. 


217. 


Der Geſante kann den äußern Thatbeſtand des Vergehens, ſoweit 
derſelbe innerhalb des exterritorialen Bezirks erkennbar iſt, conſtatiren, ſeine 
Angehörigen euvernehmen und das einheimiſche Gericht auffordern, daß es 
auch ſeinerſeits in feinem Bereich die Thatſachen feititelle und Zeugen Like 
bernehme. Er Tann die angeſchuldigte Perfon feines Gefolges verhaften 
und für Ablieferung an das zufländige Gericht des Abſendeſtats ſorgen. 


218, 
Da der Gefante auch der Civilgerichtsbarkeit des Empfangftates 
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nicht unterworfen ift, jo darf er auch nicht vor Gericht geladen merben, 
um eine Civilfage zu beantworten, noch darf irgend ein Gerichtszwang 
gegen feine Perjon oder feine Habe ausgeübt werden. 


Bat. oben zu $ 139. 140. In England ift unter ber Königin Anna am 
21. April 1709 ein befonderes Geſetz zum Schuß ber Gefanten erlaffen worben, 
nachdem zuvor bie Verhaftung eines Ruſſiſchen Gefanten wegen Schulden heftige 
Beſchwerden bes Czars Peter über Verlegung des Völkerrechts hervorgerufen hatte. 
Das Gefeß wurde ald Genugthuung für ben beleidigten Ruſſiſchen Hof betrachtet. 
Die Uebungen ber Bölfer gehen in biefer Befreiung ber Gefanten von ber Civil: 
gerichtsbarkeit vielleicht weiter, al3 die inneren Rechtsgründe — insbeſondere bie 
Rückſicht auf die Würde, Sicherheit und Unabhängigkeit bes rvepräfentirten States 
es erfordern. Es iſt baber oft fon arger Mißbrauch von biefem Privilegium ge 
macht worben, indem einzelne Gefante basjelbe zu Teichtfertigem Schuldenmachen 
ausgebeutet haben und dann bie Gläubiger zu Schaden gefommen find. Uebrigens 
ift ber Geſante jo wenig als ein fonveräner Fürft gehindert, eine Schuldfrage ober 
eine anbere bürgerliche Rechtsſtreitigkeit, freiwillig an ein Schiedsgericht oder felbft 
an das ordentliche Gericht bes bejenbeten Landes zu bringen und deifen Urtheil an: 
heim zu geben. Die Auriften, welche ihn baran verhindern wollen, überjpannen 
das Intereſſe des Abfenbejtates, für deſſen Würde und Sicherheit es je nah Um: 
ſtänden ganz unerheblich fein kann, berariige Civilproceffe ausſchließlich ber eigenen 
Gerichtsbarkeit vorzubehalten. Ob ber Gefante das thun bürfe oder nicht, ift eher 
eine Frage bes Stats: als bes Völkerrechts. Er ift ſtat ſrechtlich verpflichtet, bie 
Snftruction zu befolgen, die er von feiner Regierung empfängt. 


219. 


Da die Gefolgsleute des Gefanten nicht um ihrer Perſon, fondern 
lediglich um der Gefantichaft willen von der Civilgerichtsbarkeit des Landes 
befreit find, in dem fte ſich thatſächlich aufhalten, jo kann der Geſante 
verftatten, daß diejelben von dieſem Landesgericht belangt werben und es 
kann unter diefer Vorausſetzung das Gericht die Klage an Hand nehmen, 
ohne Verlegung der völkerrechtlichen Rückſichten. 


Bol. oben zu $ 149, 
220. 


Dem Gejanten ſteht in der Regel feine bürgerliche Gerichtsbarkeit in 
Streitſachen zu über feine Angehörigen. Eine Ausnahme wird nur durch 
bejondere Vollmacht des Abſendeſtats und durch Zulafjung des Empfang- 
ftat3 begründet. 


Bol. oben $ 216, 
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221. 


Dagegen find in der Regel die _Gejanten befugt, Acte der_freimilli- 
gen Gerichtsbarkeit mit Bezug auf die Gefolgsperfonen und überdem- mit 
Bezug auf ihre Landsleute und Schubbefohlenen vorzunehmen, joweit ein 
derartiges Bedürfniß vorhanden iſt. Insbeſondere können fie Unterſchriften 
und Urkunden dieſer Perſonen amtlich beglaubigen, letzte Willenserklärungen 
aufnehmen, bürgerliche Standesverhältniſſe (Geburt, Ehe, Tod) beurkunden 
und im Intereſſe der Sicherſtellung von Verlaſſenſchaften ſchützende Maß— 
regeln theils ergreifen, theils veranlaſſen. 


Die freiwillige Gerichtsbarkeit hat weniger den Charakter der Gerichtshoheit 
an ſich, als der gewaltlojen Rechtshülfe. Sie kann daher auch unbedenklich 
von dem Empfangſtat zugeſtanden werden. Aus ähnlichen Gründen kann der Ge⸗ 
ſante auch Zeugenausſagen ſeiner Gefolgsleute zu Protokoll nehmen. 


222. 


Die Steuerfreiheit de¶ Geſanten beruht ‚nur inſofern auf Rechts— 
nothwendigkeit, als ſie eine Folge der Befreiung derſelben von aller Stats- 
hoheil des beſendeten States iſt. Ihre Ausdehnung über dieſes Maß 
hinaus mag in den Sitten und in der Gaſtfreundlichkeit begründet ſein, 
aber ihre Beſchränkung auf jenes Maß kann nicht als Verletzung des 
Bölferrecht3 betrachtet werden. 


Bol. $ 138. Am Einzelnen weichen die Sitten und Verordnungen ber ein: 
zelnen Staten von einander ab, und es iftnah Heffters Ausdrud (Völkerr. 217) 
„eine völlig gleichförmige Negel bei biefem völferrechtlichen Privilegium nicht erweis⸗ 
lich.“ Es ift z. 8. Feine Verletzung des Völlerrechts, wenn von dem Gejanten wie 
von andern Reifenden Straßen: und Brückengelder geforbert werben, obwohl das 
aus Höflichteit oft unterlaffen wird. 


223. 


Der Gejante ift verpflichtet, die Zollbefreiung, deren er für die Be— 
bürfniffe feines Haushalts geniekt, in gutem Glauben zu gebrauchen und 
er darf diejelbe weder zu eigenen Handelszmeden ausbeuten, noch zu Gun⸗ 
ſten dritter zollpflichtiger Perſonen mißbrauchen. Das Völkerrecht hindert 
die Zollbehörden nicht, auch die Sendungen von Waaren an den Gefanten 
einer Prüfung zu unterwerfen, wenn nur das Hotel des Gefanten und 
diejenigen Räume (Statswagen, Archiv) verſchont werden, für welche er 
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den beſondern Statsſchutz in Anſpruch nimmt und die Verſicherung gibt, 
daß ſie keine zollpflichtigen Güter in ſich ſchließen. 


Wenn ber Geſante zugleich Kaufmann iſt, fo find feine Handelswaaren ber 
gewöhnlichen Verzollung unterworfen. 


224, 


In allen zweifelhaften Fällen, wo Conflicte über die Ausdehnung 
oder Beſchränkung der Erterritorialität mit fremden Gefanten drohen, fol- 
len die untern Landesbehörden e3 vermeiden, ben ſich aus dem Enticheide 
der oberften Regierungsautorität vorzugreifen und ift dur Verhandlung 
diefer mit der Geſantſchaft ein freundliches Einverftändniß anzuftreben. 


Es iſt das eine zur Verhütung ſchädlicher Streitigkeiten wichtige Marime 
Der Amtseifer der Unterbehörden fieht leicht nur das Nächfte und beurtbeilt das 
nad) bem gewöhnlichen Gefhäftsgang, während bie Gentralregierung einen weiteren 
Horizont von höherem Standpunfte aus überfhaut und baber die Rückſichten von 
Stat zu Stat richtiger zu würdigen verfieht. Der Gefante ift berechtigt, bei einem 
brobenden Confliete mit einem Unterbeamten biefen barauf hinzuweiſen, baß er 
wohl thue, an höhere Behörde zu berichten und weitere Befehle abzuwarten. 


225. 
Der Geſante iſt verpflichtet, die Selbftändigfeit und Ehre des States, 
bei welchem er beglaubigt ift, forgfältig zu achten. Er darf ſich nicht im 


die innern Zandesangelegenheiten ungebührlich einmifchen, und hat fih aller 
autoritativen Acte zu enthalten, welche in den Bereich der Stat3hoheit des 
bejendeten States eingreifen. Er joll alle Aufreizungen oder Drohungen 
oder Beitehungen unterlaffen, durch welche die Freiheit des Volkes, die 
Autorität der Regierung und die Ehrbarkeit des politifchen Lebens gefähr- 
det oder verlegt würden. 


Bloße Meinungsäußerung und Ertheilung von guten Räthen bezüglich der 
inmern Bolitif, zumal im Privatverkebr, it nicht als unerlaubte Einmiſchung zu 
betrachten. Aber immerhin it auch bier Mäßigung zu empfehlen, damit nicht ber 
Eindrud einer verfuchten Einmiſchung entitehe, welche ber fremden Macht und ihrem 
Bertreter nicht zufommt. Die Grenze, welche bie freie Beſprechung von ungebühr: 
licher Zudringlichfeit unterfcheidet, Tann nur durch den ausgebildeten Takt der Per: 
fonen inne gehalten werben. 


226. 


Ohne Ermächtigung des Abſendeſtats darf der Ge] ante weder Ge- 


ſchenke noch Orden von dem Empfangftate annehmen. 
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Die vepräfentative Stellung des Gefanten erfordert nicht allein, baf ber Ge- 
fante ſich nicht durch perfünliche Ehren oder Vortheile von dem bejenbeten State ge 
winnen laffe, fondern daß er auch ben Schein einer ſolchen Gewinnung vermeibe, 
Aber wenn der Abfendeftat barüber beruhigt ift und feine Zuftimmung gibt, fo ift 
ber Gefante auch nicht gehindert, eine Auszeichnung von dem befendeten State an⸗ 
zunehmen. 


9. Ende der diplomatifhden Sendung. 
227. 


Menn die diplomatische Sendung zu einem befondern Zweck gejchehen 
ift, wie vorzüglich bei Geremonialgefanten, jo wird biejelbe durch Erfüllung 
des Auftrags beendigt. 


228. 


Iſt der Geſante in fortdauernder Eigenſchaft beglaubigt, fo wird 
feine Gefantichaftsftellung gewöhnlich durch die Abberufung beendigt. Das 
den bejendeten State mitgetheilte Abberufungsfchreiben (lettre de rappel) 
hebt die Geltung des Creditivs auf. 


Dem Nbfendeftat fteht es jederzeit frei, feinen Gefanten abzuberufen. Die 
Abberufung Tann aber erft für dem befendeten Stat rechtsverbindlich wirken, wenn 
ihm dieſelbe angezeigt worden ift. 


229. 


Der Tod oder die Abdankung des abfendenden Souveräns hebt die 
Wirkſamkeit des Creditivs nicht nothwendig auf. 


Der Grund ift, weil bas Statshbaupt fortbauert, wenn gleich Die. 
Perſon bes Fürften wechlelt und das Statshaupt ben Gefanten ermächtigt hat, nicht 
das fürftlihe Individuum. Uebungsgemäß wird durch bie Notification ber 
Thronjolge ohne Abberufung die Fortdauer des alten Crebitivs von Seite des 
Abſendeſtats beftätigt. 


230. 


Wird dagegen der abjendende Souverän durch eine Statsumwälzung 
entjeßt oder ſonſt gewaltſam entthront, jo dag die Nachfolge nicht durch 
die regelmäßige Thronfolge beftimmt wird, jo wird die Fortdauer des 
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alten Creditivs als zweifelhaft betrachtet. Uebungsgemäß wird in folchen 
Fällen ein neues Creditiv erwartet und gegeben. 


Wenn aber der Abſendeſtat durch eine bloße Notification das alte Grebitiv 
beftätigt und der Empfangftat fih dabei beruhigt, fo beſteht Fein vöolkerrechtliches 
Hemmniß feiner Gültigkeit. Der Grund, weßhalb in biefen Fällen anders gehandelt 
wird, als in ben vorigen Fällen, ift ber, daß ſolche Umwälzungen zugleich eine 
Wandlung ber Politif bedeuten und es daher zweifelhaft erfcheint, ob ber von ber 
geftürzten Regierung ernaunte Gefante auch das Vertrauen ber neuen Regierung 
habe. 


231. 


Wenn der Souberän des Empfangftates ftirbt, bei welchem der 
Geſante perſönlich beglaubigt war, jo wird übungsgemäß ein neues Cre⸗ 
ditiv an den Zhronfolger auögeftellt. Aber es gibt Fein völferrechtliches 
Hinderniß, das alte Creditiv ftatlich fortwirken zu lafjen. 


Da ber Stat und bad Statshaupt biefelben bleiben, wenn gleich bie Perfon 
des Zürften geändert wird, fo ift auch bier Fein nöthigender Rechtsgrund 
vorhanden, um bem anerkannten Creditiv feine Wirkſamkeit zu entziehen. Nur bie 
diplomatiſche Sitte hat bier die Ausftellung eines neuen Crebitivs eingeführt, 
wohl nur in ber Abficht, den Gefanten und ihren Regierungen einen Anlaß zu vers 
Ihaffen, um den Verkehr mit dem neuen Fürften in feierlicher Weife einzuleiten. 
Gegenüber dem Regierungswechfel in Republifen befteht biefe Hebung nicht, obwohl 
das Rechtsverhältniß basjelbe if. 


232. 


Wird der Souberän des Empfangftates gewaltſam entjegt, fo ift es 
zweifelhaft getvorden, ob der Gejante ferner bei feiner Berfon oder bei der 
neuen Regierung beglaubigt ſei. Wenn der Abjendeftat die letztere aner- 
fennt, jo wird eine Beftätigung de3 alten Creditivs oder jelbit die Fort— 
jegüng des Gefchäftsverfehrs mit der neuen Regierung als genügend er- 
achtet, um derjelben gegenüber die Yortwirkung des Creditivs zu fichern. 


- Bol. zu $ 230. In ſolchen Füllen tritt oft anfangs ein Schwanfen und eine 
Unficherheit darüber ein, ob der Gefante noch bei dem geflürzten Souverän oder nun 
bei ber neuen Regierung beglaubigt fei. Da beide ein Intereſſe haben, ben Verkehr 
fortzufeßen, der erftere in der Hoffnung auf Wieberherftellung feiner Autorität, bie 
Iegtere in ber Abficht auf Eicherung ihrer neuen Stellung, fo find beide bereit, bie 
Fortdauer des Creditivs zu gewähren und geneigt, in biefem Sinne bas Verhalten 
ber Geſanten auszulegen. Daher fordert Feine von beiden Regierungen neue Credi⸗ 
10* 
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| tive, ſondern Hält fi gerne an bie ihrer Auffaffung günftigen Weußerungen ober 
Handlungen, Vgl. oben $ 39 und unten $ 237. 


233. 


Eine Aenderung in der Perfon des Minifters des Auswärtigen übt 
auch dann feinen Einfluß auf die Fortdauer des Greditivg aus, wenn 
dasselbe Tediglih an das Minifterium gerichtet war. 


Das ift ber all bei ben Grebitiven der Gefchäftsträger. 


234. 


Bei ſchweren Verletzungen der Rechte oder der Ehre feines States 
kann der Gejante, auch ohne jeine Abberufung abzumarten, feine Päſſe 
fordern und den diplomatischen Verkehr abbrechen. 


Seinem State gegenüber wirb er freilich für eine folde Handlung verant- 
wortlich; und dieſe Rüdficht wird ihn daher gewöhnlich abhalten, ohne befondern 
Auftrag einen derartigen Riß zu conſtatiren. Für die Außerften Fälle aber, ins: 
befondere wenn ein rafcher Verkehr mit ber Abfenderegierung unterbrochen oder allzu 
ſchwierig ift, muß dieſes Recht bes Gefanten doch anerfannt werden. Dasfelbe ab» 
jolut verneinen, bieße in ſolchen Fällen den vepräfentirten Stat ben größten Ges 
fahren und Beleidigungen vorerft preisgeben. 


239. 


Bei ſchwerer Verſchuldung des Gejanten gegen den bejendeten Stat 
und ebenjo in Yolge eines erniten Streites mit dem Abjendeftat, Tann die 
befendete Regierung dem Gefanten ebenfalls einfeitig feine Päſſe zurüd- 
ftellen und ihrerſeits den diplomatischen Verkehr abbrechen. 


Der Abbruch bes Verkehrs und die Wegweiſung des Gefanten ift nicht als 
ein Act der Willkür in das beliebige Ermeſſen ber beſendeten Regierung geftellt, 
fondern e8 bedarf, um biefe ſchweren Maßregeln völferrechtlich zu rechtfertigen, eines 
ernten Grunde. 


236. 


Die Belörderung eines Geſanten zu höherer Rangclaſſe veranlapt 
übungsgemäß die Uebergabe eines neuen Creditivs. Aber inzwiſchen dauert 
das Recht der Vertretung auf Grundlage de3 alten Creditivs fort. 


Ein Rechtsgrundſatz Tiegt diefer Uebung nicht zu Grunde, Würbe ber Ab: 
jenbeftat bie Rangerhöhung einfach notificiven, jo wäre der Empfangflat nicht gehin⸗ 
bert, das für genügend zu erachten, 
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237. 


Eine bloße Unterbredung ber diplomatiſchen Sendung, melde bie 
Fortwirkung des Creditivs zweifelhaft macht, findet Statt: 


‚e) in Folge von Streitigkeiten, welche noch nicht zum Abbruch aber 
zu einftweiliger Einftellung der diplomatifchen Yunctionen führen, 

2%») bei Statzummälzungen in einem der beiden Länder, deren Aus⸗ 
gang noch ungewiß ift, 

Ic) wenn der Geſante in Yolge perjönlicher Hinderniffe borübergehend 
außer Stande ift, feine Thätigkeit fortzuſetzen. 


In zweifelhaften Fällen ber erften und zweiten Claffe hängt e8 immerhin 
von bem Ermefjen der Staten oder ihrer Gejanten ab, biefen Zweifeln eine größere 
oder geringere Wirfung zu verflatten. In Fällen der dritten Art wird bie Verhand⸗ 
lung mit Nothwendigkeit unterbrochen. Dabin gehört 3. B. bie Abfperrung ber 
Verbindung in Kriegszeiten, oder eine Krankheit des Geſanten, bie ihn zur Bertre: 
tung unfähig macht — ohne Zwijchenvertretung — u. dgl. In diefer Zwifchenzeit 
wird bie Wirffamfeit bes Creditivs als fuspendirt betrachtet. Wenn jebod das 
Hemmniß befeitigt, oder die Ungewißheit zu Gunften ber Fortfebung bes biplomatis 
ſchen Verkehrs gehoben wird, jo tritt das alte Ereditiv wieber in volle Kraft und 
wird angenommen, es habe auch in ber Zwifchenzeit gegolten. Wird umgekehrt dieſe 
Zwifchenzeit durch den Abbruch bes Verkehrs beendigt, jo wird angenommen, das 
juspendirte Erebitiv fei unwirffam geblieben. 


238. 


MWird die diplomatifche Sendung in friedlicher Weiſe durch Abberu- 
fung des Gefanten beendigt und ift derfelbe bei dem Souverän perſönlich 
beglaubigt, jo kann eine dem feierlihen Empfang entſprechende feierliche 
Verabſchiedung des Gefanten ftattfinden. Der Gefante erhält dann gegen 
das Abberufungsichreiben von dem Souverän de3 bejendefen Stat3 ein 
Recreditivſchreiben (lettres de reerdance) an den Souverän des Abſende— 
ftat3, welches die Beendigung des bisherigen Repräfentationsverhältniffes 


beurkundet. 
Jene Feierlichkeit und dieſes Recreditiv ſind aber nicht nothwendig, 


um das frühere Creditiv außer Wirkſamkeit zu ſetzen. 
239. 


Unter allen Umſtänden, ſelbſt nach einer Kriegserklärung, hat der 
Empfangſtat die Pflicht, dafür zu ſorgen, daß der ſcheidende Geſante un— 
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| verſehrt das Statögebiet verlaſſen köͤnne. Wenn nöthig, hat er ihm be= 
waffnete Bededung zum Schube beizugeben. 


Die Unverlebbarkeit bes Gefanten ift wie bei ber Herreife fo auch bei ber 
Nüdreife zu wahren; und es ift Pflicht des States, bie Gefahren, welche ihn, 
namentlich von aufgeregten Parteien drohen, durch feine Schußmittel zu entfernen. 
Dabei wird inbeffen vorausgefebt, baß ber Gefante ohne Verzug, fobald es bie Natur 
ber Verhältniſſe geftatten, zuritdreife. Wil er bauernd in bem Lande bleiben, in 
bem er früher als Gefanter fungirt bat, fo tritt er durchaus in die Stellung eines 
Privatmanns zurüd und bat feinen weitern Anſpruch auf einen befondern qualifis 
cirten Schuß. 


240, 


Stirbt der fremde Gefante innerhalb des einheimifchen Statsgebiets, 
fo pflegt übungsgemäß die eigene Stanzlei, oder wenn feine geeignete Perſon 
in berfelben vorhanden ift, eine befreundete Geſantſchaft die Verlaffenfchaft 
unter Siegel zu nehmen und einftweilen ſicher zu ftellen. Nur im Noth- 
fall, wenn überall feine derartige Hülfe zur Stelle iſt, wird die Siegelung 
bon der eimheimijchen Behörde vorzunehmen fein. Unter allen Umftänden 
aber hat fi die fremde einfchreitende Behörde jeder Durchſuchung der 
Gefantfchaftspapiere zu enthalten und fih auf Sicherftellung derſelben 
zu beichränfen. Die Leiche darf in die Heimat des Gefanten abgeführt 
werden. 


II, Bon den Agenten und Commiſſären. 


u 241. 


Bloße Beauftragte für nicht völkerrechtliche und nicht internationale 
Angelegenheiten eines auswärtigen States haben feinen völferrechtlichen 
Charalter. 


Dabin gehören 3. B. Agenten zum Abſchluß eines Darlehens mit Privats 
gläubigern, zum Anfauf von Lebensmitteln, zur Beſtellung von Waffen in fremden 
Fabriken u. oͤgl. 

242. 


Die geheimen Agenten, welche zwar in der Abſicht entſendet werden, 


Bölferrechtliche Organe. 151 


die Öffentlichen Intereſſen eines States in fremdem Lande zu wahren, aber 
ohne als Statsbeauftragte daſelbſt amtlich bezeichnet zu werden, haben auch 
wenn jie ſich als geheime Agenten zu erfennen geben, feinen Anſpruch auf 
einen bejondern völferrechtlihen Schuß. 


Eie werben nur als Privatperfonen, nicht als NRepräfentanten bes Stats bes 
trachtet, und genießen daher nur den allgemeinen Rechtsſchutz für die Fremben über: 
haupt. Dahin gehören auch diejenigen Perfonen, welche als Techniker oder Erperten 
bie Einrichtungen in einem fremden Lande flubiren und darüber Bericht erftatten 
follen. 


249. 


Dagegen jtehen öffentlich ermächtigte Perfonen (Agenten und Com- 
mifjäre), melde ohne den Charakter von Oefanten zu haben, bon einem 
State oder von deſſen Behörden an einen andern Stat oder defjen Behör- 
den abgejchidt werden, um gewiſſe öffentliche Gefchäfte dafelbft abzumachen, 
unter dem bejondern Schube des Völkerrechts. Aber auf Eremtion bon 
der Gerichtsbarkeit und auf Erterritorialität haben ſolche Perſonen feinen 
Anſpruch, werm nicht und fo meit nicht durch beſondere DVergünftigung 
des beendeten States ihnen ſolches verftattet worden ift. 


Sole Sendungen fommen auch in untergeorbneten Zweigen ber Bolicei: 
ober Gerihtsverwaltung, in Angelegenheiten des Straßenwejens, ber 
Poſt- und Eifenbahnverbindung, ber Grenzregulivung, des Ufer- 
ihutes und Wafferbaues, bei internationalen Inbuftrieausftellungen 
u. f. f. vor. Weil fie entweder eine völkerrechtliche Miffion haben, infofern die Bes 
ziehungen von Stat zu Stat zu ordnen find, ober doch eine Internationale und zus 
gleich amtliche Aufgabe in einem fremden State zu löſen berufen find, jo verdienen 
fie eine befondere Berüdfichtigung bes Völkerrechts. 


IV. Bon den Gonfuln. 


244, 


Die Confuln find nicht. wie bie Gefanten beglaubigte Vertreter frem⸗ 
der Staten im völferrechtlichen Verkehr, aber fie find anerkannte Vertreter 
und Schüßer des internationalen Privatverkehrs der Fremden im Inland, 
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beziehungsweiſe der Cinheimifchen im Ausland, innerhalb ihres Confular- 
bereichs. 


Das Inſtitut der Conſuln, im Mittelalter aus ben ſtädtiſchen Handels⸗ 
körperſchaften hervorgegangen, bat eher eine geſellſchaftliche als politifche, 
eber eine internationale als zwifchenftatliche Bebeutung. Die Confuln dienen 
vorzügli dem Privatverfehr ber verfchiedenen Nationen and in ber Fremde, nicht 
dem Berfehr ber Staten. 


245. 


Die Confuln erhalten, wenn fie nicht zugleich Gejchäftsträger und 
daher Gefante find, fein Crebitiv, aber ein Patent von der Regierung, 
welche fie beauftragt. Dieſes Patent (lettre de provision) wird dem 
Minijterium des Ausmärtigen in dem Lande mitgetheilt, wo das Confulat 
feinen Sib hat. 


Der Conful bedarf feines Ereditivs, weil er nicht ermächtigt ift, für ben Stat 
als deffen Vertreter zu handeln. Aber er bedarf eines Patents, weil er gemöthigt 
ift, in dem fremden Lande ben Auftrag feines States zu documentiren. 


246. 


Damit der fremde Conſul im Inland anerfannt und zu feiner 
Wirkſamkeit legitimirt werde, ift das fogenannte Exequatur von Seite der 
einheimifchen Statsgewalt nothwendig, d. H. die Anmweifung an die untern 
Orts- und Bezirfgbehörden, mit dem Conful fo weit nöthig in. amtlichen 
Verkehr zu treten. 


Das Erxequatur iſt ein ſchriftlicher Auftrag ber Statsregierung an bie unter⸗ 
geordneten Behörden, den fremden Conſul in folder Eigenſchaft anzuerfennen und 
demgemäß zu behandeln. Bevor dus Erequatur eriheilt ift, darf ber Conſul Feine 
amtlichen Functionen ausüben. 


247. 


Es hängt von der einheimifchen Regierung ab, ob fie in einzelnen 
Städten die Errichtung von Conſulaten geftatten wolle. 


Auch dieſer Entjcheid beruht nicht auf bloßer Laune und Willkür. Wo ein 
großer und bebeutfamer Handelsverkehr feinen feiten Sit bat, wie insbejonbere in 
ben Seeftädten, bie zugleich Handelsſtädte find, ba wird bie Erridtung von Con⸗ 
fulaten im Intereſſe dieſes Verkehrs ſchicklicher Weife nicht verfagt werben können 
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und würde bie unmotivirte Ausichließung ber Eonfuln eines States, während andern 
Staten bie Errichtung von Conſulaten verftattet würde, von jenem State mit Recht 
als eine Beleidigung angefebn. 


248. 


Ebenſo ift die Landesregierung beredtigt, einer beſtimmten ihr 
mißfälligen oder ungeeignet erjcheinenden Perſon das Exequatur zu ver- 
weigern. 


In dem Exequatur liegt auch die Anerkennung, daß der Conſul keine 
ingrata persona ſei. Die Weigerung, das Exequatur einer beſtimmten Perſon zu 
ertheilen, bedarf keiner Angabe der beſondern Gründe, aus welchen dieſe Perſon 
mißfalle. 


249. 


Ob ein Conſul aus feiner Heimat geſendet oder unter den Bewoh— 
nern des Conſulatsſitzes, und ſogar unter den Unterthanen des States, 
wo das Conſulat gelegen iſt, ernannt werde, iſt für den Rang, wie für 
die Rechte und Pflichten der Conſuln nicht erheblich. 

Indeſſen werden den Conſuln, welche ausſchließlich oder Doch vor⸗ 
zugsweiſe dem Conſularberufe leben und nicht ein Privatgewerbe als Haupt⸗ 
beruf betreiben, den Berufs- und Amtsconſuln eher die Privilegien der 
diplomatiſchen Perſonen verſtattet, als den Conſuln, welche das Conſulat 
nur als Nebengeſchäft verwalten. 


Die Ausdehnung der Conſulatsgeſchäfte wird manchenorts ſo groß, daß die 
Thätigkeit eines ganzen Manns erfordert wird und die Nation hat ein ſo großes 
Intereſſe, die Rechte ihrer Angehörigen im Auslande ſorgfältig und unparteiiſch ge: 
wahrt und umſichtig geſchützt zu wiſſen, daß dafür die bloße Nebenverwendung 
eines Kaufmanns und ſeiner Commis nicht mehr genügt, ſondern die beſſer geſchulte 
Thätigkeit von ordentlichen Beamten erfordert wird. So ausgedehnte Amtopflichten 
werben von beſoldeten Berufsconſuln erfüllt. Die Verbeſſerung bes Con⸗ 
ſularweſens beruht zu gutem Theil darauf, daß an den wichtigſten Verkehrsknoten 
Berufs⸗ und Amtsconſulate errichtet werden, an welche ſich dann eine Anzahl von 
Nebenconſulaten der Kaufleute anſchließen. Die Engländer, bie Nordameri— 
kaner und bie Franzoſen Haben die Nothwendigkeit befolbeter Conſulate viel 
früher begriffen, als die Deutſchen (Preußen) und bie Schweizer Bol 
bie Zufammenftellung bei Qu ehl d. preußifche und deutſche Conſularweſen. Berlin 
1863. S. 221. 
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250. 


Die Conſuln find infofern auch politifche und diplomatifche Agenten, 
als fie 

/ V) beauftragt find, über die Erfüllung der Handels- und anderer 
Derfehröverträge zu wachen und wenn widerrechtlich verfahren 
würde, die Ort3behörden um Abhülfe anzugehen, beziehung3- 
weife ein höheres Einſchreiten ihrer Gejanten oder Regierung 
anzuregen, 

ı db) als ihnen von ihrer Regierung aufgetragen wird, über die öffent- 
lichen Zuftände auch de3 fremden Landes Bericht zu erftatten, 

70 als fie befondere politifche Vollmachten erhalten. 

Ihre amtlichen Acten und ihre Correipondenz mit ihrer Regierung 
oder ihrer Geſantſchaft oder andern Conſuln ftehen unter dem Schuß des 
Völkerrecht und dürfen bon der einheimifchen Statsgewalt nicht durchſucht 
werden. 


Es beſteht Fein Hinderniß für den Stat, ber Confuln beftellt, fich derſelben 
auch zu politifcher Berichterftattung zu bedienen. Da die Confuln gewöhnlid 
nicht in der Reſidenz, ſondern in einer Provincialftadt wohnen und nicht mit ber 
bortigen Regierung, fondern durchweg mit den Bürgern verfehren, fo werben ihre 
Wahrnehmungen einen andern Gefichtsfreis und einen anderen Charafter haben als 
bie ber Geſanten, aber fie können trotzdem von hohem Werthe fein für bie Kenntniß 
ber Zuftände und die Beziehungen ſowohl der betreffenden Staten als ber Nationen. 
Wichtiger aber als die politifchen Berichte, bie doch nur ausnahmsweiſe den Conſuln 
obliegen, find die commerciellen Berichte, welche vorzugsweife in ben Geſchäfts⸗ 
freis ber Conſuln gehören. Die Confuln können für die Handels: Verkehrs— 
und Eulturinterejfen ihrer Landsleute duch einfache Mittbeilung ftatiftifchen 
Materials und ihrer eigenen Wahrnehmungen nad Umftänden jehr nützlich wirken. 
Auch diefe Seite der internationalen Wirtbfhafts- und Eulturpflege 
ift noch einer fruchtbaren Entwidlung fähig. 


251. 


Die ae ihren Statögenofjen Päſſe in die Yremde aus— 
ftellen und ebenjo Mren dort erfcheinenden Statsfremden Päſſe in das 
Statögebiet, deffen Auftrag fie erhalten haben. 


Der Paß ift nur eine Legitimationsurfunbe, ausgeftellt zu Gunften eines 
Reiſenden, um benfelben dem Schub der fernen Behörden zu empfehlen, unb all: 
fällige Hinberniffe der freien Bewegung wegzuräumen, Da bie Conſuln vornehmlich 
die ntereffen bes Fremdenverkehrs zu wahren haben, jo eignen fie fi zur Aus: 
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ſtellung ſolcher Bälle, bie freilich in Folge bes allgemeinen und leichter geworbenen 
Verkehrs glücklicher Weiſe großentheils entbehrlich geworden find. Indeſſen bängt 
e8 von bem beauftragenden State ab, biefe Vollmacht ber Conſuln zur Paßausftel: 
lung oder jelbft zum Paßviſa zu verweigern ober zu beſchränken. Die englijchen 
Conſuln 3. 3. find darin befchränft. Verordnung von 1846 $ 29. 


252. 


Die Confuln haben feine Gerichtsbarkeit zu üben, wenn nicht aus— 
nahmsweiſe ihnen eine folche übertragen und in dem Lande ihrer Wirk- 
ſamkeit anerfannt worden ift. 


Vom Mittelalter her haben bie europäifchen (fränkiſchen) Conſuln in ber 
Levante und in den Mohammedaniſchen Staten, vorzüglich an ben Küften des Mit: 
teländijchen Meeres eine derartige Ausnahmsftellung. Auch in den Oftafintifchen Staus 
ten bat dicjelbe eine neue Anwendung erhalten. Dal. unten F 269. 


253. 


In Streitigkeiten ihrer. Landsleute können fie zu Schiedärichtern er⸗ 
wählt werden. 


In biefem Falle haben fie bafür zu forgen, baß auf die Berufung gegen 
ihren Sprud an bie Ortsgerichte verzichtet werde. Ohne dieſe Claufel ift Gefahr 
vorhanden, daß der Spruch bes Conſuls, der vielleicht dem Landesrecht der Parteien 
entjpricht, von ben Ortsgerichten, bie ein anderes Necht befolgen, verworfen und da⸗ 
durch auch bie Stellung des Confuls und das von ihm beachtete Recht feines States 
compromittirt werben. 


254. 


Sie find berechtigt und verpflichtet, Die Rechte abweſender und nicht. 
gehörig vertretener Statsgenoſſen in dem fremden Gebiete zu ſchützen, in- 
dem fie zu diefem Behuf die erforderlichen Maßregeln ergreifen und ein 
leiten. 

Sie haben weder imperium noch jurisdietio, aber eine Art von Patronat 
und Procuratur in Nothfällen im Intereſſe ihrer Landsleute. Es ift durchaus grund: 
los und unpaffend, bieje internationale Rechtshülfe auf die Kaufleute und bie Schiffe: 


mannfchaft zu beichränfen. Die andern Neifenden haben ganz benjelben Anſpruch 
auf Schutz im Auslande, wie bie Hanbelsleute. 


| 255. 
Sie können daher Verlaſſenſchaften ihrer Landsleute unter Siegel 
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ſtellen und Gelder desfelben, ſowie Waaren, Schuldtitel und andere Ver— 
mögenäftüde in amtliche Verwahrung nehmen. 


Unter „Landslenten“ verftehen wir in biefem Zuſammenhang bie Bürger 
und Untertbanen des States, dem bie Conſuln dienen, im weiteren Sinne werben 
aber die Perſonen mitbegriffen, welchen ber Stat im Ausland als feinen Schuk- 
befohlenen und Schußverwanten biefelbe Hülfe gewährt. 


256. 


Mo es da3 Recht und die Intereſſen ihrer Landsleute erfordern und 
diefe verhindert find, für fich felber zu forgen, können die Conſuln für 
diefelben bei den Orts- und Landesbehörden die zur Sicherftellung derfel- 
ben nöthigen Anträge ftellen, Beſchwerden erheben, Proteſte einreichen. 


Das Recht ber Confuln zur Vertretung für ihre fchußbebürftigen Landsleute 
ift freilich nur ein Not hrecht und befchränft fih Daher auch auf die Nothhülfe, 
Die Confuln find demnach nicht berechtigt, für diefelben Speculationsgejchäfte zu machen, 
ſondern nur berechtigt, diejenigen Borfichtsmaßregeln zu ergreifen, meldhe zur Er: 
haltung ihres Vermögens und insbefondere zur Abwendung von drohendem Schaben 
bienen. Dagegen bedürfen fie zu ciner bloß ſchützenden Vertretung jelbft im Proceß 
vor Gericht Feiner bejondern Vollmacht. (Bol. Kent Comment. I. ©. 42.) 


257. 


Sie find als ermädtigt zu betrachten, in Nothfällen diejenige Hülfe 
zu gewähren, welche erforderlich ift, um ihren Landsleuten die Rüdfehr in 
ihre Heimat möglich zu machen oder hülfsbedürftigen Landsleuten in Noth- 
fällen die unentbehrliche Unterftügung auf öffentliche Koften zu gewähren. 


Die Confuln vertreten die Statshülfe, Die jonft innerhalb bes Statsgebiets 
in Notbfällen gewährt wird, in ber Fremde. Durch fie erfiredt ber Stat jeine ret⸗ 
tenden Hände über den Erdboden hin, Aber Feinenfalls reicht diefe amtliche Sorge 
über bie Bedingungen und den Umfang ber regelmäßig geübten Statshülfe hinaus ; 
denn e8 ift Fein Grund, die Bürger außerhalb ihrer Heimat beſſer zu hüten, als 
in derſelben. Es darf daher bie Crmädtigung zu folder Hülfe nur unter jehr 
engen Bedingungen und in engem Umfang verftanden und Teineswegs auf eine all- 
gemeine Unterftügung aller Perfonen ausgebehnt werden,- welche in bem fremden 
Lande fih nur fchwer ernähren können und es vorziehen, auf öffentliche Koften wies 
ber heimzufehren. 


258. 
Die Confuln der Seeftädte und der an Flüſſen oder Binnenjeen 
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gelegenen Städte, welche mit dem Seeverkehr in Verbindung find, Üben 
innerhalb gewiſſer Schranken eine Schiffspolicei aus bezüglich der Handels- 
und Verkehrsſchiffe ihrer Landsleute. 

Sie prüfen und viſiren die Schiffspapiere und erteilen. Die erforder⸗ 
lichen Beſcheinigungen zum Cin- und Auslauf. 

Dieſe Schiffspolicei findet ihre Schranfen a) in ber PVoliceihoheit bes States, 
in deſſen Gebiet fi) die Schiffe finden, b) in ber Rückſicht auf die nationalen In⸗ 
tereffen, welche von dem Conſul im Ausland zu wahren find, e) darin, daß dieſelbe 
fih nur „innerhalb des Schiffsraums“ geltend machen kann. 


259. 


Bei Streitigkeiten zwijchen dem Schiffscapitän und den Schiffsleuten 
(Matroſen oder Paflagieren) üben fie das Vermittleramt aus und find 
‚berechtigt, erhebliche Thatſachen feitzuftellen und zu beurfunden, und uner- 
läßliche Vorſichtsmaßregeln zu treffen zum Behuf des Rechtsſchutzes. 


Dieſe vermittelnde Stellung wird von dem Conful auf Anfuchen einer ber 
beiben Parteien eingenommen, bie jchiebsrichterliche ($ 253) nur im Einverſtändniß 
beider Parteien. Das deuiſche Handelsgeſetzbuch ertbeilt den Conſuln fogar eine 
proviforifche Gerichtsbarkeit über die Schiffsmannſchaft (Art. 537). 


260. 


Die Gebietd- und Gerichtshoheit über die fremden Schiffe in ein- 
heimischen Häfen kommt in der Regel dem einheimischen State zu. Aber 
ſoweit die Streitigleiten auf das Schiff und die darauf fahrenden Per- 
ſonen beſchränkt find, die Ordnung des Landes oder Hafens nicht gefährdet 
erfcheint und die einheimifche Behörde nicht um ihr Einfchreiten angerufen 
wird, Tann der Conſul aud) eine Diöciplinargewalt üben und das Nöthige 
im Intereſſe der guten Ordnung und des Friedens anordnen. 


Es kann ein ſolches Einfchreiten des Conſuls wichtig werden 3. 3. in Fällen 
von Inſubordination ber Matrojen oder Unfügfamfeit ber Paſſagiere auf den Schiffen 
ober gegenüber von Willfürlichfeit, Grauſamkeit oder Sorgloſigkeit eines Schiffs: 
capitäns. Der Eonful erfcheint dabei immerhin als eine flatlih anerkannte und er⸗ 
mächtigte Autorität, welche in Ermanglung ber Lanbesautorität bie ftatliche Orbnung 
und Eorge barftelt und handhabt. Die Grenze ſolcher Disciplinargewalt iſt nicht 
überall dieſelbe, fie verjchiebt fich nach den befondern Landesfitten und Umftänden. 
In einem civilifirten Lande wird fie enger zu bemefjer fein, als an einer barbariſchen 
Küfte oder unter Wilden, wo es überhaupt an einer wirkſamen Statögewalt fehlt, 
Bol. unten IV. 323. 
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261. 
Menn Matrofen defertiren, jo kann der Conſul die Landesbehörden 
angehen, daß diefelben wieder eingefangen und auf das Schiff zurüd- 
gebracht werben. 


Die Gefahren für die Schiffahrt und die daran gefnüpften Intereffen find in 
biefem Falle fo groß, baß fie einen perfönlichen Zwang gegen befertirende Matrojen 
rechtfertigen. Der Conſul ift aber wieber berufen, in biefem Notbfalle dem Schiffs: 
führer hülfreich beizuftehn. 


262. 


Die Conſuln find auf Begehr der Betheiligten verpflichtet, den See- 
ſchaden ſowohl der großen (gemeinſchaftlichen) als der bejonderen Haverei, 
ſoweit derſelbe aus dem thatſächlichen Zuſtande erſichtlich iſt, zu conſtatiren, 
nöthigenfalls mit Zuzug von Sachverſtändigen und darüber Urkunde aus⸗ 
zuftellen. 


Als große Haverei verfieht man „alle Schäben, welche dem Schiff oder 
ber Labung ober beiden zum Zweck ber Errettung beider aus einer gemeinjamen 
Gefahr von dem Schiffer oder auf deſſen Geheiß vorfäglic zugefügt werben, fowie 
auch die Durch ſolche Maßregeln ferner verurfachten Schäben und bie Koften, welche 
zu biefem Zwed aufgeiwendet werden“. Begriffsbeflimmung bes deutfchen Handels: 
geſetzbuchs Art. 702. Die große Haverei wird von Schiff, Fracht und Ladung ge: 
meinfhaftli getragen. Anderer durch einen Unfall verurfachter Seefchaden wird als 
befondere Haverei betrachtet (Deutiches Handelsg. Art. 703) und von ben 
Eigenthümern des Schiffs und ber Labung von jebem einzeln fir ſich getragen. 


269. 

Sie ertheilen nad) Bedürfniß Crmädtigung zu den nöthigen Schiffs⸗ 
reparaturen und wenn das Schiff feeuntüchtig ift, jelbft zum Verkaufe 
desſelben. 

Natürlich wieder unter der Vorausſetzung, daß nicht der Schiffseigenthümer 
ſelber zur Stelle iſt oder ſein Bevollmächtigter für ihn handeln kann. 

264. 

Im Falle eines Schiffbruchs in dem Bereich oder in der Nähe 
ihres Conſulats ſind ſie ermächtigt, Alles zu verfügen, was nöthig iſt, um 
die ſchiffbrüchigen Perſonen zu retten und von Schiff und Ladung möglichſt 
viel Vermögen zu bewahren. Zu dieſem Behuf können ſie auch den Ver⸗ 
kauf der geborgenen Güter vornehmen und haben im Nothfall die Liqui⸗ 
bation zu bejorgen oder zu überwachen. Sie haben darüber durch Ver⸗ 
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mittlung ihrer Regierung den Betheiligten Rechnung abzulegen, und find 
benfelben für getreue Gejhäftsführung verantworilich. 
Bei Schiffbrüchen wird das Bedürfniß einer Notbhülfe in höchſtem Maße 


fühlbar. Um deßwillen wird auch bie Thätigfeit ber Confuln bier befonders ange- 
ftrengt, und ihre Vertretungsvollmacht in weiteftem Umfange ausgelegt. 


2—8. 


Je nach ihrem Landesrecht find die Conſuln berechtigt, den Civil⸗ 
fand ihrer Landsleute zu beurfunden und die Standesregifter zu führen. 
Sie nehmen demgemäß Act von Geburten und Todesfällen ihrer Lands⸗ 
leute und wirken nach Umftänden bei Ehejchließungen mit, an der Stelle 
des bürgerlihen Beamten. 


Ob und in weldyen Formen die Conſuln auch die Functionen des Ci vil ſtands⸗ 
beamten im Auslande zu beforgen haben, hängt freilich zunächſt von ihren befon- 
beren Snftructionen und ber Bejchaffenheit bes Landesrechts ab, welches für bie 
Statsgenofjen dieſe Dinge regelt. Mo bie Eivilfiundsbücher nah ber Weiſe bes 
Mittelalters noch vorzugsweije ober ausfchließlich burch bie Geiftlichen beforgt wer: 
ben, ba wird jene Thätigfeit weniger in Anfpruch genommen werben, als wo das 
Syjtem der bürgerlichen Standesbücher durchgeführt ift. 


266. 


Nur ausnahmsweiſe, in Yolge beſonderer Ermächtigung ihrer Stats— 
gemalt, ertheilen fie auch Bolljährigteitgerflärungen. | 

Das ift ein Act der Statsgewalt im Sinn ber jurisdietio; und bieje Bat 
ber Conſul in ber Regel nicht zu üben. Indeſſen wird angenommen, wenn ber 
ernennende Stat die Ermächtigung bazu gebe, habe ber Stat bes Konfulatsfikes 
fein Intereffe, einer ſolchen — wefentlich privatrechtlichen — Verfügung entgegen 
zu treten. Daher bedarf e8 Feiner beſondern Erlaubniß bdesfelben. 


267. 
Den Conſuln wird das Recht der Exterritorialität nicht zugeſtanden. 


Auch ſind fie in der Regel bon der Orisgerichtsbarkeit nicht befreit. Sie. 


haben feinen beſondern Anſpruch auf Steuerbefreiung. 


Weil fie nicht ben Stat repräfentiren, fondern, wenn auch im Namen und 


Auftrag eines fremden Stats hauptfählih Privatinterefien vertreten, jo kom⸗ 


men ihnen die Privilegien der Geſanten nicht zu. 


268. 


Indeſſen erfordert die internationale und die völferredhtliche Bedeutung 
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des Conſulats eine fchonende Nüdficht auf die Würde des Amis und die 

Sicherung feiner Wirkſamkeit. Insbeſondere ift eine Verhaftung des Conſuls 
nur im Nothfall zuläflig und find feine Amtspapiere vor unberufener 
Durchſicht zu bewahren. 


Defter ift für die Conſuln die Befreiung von jeber Haft gefordert worden. 
Subdeffen ohne zureihenden Grund. Wenn der Conful eines Vergehens angeklagt 
wird, fo wird auf den Stat, ber ihm bas Amt übertragen hat, inſoweit Rücdficht 
zu nehmen fein, als bie Intereſſen des Amts und die Ehre des Stats es erfordern; 
weiter nit. Im Uebrigen geht der Proceß in gewohnten Gange fort. Es wird 
unter Umftäinden ratbjfam fein, den Conſul nur in feiner Wohnung bewachen zu 
Taffen, ſtatt in eim öffentliches Gefängnig abzuführen, bi8 auch der Auftrag gebende 
Stat unterrichtet fein und Vorſorge fir eine andere Vertretung getroffen haben wird. 


269. 


Die Conſuln chriſtlicher Staten in nicht hriftlihen Ländern erhalten 
gewöhnlich weiter gehende Vollmachten auch der Gerichtsbarkeit und haben 
dann Theil an einer ausgedehnteren Immunität, ähnlich den Gejchäfts- 
trägern. 


Der Grund Tiegt in der größeren Verjchiedenheit der ganzen Stats: unb 
Rechtsordnung. Sie läßt es als ein Bedürfniß erjcheinen, daß über bie Unterthanen 
ber erftern Staten nicht eine völlig frembartige Gerichtsbarkeit geübt, fondern ihre 
Rechtsverbältniffe mehr nach ihrem heimiſchen Rechte beurtbeilt werben. Zu ben 
Gonfulaten in ber Levante und in den Mohammedaniſchen Staten bes Mittel: 
meers fommen in neuerer Zeit auch die Confulate in China und Japan und 
auf den Inſeln des hinefilhen und ftillen Weltmeers Hinzu. Dieſe Confuln res 
präjentiren dann al8 Träger ber Gerichtsbarkeit auch ben Stat in höherm Grade 
als die gewöhnlichen Confuln, wenn gleich noch in minderem Grade als bie eigents 
lichen Geſanten. Daher rechtfertigt fich eine mäßige Ausdehnung der Privilegien ber 
Gefanten auf fie. 


270. 
Es ift Sache des Stats, welcher den Conful beitellt, ſei es demſel⸗ 


ben eine Bejoldung auszufeben, fei es die Gebühren zu beftimmen, welche 
derjelbe für feine Verrichtungen erheben darf. 


Die einen Confuln find befoldet, bie andern nicht. Daß der Ernennungss 
fiat das zu beflinnmen bat, ift ſelbſtverſtändlich. Aber auch das Recht, bie Gebühs 
ren für bie Amtsverrichtungen feſtzuſetzen, ſteht dieſem State zu unb es wirb 
barin nicht ein Eingriff in bie ausſchließliche Finanzhoheit ber Ortsregierung ges 
feben, weil diefe Verrichtungen fi immer nur auf fremde Perjonen beziehen, welche 
bie Thätigkeit des Conſuls in Auſpruch nehmen, 
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271. “ 


Ebenſo ordnet der Ernennungsftat die Rangclaffen feiner Conjuln. 
Die Errichtung eines Generalconfulats, welchem andere Conſulate unter- 
geordnet werden, bedarf der Zulafjung des States, in dem dasſelbe ger 
gründet wird, 


Die Unterfcheidungen ber Generalconfuln, ferner ber Confuln erfter 
und zweiter Claffe und ber Biccconfuln haben großen Theile ihre Bebeutung 
in der verfchiedenen Rangftufe, weniger in ber Verjchiebenheit der Functionen und 
Aufgaben. Indeſſen kann ein Verbältniß ber Ueber: und Unterorbnung ftattfinden. 
Insbeſondere üben die Generalconfuln gewöhnlich eine Aufficht über bie andern Con⸗ 
fulate eines beſtimmten Bereiches aus; und nehmen die bloßen Eonfularagenten 
überhaupt Teine felbftändige Stellung ein, ſondern find Hülfsarbeiter eines 
Conſuls. 


272. 


Die Conſuln ſind berechtigt, ihre Wohnung mit dem Wappen und 
der Flagge ihres States zu bezeichnen und damit ihren völkerrechtlichen 
Charakter auch dem Publicum gegenüber darzuftellen. 

273. 


Die Stat3gewalt, welche den Conſul beitellt, kann jederzeit ihren 
Auftrag zurüdziehen. Solches ift aber der Regierung des Aufnahmeftates 
anzuzeigen. 


Damit erlöſcht auch bie Wirkſamkeit des Erequatur von Rechtswegen. 


274. 


Ebenſo kann die Statögewalt des Confulatfites ihr Exequatur wider⸗ 
rufen, wenn dafür ernite Gründe vorhanden find. Sobald dem Conſul 
das zur Kenntniß gelommen ift, hat er feine amtlichen Verrichtungen ein- 
zuftellen. “ 


275. 


Gehört der Conful nicht dem Lande des Conſulatſitzes an, fo ift 
der Aufnahmeftat verpflichtet, auch für fichern Wegzug des abberufenen 
oder entlaffenen Conſuls zu jorgen. 


Bol. zu 125. 
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Biertes Bud. 
Die Statshoheit im Verhältniß zum Land. Gebietshoheit. 


1. Bedenfung, Irwerb und Verluſt der Gebietshoheit. 


276. 


Die Statshoheit (Souveränetät) heißt in ihrer Anwendung auf 
ein _beftimmtes, dem State zugehöriges Gebiet (Reich, Land) Gebietshoheit. 


Die Gebietshoheit, als einzelne Anwenbung ber nad innen gerichteten 
Souveränetät, ift zunähft ein Begriff bes Stats rechts; aber inwiefern das Völ⸗ 
Terrecht diefe Anwendung in den Berbältniffen und Beziehungen ber verjchichenen 
Staten anerkennt und fchüßt, erhält bdiefelbe eine völkerrechtliche Bebeutung. 


277. 


In der Gebietshoheit Tiegt nicht das Eigenthum an dem Boden. 
Inwiefern aber der Boden des Privateigenthums nicht fähig ift, wie bei 
öffentlichen Gewäſſern, Wüſten, Gletſchern und ähnlicher Wildniß, oder 
wenn der Boden zwar des Eigenthums fähig aber noch nicht in Beſitz 
genommen und zu Eigenthum erworben worden iſt oder wenn derſelbe 
bon den Beſitzern und Eigenthümern wieder verlaſſen worden und ing 
Treie zurüdgefallen ift, infomweit fteht dem State, welcher die Gebietähoheit 
hat, aud) das Recht zu, über folchen Boden wirthſchaftlich zu verfügen, bes 
ziehungsweife Eigenthum daran zu verleihen oder die Belignahme zu 
gewähren, 

11* 
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1. Die Gebietshoheit gehört bem öffentlichen, wie bas Eigenthum dem Br is 
vatrecht an und beide Arten ber Herrichaft treffen nicht zufammen. Die Berfon, welcher 
Gebietshoheit zukommt, ift und Tann nur fein der Stat, weil nur ber Stat bie 
Öffentlichen Hoheitsrechte und daher öffentliche Herrichaft Bat. Dagegen das Eigen: 
thum, welches nur Privatherrſchaft if, Fommt umgekehrt nur den Privatper— 
fonen zu, welche basfelbe als Privatgut verwerthen können. Wenn ber Stat zu: 
fällig auch Privateigentbum bat, fo bat er es nicht als Stat, fondern ebenfo wie 
jebe andere Privatperfon und verfügt darüber in den Gejhäftsformen des Privat⸗ 
rechts. 

2, Nur injofern macht fi bie öffentlichsrechtlihe Statsherrſchaft auch in 
wirtbfchaftlicher Richtung anftatt des Eigenthums an foldyen Boden geltend, an wel: 
chem entweder Privateigenthum nicht möglich oder nicht (noch nicht oder nicht 
- mehr) vorhanden ift. In der Lektern Hinficht freilich find zwei Meinungen mög— 
lich und beide in ber Rechtsbildung vertreten. Nach der einen ijt der eigenthbums- 
fähige aber nicht im Eigenthum befindliche Boden als herrenlofe Sade zu 
betrachten, welche durch freie Beſitznahme (occupatio) ins Eigenthum gelangt. Nach 
der andern macht ſich die Gebietshoheit an dem eigenthümerloſen Boden nach allen 
Seiten als urſprüglich ſtatliche Bodenherrſchaft geltend und kann daher 
nicht Jedermann benfelben willfürlich fi aneignen, fondern bedarf man bazu ber 
Crmädtigung bes Stats. War die erſte Meinung wenigftens zum Theil in 
bein alten römiſchen Recht anerkannt, fo beberrfcht die legtere Meinung, welche 
den germanifhen Redtsanfichten entfpricht, die moderne Welt. Am großartige 
ften wirb diefelbe in ben Colonien Englands und ber Vereinigten Staten 
von Nordamerifa durchgeführt. Die Anterefjen einer geordneten und friedlichen 
Beſitznahme und Eultivirung des Bodens werben offenbar durch bie letztere Rechts⸗ 
bildung befjer geſchützt und gefördert als durch die erftere. 

Der unwirthliche, bes Eigenthums unfähige Boden kann auch nicht im 
Eigenthbum bes Stats fein, obwohl man die Hoheit des Stats barüber, insbeſondere 
über bie öffentlihen Gewäfjer oft Eigenthbum nennt. Die Grenzen bes wirthlichen 
Bodens werden aber burch bie fortichreitende Eultur auf Koften des unwirtblichen 
Gebietes beftändig erweitert, und umgekehrt durch ſchlechte Eultur und Vernachläſſi⸗ 
gung wieder verengert. Insbeſondere übt eine geordnete Bewäſſerung und Entwäf- 
jerung einen mächtigen Einfluß aus auf die Eulturfähigfeit des Bodens. 


278. 


An ftatenlofem Land wird die Gebietshoheit erworben durd die 
Beſitznahme einer beitimmten Statsgewalt. Der bloße Wille, Beſitz zu 
ergreifen, genügt nicht dazu, auch nicht die ſymboliſche oder ausdrüdliche 
Erklärung diefes Willens, noch ſelbſt eine bloß vorübergehende Bejetung. 

Zur Zeit der großen europäifhen Entdeckungen überſeeiſcher Länder meinte 


man, jhon bie bloße Entbedung unbefannter Länder fei ein genügender Rechts: 
titel für bie behauptete Gebietshoheit, Während Jahrhunderten begründete die eng 
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liſche Krone ihre Herrichaft über den norbamerifanifchen Gontinent bamit, daß in 
ihrem Nuftrag ein Fühner Seefahrer, der Venetinner Caboto zuerfi, im Jahre 
1496, die amerifanijche Küfte vom 56ſten bis zum 38ſten Grad nördlicher Breite 
entdeckt babe, wenn gleich er nur ber Küfte entlang gefahren war und in feiner 
Weife das ungeheure Land befeßt Hatte. Nicht anders Teiteten die Spanier und 
Portugiefen ihr Recht im Süden und in Centralamerika zunächſt von ihrer Ents 
dedung ber und die Vertbeilung der neuen Melt unter die beiden Völker, welche ber 
Papſt Alerander VI. im Jahr 1493 vornahın, war eine Schlihtung und Aus: 
gleihung ihrer jtreitigen Anfprüche, und eine Beftätigung ihrer auf die Entdeckung 
eher als auf bie Beſitznahme gegründeten Anfprücde durch bie vornehmfte Autorität 
ber Chriſtenheit. Die Entbedung ift aber nur ein Act der Wiffenfhaft, nit 
ber Politik und daher auch nicht geeignet, Statsgewalt zu begründen. Biel: 
mehr befteht die öffentlich-rechtliche Befitnahme in ber thatſächlichen Außs 
übung ber ordnenben und [hügenben Statsgewalt, verbunden mit 
dem Willen, das ftatenlofe Land auf die Dauer jtatlidy zu beherrichen. Die 
Symbole der Herrjihaft, wie Aufpflanzen einer Fahne u. dgl. können biefe Abſicht 
klar machen, aber nicht ben Mangel einer realen Statsherrichaft erſetzen. 


279. 


Diefe Beſitznahme kann auch im Auftrag oder mit Vollmacht einer 
Statögewalt durch Privatperjonen, insbeſondere durch Coloniſten vollzogen 
werben, aber nur, indem fie in dem bisher ftatenlojen Lande eine öffent- 
liche Gewalt aufrichten oder fogar ohne vorherigen Auflrag, aber unter 
der Vorausſetzung nachheriger Genehmigung durch die Statsgewalt. 


Die Erweiterung ber europäiſchen Statsherrfhaft in ben außereuropäifchen 
Ländern ift großentheils durch ſolche Bermittlung ber Eoloniften bewirkt 
worden, welche fi, in unbewohnten und verlaffenen Gegenden anfiedelten und ihre 
beimijche Statsordnung dahin verpflanzten. Der vorherige Auftrag des durch jolche 
Vermittler Befiß ergreifenden Stats kann unbedenflih durch die nachherige Gench: 
migung erjegt werben, Es hindert nicht, in dieſer Beziehung die Analogie der 
privatredhtlichen DOceupation anzuwenden. Auch kann im Brincip nicht beftritten 
werben, daß fogar ohne Statsvollmacht und Statsgenehmigung eine ganz neue 
Statenbildung dadurch entftehen Tann, daß Auswanderer auf einer unbewohnten 
Inſel einen neuen Stat gründen, wie ed 3. B. die ausgewanderien Norweger 
auf Island während des Mittelalters gethan haben. Eine Reihe neuer Staten in 
Nordamerifa find in diefer Weije durch Privaten gegründet worden und erſt ſpäter 
ift die Anerkennung, früher des europäiſchen Mutterſtats, ſpäter der Amerikaniſchen 
Union binzugefommen. Wenn aber neue Staten fo entftehen Tönen, fo. Fünnen 
noch eher vorhandene Staten in biefer Weife erweitert werben. 


280. 
Iſt die ftatenlofe Gegend im Beſitz und Genuß bon barbariſchen 
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Stämmen, fo dürfen diefelben nicht willkürlich und gewaltfam von den 
civilifirten Coloniften verdrängt werden, jondern find zum Behuf geregelter 
Anfiedlung von denjelben friedlich abzufinden. Zum Schube der Anfied- 
lung und zur Ausbreitung der Cultur darf der colonifirende _Stat. feine 
Statshoheit auch über das von Wilden befefjene Gebiet erftreden. 


Es ift die Beſtimmung der Erboberflähe, ver menfhliden Cultur zu 
bienen und bie Beftimmung ber fortfchreitenden Menfchbeit, bie Eivilifation 
über die Erde zu verbreiten. Dieſe Beſtimmung ift aber nicht anders zu 
erfüllen, als indem bie civilifirten Nationen bie Erziehung und Leitung ber wilden 
Stämme übernehmen. Dazu ift bie Ausbreitung ber civilifirten Statsantorität noth⸗ 
wendig. Die wilden, ohne Stat lebenden Stämme kennen gewöhnli das Grund: 
eigentbum fo wenig als ben Stat, aber fie benugen das Land zu ihren Vichtweiden 
und Jagbgründen. Gin Recht der höher gefitteten Nationen, fie zu vertreiben, läßt 
fih durch Nichts begründen, jo wenig als ein Necht, fie zu tödten und auszurotten. 
Das natürliche Menfchenrecht erfennt voraus die Eriftenz aller menſchlichen 
Wefen an und fhütt das Leben und die erlaubten Genüffe des Wilden fo gut, 
wie das Eigenthbum der Civiliſirten. Im Mittelalter noch waren die Chriften jehr 
geneigt, alle Nichtchriften ala vechtlofe Weſen zu betrachten und bie Päpfte haben 
freigebig ben Königen das Recht zugeftanden, alle nichtchriftlihen Nationen, jelbit 
wenn dieſe in Staten Iebten, ihrer Herrichaft zu unterwerfen. Selbſt bie heutige 
Praris verfährt gelegentlich, freilich nicht mehr aus religiöfer Meberhebung, noch ſehr 
rückſichtslos gegen uncivilifirte Raffen. Das richtige Verhalten ift aber fchon ziemlich 
früh erfannt und auch angewendet worben, befonders von ben Puritanern in 
Neu:England und William Penn in Pennſylvanien, weldhe ben In—⸗ 
dianern den Boden abfauften, den fie urbar maden und zu Grunbeigenthum ges 
winnen wollten. Wenn erft bie recht liche Möglihfeit ber Anfiedlung 
gewonnen ift und im Folge beffen ftatlihe Menſchen da Teben können, dann iſt 
auch die Nothwendigfeit Mar, daß diefe Anfieblung fowohl bes Statsſchutzes als 
ber Sicherung bes Grundeigenthums bedarf und die Mege zur Erziehung auch 
ber wilden Nachbarn find eröffnet. Wenn Heffter ($ 70) zwar anerfennt, daß „ber 
Stat überhaupt feine Herrſchaft über die Erde ausdehne“, aber nicht zuaibt, baß ein 
bejtimmter Stat fi ftatenlofen Stämmen aufbringen dürfe, fo beißt das ein theo= 
retiſches Princip anerkennen, aber feine practiſchhe Anwendung verwerfen, benn „ber 
Stat überhaupt” Tebt nur in ber Geftalt beflimmter Staten. Wenn bie beuticdhe 
Nation ihren Eulturberuf erfüllen und nicht immer wie bisher ihre auswandernden 
Nachkommen zur Auflöfung in fremde Nationen verurtheilen will, fo wird auch fie 
bem Vorbild der civilijirten Weftoölfer folgen und nicht bloß „in abstracto* denken, 
fondern ihren Stat „in concreto“ colonifirend und civilifivendb ausbreiten. Vgl. 
Battel J. 1.5 81. Phillimorel. 244 f. 


281. 
Kein Stat ift berechtigt, ein größeres unbemohntes oder unftatliches 
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Gebiet fich ftatlich anzueignen, als er flatlich zu ordnen und zu civilifiren 
die Macht hat, und dieſe Macht thatfächlich ausübt. 


Der Rechtégrund ber Occupation Tiegt nur in ber ftatlihen Natur unb Bes 
Rimmung des Menfchengefchlechts. Indem ein Stat, wie das von England in 
Nordamerifa und in Nuftralien, von Spanien und Portugal in Sübdamerifa 
und von ben Niederlanden auf ben Inſeln des ftillen Oceans geſchehen ift 
feine angebliche Statsherrfchaft über unermeßlihe, unbemwohnte, oder nur 
von Wilden bewohnte Länder erftredt, bie er in Wahrheit weder zu cultiviren 
noch ftatlich zu beherrichen bie Macht bat, jo wirb jene ftatlide und ulturbeftim: 
mung nicht erfüllt, fondern im Gegentheil ihrem Fortjcehritt -ein Hemmniß ent: 
gegengeftellt, indem andere Nationen verbindert werben, fich da anzufiebeln und 
andere Staten verhindert, fich daſelbſt civilifivend einzurichten. Nur bie wahr: 
bafte und Dauernde Belegung ift als wirflide Decupation zu betrach⸗ 
ten, die bloße jcheinbare Occupation kann höchftens den Schein des Rechts, nicht 
wirkliches Recht gewähren. Ein Stat verleit daher das Völkerrecht nicht, wenn er ſich 
einer Gegend bemädhtigt, welche nur angeblich und fcheinbar von einem andern Stat 
früher in Befit genommen worben ift. Wenn auch darüber Teicht Streit entftehen 
kann zwifchen den beiden Staten, fo ift das nur eine politiſche Rüdficht, die zu 
erwägen, nicht eine rechtliche Schranke, die zu beachten ift. 


282. 


Geſchieht die Beſitznahme von der Seefüfte aus, fo wird angenom- 
men, daß das Hinter der Küfte liegende Binnenland infomweit mitbeſetzt fei, 
als es durch die Natur, insbeſondere durch die ins Meer einmündenden 
Flüſſe mit derjelben zu einem natürlichen Ganzen verbunden ift, 


Diefer Grundfag wurde von ben Vereinigten Staten in einer Verband: 
Yung mit Spanien über das Gebiet von Louifiana am beften ausgefprochen. (Vgl. 
PBhillimore I. 237.) Die europäiſchen Colonien gingen gewöhnlih von einem 
Seehafen der Küfte aus, welcher dann als das eigentliche Centrum ber ganzen 
Eolonie und der Herrſchaft über das Land angefehen wurde. Eine engere Beichrän: 
fung ift ebenfo unpractifdh, wie eine weitere Ausdehnung, jene weil bie Eivilifation 
und Statenbildung genöthigt ift, von dba aus ihre Macht zu erftreden und das Hin⸗ 
terland und Flußgebiet genöthigt if, auf diefem Wege in ben Verkehr mit andern 
Nationen einzutreten, und biefe, weil je größer die Entfernungen find und je weiter 
bie Länder fi im Innern erftreden, auch ber Zufammenhang mit ber Küfte ſchwä⸗ 
cher wird und ganz neue felbfländige Verhäftniffe möglich find. Der obige Grund: 
fat bat daher auch Feine abfolute, fondern nur eine relative Geltung. Wo große 
Ströme, wie ber Miffifippi, einen ganzen Continent durchfließen, kann aus dem 
Befig der Mündung natürlich nicht die Herrjchaft über das ganze Flußgebiet 
abgeleitet werben. In ber alten Welt fehen wir oft, daß umgefehrt von ben Quel⸗ 
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fen ber Zlüffe ber allmählich das Statsgebiet ſich über deren Gebiet und bis an bie 
Mündung ausgedehnt bat. Bon ben Quellen bes Indus und Ganges ber ift 
bie alte indiſch-ariſche Eroberung allmählich vorgedrungen bis ans Meer. Am 
Oberrhein jeßten fi die alten Germanen früher feit, als an den Ausläufen bes 
Rheins ins Meer und beröfterreihifheungarifche Donauſtat ift nicht im Beſitz 
ber Sulinamündungen. Die Behauptung englifcher Publiciften und Statemänner, 
daß England im Befiß der amerifanifchen Seefüfte auch eine Herrichaft habe über 
ben ganzen nördlihen Eontinent Amerifas, von Meer zu Meer, war 
offenbar phantaftifcy übertrieben und wurde von ben andern colonifirenden Mächten 
auch nicht anerkannt. 


283. 


° Wenn zwei Staten von zwei benachbarten Punkten aus ſich coloni= 
. firend feftfeßen und ftatlichen Beſitz ergreifen und nicht durch die Rüdficht 
auf den natürlichen innern Zufammenhang zweier verjchiedener Flupgebiete 
und eine Bergſcheide ihre Gebiete fih naturgemäß unterjcheiden, fo wird 
eine mittlere Linie zwiſchen den beiden Gebieten als Grenze angenommen. 


Vgl. Phillimore a. a. O. GSelbfiverftändlih kann vertragsmäßig auch 
eine andere Grenzlinie verabredet werben. 


284. 
Das _Statögebiet ift in ber. Regel unveräußerfih und untheilbar. 


Die Verfußerlichkeit und bie Theilbarkeit des Statsgebiets wider: 
fireitet der ‚organifchen Natur ber Dauerbaftigfeit und ber Einheit bes Stats. Weil 
bas Statsbewußtfein im Mittelalter wenig ausgebildet war und das Statsgebiet 
wie ein im Eigenthum bes Landesherrn befindliches Grundftücd betrachtet wurbe, fo 
meinte man damals Territorien, wie Landgüter verfaufen und unter mehrere Erben 
vertheilen zu Dürfen. Freilich ſchon damals fuchten die Stände oft folchen Uebeln. 
durch Verträge zu begegnen, welche fie mit den Fürften abfchloffen. Aber nur all 
mählich ift die richtige Regel erfannt und in das allgemeine Statsrecht ber neuern 
Zeit aufgenommen worden. 


285. 


Ausnahmsweiſe kann ein Stat einen Theil feines Gebiets aus poli= 
tifchen Gründen und in öffentlich-rechtlicher Form an einen andern Stat 
abtreten. | 


Es ift das nicht eine fachliche, dem Privatverfehr entlehnte Veräußerung, 
ſondern eine flatlfihe, in Inhalt und Form öffentlich⸗rechtliche Abtretung. Am 
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öfterfien kommt biefelbe in Friedensſchlüſſen, nachdem ein Krieg bie politi⸗ 
ſche Nothwendigfeit derfelben Far gemacht bat. Sie kann aber auch ohne Krieg aus 
Einfiht in die politiſche Zwedmäßigfeit und freiwillig vollzogen werben. Eines ber 
merfwürdigften und rühmlichſten Beiſpiele diefer Art ift im Jahr 1863 bie Abtre⸗ 
tung ber Jon iſchen Inſeln an das Königreih Griechenland von Seite ber 
englifhen Krone. Andere neuere Beifpiele einer friedlichen Abtretung find bie 
Abtretungen Savoyens an Frankreich 1860 von Seite Staliens, bie des 
öfterreihifchen Antheils an bem Fürftentfum Lauenburg an Preußen 
1865 und die ber ruffifchen Befigungen in Nordamerika an bie Bereinigten 
Staten 1867. 


286. 


Die Rechtögültigkeit einer derartigen Abtretung febt voraus: 

/«) die zufammenftimmende politiiche Willenserklärung ſowohl des 
abtretenden als des empfangenden States, 

by) die thatfächliche Befikergreifung von Seite des erwerbenden 
States, 

3%) mindeſtens die Anerkennung von Seite der politiſch berechtigten 
Völkerſchaft, welche das abgetretene Gebiet bewohnt und nun in 
einen neuen Stat übertritt. 


Durch ben Vertrag allein wirb bie Abtretung nicht vollzogen, fonbern nur 
vorbereitet. Ohne Statsregierung gibt e8 feine Statshoheit. Die letz⸗ 
tere muß alfo durch die erftere bewährt werben und das gejchieht durch bie dauernde 
Befigergreifung. Die Anerkennung ber politifch berechtigten Völkerſchaft ift deß⸗ 
balb umerläßlich, weil dielelbe nicht ein willene und rechtlofer Gegenftand der Vers 
äußerung ift, fondern ein lebendiger Beſtandtheil des Stats, und der Miderftand der 
Bevölferung eine friebliche Beſitzergreifung unmöglich macht. Es genügt aber bie 
Anerkennung der Nothwendigkeit, und es ift nicht nöthig, wenn aud wün—⸗ 
jhenswerth, die freie und freubige Zuftimmung ber Bevölferung. Auch bie Noth⸗ 
wendigfeit, der man ſich wiberwillig und ungern, aber aus Einfiht in das Unver⸗ 
meibliche unterorbnet, begründet in öffentlichen Verhältniſſen neues Recht. Diele 
Anerfennung liegt daher ſchon indem Gehorſam, welchen man ber neuen Landes: 
tegierung erweist und in bem Unterlaffen bes Wiberftandes gegen biefelbe. 
Die freie Zuftimmung dagegen ift zugleich eine active Billigung ber Abtretung. 
Befjer ift e8 unzweifelhaft, wenn die Teßtere gewonnen werden kann unb der erwers 
bende Stat nicht genöthigt ift, fih vorerjt mit ber erftern zu begnügen. Vgl. unten 
$ 288. 289. 


287. 
Wird das ganze Statsgebiet abgetreten, fo ift daS zugleich Unter- 
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gang des bisherigen Stats und Einverleibung desfelben in den erwerben⸗ 
den Stat. 


Es ift das baher ftrenge genommen nicht mehr Abtretung, jonbern nur Eins 
verleibung. Den Schein ber Abtretung bat biefelbe, inſofern fie in Form ber 
Abtretung ber Hoheitsrechte von Seite bes bisherigen Fürften an ein anderes Stats: 
haupt gefchieht, wie 3. B. in der rühmlichen Abtretung ber Hohenzollerifchen Fürften: 
thümer an die Krone Preußen. Aber bem Wefen nad) ift das Ginverleibung, weil 
im entjcheidenden Augenblid bes Uebergangs nur Ein Stat übrig bleibt. 


288. 
Ohne Uebertragung de3 abtretenden Stats kann ein Statögebiet, 


oder ein Theil desjelben von einem andern State in Beſitz genommen und 
rechtmäßig einverleibt werben: 

/ v) in Folge der Verzichtleiftung der bisherigen Statögewalt auf die 
Statsherrſchaft, 

Vv) in Folge der wohlbegründeten Beſeitigung der bisherigen Stats— 
gewalt durch die Bevölkerung und des freien Anſchluſſes derſelben 
an den erwerbenden Stat, 

3%) in Folge des nothmwendigen Yortichritt3 in der Entwidlung eines 
nationalen Stats. 

In allen diefen Fällen ift die Anerkennung der neuen Statögewalt 
durch die politiich berechtigte Bevölkerung des erworbenen Gebiets eine 
Bedingung des rechtmäßigen Erwerbs. 


1. Dieſe Anerkennung (vgl. zu $ 189) ift nicht nöthig zu thatſächlicher Un⸗ 
terwerfung und Beherrſchung, aber fie ift nothwendig, um bem neuen Erwerb ben 
Stempel bes Nechts aufzubrüden. In ber Anerkennung wird die bauernde Noth— 
wendigkeit d. h. das Recht ber veränderten Zuſtände offenbar. 

2. Dem ausgeſprochenen Verzicht ſteht das thatſächliche Verlaſſen bes beſeſſe⸗ 
nen Gebietstheiles gleich. 

ALS die Römer ihre Beamten und ihre militäriihen Stationen aus ben 
Germaniſchen Ländern hinter die Grenzwälle und den Rhein zurüdzogen, war bas 
ein thatfächlicher Verzicht auf ihre Herrſchaft außerhalb diefer Grenzen. Wenn ein 
moderner colonijirender Stat eine bisher befeßte Inſel oder Küftengegend, ohne für 
ben Statsfhuß zu forgen, verläßt, jo kann ein anderer Stat rechtmäßiger Weife fich 
biefes Gebiets bemächtigen. 

3. Wohlbegründet ift die Vefeitigung ber bisherigen Siatsherrſchaft, wenn 
dieſelbe in einen ernſten und dauernden Widerſpruch gerathen iſt mit dem Recht oder 
mit der Wohlfahrt der Bevölkerung, ſo daß die geſicherte Exiſtenz oder die Entwick⸗ 
lung derſelben eine Aenderung fordert, oder wenn dieſelbe nothwendig erſcheint, um 
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ben Fortfchritt einer größeren (mationafen) Lebensgemeinfchaft möglich zu machen, 
zu welcher die Bevöfferung ſich verwaudt und zugehörig fühlt, Beiſpiele find in 
neuerer Zeit die Befeitigung bes fouveränen Fürſtenthums Neuhatel und 
der Eintritt dieſes Cantons in den [hweizetifhen Bunbesftat, und nod 
beutlicher die Einverleibung ber italienifhen Zürftenthbümer Toscana, Mos 
bena und Parma in das Königreih Italien. 


4. Wenn fih ein newer Stat bildet, vielleicht aus einer größern Zahl von 
verbundenen alten Staten, oder aus Stücken derſelben, jo entfteht immer zugleich eine 
neue Gebietshoheit jenes Stats und eine theilweije oder gänzliche Verbrängung ber 
bisherigen GebietShobeit ber alten Stuten. Die Grunbfäße über neue Statenbildung 
und Anerkennung neuer Staten (5 28 ff.) finden fomit bier wieder Anwendung. 
Ganz wie die urjprüngliche Statenbildung, fo ijt auch die Statsentwidfung, ſobald 
fie als nothwendig fich erweist, geeignet, eine bisherige Gebietöhoheit zu Gunften 
einer neuen Statshoheit zu befeitigen. Dieſe Umgeftaltung kann möglicher Weife 
von ber Bevölferung ber einverleibten Theile nicht geivünfcht werden und dennoch 
nothwendig und deßhalb gerechtfertigt fein. Die Säcularifation 
der geiftlihen Fürjtenthümer in Deutfhland und bie Einverleitung ihrer 
Gebiete in bie benachbarten Staten zu Anfang biefes Jahrhunderts, bie gleichzeitige 
Mediatifirung zahfreicher bisher reichsunmittelbarer Herrichaften, und wenig: 
ftens theifweife auch die im Jahr 1866 vollzogene Einverleibung von Hannover, 
Kurbejjen, Naffau, Schleswig: Holftein und Frankfurt in Preußen 
find aus diefer nothwendigen Entwidlung des modernen beutjden 
Statslebens zu erflären. Indem fih bie Nation als Eins fühlt, und zum 
Bolfe wird, ſchafft fie fi mit Necht die Bedingungen ihres ftatlichen Geſammt⸗ 
lebens, und c8 fteht den Theilen das Recht niht zu, das Leben bes 
Ganzen zuverbindbern. 


289. 


Obwohl die Eroberung eines ftatlichen Gebietstheils im Krieg zunächſt 
in der Yorm Triegerifcher Gewalt vollzogen wird, jo begründet fie dennoch 
die Statöhoheit über das eroberte Gebiet und wird als rechtmäßige Er- 
werbart betrachtet, infofern durch den Friedensſchluß oder aud) ohne jolhen 
durch Aufhören des Widerftandes und Anerkennung von Seite der politiſch 
berechtigten Bevölkerung die Fortdauer des neuen Statsverbandes als noth- 
wendig jich darftellt. 


Bon Alters ber wirb bie Eroberung als Begründung einer neuen Stats: 
Hoheit des Siegers über das eroberte Gebiet betrachtet, und man beruft ſich babei 
auf ben Consensus gentium, Trotzdem fträubt fi das feiner empfindende 
Nechtsgefühl ber heutigen Menfchheit gegen biefe Annahme; benn bie Eroberung 
erfcheint zunächſt in der Geftalt eines Gewaltacts und nicht ald Rechtsact. 
Die Gewalt ift aber Feine natürliche Nechtsquelle, fondern umgekehrt das Necht hat 
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bie Aufgabe, ber Gewalt Schranfen zu feben. In ber That Bat bie Eroberung, ins 

fofern jie nur ale phufifhe Unterwerfung mit Gewalt unter die Herrichaft bes Sie: 
gers erfchrint, für ſich die Kraft nicht, neues Recht zu fchaffen, außer höchſtens bas 
vorübergehende Nothrecht des Kriegs. Damit die Eroberung Recht bils 
dend wirfe, muß noch ein anderes rechtliches Moment zu bem ber thatjächlichen 
Veberlegenheit des Siegers binzufommen, e8 muß insbefondere bie Nothwendig— 
Feit der Umgeftaltung offenbar geworben fein. Dann ergibt fih daraus, daß 
jene Gewalt ſelbſt nicht rohe und bloße Gewalt war, ſondern daß fi in ihr die 
Macht ber natürliden Verbältniffe und ihrer Entwidelung gezeigt 
habe, und im biefer Macht ift allerdings der ſtärkſte Trieb zu flatlicher Rechtsbildung 
zu erfennen. Das wird im Friedensſchluß voraus klar gemacht; denn indem 
bie Friegführenden Parteien Frieden jchließen, erkennen fie die dauernde Nothwendig⸗ 
feit der im Frieden befräftigten Ordnung an, Dem Frieden fteht aber die Aner⸗ 
fennung ber Bevölferung beziehungsweiſe das gänzliche Erlöfchen jedes Wider: 
ftands gleih. Die offenbar gewordene Unfähigfeit und Unmöglichkeit, den Kampf 
fortzufeßen oder zu erneuern, macht jene Recht bildende Macht ebenfalls offenbar. 
Die Ausdehnung fehen der alten Jüdiſchen Statshoheit über Paläftina ift in 
granfumfter und robefter Form ber Eroberung vollzogen worden und dennoch in 
ihrem Erfolg. anerfannt worden. Die Gründung ber meiſten germaniſchen 
Staten auf römiſchem Boden ift ebenfo durch Eroberung gefchehen und öfter durch 
Anerkennung ber Bevölferung als durch Friedensſchlüſſe beftätigt worden. 


290. 


Auch wenn es an einem befondern Rechtstitel für den Erwerb fehlt 
oder fogar ermweisfih die anfängliche Befignahme gewaltſam und mit Ver— 
legung des Rechts vollzogen worden ift, aber der Beſitzſtand fo lange Zeit 
ruhig fortdauert, daß derjelbe nunmehr von dem Bewußtſein des Volks 
al3 fortdauernd nothwendig anerkannt wird, jo ift anzunehmen, der ur- 
ſprüngliche Gemwaltzuftand fei von der reinigenden Macht der Zeit in den 
entſprechenden Rechtszuſtand umgewandelt worden. 


Eine Berjährung in diefem Sinne, freilich ohne baß eine beitimmte Anz 
zahl Sahre wie in ber privatredtlichen Erfikung firirt werden Fanıı, und ohne daß 
die privatrechtlichen Bedingungen dafür gelten, ift völferrechtlih geradezu unentbehr- 
ih, wenn nicht die Entwidlung der gefchichtlichen Statenbildbung und Statenermweis 
terung einer nie endenden Beftreitung Preis gegeben werden fol. Diejelbe ift denn 
auch in ber Hauptſache Ichon von Hugo Grotius IL. 4,1 ale nothwendig erklärt 
worden. Nur indem bie reinigende und Recht bildende Macht ber Zeit anerkannt 
wird, Tann das Gefühl der Rechtsficherheit unter den Völkern befeftigt und ber all: 
gemeine Friede gefichert werden, Vgl. oben $ 37. 38. Phillimore IL 255 ff. 
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291. 


Heberhaupt ift jede neue Statenbildung zugleih Begründung einer 
neuen Gebiethoheit. 


Vgl. darüber oben $ 23 f. Die Gebictshobeit ift nur eine einzelne Eigen: 
Ihaft und Richtung ber Statshoheit, und diefe bie folgerichtige Eigenfchaft ber 
Eriftenz bes State. 


292, 


Die Formen des privatrechtlihen Verkehrs und der privatrechtlichen 
Willenzerflärung in Kauf und Taufchverträgen, Zufertigung im Grund- 
buch, Verpfändung, Crbeinfeßung und Vermächtniß, Erbvertrag, obwohl 
im Mittelalter vielfältig auch auf die Landesherrſchaft angewendet, ſind 
nicht mehr anwendbar auf den Erwerb moderner Statshoheit. 


Ein Tauſch iſt heute noch möglich, aber nur in völferrechtlicher und ſtats⸗ 
rechtlicher Form, 3. B. in einem Friedens- oder einen andern Statsvertrag, nicht 
mehr in privatrechtlicher Zorm. Der Verkauf dagegen, durd welchen auf der einen 
Seite bie Etat&hoheit veräußert und auf der andern Seite dafür eine Summe 
Geldes bezahlt wird, ift unfers Zeitalters unwürdig. Wohl aber Laffen fich fchid: 
liher Weife auch mit flatsrechtfich und völkerrechtlich motivirten Abtretungen Gelb: 
leiftungen verbinden. Weil die Gebietshoheit fein Privatrecht, Fein Eigenthum 
it im privatrechtlihen Sinn, fondern Statsrecht, fo pafjen auch bie von ber Privat: 
willfür benußten Formen des Privatrechts nicht auf bie Regulirung biefer üffents 
lichen Verhältniſſe. 


293. 


Das Erbrecht dynaſtiſcher Häuſer kann inſofern noch den rechtmäßigen 
Erwerb einer Statshoheit begründen, als dasſelbe zugleich als Thronfolge— 
recht eine verfaſſungsmäßige Geltung hat oder die Anerkennung der poli— 
tiſch berechtigten Bevölkerung hinzutritt. 


Am längſten haben ſich die mittelalterlichen Anſichten eines Familienerbrechts 
in den dynaſtiſchen Häuſern und vorzüglich noch in den Anſchauungen deut⸗ 
ſcher Volksſſtämme erhalten. "In unſern Tagen glaubte man noch, freilich zum 
Erſtaunen fremder Völker, in Deutſchland die Frage des Erbrechts in den Nord⸗ 
albingiſchen Herzogthümern Schleswig und Holſtein weſentlich aus dem verwickelten 
Studium des mittelalterlichen Privatfürſtenrechts allein entſcheiden zu können. Das 
Thronfolgerecht in dem modernen State aber iſt nichts als ein Stück Statsver⸗ 
fafſung und ganz denſelben Umgeſtaltungen und Veränderungen ausgeſetzt wie 
dieſe. Da Niemand einen privatrechtlichen Anſpruch auf bie Regierung eines Volkes 
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bat, noch in dem entwidelten State haben Tann, ſondern alle Thronfolge ſtatorecht⸗ 
lihe Succeffion ift, fo Tegt die moberne Rechtsbildung den bynaftifchen Erbanſprüchen 
nur dann Wirkfamfeit bei, wenn fie auch in ber Statsverfaffung begründet find 
oder allgemeine Anerfennung im Lande finden unb feine öffentlichen Nechtsgründe 
entgegenfteben. 


294, 


Das beftehende Statögebiet Tann erweitert werden duch Zuwachs, 
insbeſondere durch Erhebung der Seefüfte dur Aufſchwemmungen, oder 
durch Fünftlihe neue Anlagen und Bauten auf bisher unftatlihem Boden. 
Es Tann ebenfo vermindert werden durch Verſenkung der Hüfte, durch 
Wegſchwemmung der Ufer und durch erneuerte Verödung und Rückzug der 
ſtatlichen Cultur. 


Die einen Erweiterungen und Verminderungen bes Staisgebiets find eine 
nothbwendige Wirkung ber Natur, bie andern das freie Wert der 
Menden. Da das Meer nicht Statsgebiet, fondern frei von jeder Statsgewalt 
ift, fo verändert naturgemäß ber Rüdgang oder das Vorbringen bes Meers auch 
ben Umfang des Statsgebiets. Bedeutende Aenderungen ber Art find noch in ges 
ſchichtlicher Zeit, größere freilich im vorgefchichtlicher Zeit vorgefommen und im Sleis 
nen find fortwährend Nenderungen wahrzunehmen. Die Veränderungen, welche ber 
Meni durch Uferbauten oder durch Eultivirung am Wüſtenrande verwirkt, find 
durchweg auf einen engen Raum bejchränft. 


295. 


Wenn fi neue Inſeln im Strome oder Fluffe bilden, fo gehören 
fie, abgejehen von bejondern Verträgen, dem zunächft gelegenen Uferftate 
zu. Entſtehen fie in der Mitte des Ylufjes, fo unterliegen fie der Thei⸗ 
lung der beiden Uferftaten nach der Mitte. 


Achnlihe Grundfäge hat das römiſche und deutsche Privatrecht bezüg⸗ 
li des Grunbeigentbums auf ber neuen Inſel ausgefprodhen (L. 7. $ 3. D. de 
adq. rer. dom. Sachſenſpiegel II. 56. $ 2). Das Grundeigenthum ift freilich 
nicht die Grundlage ber Statshoheit, und die Analogie feiner Grundfäte nur mit 
Vorſicht auf das Statsrecht anzuwenden. So muß für biefes der Sat anerkannt 
werben, baß die neue Landbildung innerhalb ber Grenzen eines States, auch wenn 
fie nachweisbar durch Wegſchwemmung fremben Bodens bewirkt und deßhalb dem 
frübern Srundbefißer zu Eigenthum verbleiben würde, aus fatsrechtlichen Gründen 
dennoch zu dem Gebiete gehört, in dem fie entitebt; denn unmöglich kann ein Stat 
fih durch bloße Erbanjpülung von dem Ufer wegbrängen unb einen fremben Stat 
fich da feitfegen Iaffen, bloß weil das Eigentbum an den Erbftüden von einem zum 
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andern Ufer verfebt wird. Wer Eigenthümer ſei, ift für bie Statshoheit ganz gleich: 
gültig, und weber bie Ausdehnung feiner Macht noch bie Sicherheit feiner Grenze 
von ber frage, wen bas Grundeigenthum gehöre, abhängig zu machen. gl. dar⸗ 
über auch Oppenheim II 7. 

Duch Neubildung von Inſeln kann überdem bie Landesgrenze infofern ers 
weitert werben, als nun von bem Ufer der Inſel aus nach bem Meere bin ber Stat 
feine Macht weiter als bisher von dem Flußufer ber erfireden Tann. Ein Beifpiel 
einer folchen Erweiterung durch Inſelbildung im ber Mündung bes Miffifippi 
führt Bhillimore an I. 240. Der Uferftat Tann, ſchon um feiner Sicherheit 
willen, nicht zugeben, baß bie im Meere, d. h. auf flatenlofem Boden entftandene 
Inſel der freien Occupation, vielleicht einer rivaliſirenden Macht offen ftehe, ſondern 
vielmehr begründet die Statshoheit über das Ylußgebiet und über bie Mündung 
bes Fluſſes ein natürliches Anrecht auf bie Befebung ber Anjeln, die durch Anz 
Ihwemmungen bes Fluſſes in bisher freiem Meer gebildet werben. 


2. Grenzen des SHfafsgebiefs. 
296. 


Wo zwei Statögebiete zufammenftoßen, find die Nachbarftaten ver 
pflichtet, die Orenzlinie gemeinfam zu ordnen und möglichſt Kar zu bes 
zeichnen. 


Die Pflicht der Grenzbeftimmung folgt aus bem friedlichen Nebeneinanberjein 
ber Staten. Jeder von beiden ift berechtigt, bis am feine Grenze zu berrihen und 
jeder verpflichtet, nicht darüber hinaus in das Nachbargebiet überzugreifen. Daber 
haben beide Recht und Pflicht, die Grenze, bie fie von einander fcheidet und ihnen 
gemeinjam ift, auch gemeinfam ins Klare zu feßen. Die Analogie bes privat: 
recht ichen judicium finium regundorum findet hier Anwendung, immerhin 
natürlih mit Berüdfichtigung ber Unterjchiebe zwiſchen dem Grundeigentum ber 
Privatperfonen und ber öffentlicherechtlihen Natur ber Gcebietshoheit, Als Grenze 
zeichen werben Marffleine ober Grenzpfähle gejebt, Graben gezogen, eine Lichtung 
durch den Wald bergeftellt, Wälle und Mauern gebaut, ſchwimmende Tonnen bes 
fefligt u. dgl. 


297. 


Wenn ein Gebirgszug die Grenze bildet zwiſchen zwei Ländern, fo 
wird im Zweifel angenommen, daß der oberfte Berggrat und die Wafler- 
jcheide Die Grenze beftimmen. 


176 BViertes Bud. 


Die Bergzüge find fehr oft Völkerſcheiden. Iſt bie Höhe bes oberften Berg⸗ 
grats erreicht, fo ift zugleich bie Wafferfcheide gefunden. Wie bie Wafler zu Thal 
fließen, und fich da zu Bach und Fluß einigen, fo fammelt fid auch der Verkehr ber 
Menfhen von allen umliegenden Höhen ber in dem einigenden Thal. Frühe ſchon 
baben aufgewedte Nationen das bemerkt und daher an jener Linie bie natürliche 
Grenze erfannt. 


298. 


Bildet ein Fluß die Grenze und ift derjelbe nicht in den ausſchließ⸗ 
lichen Beſitz des einen Uferftates gelangt, jo wird im Ziveifel angenommen, 
die Mitte des Fluſſes fei die Grenze. 

Bei ſchiffbaren Ylüffen wird im Zweifel der Thalmeg als Mitte 
angenommen. 


Weit öfter bilden bie Flüffe nicht bie Grenze zwifchen zwei Ländern, fonbern 
bienen zur Verbindung und zum Berfehr ber beiberfeitigen Ufjerbewohner. Gewöhn⸗ 
ich finden wir biefelbe Nation und benfelben Stamm aufbeidben Ufern 
angefiebelt. Daher fließen fehr viele große Ströme und Flüſſe innerhalb bes: 
felben Statsgebiets und gehören dann zu dieſem Stategebiet. Der Nyl in 
Aegypten, der Indus und Ganges in Indien, der Tigris und ber Euphrat 
in Aſſyrien, Medien und Perjien, der Bo in Norditalien, bie Wefer und die Elbe 
in Norbbeutichland, aber auch der Miffifippi in ben Bereinigten Staten von 
Nordamerika u. |. f. gehörten faft in allen Leiten meiftens auf beiden Seiten ber: 
ſelben Nation und bemfelben State an. Auch ber Rhein ift auf beiden Ufern 
von deutſchen Stämmen bewohnt, und die Donau fließt durch Bayerlfches, Defter: 
reichifches, Ungarifches und Türkiſches Gebiet. Aber zuweilen werben bie Zlüffe aller 
bings zur Grenze benutzt zwilchen zwei Ländern, fei e8 weil verfchiebene Nationen 
nur bis an ben Fluß kamen, aber fih nicht darüber hin wagten, fei e8 weil haupt⸗ 
ſächlich militäriſche Gründe auf biefe Art ber Beichränfung einwirften. So zog fich 
bas fpätere römische Kaijerreich auf die Sübdfeite der Donau und auf bie 
Weftieite vom Rhein zurüd, um fich beifer gegen bie Einfälle ber Germanen zu 
vertheidigen. | 

Die Flußgrenze ift für bie VBertheibigung des Gebiets infofern nübs 
Ti, als dem feindlichen Uebergang natürliche Hinderniffe im Wege ftehen, welche 
durch die Kriegsfunft noch verftärkt werben Tönnen. Sie ift überbem infofern auch 
eine klare Grenze, als bie Ufer, als je bem einen ober andern State angehörig, 
Scharf bezeichnet find. Aber im Uebrigen ift bie Flußgrenze nicht zwedmäßig, 
weil die eigentliche Grenzlinie inmitten des Fluffes befländig verwiſcht und auch 
verändert wirb und wenn bie Flüſſe jchiffbar find, die Schiffahrt fi) gerade auf 
ber Srenzlinie bewegt, daher bie Unterfcheidung ber Statshoheit während ber 
Fahrt entweder zweifelhaft wird, ober nach andern Erwägungen als ber Srenzlinie 
beflimmt werben muß. Man unterfucht daher gewöhnlich nicht, ob das Schiff eher 
bießfeit8 oder jenſeits der Mittellinie fich bewegt babe, wenn etwa bie gerichtliche 
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Competenz über ‚ein verübtes Vergeben zu ermitteln iſt, ſondern nimmt im Zweifel 
an, baß je nachdem bas Schiff dem einen oder andern Uferftat angehöre oder auch 
nur da ftationirt fei, die Gerichtsbarkeit des betreffenden Stats im Zweifel bearün- 
bet ſei. Der Thalweg felbft gilt dann als eine gemeinfame Grenze Mit 
Unrecht wird er als neutral bezeichnet. Er gehört nicht keinem ber beiden, ſondern 
eher jedem ber beiben Gebiete an, joweit bas überhaupt möglich ift. Er wirb 
baher von beiden Nationen frei zur Schiffahrt benützt, und feiner der beiden Staten 
barf diefen Gebrauch hemmen. Vgl. unten F 303. 

2. Die Mitte des Fluffes kann auch von bem feften Uferrand aus be 
meffen werben. In neuerer Zeit aber zicht man bei ſchiffbaren Zlüffen den Thalweg 
vor, weil eben ba ber Hauptfluß fich bewegt, welcher als Grenze bient. Der Auss 
druck ift ſogar in ben franzöſiſch geichriebenen Friedensvertrag von Luneville vom 
9, Febr. 1801 Art. III. übergegangen: „le Thalweg de l’Adige servant de ligne 
de d6ömarcation“ und ijt auch für die Rheingrenze zwiſchen Frankreich und Deutſch⸗ 
land anerkannt. Neichsbeputationsbefchluß von 1898 8 30. 


299. 


Die Ylußgrenze iſt infofern veränderlich, als der Fluß fein Bett 
und feinen Thalweg gelegentlich verändert. 

Wenn aber der Yluß fein Bett ganz verläßt und eine neue Richtung 
einfchlägt, dann bleibt das alte Flußbett die Grenze. 


Die Veränderung bes Thalwegs kann auch Fünftlich durch Waſſerbauten be⸗ 
wirkt werden. Schon deßhalb, weil dadurch die gemeinſame Grenze afficirt wird, 
darf kein Uferſtat willkürlich ſolche Uferbauten vornehmen, welche jene Aenderung 
nach ſich ziehen. Wird dagegen die Flußcorrection in wechſelſeitigem Einverſtändniß 
vollzogen, ſo wird unbedenklich auch der künſtlich veränderte Thalweg als Grenze 
anerkannt. 

Wenn der Fluß eine ganz andere Richtung nimmt und ein neues Bett gräbt, 
ſo iſt das nicht mehr die unvermeidliche Wandelbarkeit der Flußgrenze, ſondern ein 
neuer Einſchnitt in das eine oder andere unzweifelhafte Statsgebiet hinein in 
Abweichung Don ber bisherigen Landesgrenze. Das darf natürlich keinen Gebiets⸗ 
verluft des einen und Feine Gebietserweiterung bes andern Stats begründen, Vgl. 
Hugo Srotius IL 3. $ 16. 


300. 


Anfoweit nicht die Nationalität eines Schiffes entfcheidend einwirkt, 
fteht beiden Uferflaten eine concurrirende Gebietshoheit (Policeigewalt und 
Gerichtsbarkeit) über die auf der Grenzlinie hinfahrenden Schiffe zu. 

Bol. zu G 298. 316. 

‚ 301. 


Ebenſo wird die Mitte eines Landſees als Grenze zwiſchen den ent- 
Bluntfhli, Das Volkerrecht. | 12 


178 Biertes Buch. 


gegengefebten Nferftaten vermuthet, wenn nicht durch Verträge oder Uebung 
eine andere Grenze beitimmt if. Daneben wird die freie Schiffahrt auf 
dem See für beiderlei Uferbewohner als Regel anerkannt. 


Hier muß die Mitte von beiden Ufern ausgemeſſen twerben, da e8 einen Thal: 
weg nicht gibt, oder wenigſtens derſelbe nicht ebenſo beutlich ift, wie Bei Flüſſen. 


302, 


Bildet das freie Meer die Grenze des Statsgebiets, je wird ange- 
nommen, der nafje Küftenfaum jei noch jo meit der Statshoheit unter- 
worfen, al3 die Statsmacht vom Ufer ber ſich darüber erftredt, aljo auf 
Kanonenſchußweite. 

Eine genauere oder engere Grenze, wie insbeſondere die von drei 
Seemeilen von der Küſte — zur Zeit der Ebbe — kann vertragsmäßig 
oder ſtatsrechtlich beſtimmt werden. 


1. Dieſe Ausdehnung der Gebietshoheit über das feſte Land hinaus in den 
Bereich des ſeiner Natur nach ſtatenloſen Meeres iſt freilich nur eine beſchränkte, 
keine vollſtändige. Vgl. darüber unten F 310. 322 ff. Das Maß ber Ausdehnung 
ift überdem feit Erfindung ber weittragenben gezogenen Geſchütze erheblich größer ge⸗ 
worben ; inbefjen ift diefe Erweiterung nur die natürliche Wirkung ber gefteigerten Stats⸗ 
macht. Anfangs mochte ber Sammermwurf, dann ber Pfeilſchuß die engere 
Grenze bezeichnen, dann kam bie Erfindung unb ber große Fortjchritt der Feuers 
waffen in einer Reihe von Abftufungen von ben unfihern und nur in Turzer 
Flugbahn wirkenden erften Gefhüten bis zu ber ſcharf und weitireffenden gez o⸗ 
genen Kanone ber Gegenwart. Immer ift der leitende Gebanfe ber: „Terrae 
dominium finitur, ubi finitur armorum vis“. 

2. Die Seegrenze von 3 Seemeilen ift 3. B. in ben Berträgen zwiſchen 
England und ben Vereinigten Staten von Amerifa vom 28. Det. 1818 
(Art. 1) und von Franfreih und England in dem Bertrag vom 2. Aug. 
1839 (Art. 9 und 10) anerkannt. Bol. Oppenheim Bölferedt UL $ 6. 
Phillimore I 240, 


303. 
Wenn zwei Staten, weldhe an das freie Meer grenzen, einander fo 
nahe find, daß der Küſtenſaum je des einen Stats in den Küſtenſaum 
de3 andern binüberreicht, jo find fie verpflichtet, einander in dem gemein- 


famen Gebiet wechjelfeitig den Küſtenſchutz zuzugeftehen, oder über eine 


Scheidelinie ſich zu vereinbaren. 


Das Verhältniß der beiden Uferftaten wird bier ähnlich wie in ben Fällen 
ber Fluß⸗ oder Seegrenze. Es tritt eine concurrirende Gebietshoheit ein. 


— — 


n 
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3. Oeffentliche Gewäſſer. Die Weeresfreiheit. 
304. 


Das Meer ift von Natur zur Sonderherrfchaft ungeeignet und dem 
gemeinen Gebrauch aller Nationen geöffnet. Das Meer ift frei. 
_ An dem offenen, freien Meer ift feine GebietShoheit eines einzelnen 
States oder mehrer verbundener Staten möglih und zuläffig. 


Noch im fiebzehnten Jahrhundert verfuchten es "einzelne Staten, fi eine 
ausſchließliche Seeherrſchaft über beffimmte Meere anzumaßen und 
andern Nationen die Schiffahrt ober Fiſcherei dafelhft zu verbieten. So 3. B. Por: 
tugal und Spanien in den Oft: und Weſtindiſchen Meeren unter Berufung auf bie 
Verleihung des Papftes. Auch England behauptete ein befonderes Net auf bie 
Meere zu haben, welche bie britiſchen Inſeln umfließen. Gegen biefe Anmaßung 
erhob ih Hugo Groot in feiner berühmten Schrift „mare liberum* (Utrecht 
1609) mit wiſſenſchaftlichen Gründen. Dem heutigen Nechtsbewußtfein der Menſch⸗ 
beit ift bie Freiheit des Meeres von jeder Statsherrichaft nicht mehr zweifelhaft; 
und bie ſeefahrenden Völker üben biefe Freiheit in allen Richtungen unangefochten 
aus. An Folge deſſen ift der größere Theil der Erboberflähe allen Völkern 
gemeinjam und bient fo bem menſchlichen Verkehr. 


303. 


Das Heutige Völkerrecht geftattet nicht mehr die Abſchließung eines 
Meeres von dem Weltverkehr, welches von Natur oder dur menfchliche 
Eultur der Schiffahrt zugänglich” und mit ber offenen freien See verbun⸗ 
den ift, auch dann nicht, wenn jenes Meer von einem Statsgebiet ums 


ſchloſſen if, 


In alter Zeit war biefe Negel noch nicht anerfannt. Die Phönizier und 
Karthager betrachteten das mittelländifhe Meer großen Theils als ihre See, 
ebenfo fpäter die Römer. Dänemark machte eine Zeit lang ähnlihe Anſprüche ber 
Herrfchaft über das Baltifhe Meer; die Republit Venedig wollte im Adriati⸗ 
ſchen Meer allein berrichen, die Republit Genua im ligurifhen Meer, bie Türkei 
behauptete, daß das Aegäifche wie das Marmarameer ihr Eigenthum fei, 
Rußland weigerte fremden Nationen bie Seefahrt auf bem ſchwarzen Meer. 
Alle diefe Prätenfionen mußten fchließlih ber fteigenben Anerkennung ber Meeres⸗ 
freiheit weichen. Durch die Parifer Gongreßacte von 1856 Art. IL ift ber Satz 
ausgefprochen worben: „La mer Noire est neutralisde, ouverte & la marine mar- 
chande de toutes les nations“, 

12* 
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306. 


Geſchloſſene Meere werden nur injofern anerkannt, als fie für die 
Schiffahrt vom offenen Meer her unzugängli und von diefem völlig ab- 
getrennt find. Diejelben find dann ähnlich, wie die Binnenjeen mit ſüßem 
Waſſer, der Stat3hoheit unterworfen. 


Ein von jeher anerkanntes Beilpiel ift da8 Todte Meer in Syrien. An 
dem Kaspiſchen Meer begegnen fich verfchiedene Nationen und Staten, aber eine 
Verbindung mit dem Weltmeer ift nicht da. Die Möglichkeit, daraus ein Ruſſiſches 
Meer zu machen, liegt baber nicht ſehr ferne. 


307. 


Auf offenem Meere ift jomohl die Schiffahrt als die Fiſcherei für 
alle Nationen und. für Jedermann völlig frei. 


Die Schiffahrt ift zunächſt als Handels- und Verkehrsſchiffahrt frei. 
Eben für den Weltwerfehr ift das Meer offen. Neben der Schiffahrt zum Verkehr 
fommt als zweite Hauptnußung des Meeres bie Fifcherei in Betracht. Auch in 
biefer Hinficht bat Fein Stat ein Recht, für feine Fifcher ein Privilegium anzufpres 
jhen und die fremden Filcher davon auszufchließen. Die reihen Schätze bes Meeres 
find der ganzen Menfchheit offen. Noch im achtzehnten Jahrhundert maßte fich die 
Krone Dänemarf das ausſchließliche Necht der Fifcherei an in ben Gewäſſern ber 
Nordſee in ber Nähe von Seland und Grönland und geriet darüber mit ben 
Bereinigten Staten der Niederlande in Streit. Auch die Beſchränkung biefes Rechts 
auf 15 Seemeilen von der Küfte weg, welche bie dänische Regierung ſchließlich zu⸗ 
geitand, ift Durhaus ungenügend und wurde von den andern Staten nicht anerkannt. 
Sn unjerm Jahrhundert entitand wiederholt Streit zwiſchen England und ben Ver: 
einigten Staten von Nordamerika über die ergiebige Fifcherei in ben Gewäffern von 
Neufundland. Ein Vertrag vom 2. Auguft 1839 geftand ben Amerifanifchen 
Fiſchern bie Fifcherei zu bis auft drei Meilen von der Küſte. Vgl. darüber Phil⸗ 
limore I 189 ff. 


308. 


Das Recht der freien Schiffahrt auf offenem Meere wird nicht ver⸗ 
legt, jondern nad) Umftänden geſchützt durch völferrechtliche Beſchränkungen 
der Kriegsmarine in beſtimmten Meeren. 


Ein Beifpiel ift die Beſchränkung ber Zahl ber Ruſſiſ hen Kriegs⸗ 
ſchiffe im ſchwarzen Meer, welche der Pariſerfriede von 1856 angeordnet hat, 


” 
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309. 


Einer beſchränkten Gebietshoheit unterworfen find; 
Ne) der das Land befpülende Rüftenfaum ($ 22, 
4%) die Seehäfen, 
30) die Meeregeinbrüche, ' | 
Ta) Kleinere zwiſchen zwei Vorfprüngen des Landes gelegene Buchten. 


Die nahe Beziehung foldher Theile bes Meeres zum Lande und zum Stat 
rechtfertigt eine relative Ausdehnung ber Gebietshoheit. Diejelben werden als Zu: 
gebörigfeit bes Landes betrachtet, deſſen Macht und Schub ſich darüber erftredt. Die 
Sicherheit des States und feiner Rechtsordnung ift babei fo offenbar interefjirt, daß 
der gewohnte Maßſtab der Kanonenſchußweite bei Buchten nicht immer als genügend 
erachtet wird. Indeſſen ift diefe Ausdehnung doch nur dba zuzugeftehn, wo ihre 
Gründe wirffam find und nicht wo der Umfang ber Bucht fich weiter erfiredit, und 
Vebiglich als Theil bes offenen Meeres erfcheint, wie 3. 8. in ber Hudſons⸗Bai, 
und in bem Meerbufen von Merico. Unbeftritten ift bie Seeherrichaft Eng: 
lands zwiſchen ber Inſel Wight und ber Englifchen Küfte, aber keineswegs gutzu⸗ 
heißen in dem ganzen Kanal ober in bem Meer zwiſchen England und Irland, 
wenn gleich ber englifche Abmiralitätehof bie Lehre von ben „Engen Meeren“ 
(Narrow Seas) oft mit Erfolg über Gebühr ausdehnte und große Stüde bee 
offenen Meeres als jogenannte „Königsfammern* (King’s chambers) in Be: 
ihlag zu nehmen verfuchte. Ebenſo kann die Herrſchaft dev Türkei über bie Meer: 
engen dev Dardbanellen und des Bosphorus nicht bezweifelt werben, wenn 
gleich das neuere Völkerrecht für bie freie Schiffahrt auch durch bie Meerengen 
ing ſchwarze Meer forgt. 


310. 


In Folge diefer beſchränkten Gebietshoheit ift der Stat berechtigt, 
alle zum Schube feines Gebietes und feiner Rechtsordnung nöthigen Maß— 
regeln auch Über diefe Theile des Meeres auszudehnen, policeilihe Anoro- 
nungen zu treffen bezüglich der Schiffahrt und der Fiſcherei, aber er iſt 
nicht berechtigt, im Frieden die Durchfahrt oder die Benugung dieſer Ge⸗ 
wäſſer für die Schiffahrt willkürlich zu unterſagen oder mit Steuern zu 
beſchweren. 


So kann der Uferſt at im Intereſſe ſeines Zollſyſtems die fremden Schifſe 
anweiſen, nur an beſtimmten Stellen zu landen und ſich des Verkehrs mit den 
Küſtenbewohnern zu enthalten, im Intereſſe ber Sicherheit die Annäherung von 
bewafineten Schiffen verhindern u. f. f. Selbft Verbote ber fremben Fiſcherei 
fommen bier noch vor und werden "anerfannt. Die Regulirung ber Fiſcherei in 
biefen Gewäſſern ift ganz unbedenklich. 
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2. Eine fehr ftarfe und im Grumbe ungerechte Benutzung ber Seeherrichaft 
geſchah durch Dänemark, indem e8 während Jahrhunderten im Beſitz der beiden 
Erdzungen, welche ben Sundpaß einengen, auf ber einzigen Fahrſtraße aus dem 
baltifchen Meere in bie Nordfee ben fogenannten Sundzoll erhob. Den mittel: 


alterlichen Rechtsanfichten war biefe Zollerhebung nicht ebenfo anftößig, wie dem 
modernen Rechtsbewußtfein. Die europäiſchen Staten ließen fi daher diefe Belä⸗ 


fligung gefallen und fuchten nur durch ‚Verträge eine weitere Erfchwerung zu ver 
hüten. Erft der offene und entjchiebene Wiberfpruch ber Vereinigten Staten von 
Amerika nöthigte Dänemark über Ablöfung bes Sundzolls zu verhandeln. Seit bem 
Jahr 1857 ift nun dieſe Beſchwerde der Schiffahrt von ben übrigen Staten vertrags: 
mäßig losgefauft und bie freie Schiffahrt am 1. April 1857 bergeftellt worden. - 


311. 


Die Ströme und Flüffe gehören, wenn fie innerhalb eines Landes 
fließen, zu dem Statögebiet des Landes, wenn fie zwilden zwei Staten 
die Grenze bilden, im Zweifel je zur Hälfte bis in die Mitte den beider- 
feitigen Uferftaten zu. 


Bol. oben zu Art. 298. 
312. 


Schiffbare Ströme und Flüffe, welche das Gebiet mehrerer Staten 
durchfließen, begründen ein gemeinjames Recht und Intereſſe aller dieſer 
Staten an der geordneten und freien Benutzung derjelben zur Schiffahrt. 

Jeder der betheiligten Staten ift verpflichtet, auf feinem Gebiet ſo— 
wohl für die Offenhaltung des Fahrwegs für die Schiffe als für den 
Unterhalt der Leinpfade zu jorgen. 


Es ift das einer ber wenigen Fortjchritte, welche bie Entwidlung bed Völfer: 
rechts hauptſächlich auf Betrieb bes Preußifchen Gefanten Wilh. v. Humboldt 
ben Verhandlungen des Wiener Congreſſes verdankt. Die Wiener‘ Congreßacte 
von 1815 Art. 108 Tautet: „Les Puissances, dont les &täts sont séparés ou 
traverses par une m&me Triviere navigable, s’engagent Aregler d’un commun 
accord tout ce qui a rapport & la navigation de cette riviere. Art. 113, 
Chatue 6tat riverain se chargera de l’entretien des chemins de halage qui 
passent par son territoire et des travaux ne&cessaires pour la m&me 6tendue 
dans le lit de la riviere, pour ne faire &prouver aucun obstacle & la navi- 
gation“. Der Fluß bildet ein natürliches Band, welches die Länder verbindet, die er 
burdfließt. Sein Gewäſſer ergibt ſich nicht völlig der Sonberherrichaft eines Sta⸗ 
tes, es fließt weiter, unbefümmert um bie flatlihe Grenze. Es dient daher auch ber 
gemeinfamen Schiffahrt, foweit ber Fluß ſchiffbar iſt. Es ift nur eine Anz 


& 
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erfennung dieſer natürlichen Verhäliniſſe, wenn bie Rechtoordnung biefen Zufammens 
bang und biefe Gemeinſchaft ſchützt, und nicht geftattet, daß einer ber Uferflaten ein» 
feitige Hemmniſſe bereite, ſondern vielmehr alle Uferftaten verpflichtet, zur Erhaltung 
ber Schiffahrt bie nöthigen Maßregeln (3. B. Reinigung bes Flußbetts, Herftellung 
ber Reckwege und Leinpfabe) anzuorbnen. 


313. 


Die Fluß⸗ und Schiffahrtspolicei ſoll, ſoweit ſie gemeinſame Inter⸗ 
eſſen betrifft, auch gemeinſam nach denſelben Rechtsgrundſätzen geordnet 
werden. Ausnahmen erfordern eine beſondere Begründung. 


„Reglement pour la libre navigation des rivières. Art. IL La navi- 
gation dans tout le eours des rivieres indiquees —; du point ot chacune 
d’elle devient navigable jusqu’ä son embouchure, sera entierement libre et 
ne pourra, sous le rapport du commerce, &tre interdite A personne, en se 
eonforment toutefois aux röglements qui seront arr&öt6s pour sa police d’une 
maniere uniforme pour tous, et aussi favorable que possible au commerce de 
toutes les nations. Art, III. Le syst&me qui sera 6tabli, tant pour la per- 
ception des droits que pour le manitien de la police, sera, autant que faire 
se pourra, le m&me pour tout le cours de la riviere, et s’etendra aussi, & 
moins que des circonstances particuliöres ne 8’y opposent, sur ceux de ces 
embranchemens et confluens qui dans leur cours navigable separent ou tra- 
versent differens états.“ | 


314. 


Wenn die ſchiffbaren Ströme oder Ylüffe mit dem offenen Meer in 
Verbindung ftehen, jo find diefelben den Schiffen aller Nationen im Frie— 
den offen zu halten. Die freie Schiffahrt darf nicht zum Nachtheil ein- 
zelner Nationen gehemmt, noch ungebührlich beläftigt werden. 


Die Wiener Congreßacte ſprach dieſen Grundſatz zunächſt nur für bie 
europäifchen Flüffe und nur ‚unter ber Vorausfeßung aus, daß ein Fluß durch 
zwei oder mehrere Statsgebiete fließt. Art. 109. „La navigation dans 
tout le cours des rivieres indiquses dans l’article précédent sera entißrement 
libre.* Aber ganz diefelben Grünbe, welche bie freie Flupichiffahrt in Europa als 
völferrechtliche Forderung rechtfertigen, finden auch aufdie amerifanifhen Ströme 
und in allen Welttbeilen Anwendung. Das neue völferrechtliche Princip muß alſo 
allmählich überall zur Geltung gebracht werden. Sodann ift bie Beſchränkung bes 
Grunbjates auf die jogenannten Gemeinflüffe deßhalb unbaltbar, weil die 
Schiffahrt auf diefen nicht bloß für bie Schiffe ber Uferftaten, ſondern für den 
Weltverkehr frei ift und nicht einzufehen ift, weßhalb bie zwei oder mehreren 
Uferftaten verpflichtet jein ſollen, fremde Schiffe zugulaffen, während ein einzelner 





184 Diertes Buch. 


Flußſtat biefelben an ber Einfahrt verhindern Könnte. Der Cine Stat, befien Ges 


biet der Fluß allein durchfließt, kann nicht mehr Rechte und Feine größere Herrſchaft 
baben, als bie miehreren Uferftaten an einem Gemeinflufle zufammen. Es gibt feis 
nen innern Grund, weßhalb für fremde Nationen die Schiffahrt auf bem Rhein 

freier fein follte, als auf ber Themfe, fonft müßte man zu ber unfinnigen Schluß- 
folgerung fommen, baß bie Einigung eines ganzen Flußgebietes, bas früher un: 
ter mehrere Staten ‚getbeilt war, in Einem Statsgebiete bie Auf: 
bebung ber freien Echiffahrt für frembe Nationen nach fich zöge, bie zur Zeit ber 
Bielftaterei als Völkerrecht gegolten hatte. So war z. B. ber Miffifippi früher ein 
Gemeinftrom und ift jebt ganz in bem Gebiet der Vereinigten Staten. Cbenjo iſt 
nun der Po ein italienifcher Fluß, ber früher ein Gemeinfluß gewejen war. Die 
Freiheit der Weltſchiffahrt auf dieſen Flüffen gründet fich nicht auf bie Betheiligung 
mehrerer bejtimmter Staten an dem Flußufer und ber Flußhoheit, ſondern auf ben 
Aufammenbang des Fluſſes mit bem freien Meer und auf die Verbindung ber Ges 
wäſſer, welche den Verkehr der Menſchen vermitteln. Die ind Meer mündenden 
Ströme fammt ihren Nebenflüffen, welche fie während ihres Laufes aufnehmen, ge: 
hören, foweit der Weltverfchr ſich darauf bewegt, zum Meer und es wirft 
beijen Freiheit auf ihre Freiheit zuräd. 


315. 


&3 dürfen nur ſolche Gebühren der Benubkung der dem MWeltverfehr 
offenen Gewäſſer auferlegt werden, welche als Gegenleiftung für die Ans 
ftalten, Werfe und Arbeiten zu rechtfertigen find, für melde der Stat im 
Intereſſe der Schiffahrt und eines geordneten Zuftandes forgt. Cbenfo 
dürfen die VBorfchriften über Stapel- und Landungsplätze nicht dazu miß- 
braucht werden, durch Nöthigung zum Anlanden und Umladen die Schiff 
fahrt zu erſchweren. 


Nur allınählic gelingt es, diefe Folge des Princips ber freien Schiffahrt zur 
Geltung zu bringen und die zahlreichen Laften, womit bie mittelalterliche Landes: 
hoheit den Verkehr beſchwert hat, abzujhütteln. Einzelne Beflimmungen bezüglich 
ber Gemeinflüffe hat wieder die Wiener Congreßacte. Art.III.: „Les droits 
sur la navigation seront fixé s d’une maniere uniforme, invariable et assez 
independante de la qualit& differente des marchandises pour ne pas rendre 
necessaire un examen detaill& de la cargaison autrement que pour cause de 
fraude et de contravention. — Le tarif une fois rögle, il ne pourra plus ötre 
augmente que par un arrangement commun des 6tats riverains ni la navi- 
gation grevee d’autres droits quelconques, outre ceux fixds, dans le rögle- 
ment.“ Art. 114: „On n’etablira nulle part des droits d’6tappe, d’6chelle ou 
de reläche forc&e.“ GSelbftverftändlich ift die Erhebung von Waarenzöllen 
eine ganz andere Angelegenheit und bat grunbfäßlich mit ber financiellen Belaftung 
ber Schiffahrt nichts zu ſchaffen. 
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316. 


Die Binnenfeen gehören ebenfo dem Statögebiete zu, von dem fie 
umfchloffen werden. Liegen diejelben zwiſchen mehreren Staten, jo werden 
- fie analog den Strömen behandelt. Abgeſehen von bejondern Berträgen 
und Verhältniſſen breitet jeder Uferjtat feine Statshoheit vom Ufer aus 
bis in die Mitte des Sees. Die Benutzung des Sees ijt jedoch gemein- 
ſam für die Schiffahrt aller Uferbeivohner und wenn der See mit dent 
Meere in jchiffbarer Verbindung jteht, auch für die Schiffahrt aller 
Kationen. 


Die Binnenfeen find gewöhnlich nur ausgebreitete und in Folge dev Aus: 
breitung ruhig gewordene Flußbecken. Daher ift das Flußrecht auf diefe Seen analog 
auszubehnen, und der Zuſammenhang mit Fluß und Meer wohl zu beachten. Eine 
Abgrenzung dev Mittellinie ift freilich hier noch fehwieriger als auf Flüſſen und man 
ift aus practiicden Gründen genöthigt, eine concurrivende Gewalt leichter zu: 
zugeſtehen ober die Nationalität ber Schiffe zu berüdjichtigen, Vgl. oben zu $ 300. 


4. Schiffsrecht. 
817. 


Die Schiffe werden als ſchwimmende Gebietstheile des Landes be— 


trachtet, dem fie nach ihrer Nationalität angehören und deſſen Flagge fie 
zu führen berechtigt find. 


Die völferrechtlihe Annahme, daB die Schiffe, welche von dem Lande ber, 
welchem fie angehören, anf die offene See Hinausfahren, gleihfam wanbernde 
oder ſchwimmende Theile des Territoriums feien, ift fchon ziemlich alt, 
und hat einen natürlichen Grund in dem fortwirfenden nationalen Zufammen: 
hang des Schiffs mit dem Land, der in ber Flagge ſymboliſch dargeftellt wird, in 
dem Schutzbedürfniß des Schiffs gegen feindliche Angriffe und in der Ausdehnung 
der nationalen Macht und bes nationalen Verkehrs durch bie Kriege: und Handels: 
marine. Daher iſt es auch fehr wichtig, die Nationalität der Schiffe Far zu fielen. 
Die englifhen Zuriften firäubten fich einige Zeit gegen die Anerkennung jenes Satzes 
bezüglich der Handelsſchiffe. Für striegsfchiffe war biefelbe unvermeidlich, weil 
in dem Ktiegsichiff die beftimmte Statsmacht handgreiflich fühlbar war. 
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Aber bie Angehörigkeit ber Handelsfiiffe an ben Stat, befjen Flagge fie führen, 
ift ebenfo unzweifelbaft. 


318. 


Wenn die Schiffe auf offener See fahren, fo erſtreckt fich die Gebiets 
hoheit ihres States ungehemmt auf den Bereich der Schiffe und den Theil 
des Meeres, in welchem das Schiff fich gerade befindet. 


Eine bloße Folge dieſes Satzes ift bie Begründung ber ſtatlichen Gerichts⸗ 
barkeit in allen Vergehensfällen, welche fich während ber Seefahrt ereignen, und 
die Ausſchließung einer fremden Gerichtsbarkeit. Das gilt aber nicht bloß von Ber: 
geben, die innerhalb bes Schiffes, ſondern auch von foldhen, welche etiva von ſchwim⸗ 
menden Schiffsgenofjen um basjelbe ber verübt worden find. 


319. 


Wenn aber die Schiffe in ein fremdes Statögebiet einfahren, indem 
fie in einem fremden Seehafen- Anker werfen oder einen Strom oder Fluß 
befahren u. dgl., jo werben fie.der fremden Statshoheit jo lange „unter: 
geordnet, als fie fi in deren Bereich aufhalten. 


Die fremden Schiffe Finnen fi fo wenig als frembe Reiſende ber Statshoheit 
entziehen, in deren Herrichaftsbereich fie gefommen find. Es gibt Feinen Grund, 
dieſe Statshohelt innerhalb ihres Gebtets zu hemmen, und fremden Schiffen Im⸗ 
munitätsrechte zugugeftehen. Die Policei des Hafenftats erfiredt ſich daher über 
alle fremde Schiffe im Hafen und die Gerichte besfelben find competent zur Ber: 
waltung ber Rechtspflege, auch wenn bie Schiffslente Streit unter einander haben 
ober ein Vergehen verüben, weil biefelben fi innerhalb dieſes Statsgebietg 
befinden. 


320. 


Indeſſen wirkt die Unterordnung der Schiffe und ihrer Mannſchaft 
unter ihre nationale Statögewalt injoweit fort, als entweder das Völker— 
recht Diefelbe verlangt oder die Statsgewalt des Aufenthaltsorts diejelbe 
gewähren läßt. Die Conſuln vermitteln jene Unterordnung unter bie 
nationale Stat3hoheit. nn 


Bol. oben $ 260. Die franzöfiihe Jurisprudenz erfennt bie frembe 
Gerihtsbarfeit in ben Fällen an, wo lediglih unter ven fremden Schiffe: 
leuten Streit if, ohne daß berjelbe bie gemeine Ordnung und ben Frieden ge: 
fährbet, und ebenfo in Disciplinarfällen der Schiffsmannſchaft. So⸗ 
gar als ein Matrofe bes amerikaniſchen Schiffs The Sally im Hafen von Marfeille 
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von einem Schiffsofficier verwundet wurbe, weil er den Befehlen besjelden nicht fols 
gen wollte, überließ der Statsrath (1806) bie Beurtbeilung bem amerilanifchen 
Conful. Phillimore L 349. Das Gutachten bes Statsraths vom 20. Novbr. 
1806 fpricht darüber folgende Srundfäte aus: Considsrant qu’un vaisseau neutre 
ne peut dtre indöfiniment considör6 comme lieu neutre et que la protection 
.qui lui est aecordee dans les ports francais ne saurait dessaisir A la juri- 
diction territoriale, pour tout ce qui touche aux intrôêts de l'état. — Qu’ainsi, 
le vaisseau neutre admis dans un port de l’ötat est de plein droit soumis 
aux lois de police qui reögissent le lieu oü il est regu. — Que les gens de 
son &quipage sont dgalement justiciables des tribunaux, du pays pour les 
delits qu’ils y commettraient, möme & bord, envers des personnes &etrangeres 
& l’&quipage, ainsi que pour les Conventions civiles qu’ils pourraient faire 
avec elles; — Mais, que si jusque-lä, la juridietion territoriale est hors de 
doute, il n’eu est pas ainsi à l’6gard des delits qui se commettent & bord 
du vaissau neutre de la part d’un homme de l’öquipage; — Qu’en ce cas, 
les droits de la puissance neutre doivent ötre respectes, comme s’agissant 
de la discipline intsrieure du vaissau, dans la quelle l’autorit6 locale ne 
doit pas s’ingerer, toutes les fois que son secours n’est pas réclamé ou que 
la tranquillit& du port n’est pas compromise. 


321. 


Ausnahmsweiſe gelten als exterritorial und von der einheimiſchen 
Statsgewalt befreit 
I) fremde Schiffe, welche ſouveräne Perſonen oder fremde Geſante 
an Bord haben und zu deren ausſchließlicher Verfügung ſind, 
(8 150. 152), 
2,5) fremde SKriegsichiffe, injofern fie mit Erlaubniß des States in 
deſſen Eigengewäſſer eingelaufen ſind. 


1. Die erſte Ausnahme iſt nur eine Anwendung ber regelmäßigen Erterritos 
rialität der Souveräne und Geſanten und reicht eben deßhalb nicht über bie fonftis 
gen Grenzen berfelben hinaus. Wenn 3. B. ein Souverain ober Gefante nur ein 
Poftfhiff benutzt neben andern Paffagieren, fo bejchränft fich feine Immunität 
und Erterritorialität nur auf die Räume, bie er mit feinen Gefolge und feinen 
Eifeften in Befchlag genommen bat. 


2. Die Erterritorialität der Kriegsichiffe beruht noch weniger auf einer 
naturrechtlichen Nöthigung als die Erterritorialität ber Souveräne, fondern ift ein 
Zugeftändniß, welches bie Seeftaten einander wechfelfeitig und der WVölferfitte gemäß 
gewähren, und bat feinen Grund nicht bloß in ber gegenfeitigen Freundlichkeit, ſon⸗ 
bern vielmehr in ber Schwierigkeit und Gefahr, die örtliche Policei- und Statsgewalt 
gegenüber ber wohl bewaffneten fremden Schiffsmannjchaft thatjächlich gelten zu mas 
hen. Die Grundbebingung dieſes Zugefländnifjes iſt aber immer bie, daß bem frem⸗ 
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ben Kriegsfchiff ber Einlauf in bas Eigengewäffer erlaubt worben iſt, 
ebenfo wie bie Privilegien fremder Eouveräne im Inland bie freiwillige Auf— 
nahme berjelben vorausfeben. Diefe Befreiung von ber Ortsgerichtsbarkeit und 
Ortspolizei bezieht fich aber nut auf die Ordnung im Schiff und findet wieder ihre 
natürliche Grenze, wenn etwa von dem Schiffe aus vechts- oder ordnungswidrige 
Handlungen gegen die übrigen Schiffe oder bie einheimifche Bevölkerung verübt 
würden. In dieſem Falle ift bie Ortsbehörde vollfommen berechtigt, bie zum Schuße 
bes Hafens nöthigen Maßregeln zu ergreifen, nöthigenfalls auch bas fremde Kriegs: 
ichiff ars dem Hafen wegzuweiſen. Ebenfo wenn die Mannfchaft des Kriegsichiffs 
auf bem Lande Vergehen verübt, kann diefelbe der einhe imiſchen Gerichtsgewalt 
unterivorfen werben. Indeſſen ift in folchen Fällen dem Commanbanten bes fremden 
Kriegsihifis ohne Verzug Anzeige zu machen und ein Einverftlänbniß über bie weis 
tere Berfolgung und Beftrafung der Schuldigen, fei e8 durch bie Ortegerichte, ſei es 
durch die Inſtiz bes fremden Kriegsichifs zu verfuchen. Die ſtrenge Conſequenz des 
Rechts fpricht für die Anwendung der Landesgerihtsbarkfeit, aber die Rück— 
fiht auf die Bölferfitte und die freundlichen Beziehungen zu ben auswärtigen Staten 
empfiehlt Sfter eine Ausdehnung ber fremben Marinegerichtsbarkeit. 


322. 


Schiffe, melde bloß durch den Küftenfaum eines fremden States 
hindurch fahren, werden der Statshoheit des Küſtenſtates nur in fo weit 
borübergehend unterworfen, als fie die militärischen und policeilihen Ord- 
nungen beachten müfjen, welche derjelbe zum Schub feines Gebietes und 
der Küſtenbewohner für nöthig erflärt hat. 


Vgl. oben $ 302. 310. Die Gerihtsbarfeit des Küſtenſtats er: 
ſtreckt fich in der Negel nicht anders auf diefen Küftenfaum, als foweit die Hand⸗ 
babung der Militär= und Policeihboheit bas nöthig macht. In allen übri- 
gen Beziehungen wird das Schiff. betrachtet, als wäre es auf offener See, d. h. ale 
ein ſchwimmender Theil feines nationalen State. 


328. 


Die fremden Schiffe haben fich der Hafenordnung und inZbejondere 
den feepoliceilichen Vorſchriften über Lootſen, Remorqueurs, und den gejund- 
heitspoliceilihen Anordnungen der Hafenobrigfeit zu fügen. 

Bei diefen Verordnungen find jedoch Die verjchiedenen feefahrenden 
Nationen nach denfelben Rechtsgrundfätzen zu behandeln, 


Der erſte Satz iſt eine Folge des in F 319 ausgefprochenen Principe. 
Dahin gehören die Vorfchriften über die Signale ber Annäherung, über 
bad Anlegen ber Schiffe, Feſtmachen berfelben, Feuer an Bord, bie Las 
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ternen, bie Benutzung ber Hafenanftalten, aber auch die Verorbnungen 
der Sanitätspolicei zur Abwehr von anftedenden Krankheiten, je nach Umſtän⸗ 
den die Nöthigung zu ben Contumazanſtalten. 

Der zweite Satz ſchützt das allgemeine Necht bes Weltverkehrs gegen ben 
Mipbraud der VPoliceigewalt zum Ausjchluß einzelner Nationen. 


324. 


Zunächſt iſt es das Recht. eines jeden States, die Bedingungen. feft- 
zufeben, unter denen er die. Angehörigfeit (Nationalität). feiner Schiffe. 
erfennt, diefelben ermächtigt, jeine Ylagge zu führen und fie unter feine 
Schub nimmt. 


Wie e8 offenbar die Sache des Statsrechts ift, die Bedingungen feftzus 
jeßen, unter benen ein Stat einzelne Perfonen und Familien in feine Statsgenoffen- 
Ihaft aufnimmt, jo fällt ebenfo in ben Bereich des Statsrechts auch bie Feftfekung 
ber Bedingungen, unter denen ein Stat die Schiffe als ſtatsgenuöſſig anerkennt. 
Die Flagge ift das Symbol und Kennzeihen biefer Angehörigkeit zu 
einem beftimmten State. Indeſſen fo einleuchtend jener Rechtsſatz iſt, fo wird er 
doch noch nicht volftändig anerfannt. “ 

Auch die Wahl der Flagge ift zunächſt Sache des betreffenden Stats 
und nur infofern völkerrechtlich beſchränkt, als nicht eine bereits vorhandene Flagge 
gewählt werben barf. Die Flagge fol bie verfchiebenen Nationen barftellen und 
unterfcheiden. Vgl. oben F 82. 


325. 


Auch den Binnenftaten, nicht bloß den Küſtenſtaten fteht das Recht 
zu, nationale Schiffe zu haben und eine nationale Flagge zu führen. 
Dagegen wird da3 Recht der freien Schiffahrt und der nationalen Flagge 
nur denjenigen Bölfern zugeitanden, welche ihrerjeit3 die völferrechtlichen 
Pflichten anerkennen. | 


Wie alle Nationen an dem Welthandel Theil haben, fo haben auch alle 
an ber freien Weltſchiffahrt Theil. Es befteht Fein Rechtsgrund, um irgend eine 
Nation zu nöthigen, fi) für ihren Handel fremder Schiffe zu bedienen, flatt eigene 
dazu zu verwenden. Wen in neuefter Zeit in ber Schweiz der Vorfchlag einer natio⸗ 
nalen Flagge gemacht wurbe, fo koͤnnen Feinenfalls Rechtsgründe der Annahme dies 
jes Vorſchlags im Wege fiehen. Nur die Zwedmäßigfeit einer derartigen Neuerung 
kann in Frage kommen, und je nach politiichen Erwägungen Tann fie verfchieben 
beurtheilt werben. 

Dagegen wird den Schiffen barbarifcher Stämme, welche bie Sicherheit 
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bes Weltbandels und der civilifirten Schiffahrt gefährben, Tein Necht ber freien 
Schiffahrt zugeftauden und werben biefelben auch auf offener See nicht gebulbet. 

Zuweilen wird bie Flagge nur von einzelnen Stäbten geübt, fogar zum 
Unterfchlede von ber Landesflagge, wie 3. B. bie Flagge von Roftod fi von ber 
Medienburgifchen unterfcheidet. Indeſſen ift das eher ein Weberreft mittelalterlicher 
Zuftände, als eine Erfcheinung bes modernen Lebens und jedenfalls bedarf ber be: 
fondere Gebraud einer ſtädtiſchen Flagge ber Erlaubniß und Anerkennung bes 
States, weldhem bie Stadt zugebört. Völkerrechtlich ftehen doch nur die Staten 
miteinander in unmittelbarer Verbindung. 


326. 


Zum Beweife der Nationalität _dienen die öffentlich beurkundeten 
Schiffspapiere, welche von dem Schiffscapitän nöthigenfall3 vorzumeifen find. 


ars folhe Shiffspapiere find in Hebung: 


a) ber Beilbrief, ein Zeugniß über den Bau und das Signalement bes 
Schiffe. Er gibt Aufſchluß über die Herfunft (Bauart), das Baus 
material, bie Größe und den Namen des Schiffs, und dient auch dazu, 
bie Identit ät bes Schiffs erfenubar zu machen. 

b) ber Seebrief oder Seepaß, eine Legitimation zur Seefahrt unter 
nationaler Flagge. Derjelbe ift meiftens auf ben Namen bes Schiffs: 
führers (Capitäns) ausgeſtellt; 

e) ein Eigentbumscertificat bes Rheders; 

d) bie Mufterrolle (rolle d’&quipage), Verzeihnig über die Schiffs: 
mannſchaft und deren Rationalität. 

Es können auch in Einer Urkunde die meiften ober alle vorgenannte Zwecke 
zulammen berüdfichtigt werben. Das Einzelne gehört nicht ber wölferrechtlichen, 
fondern ber ſtatsrechtlichen Beſtimmung zu. Nur bie Notwendigkeit einer 
authentiſchen Beurkundung ber Nationalität ift völkerrechtlich nothwendig. 


327. 


Nach bisheriger Uebung ſetzen auch die Seemächte ihrerſeits die Bes. 


bingungen feſt, unter welchen fie die Nationalität fremder Schiffe innerhalb 
ihres Gebietes (in Seehäfen und Flüſſen) anerkennen. Es darf das aber 
nicht in fo beſchränkender Weife geſchehen, daß dadurch der freie Schiffahrts- 
verfehr einer femden, Nation unmöglich gemacht oder ungebührlich er- 
ſchwert ſind. .. 


Die gegenwärtigen Hafenordnungen gerade ber großen Seemächte 


find noch nicht ganz von bem engherzigen Geifte ber frühern Ausſchließung ber 
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fremden Schiffe und ber Begünftigung ber eigenen Schiffe befreit. Man wollte jenen 
doch noch ben Verkehr erjchweren, wenn gleich man benjelben nicht mehr verhindern 
wollte. Die englifhe zur Zeit ber Republif unter Cromwell erlaffene Navi⸗ 
gationsacte, damals für die Entwidlung ber englifhen Marine nützlich, war aus: 
Ihlieglih in dem Sonberintereffe ber englifchen Rhederei und Schiffahrt erlaffen. 
Andere Staten ahmten biefelbe nach und fo hinderte jeber binwieber ben andern in 
ber freien Thätigkeit. Die neuere engliſche Navigationsacte vom 
29. uni 1849 befeitigt einen Theil der alten Schranken, aber fordert immer noch 
Nationalität des Schiffscapitäns und von X der Mannfchaft, wofür es feine zurei: 
henden Rechtsgründe gibt. Es ift nicht einzufehen, weßhalb ein nationaler Rheder 
nicht auch einen Fremden als Kapitän oder fremde Matrofen anftellen dürfte, indem 
die Nationalität einer Fabrik oder einer Handelsfirma auch Teinen Abbruch erleibet, 
wenn fremde Techniker, Commis und Arbeiter von berfelben befchäftigt werben. Die: 
felbe weitgehende Forderung bat die franzöfifche Gefeßgebung. Die Vereinigten 
Staten von Nordbamerifa forbern bie Nationalität von % der Mannſchaft, Ruß: 
land dagegen nur X, und Preußen fieht ganz ab von diefem Erforderniß. Schon 
dieſe Vergleihung zeigt, wie willfürlih biefe Beichränfung if. Am liberalften ift 
das Preußifhe Seerecht, welches nur Angebörigfeit bes Capitäns und 
nationales Eigenthum bes Schiffs fordert. 


328. 


Es beiteht fein völferrechtliches Hinderniß für die einzelnen Staten, 
auch urfprünglih fremden Schiffen in Yriedenzzeiten Aufnahme in die 
eigene Nationalität zu gewähren oder diejelben vorübergehend unter den 
Schuß _ber eigenen Zlagge zu ftellen. Nur darf das nicht in betrügerifcher 
Abficht geichehen, noch zur Schädigung beftehender Rechtsverhältniſſe damit 
Mißbrauch getrieben werden. 


Wie der Webergang ber Perfon aus einem Statsverband in einen anz 
dern möglich ift, fo auch der Uebergang eines Schiffes in eine andere Nationas 
Tität. Dem State fommt das Recht zu, bie Bebingungen feftzufeßen, unter denen 
er bie Aufnahme eines bisher fremben Schiffes in feinen Verband geflattet. Aber 
auch bier, wie überhaupt im Staten= unb Völkerverkehr ift die bona des zu be⸗ 
achten. Würde ein Stat’ fremden Schiffen nur in der Abficht vorübergehend feine 
Flagge geftatten und biefelben als feine Schiffe bezeichnen, um bie Zollgeſetze bes 
befahrenen States zu umgehen und biefen Schiffen Zollbefreiungen zuzuwenden, an 
benen fie ihrer wahren Nationalität nach feinen Antheil haben, fo würde fich ber 
letztere Stat das nicht gefallen laſſen müfjen. 

In früherer Zeit wurden im Mitteländifchen Meer oft bie Schiffe der nord⸗ 
beuifchen Seeftäbte unter ben Schuß ber Dänifchen Flagge geftellt, um biefelben 
gegen bie Piratenfchiffe ber muhammebanijchen Küftenftaten zu fichern, mit welchen 
Dänemark, aber nicht bie Hanfeftädte Verträge hatten, Dieſe Leibe bes Schubes 
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hat nun für Deutſchland ihr Ende gefunden. Aber für Staten mit Handelsmarine 
ohne Kriegsmarine können audy heute Ähnliche Bebürfniffe fich zeigen. 


329. 


Der Gebrauch einer fremden Flagge ohne Erlaubnik des betreffenden 
Stats ift unterfagt und wird infofern als Vergehen beftraft, als darin 
ſei e8 eine betrügerifche, jet e3 eine die Ehre des States gefährdende 
Handlung zu erfennen ilt. 


Sowohl der Stat, bdefjen Flagge mißbraucht wird, als ber Stat, weldem 
gegenüber der Mißbrauch geist wird, haben ein Necht und Intereſſe fei es Beſtra— 
fung zu fordern ſei es, foweit die Umftände es verftatten, felber die Strafgerichtsbarfeit 
anzuwenden. Zumeilen werben aber freinde Flaggen ohne ftrafbare Abſicht 
aufgezogen, und dann ift auch Fein Grund, eine Strafe zu verhängen. 


380. 


Auf offener See follen fich die begegnenden Schiffe in der Regel 
recht3 ausweichen. Jedoch find die Dampfſchiffe vorzugsweiſe verpflichtet, 
den Segelichiffen und vor dem Winde fegelnde Schiffe den bei dem Winde 
liegenden auszumeichen. 


Alle diefe Regeln haben nur einen relativen Werth und wird natürlich vor: 
ausgeſetzt, daß das Nusweichen möglich fei. Dann aber ift es billig, daß das Schiff, 
beffen Bewegung leichter zu leiten und größer ift, au vorzugsweile aus: 
weiche. Die engliihe Schiffahrsacte von 1854 (17. u. 18. Pict. e. 104) enthält 
darüber in $ 296 bie Regel: „the helms of both ships shall be put to port 
so as to pass on the portside of each other“. 


33l. 


In engem Fahrwaſſer jollen die Dampfſchiffe, ſoweit es ſicher und 
thunlich if, die Seite des Fahrwaſſers oder diejenige Mitte des Fahrwegs 
halten, welche auf der Steuerbordfeite Tiegt. 


Engl. Schiffahrsacte von 1854 $ 296. 
332. 


Dei Nachtzeit, d. h. in der Zeit zwiſchen Sonnenuntergang und 
Sonnenaufgang, follen die Segelidhiffe auf der Yahrt und wenn fie an 
Stellen anfern, mo eine Begegnung mit andern Schiffen ftattfinden Tann, 
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ein helles weißes Licht auffteden, Dampfichiffe aber außer dem hellen wei⸗ 
Ben Licht auf dem Fockmaſt ein grünes Licht auf der Steuerbordfeite und 
ein rothes Licht auf der Badbordfeite Haben. 

Das meiße Licht an der Maſtſpitze foll in dunkler Nacht und bei 
Hoarer Luft wenigftens auf 5 Seemeilen hin fihtbar fein. 


Auch bier Hat eine Verorbnung ber Brittifchen Abmiralität Grundfäge ausges 
ſprochen, welche im Berfolg von ben andern Seeftaten gutgebeißen und von ber 
Vebung angenommen worben find. Es bient bie Beachtung berfelben wieder zur 
Bermeidung eines gefährlihen Zufammenftoßes der Schiffe. Nach engliſchem Recht 
kann ber Eigenthümer eines durch den Zufammenftoß verleßten ober in ben Grund 
gebohrten Schiffe dann auf Schabloshaltung mit Erfolg gegen ben Vertreter bes 
andern Schiffs Magen, wenn das zweite Schiff jene Vorfchriften mißachtet und den 
Zufammenftoß verſchuldet hat und zugleich die Mannſchaft des erjten Schiffs ben 
nöthigen Zleiß vergeblich aufgewenbet hat, um ber Gefahr zuentgehn. Val. Abbott 
(Lord Tenterben.) Treatise of the law relative to Merchant Ships and 
Seamen, Ed. 10 bei ®. Shee. London 1856. Meber das deutſche Recht vol. 
das beutfche Handelsgeſetzbuch Art. 736 ff. 


333. 


Niemals darf einem in Seegefahr befindlichen Schiffe und deſſen 
Mannſchaft der Weg zur Rettung nad) dem Lande verjchloffen noch die 
Benutzung der zur Rettung vorhandenen öffentlichen Anftalten verjagt 
werben. 


Heffter, Völkerrecht $ 79.1. Es ift das ein Gebot ber Menichlichkeit, 
welches bie civilifirten Staten als verpflichtend in neuerer Zeit wechlelfeitig anerken⸗ 
nen und beffen Mißachtung zu gegründeten Reclamationen berechtigt. Auch ben 
barbarifhen Stämmen gegenüber, welche diefe Menfchenpflicht verlegen, find die civis 
lifirten Staten berechtigt, biefe Forderung mit Zwang durchzuſetzen. Ausführliche 
Beftimmungen über dieſe Pflicht enthält das englifge Schiffahrtsgefet von 
1854 $ 439 f. 


334. 


Niemand darf ſich an den Perſonen oder an den Gitern der Schiff⸗ 
brüchigen vergreifen. Das jogenannte Strandrecht wird als ein barbariſcher 
und völkerrechtswidriger Mißbrauch nicht mehr geduldet. 

Am Mittelalter noch waren bie Schiffbrücigen und ihre Güter der Gefahr 
ausgefegt, von ben Küftenbewohnern als Beute behandelt zu werden. Die Perfonen 


wurben oft zu Sclaven gemacht oder ihnen ein Löſegeld aufgezwungen, bie Güter 
Bluntfhli, Das Vollerrecht. 13 
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wurben weggenommen. Man fuchte biefes Ra ubrecht Damit zu vertheibigen, daß 
bie hülflofen Fremden Feinde und als ſolche rechtlos und ihre Güter herrenlos ges 
worden feien. Lie humanere Rechtsbildung ber neuen Zeit verwirft biefe Barbarei 
und achtet auch in bem Fremden fowohl das Necht ber Perfon als bas Eigenthum. 


335. 


Die Schiffstrümmer (Wrad) und die geftrandeten Waaren find fein 
Gegenftand der freien Occupation, außer wenn die Eigenthümer in un= 
zweideutiger Weile auf ihr Eigenthum verzichtet haben. Sie können von 
den Eigenthümern jederzeit jo lange angefprocdhen werden, als nicht Die 
Eigenthumsklage verjährt iſt. 


Dasjelbe Recht ſteht auch den Perſonen zu, welche auf dieſe Güter verſichert 
find. Das engliſche Schiffahrtsgeſetz von 1854 $ 477 verpflichtet die 
ganze UÜfergemeinde für ben Schaden einzuftehn, welcher von ben Uferbewoh: 
nern an dem Wradgute verübt worden ift, und bedroht überdem alle, welche fih an 
biefer unerlaubten Wegnahme beiheiligt haben, auch wenn Tein anderes Vergeben 
barin liegt, mit einer Geldbuße. 


336. 


Dagegen ift ein mäßiger Anſpruch auf Rettungs- und Bergelohn 
bon Seite der reitenden und bergenden Uferbetoohner wohl begründet. 


Der eigentlihe Bergelohn (Salvage) ſetzt einen Schiffbruch oder doch das 
Berlafjen bes Schiffs in Seenoth durch die Schiffsmannfchaft voraus. In andern, 
beziehungsweife mindern Fällen, in benen ber Schiffsmannſchaft nur dritte Perfonen 
zu Hülfe fommen, ift nur von Hülfslohn bie Rede. Vgl. über diefen Unterfchieb 
das deutſche Handelsgeſetzbuch Art. 742. Der Ausdrud Rettungslohn bes 
giebt fi vorzüglich auf die Rettung von Menfchenleben. In allen biefen Fällen 
find die Perfonen, welche gewöhnlich mit eigener Gefahr und ſchwerer Arbeit hülf⸗ 
reiche Dienfte Teiften, berechtigt, einen Lohn zu forbern. Aber es barf biefe Forde⸗ 
rung nicht fo weit gefpannt werden, daß diefelbe in ber Praxis wieder -zu einem 
verdedtten Raubrecht wird. Es barf nicht auf das Unglüd und die Noth der Sees 
fahrer fpeculirt, fondern nur Erſatz für nüßliche Dienfte verlangt werben. Das 
deutſche Handelsgeſetzbuch feßt für Bergelohn als äußerſtes Maß den britten 
Theil bes Werthes ber geborgenen Güter feft, welches nur in einzelnen Ausnahmen 
bis auf die Hälfte des Werthes erhöht werben barf, Art. 748. 749. Im Einzelnen 
enticheibet, wenn über das richtige Maß Streit entfteht, das richterliche Ermeſſen mit 
billiger Erwägung aller Umftände. Ebenda 744. Bon einem Rettungslohn 
für Menſchen ift in dem Geſetz nicht bie Rede. Indeſſen, wenn auch bas Leben 
ein unfhätbares Gut ift, fo ift doch die Arbeit für Erhaltung bes Lebens wohl zu 
ſchätzen und es ift zwedmäßiger, im Intereſſe der Lebensrettung, von Rechts wegen 
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für biefen Lohn zu forgen, der aus bem geretteten Gut zu bezahlen ift, als Alles 
von dem guten Willen ber Betbeiligten abhängig zu machen. Die Beflimmungen 
ber englijhen Schiffabrtsacte von 1854 finden fih Art. 458 f. Bol. 
v. Kaltenborn, Seerecht II. $ 147. 148. 


337. 


Die Uferftaten find völferrechtlich verpflichtet, fairht=bieh) die zur Ret⸗ 
tung in Seenoth befindlider Schiffe vorhandenen öffentlichen Anftalten auch 
im Dienfte der gefährdeten fremden Schiffe, ohne Unterfchied der Natio- 
nalität oder Religion zu verwenden und die ſchiffbrüchigen Perfonen und 
Güter möglihft zu ſchützen und zu bewahren. 


In England werben bie Beamten, welche den Auftrag haben, die zur Ret⸗ 
tung und zum Schuße ber gefährdeten Schiffe und ihrer Bemannung nöthigen Maß: 
regeln anzuordnen, receivers genannt. Sie find berechtigt, die allgemeine Bei 
bülfe der Küftenbewohner und ber in ber Nähe befindlihen Boote aufzurufen, 
Schiffahrtsacte von 1854 8 439 f. 


338. 


Jeder Stat ijt berehtigt, für die Ausgaben, welche er zur Rettung 
und zum Unterhalt de3 Lebens fremder Schiffbrüchiger gemacht hat, nöthi- 
genfalls bon deren Heimatsftate Erſatz zu fordern, wenn diefelben nicht in 
der Lage find, dieſe Koſten felber ohne Verzug zu erjeßen. Vorbehalten 
bleibt dem Heimatäftate der Regreß auf die betheiligten Privatperſonen. 
Die allgemeinen Anftalten dagegen für Rettung Schiffbrüchiger, welche der 
Stat getroffen hat, fallen auf feine Koften, und es ift dafür der andere 
Stat nicht zum Erſatze verbunden. 


Dieſe Erfaßforberung des States an ben Stat hat ihren Grund in ber ſub⸗ 
ſidiären Pfliht des States, das Leben. feiner Angehörigen im Notbfall zu 
ſchützen, einer Pflicht, welche freilich noch immer nicht in bem Umfang anerkannt ift, 
wie fie e8 verdiente. Indem der eine Stat für bie Fremden in ihrer Noth forgt, 
leiftet er baber auch bem Heimatsitate berfelben einen Dienft und leiftet das, was 
biefer nach natürlichem Necht in ber Noth feiner Angehörigen für dieſelben zu leiften 
hätte. Wird diefes Recht anerkannt, fo wird eher und befjer für Hülfe geforgt, und 
zugleih das richtige Verhältniß der Küftenländer gegenüber ben Binnenländern ges 
wahrt. Natürlich ift der Küftenftat nicht genöthigt, jene Forderung geltend zu machen 
und es fprechen auch manche Gründe der Zweckmäßigkeit, freilih nur unter der 
Borausfetung einer hoben Givilifationsftufe dafür, bag ein Küftenftat alle dieſe im 
Sntereffe der Humanität auch für Fremde gemachten Verwendungen auf feine 

13* 
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eigenen Koften übernimmt. Wird dieſe Sorge wechlelfeitig von ben Uferftaten 
geübt, fo liegt darin im Großen auch wieder bie Ausgleihung der Koften. 
Jedenfalls aber gehören bie Rettung sanftalten zu ben policeilichen Einrichtuns 
gen eines States, welche zunächft bem eigenen Statszwed dienen und find baber 
nicht in Anrechnung zu bringen. 


339. 


Keinem State kommt im Zuftande des Friedens eine öffentliche 
Gewalt über fremde Schiffe auf offener See zu. Die Flagge deckt das 
Säit 

Es ift das die Conſequenz der beiden Sätze a) baß das offene Meer von 
jeder befondern Statsgewalt frei ift und b) daß bie Schiffe ſchwim⸗ 
mende Theile ihres nationalen Statsgebiets find. Auf jedem Schiff 


bauert aljo das einheimifche Recht und bie einheimifche Statsgewalt fort, wenn es 
auf offener See ift und von jedem Schiff ift alfo fremde Statsgewalt ausge: 


ſchloſſen. 
340. 


Dagegen iſt jeder Stat verpflichtet, für Beſchädigungen oder Belei— 
digungen, welche durch die Mannſchaft ſeiner Schiffe gegen fremde Schiffe 
oder deren Mannſchaft auf offener See verübt werden, den Klägern gutes 
Recht zu Halten. Auch auf offener See ift die friedliche Rechtsordnung 
wechjeljeitig zu achten und die gewaltſame Selbithülfe nur in Nothfällen 
geitattet. 


Die Statenlofigfeit bes Meeres bedeutet nicht Rechtlofigkeit, fondern 
im Gegentbeil friedlide Rechtsgemeinfchaft aller Nationen. Als Noth⸗ 
fälle, welche die Selbfthülfe im Gegenſatze zu ber regelmäßigen Gerichtshülfe recht: 
fertigen, gelten a) alle Fälle der Notbwehr (vgl. unten$ 348) gegen böswilligen 
Angriff, b) die Fälle, in denen zur eigenen Rettung gegen bie Gefährdung 
von Seite eines andern Schiffes, auch wenn biefelbe nicht beabjichtigt und nicht als 
Vergehen zu betrachten tft, burchgreifende Maßregeln nothwendig erfcheinen, c) bie 
Bälle ber vorherigen Rechtsverweigerung von Seite bes fremben Stats. 


341. 
In Friedenszeiten ift Tein Stat bereditigt, fremde Schiffe in ihrer 


Fahrt auf offener See aufzuhalten, noch fie durch jeine Officiere zu be= 
ſuchen und Borzeigung ihrer Papiere zu fordern oder gar ihre Schiffs⸗ 


räume durchſuchen zu laffen. 
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Da Fein Stat eine Policeigewalt über fremde Schiffe auf 
offener See Bat, fo darf er auch Feine Handlungen vornehmen, welche fi nur 
aus einem Rechte ber Policeiaufficht erffären und begründen ließen. Die fremden 
Schiffe find durchaus nicht ſchuldig, anzuhalten, fondern berechtigt, ohne Rückſicht auf 
bie Zumutbungen eines andern Schiffs ihre Reife fortzufegen. Zumeilen haben wohl 
ſeemächtige Stuten weiter gehende Anfprüche gemacht und gelegentlich eine Art von 
Seepolicei aud über fremde Schiffe üben wollen. Aber es wird das heute nicht 
mehr zugeftanden und biefe Anmaßung ift wenigitens thatſächlich felbft von England 
aufgegeben. 


342. 


Wenn jedod die Mannjchaft eines fremden Schiffes in den Cigen- 
gewälfern eines States oder auf dem Lande ein Vergehen .verüht hat und 
deßhalb von der einheimifchen Strafgerichtsbarkeit verfolgt wird, fo darf die 
Verfolgung gegen das fliehende Schiff Über die Eigengemwäfler Hinaus in 
die offene See fortgejeßt werden. 

Sit aber einmal das Schiff diefer Verfolgung entgangen, jo darf es 
jpäter nicht mehr auf offener See von den Schiffen des verlegten States 
angegriffen werden. 


Die Verfolgung auf bie offene See hinein gilt bann nur als Fortſetzung 
ber in den Eigengemwäffern begonnenen Verfolgung und die Rechtfertigung die⸗ 
fer wird auf jene ausgebehnt. Dieſe Ausdehnung ift aber nöthig, um bie Wirk⸗ 
jamfeit des Strafrechts zu fihern. Diefelbe findet ihre nothiwendige Grenze, wenn 
die Verfolgung abgebrochen werben muß. 


343. 


Die Piratenfchiffe werden wegen ihrer Gemeingefährlichkeit nicht ge— 
duldet. Sie haben feinen Anfpruh auf den Schub der Ylagge und 
fönnen jeder Zeit auch auf offener See angegriffen und weggenommen 
werden. 

AUS Piraten-⸗, Räuber, Seeräuberſchiffe werden die Schiffe betrach— 
tet, welche ohne Ermächtigung eines kriegführenden States auf Beute fah- 
ren, fei e8 auf Menſchenraub, fei e8 auf Raub von Gütern (Schiffen 
oder Waaren) oder auch auf böswillige Zerftörung bon fremden Gütern 
ausgehen. 

Schon Cicero erflärt ben „pirata“ einen „communis hostis omnium * 


(de offic. I. 3, 29). Die Seeräuber gelten als Feinde bes Menjden- 
geſchlechts und ihre Unterbrüdung wird als ein Recht und eine Pflicht aller 
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civilifirten Staten betrachtet. Deßhalb wird auch gegen Seeräuber das Recht ber 
freien Schiffahrt und ber befonbern Nationalität nicht gewahrt. Das Intereſſe ber all: 
gemeinen Verfehrsficherheit vechtfertigt die Beſchränkung der allgemeinen Schiffahrtes 
freiheit. Die Seeräuber, welche jene fortwährend als Feinde bedrohen, bürfen ſich 
nicht auf bieje berufen. 

In ben meiften Erklärungen bes Begriffs wirb bie gewinnfücdtige Ab: 
ſicht ber Seeräuber, ber animus furandi, al8 Hauptmerfmal hervorgehoben. Die 
meiften Fälle bes Seeraubes haben auch unzweifelhaft biefen Charakter. Aber wenn 
ein Schiff in der Abficht ausfährt, frembe Schiffe, vielleicht einer verhaßten Nation 
zu zerſtören und ihre Güter zu verfenfen oder an dem Ufer Verbeerungen anzu: 
richten, bie Häufer in Brand zu fteden, und das Alles nicht aus Gewinnfucht, fons 
bern aus Haß oder Race, fo wirb aud ein ſolches Schiff als Piratenfchiff zu 
betrachten fein, weil bie Gemeingefährlichfeit biefelbe und das Verbrecherifche folcher 
Unternebmungen ebenſo offenbar ifl. Der Richter Jenkins erflärte folgende 
3 Merkmale für nöthig zum Begriff bes Seeraubs: a) gewaltfamer Angriff, b) Weg: 
nahme fremden Guts, c) Erregung von Furcht des Beraubten. Phillimore IJ. 
F 335. Dem zweiten Merkmal fügen Andere mit Recht zu oder Morb oder Men: 
ſchenraub. Daß das britte nothwendig fei, darf billig verneint werben, benn bie 
Seelenftimmung bes Verletzten ift für das Verbrechen ohne Bedeutung. Auch 
wenn bie Angegriffenen fich nicht fürchten und den Kampf mit ben Seeräubern fieg- 
reich durchfechten, find biefe bennoch als Seeräuber zu beitrafen. 


344, 


Wenn ein ernſter Verdacht befteht, daß ein Schiff ein Räuberſchiff 
fei, jo ift jedes Kriegsfchiff eines jeden Stats als ermächtigt zu betrachten, 
dasſelbe anzuhalten und zu unterjuchen, ob jener Verdacht begründet ſei. 


Wenn einige Schriftfteller auch in diefem Falle ben Kriegsjchiffen das Recht 
abiprechen, Seepolicei zu üben und ein verbächtiges Piratenſchiff anzuhalten, jo ver: 
kennen fie das bringende Bebürfniß aller Nationen, von ber Seeräuberei befreit zu 
werben. Würde bie fonftige Regel, daß fein Stat auf offener See über frembe 
Schiffe eine Macht üben dürfe, abſo lut feftgehalten, jo wäre bamit bie Verfolgung 
ber Seeräuber in ben meiften Fällen unmöglich gemacht. Jene Megel aber wirb 
anerkannt im Intereſſe der Sicherheit und Freiheit ber friedlichen Seefahrer. In 
bemjelben Intereſſe wird berfelben bie ergänzende Ausnahme hinzugefügt, daß 
alle Staten gleichmäßig berechtigt find, die Raubſchiffe als Feinde zu verfolgen. 
Zu biefem Behuf müſſen fie dieſelben auch ihrerfeits angreifen können, wenn fie fich 
zeigen. 


345. 
Ergibt ſich bei der Prüfung, daß der Verdacht unbegründet fei, fo 
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ift daS angehaltene Schiff berechtigt, Genugthuung und je nach Umfländen 
Schadenserſatz zu fordern. 


Es ift das die Garantie gegen Mißbrauch jenes Verfolgungsrechts zum Nach: 
theil ber rechtmäßigen Schiffahrt. 


346. 


Erſcheint der Verdacht begründet, jo wird das Räuberſchiff als Prife 
genommen. Dasſelbe Tann in_jeden Hafen eines civilifirten States, nicht 
nothwendig des Nehmeftates, gebracht und daſelbſt die Mannfchaft vor 
Gericht geftellt und beftraft werden. Das betreffende Priſengericht entſchei⸗ 
det auch über Schiff und Gut. 


Dem Recht der Verfolgung, woran alle civiliſirten Staten gleichmäßig Theil 
haben, entſpricht das Recht der Beſtrafung, worin wieder alle Staten concur⸗ 
riren. Aber das gilt nur von der völkerrechtlich anerkannten Seeräuberei 
und iſt keineswegs auf die Fälle auszudehnen, welche nur nach beſonderem 
Landesgeſetz als Piraterie behandelt werden. Für ſolche Fälle gelten die ge⸗ 
wöhnlichen Grundſätze der Gerichtsbarkeit. Val. Wheaton, Intern, Law, edit. 
8. by H Dana. Boſton 1866. 8 124. 


347. 


Inſoweit feine ‚andern Eigenthumsrechte als der Räuber felbft in 
Betracht Tommen, wird das genommene Räuberſchiff ſammt der Bewaff⸗ 
nung und Ladung als gute Seebeute dem State zugeſprochen, deſſen 
Schiff das Räuberfhiff genommen hat. Es hängt von diefem State ab, 
die Mannſchaft des Kriegsſchiffes dafür zu belohnen. 


Es ift das eine analoge Anwendung des Kriegsrehts auf Seebeute, welche 
wieder damit erflärt wird, daß die Seeräuber Jeinbe aller Staten find. 


348. 


Wird ein Privatſchiff von einem Seeräuberſchiff angegriffen, aber dieſes 
von jenem überwunden und iſt der Sieger außer Stande, die gefangenen 
Räuber ſicher zu verwahren und nach einem geeigneten Seehafen, der in ſeiner 
Richtung liegt, abzuliefern, Jo iſt derſelbe berechtigt, ſtandrechtlich über die 
Räuber zu richten und ein Todesurtheil ſofort zu vollziehen. Es iſt jedoch 
in ſolchen Fällen ein ſorgfältiges Protokoll über die Zuſ ammenfegung und 
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die Verhandlung des Gerichts, die Ausfagen der Zeugen und die Verthei⸗ 
digung der Angeklagten aufzunehmen. 


Die Vertheidigung ber Handelsfchiffe gegen die Seeräuber ifl, wenn irgend 
eine Ausficht auf Erfolg vorhanden ift, nicht bloß cin Recht, ſondern eine Pflicht der 
Mannſchaft. (Vgl. Kaltenborn, Seerecht I. ©. 181.) Es iſt bas ein Fall be- 
rechtigter Selbfthülfe (oben $ 243), in welchem bie Gewalt des Capitäns fi 
bis zur Gerichtsgewalt fteigert. „ES gebt den Räubern an bie Ran”, ift bie alte 
Seemannsbrohung. Aber wenn bier der Selbfthülfe eine fo eingreifende Wirkſamkeit 
verftattet wird, fo ift es auch eine Nechtepflicht derer, welche fie üben, ben Aus: 
nahmefall genau und forgfältig zu conflatiren, und zugleich eine Garantie gegen ben 
möglichen Mißbrauch jenes Nothrechts zu ungerechter Gewalithat. 


349, 


Da fein Stat im Frieden beredtigt ift, Seebeute zu machen, jo 
darf auch Fein Stat im Frieden Schiffe ermädhtigen, auf Beute auszu= 
fahren. Geſchieht es dennoch, ſo macht fi) der Stat der Piraterie ſchul⸗ 
dig. Alle civilifirten Staten find in diefem Falle beredtigt, den Piraten- 
ftat al3 einen gemeinfamen Yeind zu befämpfen, und denfelben zu zwin- 
gen, daß er für den verübten Schaden Erſatz Ieifte, Genugthuung und 
Garantien für künftige Beachtung des Völkerrechts gebe. 


1. Während langer Zeit erniebrigten ſich die europäifchen Staten dazu, an bie 
Piratenftaten ber nordafrifanifhen Seefüfte Tribut zu bezahlen, um da⸗ 
durch für ihre Handelsſchiffe Sicherheit gegen ben Seeraub zu erkaufen. Erſt in 
unferer Zeit ift enblid) das Mittelländifche Meer von biefer Gefahr befreit und bat 
bie unwürdige Duldung von Piratenftaten nun aufgehört. 

2. Auch in dieſen Fällen find die Kriegsfchiffe aller Staten veranlaßt und er= 
mädhtigt, ſolche Piratenfhiffe auf offener See anzugreifen und wegzunehmen. Wie 
Mannſchaft derſelben Tann aber in biefen Falle, weil fie die Erlaubniß ihres States 


. für fih bat, nicht wegen PBiraterie gerichtet werben, fondern ift in ber Regel als 


friegsgefangen zu behandeln. So wurde von dem englifchen Abmiralitäts- 
gerihtshof (Richter Sir Jenkins) im Jahr 1668 entfchieden, als Algieriiche Pi: 
raten am ber Iriſchen Küfte gefangen wurden. Phbillimorel.355. Wildman 
1.©.202. 

3. In bem großen amerikaniſchen Bürgerfriege erklärte ber Präfident 
Lincoln (19. April 1861) alle ſüdſtatliche Kaperſchiffe als Piratenjchiffe 
unb bebrohte biefelben mit ber Strafe ber Seeräuber. Indeſſen erklärte ſich das 
englifche Oberhaus gegen biefe Ausdehnung des Begriffs als nicht im Völkerrecht 
begründet; und thatfächlich wurden au in ben Nordftaten gefangene Seeleute ſolcher 
Kaperſchiffe als Kriegsgefangene behandelt. Wheaton Intern, Law. $ 125. Anm. 
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350. 
Wenn von Schiffsleuten eines nationalen Schiffes, d.h. eines Schiffes, 


— un — 


welches ſich nicht dem Verbande mit einem geordneten State entzogen hat, 
auf offener See Raub oder Mord oder andere Verbrechen verübt werden, 
ſo iſt die völkerrechtliche Gerichtsbarkeit über Seeräuber nicht begründet, 
ſondern nur die ſtatsrechtliche des States, welchem das Schiff zugehört. 


Anders iſt es, wenn die aufrühreriſche Schiffsmannſchaft eines unter natio⸗ 
naler Flagge fahrenden Schiffs nun ſich von der Statsordnung losgeſagt, und eigen⸗ 
willig Räuberei betreibt. Dadurch wird das Schiff zum Piratenſchiff. Ueber einen 
Fall der Art aus den Chileſiſchen Gewäſſern berichtet Phillimore I. 357. 
Wenn glei bie von einem engliichen Kriegsſchiff gefangene Mannſchaft an bie Ges 
richte von Chili zur Beſtrafung überliefert wurde, fo erachtete ſich boch ber englifche 
Admiralitätshof ebenfalls für zufländig. Dagegen gilt für alle andern Verbrechen, 
bie nicht völferredhtlich als Seeräuberei betrachtet werben, bie ordentliche Gerichtsbarkeit. 


351, 


Das freie Meer darf nicht zur Zufuhr von Sclaven über See mip- 


braucht werden. 
Die Schiffe, welche gegen das völkerrechtliche Verbot Sclaven füh— 


ren, unterliegen aber zunächſt der Gerichtsbarkeit des States, welchem ſie 
angehören. 


Das heutige Völferrecht verwirft die Snflitutionen ber Sclaverei als einen 
Widerſpruch des natürlichen Menſchenrechts. Vgl. darüber Bud V. Abſchnitt 1. 
Früher galt der Handel insbefondere mit farbigen Sclaven als erlaubt, und noch 
in bem Frieden von Utrecht von 1713 Tieß fich England von Spanien aus⸗ 
drücklich das Recht zufichern, eine beftimmte Anzahl Negerfelaven alljährlich in bie 
Spanifchen Eolonien einzuführen. Seither hat das moderne Rechtsgefühl biefen 
Handel als ein Berbrehen gegen bie Menſchlichkeit gebrandmarft. Auf 
dbem Wiener Congreß erflärten am 8. Febr. 1815 im Anſchluß an ben Zuſatz 
bes Pariferfrieden 8 zwifchen England und Franfreih vom 30. Mini 1814 bie 
verfammelten Mächte ihr Verlangen „de mettre un terme au fl&au qui avait si 
longtemps de6sol6 l’Afrique, dégradé l’Europe et afflig6 ’humanits“ und vers 
fprachen einander beizuftchen in der möglichft baldigen „abolition universelle de 
la traite des nègres“ (Whenton histoire I. 183). Auf den Gongreilen von 
Aachen 1818 und Verona 1822 wurde bie Abfchaffung bes Negerban: 
dels neuerdings im Princip ausgefprocdhen. Vor allen andern Staten wır Eng: 
land bemüht, dieſen fchändlichen Seehandel zu unterdrüden und ſchloß mit einer 
großen Anzahl von Staten darüber befonbere Verträge ab. Das Verzeichniß biefer 
Derträge gibt Phillimore I. $ 307. Bon größter Bedeutung waren insbejon- 
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bere die Verträge mit Frankreich (Verträge von 1831. 1833. 1845), mit Spas 
pien (1817. 1822. 1835), mit Portugal (1826), mit ben europäifchen Nord 
und Oftmädten Defterreih, Preußen und Ru Blanb (1845), mit ben Ber: 
einigten Staten von Norbamerifa (1842). 

In vielen Verträgen und Geſetzen wirb biefer verbotene Handel ber See: 
räuberei gleihgeftellt und werben bie Sclavenfchiffe wie Piraten- 
ſchiffe bedroht. Indeſſen ift dieſe Gleichſtellung durchaus nicht ſelbſtverſtändlich 
und es läßt ſich der völkerrechtliche Begriff der Piraterie nicht ohne weiters auf ganz 
andere Handlungen übertragen. Die Piraterie gefährdet die Sicherheit des geſamm⸗ 
ten Seeverkehrs, der Sclavenhandel bedroht den Seeverkehr gar nicht, ſondern bedroht 
nur das Menſchenrecht in ſeiner eigenen Ladung. Die Piratenfchiffe erkennen Feine 
geordnete Statsgewalt über ſich an, bie Sclavenſchiffe fahren unter nationaler Flagge. 
Die Unterdrüdung bes Sclavenhandels hat daher auch nicht benfelben nationalen 
Charafter wie die Verfolgung der Seeräuber. Deßhalb befteht auch Feine allge⸗ 
meine Concurrenz aller Staten in ber Gerichtsbarkeit über bad weggenom⸗ 
mene Sclavenfchiff, fondern ift zunächſt bie nationale Gerihtsbarkfeit 
begründet. 


352, 


Someit durch Statenverträge ein Bejuchd oder Durchſuchungsrecht 


gegen die eigenen Schiffe fremden Kriegsſchiffen zu dem Behuf geftattet 
toorden ift, um verdächtige Sclavenſchiffe anzuhalten. und je nad) Umſtän— 
den zur Verantwortung zu ziehen, ift Oigelbe auszuüben. 

Aber es verfteht fich ein folches Recht nicht von ſelbſt, audy nicht 
gegen Schiffe eines Stats, mweldher die Zufuhr von Negerfclaven mit den 
Strafen gegen Seeraub bedroht. 


Die Schwierigkeit, das Verbot bes Sclavenhandels auf offener See durchzu⸗ 
führen, ohne zugleih bie völferrehtlihe Selbftändigfeit ber Flagge 
und die freie Schiffahrt zu gefährden, ift bei ben diplomatiſchen Verhand⸗ 
lungen fehr entfcheibend hervorgetreten. Als eine englijche Parlamentsacte vom Jahr 
1839 die englifchen Kreuzer ermächtigte, auf verbächtige Portugiefifche Sclavenfchiffe 
zu fahnden, wurde biefelbe vieljeitig als eine völferrechtswidrige Anmaßung Englands 
getabelt. Durch den Vertrag Englands mit Portugal von 1842 mwurbe ein 
wecfelfeitiges Unterfuchungsrecht (right of search) zugeftanden. In dem Vers 
trag ber fünf europäifhen Großmächte von 1841 war erklärt, baß bie 
Sclavenfhiffe „ven Schuß ber Flagge” einbüßen und daß bie Mächte ihren bevoll⸗ 
mächtigten Kreuzern bas Recht wechfelfeitig zugeftehn, jedes Schiff, das einer ber be⸗ 
treffenden Nationen angehört, aus verftändigen Verbachtsgründen zu unterfuchen. 
Indeſſen fol dieſes Redt, „droit de visite“ genannt, nicht im Mittelänbijchen 
Meer und nur bis zum 32% nördlicher und zum 45. Grad füdlicher Breite in dem 
atlantifhen Deere geübt werben. Indeſſen wurbe diefer Vertrag von bem franzö- 
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ſiſchen Könige nicht ratificirt, eben weil gegen dieſes Unterfuchungsrecht fich ernite 
Bebenten erhoben. Die Diplomatie fing nun an, genauer zwilchen einem Beſuchs⸗ 
tet, droit de visite, im engern Sinn und einem Durchſuchsrecht, 
droit de perquisition, zu unterſcheiden. Endlih Tam im Jahr 1845 ein 
Vertrag zwilhen England und Frankreich zu Stande, in welchem zwar das 
alte Droit de visite (im weitern Sinn) aufgegeben, aber doch in Art. 7 beitimmt 
wurbe, baß die beiderfeitigen Kreuzer an ber afrifanifchen Küfte ermächtigt feien, bie 
wirkliche Nationalität der Schiffe zu prüfen, welche unter englifcher 
ober franzöfifcher Flagge fahren, und vieleicht nur unter biefer Flagge ihren Sclaven⸗ 
handel oder andere Verbrechen zu verbergen juchen. Zu biefem Behuf muß aber 
natürlich das fremde Schiff doch beſucht und feine Papiere müſſen eingefehen wer: 
ben. Ergibt ſich dabei, daß das Schiff wirflich einer Nation zugehört, deren Regie 
rung das Unterfuhungsrecht nicht anerkennt, jo muß dasjelbe ohne Verzug verlaffen 
und jedenfalls über das ganze Verfahren genaues Protokoll geführt werden. Die 
Snftructionen ber beiden Staten an ihre Kreuzer find genau und werben wechjelfeitig 
mitgetheilt. Die Tebhaftefte Einfprahe machten bie Bereinigten Staten von 


" Nordamerika gegen das Durchſuchungsrecht, indem fie bie Gefahr für bie freie 


Schiffahrt Tebhaft betonten, welche eine derartige Seepolicei vorzüglich Englands zur 
Folge haben würde. Der Präfident Webfter behauptete, daß das Droit de visite 
und bas rhigt of search bisher immer als basfelbe Recht betrachtet und nur 
als Kriegsrecht, nicht im Frieden anerkannt worben fei. Die Vereinigten Staten 
erffärten daher, ein derartiges Necht Feiner Seemacht zuzugeſtehen. Dagegen vers 
ftanden ſich die Vereinigten Staten bazu, an ber afrikaniſchen Küfte gemeinfam mit 
England Kreuzer zu halten, um den Sclavenhandel möglichft zu verhindern. Man 
fieht, der Widerfpruch der Vereinigten Staten war von Einfluß auch auf das Ver: 
halten von Frankreich. Auch mit Brafilien gerieth England über biefe Seepolicei 
im Jahr 1845 in Streit. Seither hat fi die Gefahr einer ungebührlichen Sees 
herrſchaft Englands erheblich vermindert, inden auch andere Staten eine anfehnliche 
Kriegemarine inzwifchen gejchaffen haben und England bie Freiheit bes Meers im 
Princip und in deffen Confequenzen umfaflender als früher anerkennt. Mir fcheint, 
baß ein wechfelfeitiges Beſuchs recht gegenüber von Schiffen, welche verdäch⸗ 
tig find, eine falfche Flagge zu führen und zugleich als Sclavenfchiffe benutzt zu 
werden, wenn biefes Recht in wohlgeordneten Formen und mit den nöthigen Ga⸗ 
rantien gegen Mißbrauch ausgeübt wird, gefahrlos für den redlihen Schiffahrtsver⸗ 
fehr und dennoch ein nothwenbiges Mittel jei, das Verbot ber Negerzufuhr wirkſam 
zu machen. Das andere Mittel, eigene Kreuzer zu halten, welche fortwährend eine 
Küfte beauffichtigen, ift zu koſtbar und in ber Praris ohne Anhalten ber verbächtigen 
Schiffe doch nicht durchzuführen. Der Beſuch des vermeintlichen Sclavenſchiffs bat 
fich jedoch fürs erfte auf bie Prüfung ber Nationalität bes Schiffs zu 
befchränfen umd darf nur, wenn weitere Verdachtsgründe fich ergeben, 
zu eine Durchſuchung führen. 
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5.4 Yon den Stlatsdienſtbarkeilen. 
398. 


Wenn die Gebietshoheit eines. States zu Gunften eines andern 
Stateg — oder ausnahmsweile auch zu Gunſten einer unter völferrecht- 
lichem Schutze ftehenden Körperſchaft oder Yamilie — vertragsmäßig und 
dauernd beſchränkt wird, ſo wird dieſe Beſchränkung Statsdienſtbarkeit 
genannt. 


Wir nennen diejenigen Beſchränkungen der Gebietshoheit, welche aus dem 
völkerrechtlichen Zuſammenhang der Staten und aus der allgemeinen Natur der 
Verhältniſſe mit Rechtsnothwendigkeit ſich ergeben, wie die Pflicht zum Geſanten⸗ 
verkehr und Fremdenſchutz, die Gewährung der freien Schiffahrt auf den großen 
Strömen und am Küſtenſaum u. dgl. nicht Dienſtbarkeiten, weil fie zu der reg el: 
mäßigen Rebhtsorbnung gehören, weil hier die Statshoheit felbft als ein ba: 
durch nothwendig bejhränftes Necht erjcheint. Die eigentlichen Statsdienft- 
barfeiten verſtehn fich nicht won jelber, fondern bedürfen einer bejondern Begründung 
im einzelnen Zal, Sie find ein jus singulare, für welches Teine Vermuthung 
ſpricht. 

Die Analogie ber privatrechtlichen Grundſätze über die ſogenannten Prädial⸗ 
fervituten darf nur mit Vorſicht angewendet werben, weil es ſich hier nicht um 
Berhältniffe Handelt, weldhe der Wilfür von Privatperfonen anbeimfallen, 
jondern um Zuſtände, bei welden Das Wohl der Völker betheiligt ift. Die 
Sicherheit und Unabhängigkeit der Staten ift doch ein ganz anderes Ding als bas 
Grundeigenthum und daher eine Beſchränkung derſelben von ganz anderer Wirfung 
als eine Privatjervitut. 


354, 


Der Begründung einer Statsdienftbarfeit durch Vertrag fteht die 
Berufung auf unvordenklichen Beſitz gleich, infofern aus der fortdauernden 
Ausübung ſolcher Beſchränkung ohne Widerſpruch des beichränkten States 
auf die Anerkennung der Dienftbarkeit durch diefen geſchloſſen werden kann. 


68 ift unmöglich, die herkömmlichen Statsdienftbarfeiten zu ignoriren, 
aber man darf doch nicht Teichthin derartige Beſchränkungen als urfprünglid 
gemwillfürte annehmen. Vielmehr bedarf es eines firengen Beweiſes dafür, daß 
nicht etwa der befchränfte Stat bloß gutwillig und aus Freundlichkeit für ben Nach: 
barn, aber ohne Nechtsverbindlichfeit ſich bie thatfächliche Beſchränkung babe gefallen 
laſſen, fondern dieſelbe als nothwendig und bindend anerfannt babe. 
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350. 


Die Statödienftbarkeiten beftehen entweder darin, daß der dienende 
Stat um derjelben willen verhindert wird, feine Statshoheit in einer bes 
fimmten Richtung vollftändig auszuüben oder darin, daß derjelbe genöthigt 
wird, eine_ftatliche Action des fremden berechtigten States innerhalb ſeines 
Gebietes zu dulden, die er ohne die Dienſtbarkeit verwehren dürfte. 


Die erſtern Dienſtbarkeiten beſtehen im Nichtt hun (in non faciendo) und 
find von negativer Wirkung, die letztern dagegen find poſitiv und beſtehn im 
Dulden eines Thuns (in patiendo) von Seite bed berechtigten Stats. 


356. 


ar Segative-Dienftbarteiten find: 

1 a) die Beichräntung eines State8 in der Größe feines Heeres 
| oder in der Anlage und Zahl feiner Kriegsſchiffe oder in der von 
| Feſtungen u. 7. f., 

2%) die DVerpflihtung eines Stats, ſich jeder an fich begründeten 
Gerichtsbarkeit Über die Angehörigen des berenhtigten States zu 
| enthalten, 

' 38) die Schranken, welche der Ausübung der Sirchenhoheit aus Nüd- 

| fidt auf den berechtigten Stat gejeßt werden, 
4%) die theilweife Befreiung gewiſſer Körperſchaften, Stiftungen oder 
Stände von der Steuerpfliht in dem dienenden State, wenn 
diefelbe mit Rüdficht auf einen berechtigten Nachbarftat zugeftan- 

_ ben iorben ilt, 

Je) die Verhinderung von Zollftationen zu Gunften des freien Grenz⸗ 

verkehrs der Nachbarn. 


Es find das nur einzelne Veifpiele, welche diter vorfommen und meiftens in 
Friedensverträgen näher beflimmt ober bei Gebietsabtretungen vorbehalten worben 
find. 


357. 


Beilpiele von pofitiven Dienftbarkeiten find: 
1%) das Recht eines fremden Stats, die inländiichen Straßen zu 
feinen Truppenmärfchen zu benuben (Etappenftraßen), 
23) das Recht eines fremden Stats, einen inländifchen Gebietätheil 
unter Umfländen mit feinen Truppen zu bejeben, 
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3%) das Recht eines fremden Stats, feine Gerichtsbarkeit oder Po- 
liceigewalt oder Steuerhoheit auf einen inländifchen Gebietätheil 
auszudehnen, 

Fa) das Recht, Zollſtationen daſelbſt anzulegen und zu unterhalten, 
Durchſuchungen dort vorzunehmen, 

5%) das Recht, Poftanftalten dafelbft zu errichten und das Poſtregal 
auszuüben. 


358. 


Im Zweifel iſt allezeit zu Gunften der dienftfreien Stat3hoheit und 
die anerfannte Dientbarfeit als ein Ausnahmerecht in bejchränfendem Sinne 
zu interpreticen. 


Je größer ber Werth ift, welchen die moberne Statsentwidiung ber Ein: 
heit und Freihe it bes Stats zufchreibt, um fo weniger günftig werben biefe 
Dienftbarfeiten betrachtet, welche innmer jener Ginheit Abbruch thun, indem fie bie 
wenn auch beichränfte Herrichaft eines fremden States begründen, unb immer bieje 
Zreiheit hemmen, indem fie ben einbeimifchen Stat verhindern, feine Souveränetät 
volftändig auszuüben. Sie find daher weit hinfälliger als bie privatrechtlichen Sers 
vituten, indem fie unter Umftänden von einer neuen Statsentwidlung verbrängt und 
befeitigt werben. Vgl. F 359. 


359. 


Cine Statsdienftbarkeit geht unter | 

I) duch einen Befreiungsvertrag des pflichtigen mit dem berechtigten 
Stat, 

zb) durch Verzicht des bereihtigten Stats. Als Verzicht ift auch ein 
über ein Menſchenalter fortgefegter Nichtgebrauch anzufehen, wenn 
die Beranlafjung zum Gebrauch wiederholt gegeben war, 

I) wenn diefelbe aufgehört hat, mit der Entwidlung des Völlerrechts 
verträglich zu fein, 

+) wenn diejelbe mit der naturgemäßen Fortbildung der Statsver⸗ 
fafjung oder mit den öffentlichen Zuftänden und Bedürfniffen des 
pflichtigen Landes unverträglih und deßhalb unleidlih und un- 
ausführbar geworden ift. 


Da das Statsreht und ebenfo das Völkerrechtnur um ber gemeinfamen 
öffentlihen Bedürfniffe willen als notbwendige Orbnung ber 
dffentlihen Zuſtände beflebt, fo Tann es auch im Einzelnen nicht aufrecht 
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erhalten werben, infofern e8 mit ber allgemeinen Entwidlung nicht zugleich fort: 
dauern kann. Dieſe Entwidlung kann und darf nicht durch Verträge, welche einer 
andern vergangenen Zeit angehören und damals einen Sinn hatten, der inzwiſchen 
verloren gegangen ift, verhindert werben. Denn das bieße bie Staten und bie 
Menſchheit an der Erfüllung ihrer Beſtimmung verhindern und bas Weſen bes 
Rechts felber verberben. In biefer Weije find unzählige Statsbienftbarfeiten, welche 
im Mittelalter entftanden waren und damals zu ber herrſchenden Lehensverfaffung 
paßten, feit ber Ausbildung bes modernen States mit dem Lehensredhte untergegans 
gen. Wenn ein Stat in feinem Innern Einheit und Gleichheit der Rechtspflege 
einführte und in Folge deſſen die patrimoniale Gerichtsbarkeit ber Grundherrn ab: 
Schaffte, fo ließ er ich auch nicht abhalten, aus benjelben Gründen und einfach durch 
feine Verfaffungs: und Gejegesreforn bie patrimoniale Gerichtsbarkeit eines fremden 
Landesherrn in feinem Lande abzufjchaffen, welche mit jener grundherrlichen Gerichts: 
barfeit des einheimifchen Adels wejentlich identifch und ganz eben jo wenig mit ben 
modernen Grunbjägen ber Rechtepflege verträglich ift. In ähnlicher Meife ift befonders 
feit der franzöfifchen Revolution die vom Mittelalter überlieferte Verflechtung 
verfhiedener Landeshoheiten auf bemfelben Gebiete gelöst und ein 
einfacheres und gleichmäßigeres Rechtsverhältniß hergeftellt worden. 





Fünftes Bud, 
Die Statshoheit im Verhältniß zu den Perfonen. 
1. Schuß der perfönlihen Zireiheit. 


360. 


Es gibt Fein Kigenthum des Menjchen am Menſchen. Sieber 
Menſch it Perjon, d. h. ein rechtsfähiges und mit Recht begabtes Weſen. 


Diefer natürliche Rechtsſatz, der ſchon von ben römifhen Juriſten erfannt 
wurde, ift während Jahrtauſenden von ben meijten Völkern gegen ihr beijeres Ges 
wiffen mißachtet und verbunfelt worden. Im Altertum bat man fi, um bie un⸗ 
natürliche Sclaverei zu rechtfertigen, auf bie gemeine Rechtsübung ber Völker, bas 
jus gentium berufen. Nur ganz allmählih und langfam Hat die europäifche Eivis 
lifation jenen fhändlihen Mißbrauch ber Gewalt bes herrſchenden über ben dienens 
ben Menſchen, ben man Eigentbum nannte unb mit bem Eigenthum an Hausthieren 
auf Eine Linie ftellte, gemildert und endlich abgeſchafft und das natürliche Menſchen⸗ 
recht ber Perſon anerkannt. Als bereits in Stalien, in England und in Frankreich 
bie Eigenſchaft aufgehoben war, beitand biefelte noch in einigen beutfchen Ländern 
fort, und fpäter als in Deutſchland, erſt in unfern Tagen wurde fie in Rußland 
befeitigt. So bildete fi) nad und nach bas europäifhe Recht aus, welches bie 
Sclaverei nit mehr als wirkliches Recht in Europa gelten ließ, fondern bie pers 
ſoͤnliche Freiheit als Menſchenrecht ehrte. Nachdem bie Vereinigten Siaten von 
Nordamerika fi) ebenfalls gegen bie Sclaverei der Schwarzen erklärt und innerhalb 
ihres Machtbereichs bie wider ſtrebenden Staten genöthigt haben, bie perfönliche reis 
beit und bie bürgerlichen Rechte auch ber bunfeln Raſſen anzuerkennen, ift jenes 
Menſchenrecht au in Amerika durchgedrungen und nunmehr zu allgemeiner 
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Anerkennung in dem Rechtsbewußtſein ber chriſtlichen Welt gelangt. Die chine⸗ 
ſiſche Cultur in Oftafien batte ſchon Tange vorher denfelben natürlichen Rechtsſatz 
anerkannt. Man barf daher in Zufunft nicht mehr wie bisher die Berufung auf 
die Souveränetät einzelner Staten gelten lafjen, welcher e8 nicht verwehrt werben 
bürfe, bei ſich die Sclaverei feftzubalten oder einzuführen. Höchſtens bürfen Weber- 
gangsbeſtimmungen, welde aus ber herkömmlichen Eclaverei [chrittweife zur perſön⸗ 
Jihen Freiheit binüberleiten, geachtet werden. Die Souveränetät ber Staten barf 
nicht mehr fo ausgeübt werben, daß dadurch das höhere und allgemeinere 
Recht der Menſchheit vernichtet wird, benn die Staten find menſchliche Orga- 
nismen und pflitig, das allgemein erfannte Menſchenrecht zu refpectiren. 


861. 


Das Völkerrecht erkennt Tein Recht der Sclaverei an, weder wenn 
Cinzelne noch wenn Staten fie behaupten. 


Es ift das nur ber negative Ausbrud bes obigen Principe ber perjönlichen 
Freiheit, welche das Völkerrecht anerkennt. 


362, 


Menn fremde Sclaven den Boden eine freien States betreten, fo 
werden fie jofort von Rechts wegen als Freie betrachtet und ohne daß es 
einer Freilaſſung des Herrn bedarf, auch gegen dielen in ihrer Treiheit 
geſchützt. 


Die Luft des freien Stats macht noch ſchneller und entſchiedener frei, 
als im Mittelalter die Luft der freien Stadt. Damals bedurften die eigenen 
Leute, welche in die Stadt geflüchtet waren, einer Erſitzung der Freiheit von Jahr 
und Tag und waren meiſtens vor Ablauf derſelben der Vindication der nachjagenden 
Herrn ausgeſetzt. Wenn heute ein fremder Herr mit ſeinen Sclaven als Dienern 
in ein freies Land kommt, wohin auch die Fahrt in freiem Schiffe auf offener See 
gehört, jo find bie letztern berechtigt, gegen jede Gewalt bes Herrn ben Schuß ber 
Gerichte und je nah Umftänden der Policei anzurufen. Dieſer Schutz wirb unbe: 
denklich gewährt, ohne daß ber betreffende Sclavenftat ſich deßhalb als über bie 
Mißachtung feines nationalen Rechts befchweren Tann, denn bas Völkerrecht Hält die 
Sclhaverei nirgends mehr für Recht. 


363. 


Es wird weder überfeeifcher Handel mit Sclaven, noch werben 
Sclavenmärkte geduldet. 
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Bielmehr ift es da3 Recht und die Pfliht der civilifirten Staten, 
wo ſolche Mißbräuche noch geübt werben, deren Abſtellung zu fürdern. 


England gebührt ber Ruhm, die Barbaresfenftaten zuerft theils durch diplo⸗ 
matiſchen Einfluß, theils durch Triegeriihen Zwang (Beichießung von Algier im 
Auguft 1816) dahin gebradht zu haben, baß fie auf die Chriftenfclaven Berzicht lei⸗ 
fteten, für Gegenwart und Zukunft. Auch Frankreich wirkte in berfelben Richtung. 
Die europäiiche Diplomatie erreichte auch in Gonftantinopel ähnliche Zugeftändniffe. 
Aber noch ift bie Sclaverei, und find felbft bie Sclavenmärkte abgejehen von Süd⸗ 
amerifa, wo fie nun im Erlöfchen begriffen find, bei den rohen Nationen von 
Mittelafien und im Innern von Afrika, welche von ber Bewegung ber chriftlich- 
ariſchen Eivilifation bisher wenig berührt find und ber Ausbreitung der Humanität 
noch viele Hinbernifje entgegenfeßen, noch in voller Uebung. Aulett werben aber 
auch dieſe barbariſchen Raſſen oder halbbarbariihen Nationen der wachlenden Macht 
des bumaner geworbenen modernen Bölferrechts ſich nicht entziehen können. 


2. Bon der Htalsgenoffenfhafl. 
364. 


Jedem Stat fteht das. Recht zu, jelbftändig feſtzuſetzen, unter wel⸗ 
hen Bedingungen feine Statsgenoſſenſchaft (Stat3angehörigkeit) erworben 
und verloren werde. 


Es ift das zumächlt eine innere Angelegenheit bes States und daher 
eine ſtatsrechtliche, nicht eine völferrechtliche Frage. Aber injofern als bie Ans 
gebörigkeit eines Individuums zu einem bejtimmten State auch von fremden Staten 
zu beachten ift, fchließen fich internationale Wirkungen an ben flatsrechtlichen Ent: 
ſcheid an und bat ſich das Völkerrecht bamit zu befafjen. 

Die Grundfäte, welche in ben verichiebenen Ländern beachtet werben, find 
noch fehr verihieden. In den einen Staten wirb vorzugsweile auf ben perjön= 
lichen Samilienzufammenbang (Abſtammung und Ehe) gejehen, in ben 
andern mehr auf bie örtliche Beziehung zum Lande (Geburtsort, Wohnort) 
ber Nachdruck gelegt. Vgl. Bluntſchli, Allgem. Statsredht. Buch II. Cap. 20 (19). 


365. 


Im Zweifel wird angenommen, daß die Ehefrau durch die Heirat 
in die Statögenoffenfchaft ihres Ehemannes eintrete, und daß die ehelichen 
14” 
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Kinder mit der Geburt und fo lange fie in dem väterlichen Haufe Ieben, 
der Statsgenoſſenſchaft ihres Vaters folgen. 


Der Ehemann und ber Vater als Haupt bes Haufes verbindet auch bie Glie⸗ 
ber bes Haufes, bie Frau und bie Kinder mit bem State, zu dem er gehört. Da⸗ 
bei wird jedoch vorausgefeht, daß die Che in biefem State als rechtsgültig anerkannt 
werbe, und baß nicht etwa befonbere Vorbehalte gemacht und zugeitanden worben 
find ober andere gefeßliche Borfchriften in einem Lande beſtehen. So gibt es Läns 
ber, welche wohl den ehelichen Kindern bei ihrer Geburt bie Statsgenoſſenſchaft zu⸗ 
erfennen, aber nicht ohne weiteres geftatten, daß biefelben ihrem Vater folgen, wenn 
derſelbe fpäter ein anderes Statsbürgerrecht erwirbt. 


366. 


Die unehelihen Kinder erhalten, wenn fie nicht bon dem State des 
geftändigen oder ermittelten Vaters aufgenommen werden, das Heimatsrecht 
in dem State der Mutter, aber folgen diefer nicht in einen andern Stat3- 
verband nad, wenn fie jpäter durch Heirath eine neue Statsgenoſſenſchaft 
erwirbt. 


Der erite Sa folgt aus ber ſichern Abſtammung bes Kindes von ber 
Mutter, Nur in der Ehe gilt die Abflammung vom Bater als ebenfo ficher und 
entjcheibet überdbem bie Rüdficht auf bie leitende Stellung des Vaters im Haufe und 
bie bebeutfam hervortretende Beziehung bdesfelben zum State. Außer der Ehe und 
außerhalb bes Hauſes kann zunächft nur bie Abflammung von ber Mutter über bie 
Ungehörigkeit zunächft entfcheiden. Indeſſen nehmen manche Nechte der Einzelftaten 
auch bie unehelichen Kinder in das Heimatsrecht auf, das ber Vater befigt, wenn er 
biefelben als feine Kinder anertennt oder jogar, wenn er als Vater gerichtlich erwies 
fen und erflärt worden ift. 

Der zweite Satz hat feinen Grund darin, daß die Mutter nicht als Haupt 
fondern als Glied ber Familie in bie Che fommt und damit in einen neuen 
Statsverband eintritt, daher auch ihre Kinder nicht felbfändig nachziehen kann. 


367. 


Es ift möglich, dap Jemand einen feften Wohnort in einem Lande 
befißt und dafelbft niebergelaffen ift, ohne in den Statsverband dieſes 
Landes einzutreten und ebenfo, daß Jemand Grundeigentfum in einem 
Lande erwirbt und bewirthichaftet, ohne Statögenoffe daſelbſt zu werden. 


Wenn Heffter $ 59 alle „in einem Lande Domicilirten" d. h. jeden, ber 
darin eine fefte Häusliche Einrichtung für fich getroffen hat (Kandſaſſen im wei: 
teften Sinne bes Wortes) als Statsangehörige nach völferrechtfichen Grundſätzen bes 
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zeichnet, jo geht ex meines Erachtens zu weit. Es gibt in vielen civilifirten Staten 
eine große Anzahl anfäffiger fremder Kaufleute, Fabrifanten u. ſ. f., welche nicht in 
ben Statöverband ihres Wohnorts aufgenommen find, fondern in dem nationalen 
Statsverband verbleiben, dem fie vor ihrer Niederlaffung in frembem Lande ange 
hört haben. Die Nicberlaffung und ber Gewerböbetrieb gefchieht zunächſt aus pr is 
vatrehtlihen Motiven, und es ift keineswegs nothwendig, daß bamit bie 
ſtatsrechtliche Abfiht, aus einem Statsverband in einen andern überzugeben, 
verbunden wird. Der Code civil (517) erklärt ausdrüdlich, daß die Faufmännifche 
Etablirung in einem fremden Lande im Zweifel nicht als Auswanderung anzujchen 
fei. Sie gefchieht nicht „sans esprit de retour“, 


368. 


Jeder Stat ift verpflichtet, feine Angehörigen wieder in feinem Lande 
aufzunehmen,. wenn fie don andern Staten aus öffentlich-rechtlichen Grün- 
den heimgewieſen oder zugejchoben werden. 


Die Heimweifung und der Zuſchub findet Hauptjächlih aus zwei Gründen 
Statt, a) wenn bie Individuen außer Stande find, fich jelber zu ernähren unb ber 
Hülfe bedürfen, b) wenn biefelben die Rechtsficherheit in bem fremden Lande bebroben. 
Der Heimatsftat kann fi in beiden und in Ähnlichen Fällen überhaupt nicht weis 
gern, feine Landsleute aufzunehmen, dba fie zu feinem Lande gehören. Eben darum 
ift auch bie Strafe ber Verbannung nur unter ber Borausfegung durchzuführen, 
daß die verbannten Perſonen ſich in ber Fremde zu erhalten im Stande find und 
nicht überall zurückgewieſen werben. In neuerer Zeit beklagen ſich bie Vereinigten 
Staten von Norbamerifa und wohl noch andere außereuropäifche Colonialftaten bar: 
über, baß bie europäiſchen Staten ihre Gefängniffe dadurch entleeren, daß fie Vers 
brecher und lieberliches Gefindel dorthin auswandern laſſen und ihre Ueberjiedlung 
unterflüßen. Diefe Beſchwerde ift nicht ohne Grund und es entflehen aus einer 
folden Braris für die Colonien ernftliche Gefahren. Die überjeeifchen Staten können 
fih gegen ſolchen Mißbrauch ihres Gebiets dadurch wahren, daß fie ihren Entſchluß 
ankündigen, fie werben folche Verbredhercoloniften wieder in ben abfenbenben 
Heimatsftat zurückbringen laffen. Dazu find fie ohne Zweifel berechtigt, 
und der Heimatsftat, ber feine Angehörigen aufnehmen muß, wirb in Zufunft nicht 
mehr das fremde Land als einen bequemen Ort für Verbrecher :Coloniften bes 
trachten. 


369. 


Zur Vermeidung der Heimatlofigkeit ift die Annahme begründet, daß 
aus dem Wohnort in einem beſtimmten State oder jelbft aus lange fort 
geſetztem Aufenthalt in einem Lande, in Ermanglung anderer Gründe für 
einen andern Statsverband, auf Statsangehörigkeit gejchloffen werde. 
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Heimatlofe werben bie Perfonen genannt, deren Statsangehörigkeit uns 
fiher it. In ber civilifirten Statenwelt befteht ein allgemeines Intereſſe, daß «es 
feine Heimatlofen gebe. Sie find eine Ausnahme von ber wichtigen Regel, baß bie 
Individuen im Statsverbande Teben und meiftens auch eine Gefahr für die Sicher: 
beit ber Geſellſchaft. Daher bie Verfuche, die Fälle ber Heimatlofigfeit möglichſt zu 
beſchränken. Die Convention ber beutfhen Staten vom 15. Juni 1851 
beftimmt, daß jeder Stat Perfonen, welche feinem ber Staten erweislich zugehören, 
dann al® Angehörige bei fih aufnehmen müffe, wenn biefelben fünf Jahre lang als 
Bolljährige fih in feinem Gebiete aufgehalten ober als Eheleute daſelbſt auch nur 
ſechs Wochen lang gewohnt oder bafelbft ihre Ehe gejchloffen haben, eventuell, wenn 
fie in dieſem Lande geboren find. Der mwechfelfeitige Zuſchub von heimatlofen Per: 
fonen von einem State zum andern iſt nicht bloß inhuman, fondern auch mit Ge: 
fahren für die Sittlichfeit und die Sicherheit verbunden und eine Quelle von uns 
nüßen Streitigkeiten zwifchen ben Nachbarftaten. 


370. 


Wie der freie Menſch nicht an die Scholle gebunden ift, jo ift auch 
der freie Statäbürger nit an das Land feiner Heimat gebunden. 


Die Berbältniffe in beiden Fällen find allerdings nicht gleich, benn Im erften 
Fall wird nur das Verhältniß einer Berfon zu einer Sade, ben Grund: 
ſtück gelöst und es ift felbftverftändlich, daß der Sache Fein Necht zufommt, bie 
Perſon an fi zu fefleln. Im zweiten Kal dagegen wirb ber Verband zwiſchen 
bem einzelnen Statsgenofien und dem ganzen Stat gelöst, alfo ber Verband 
zwifchen zwei Perſonen, von denen überbem bie leßtere der eritern übergeorbniet 
if. Indem bie frühere Rechtsbildung diefe Abhängigfeit betonte, ſprach fie den ent⸗ 
gegengefegten Grundſatz aus, baß Fein Statsgenoffe willfürlich auf feine Statsanges 
börigfeit verzichten, beziehungsweife aus feinem Unterthanenverband austreten bürfe. 
Heute noch Hält das englifche Statsrccht diefen Grundſatz im Princip feft, wenn 
gleich es in ber Praxis der Auswanderung feine ernften Hindernifje bereitet. Viele 
Statsrechte legen wenigftens noch auf bie Form der „Entlaffung“ aus bem 
Statsverband einen Werth. Aber allmählich Hat doch die Anficht Geltung erlangt, 
daß es bes States unwürdig fei, feine Angehörigen wider Willen feft zu halten, als 
wären fie Statshörige, und daß es für die heutige Eivilifation und ben veicheren 
Wechſelverkehr der Nationen weit erjprießlicher jei, die volle Auswanberungss 
freibeit anzuerfennen. 


371. 


Durch die dollzogene Auswanderung wird das Band gelöst, durd) 
welches der Auswanderer bisher mit feinem frühern Heimatlande verbun⸗ 
den war. 
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Die Auswanderung wird dabur vollzogen, daß der bißherige 
Statögenoffe fein Heimatland in ‚der Abſicht verläßt, die Statögenoffen- 
(haft mit demſelben aufzugeben und von. einem andern State in deſſen 
Statsverband aufgenommen ‚wird, 


Es kann Jemand fein Vaterland in der Abficht verlaſſen, anderwärts ein 
Etablifjement zu gründen oder irgend einen Beruf zu treiben, ohne daß er bie Abe 
fiht hat, fein Statsbürgerreht aufzugeben. Das ift nicht Auswanderung. Aber 
auch die Abficht allein gemügt nicht zur Löfung bes Bandes. Abgeſehen von ber in 
manchen Staten geforderten Entlaffung aus dem Statsverband, ift als entjcheidend 
bie Aufnahme in eine neue Statsgenoffenfhaft anzufehn. Denn es 
befteht ein allgemeines vwölferrechtliches Sintereffe, Teine neue Heimatlofigfeit aufkom⸗ 
men zu laffen. Daher bauert bie alte Statögenofjenfchaft in völferredhtlihem Sinne 
dennoch fort, bi8 bie neue an ihre Stelle getreten ift; aber auch nicht barüber 
hinaus, gegen den Willen des Betheiligten, weil fonft Teicht Conflicte zwifchen den 
beiden Staten entftehen, die im Intereſſe des frieblichen Verkehrs zu vermeiden find. 
Der neue Statsverband verdient deßhalb den Vorzug vor bem älter, weil biejer 
nicht mehr, wohl aber jener mit dem Willen des Ausiwanderers und mit ben thats 
ſächlichen Verhältniſſen desſelben zuſammen flimmt. Die franzöfifche Geſetzgebung 
(Cod, eiv. $ 17) ſpricht das richtige Princip aus: „La qualité de Français se 
perdra par la naturalisation en pays étranger.“ 


372. 


Wenn der Auswanderer die Pflichten verlegt, melde er nad) dem 
Geſetze ſeines Landes zu erfüllen hat, bevor er auswandern darf, ſo kann 
er bon dem verlaſſenen State auch dann noch innerhalb deſſen Gerichts— 
barkeit zur Rechenſchaft und Strafe gezogen werden, wenn er eine neue 
Statsgenofjenjhaft erworben Kat, aber er Hat trotzdem Anſpruch auf den 
Schuß feines neuen HeimatjtatS dafür, daß nicht durch jene Beltrafung 
fein gegenmwärtiger Rechtsverband mikachtet werde. 


Nah Preußiſchem Rechte wurden fo Preußifhe Auswanderer, welche fich der 
geſetzlichen Militärpflicht entzogen hatten, wenn fie jpäter wieber nad Preußen 
zurückkamen, vor Gericht geftellt und geftraft. Darüber Fam es mit ben Vereinigten 
Staten von Amerifa wiederholt zu Erörterungen, indem fich dieſe ihrer Einwanderer 
und neuen Bürger annahmen. Der Conflict ber beiden Staten läßt fi, abgejehen 
von bejonberen Verträgen, nur dadurch Iöfen, baß jedem State fein Redt 
wird, bem vormaligen Heimatftate fein Recht, bie Fahnenflüchtigen wegen 
ber unbeflreitbaren Pflichtverlegung zu firafen, aber auch dem neuen Heimat: 
fiate fein Recht, nunmehr jeinerfeits ben Neubürger als ſolchen zu fügen und 
deſſen militärifche Dienſte yorzugsmweife in Anfpruch zu nehmen. 


216 - Fünftes Buch. 


373. 


In der Regel ift jedes Individuum nur mit Einem State verbunden 
und ift die Statögenofjenihaft wie das Statsbürgerrecht auf Ein Land 
beichränft. 


Die Natur der Statsgenoffenfchaft, welche Binwieber eine Vorbedingung ift 
bes Statsbürgerrechts, ift fo entfcheibend für das ganze perſönliche Rechtsverhältniß 
und der Verband bes Einzelnen mit bem State ift ein fo enger, baß eine Spaltung 
ber Einen Perfon nach zwei Staten hin ober eine zwiefache Verbindung berfelben 
erheblihe Schwierigfeiten und ernſte Bebenfen gegen fi bat. Man kann ohne Be 
benfen zugleih Mitglied verjchiedener Actiengeſellſchaften, aber nicht ebenfo leicht 
Bürger in zwei Staten fein. Daher ift in manchen Ländern bie gefebliche Beſtim⸗ 
mung vorgefchrieben, daß Niemand neu als Statsgenoffe aufgenommen (naturalifirt) 
werbe, wenn er nicht aus feinem bisherigen Statsverbande entlaffen worden fei. 
Man will dadurch den möglichen Gonflicten einer zwiefachen Statsgenoffen- 
ſchaft entgehen. Aber es Täßt fich in diefer Form nicht immer helfen, weil mög 
licher Weife der eine Stat bie Entlaffung verweigert, während ber andere die Natu⸗ 
ralifation für gerechtfertigt und zweckmäßig bält. 

In zufammengefegten Staten (Bundesftaten und Statenreichen) 
fommt regelmäßig eine boppelte Beziehung ber Statsangehörigfeit und bes Stats: 
bürgerrechts vor, einmal gegenüber bem Gefammtiftate und fobann gegenüber bem 
Einzelftate. Dieſe beiden Verbände widerftreiten fich nicht, weil der zufammengefebte 
Stat in ſich felber denſelben Gegenfat zwifchen Einem Gefammtflat und mehreren 
Einzelftaten friedlich zu einigen weiß. 


374. 


Ausnahmsweiſe Tünnen ein Einzelner und deſſen Yamilie mit zwei 
oder mehreren einander fremden Staten als Statögenoffen verbunden fein. 

Wenn aus diefer Doppelbeziehung, ſich ein Conflict der Statsrechte 
und der Bürgerpflichten ergeben ſollte, ſo wird angenommen, daß der 
Statsverband vorzugsweiſe wirkſam ſei, in deſſen Lande der Doppelbürger 
gegenwärtig wohnt und daß die Wirkſamkeit des Statsverbands ſuspendirt 
ſei, in deſſen Lande der Doppelbürger zur Zeit nicht wohnt. 


Bol, die ähnliche Entſcheidung in F3371. Derartige Ausnahmen kommen unleug⸗ 
bar vor. Die fiandesherrlihen Familien in Dentfchland gehören öfter gleichzeitig 
bem Statsverbande zweier oder mehrerer beutfcher Staten an unb ihre Häupter 
haben dann Etimmredt in ben Erften Kammern verfchiebener Staten. Ebenſo fin- 
den fi manche andere Beifpiele, daß Angehörige eines Stats, ohne den Berband 
mit ihrem alten Vaterland abzulöfen, in einen fremden Statsdienft eingetreten und 
in Folge deffen auch Statsgenofien eines anbern Stats geworben find. Ich 


— — — 
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Batte früßer angenommen, baß in bem Eonflictfall das Ältere Recht vorgehe. Aber 
ih babe mic, feither überzeugt, daß ber Grundſatz ber Auswanberungsfreiheit und 
zugleich ber thatjächlich nähere Verband mit dem State des Wohnorts als 
entſcheidend anerkannt werden muß. Vgl. v. Bar, internat. Privat: und Straf: 
recht ©. 88. 


3. Soheifsreht und Schutzyſſicht des Hfates gegenüber feinen $tafs- 
genoffen im Ausſand. 


375. 


Der Stat ift berechtigt, aus öffentlich-rechtlichen Gründen, insbejon- 
bere zur Erfüllung ber _Kriegspfliht, feine Angehörigen aus einem fremden 
Lande weg- und heimzurufen. 

Der fremde Stat ift aber nicht verpflichtet, demfelben bei dem Voll- 
zug dieſes Befehls beizuftehen und ſolche Fremde aus feinem Gebiete mweg- 
zumeijen. 


Man nennt dieſeß Recht jus avocandi. Es ift eine Folge der Herrichaft 
bes Stats über feine Angehörigen, aber diefe Herrſchaft ift. nicht eine abfolute, fon: 
bern eine verfaffungsmäßig befhränfte. Es barf daher ber Rückruf nicht 
aus bloßer Laune gefchehen. Aber auch den wohl begründeten Rüdruf braucht ber 
Aufenthaltsftat nicht zu unterftüßen, ba das ganze Verhältniß nur ber Beziehung 
des Statsgenoffen zu feinem Heimatſtat angehört, ber Aufenthaltsftat aber fein In⸗ 
tereffe daran und daher feinen Grund hat, die perfünliche Freiheit der fremden Rei: 
fenden ober berer, bie fidh in feinem Gebiete aufhalten wollen, zu befchränken. 


376. 


Die Steuerpflicht gegen den Stat wird in der heutigen Rechtsbil- 
dung regelmäßig bon dem Wohnort, und nit bon dem Statsverband 
abhängig gemacht. 0 

Ausnahmsweife aber kann ber Heimatftat von feinen im Ausland 
lebenden Bürgern oder Angehörigen gewiſſe Steuern (3. 8. Armenfteuern) 
fordern. Wenn aber das geſchieht, fo ift der Stat des Wohnort? oder 
Aufenthaltsorts in feiner Weile verbunden, bei der Steuererhebung mit- 
zuwirken. 
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Der Wohnort if ber Eentralort bes perjönlichen Lebens, Wir 
tens, Genießens ber Steuerpflichtigen und ihres Haushalts. Um befwillen 
hält fih der Stat, wenn er Steuern forbert, vorzugsweijle an dieſen Ort. Die Beis 
treibung von Steuern im Auslande ift überbem thatſächlich ſchwer durchzuführen, 
weil der Stat dort Feine Steuererheber hat und Feine Zwangsinittel anwenden Tann, 
und der fremde Stat feine Anflalten und feine Zwangsmittel ihm für folche Zwecke 
nicht zur Verfügung ftellt. 


377. 


Orundftüde und Gewerbe werden in der Regel nur da berftenert, 
wo jene liegen und dieſe betrieben werden. 


Der Stat, in bem biefelben ſich befinden, hat gerade ein Intereſſe, ſich einer 
Belteuerung durch ben fremden Stat zu wiberfeten, auch dann, wenn ber Eigen: 
thümer des Grunbftüds oder bes induftriellen ober Hanbelsetabliffements ein Stats: 
genofje biefes Tetteren States if. Denn doppelte Befteuerung von demfelben 
Etenerobject ift Ueberbürbung desfelben mit Steuern, und wirft in nationalwirtb: 


Ihaftliher Hinſicht ſchädlich. 
378. 


Der Stat kann über die Statsgenoſſen in fremdem Lande ſeine 
Gerichtsbarkeit nicht üben, wenn. nicht ausnahmsweiſe der fremde Stat das 


zugefteht. _ 
" Beifpiele folder Ausnahmen fiehe oben $ 216. 220. 


379. 


&3 hängt don der Landesgeſetzgebung ab, zu beſtimmen, inwiefern 
die Privatgefeße für die Statägenofjen auch im Auslande rechtsverbindlich 
feien, 


Sn ber Negel wirft auch die Eivilgefeßgebung nur innerhalb des Landes ; 
db. 5. das fogenannte Territorialprincip iſt entfcheibend. Das entgegengefebte 
Perfonalprincip wirkt am eheflen in ben perjönlichen und Yamilienverhält- 
niffen, wie 3. B. ben Bedingungen ber Ehe, dem Bormundjchaftsrecht, bem gejeßlichen 
Erbverband u. dgl. 


380. 
Der Heimatsſtat ift berechtigt und im Verhältniß zu feiner Macht 
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auch verpflichtet, feinen Angehörigen im Ausland den den Umftänden an« 
gemefjenen Schub durch völferreitlihe Mittel zu getvähren, 


/ A) wenn der fremde Stat_felber in völkerrechtswidriger Weife wider 
fie verfahren Hat, 

2%) wenn die Mikhandlung oder Verlegung jener Perfonen zwar 
nit unmittelbar dem fremden State zur Laſt fällt, aber Diefer 
einen Rechtsſchutz dagegen gewährt. 

Der Heimatöftat ift in ſolchen Fällen beredtigt, von dem fremden 
State Befeiligung des Unrechts, Genugthuung und Entihädigung, nad 
Umftänden auch Garantien gegen ähnliche Verletzungen zu fordern. 


Fälle der Art find 3. B.: Der fremde Stat nimmt die Reifenden ohne Grund 
gefangen, macht fie zu Sclaven, nöthigt fie zu einem andern NReligionsbefenntniß, 
beraubt jie ihres Vermögens, behandelt fie fonft in graufamer Weije, verlegt an 
ihnen bie zum Schutz des Handels: und Fremdenverkehrs abgefchloffenen Nerträge 
ober bie gute Sitte des internationalen Verkehrs. Nur bie State, nicht die Privat: 
perjonen find völferrechtliche Perfonen im eigentlihen Sinne, aber auch dieſe haben 
buch Vermittlung jener einen Anſpruch auf völferrechtlihen Schub. 


Wird der Inländer im Auslande zunächſt nicht durch ben fremden Stat 
db. 5. durch deſſen Organe (Beamte, Diener) ober ber von ber Stategewalt begün: 
fligten Bevölkerung in feiner Perfon ober feinem Vermögen verlegt, ſondern Durch 
Trivatperfonen, been allein bie Rechtsverletzung als Schuld angerechnet wer: 
ben Fann, 3. B. durch Räuber, Diebe, Raufer u. f. f., jo tritt Feineswegs in erfter 
Linie der heimatliche Statsihuß ein, ſondern es bat zunächſt ber Stat, im beffen 
Gebiet bie Rechtsverlegung geſchehen ift, Durch feine Rechtspflege für Befeitigung bes 
Unrechts und je nach Umfländen Beftrafung der Verbrecher zu ſorgen. Mit gutem 
Grunde würde biefer Stat, bem allein bie Gerichtsbarkeit in feinem Lande zufonmt, 
eine unzeitige Einmengung eines fremden Stats in bie Verwaltung feiner Nechts: 
pflege fich verbitten. Der beleidigte oder verleßte Angehörige eines andern States 
muß fih demnach zunähft an die Behörden des States um Rechtshülfe 
wenden, in bem er wohnt. Nur wenn ibm der Rechtsweg abgejchnitten und ber 
Rechtsſchutz verweigert wird, vorher nicht, ift Grund zu einer Intervention feines 
Heimatsftates vorhanden. Man Hat fi bier vor zwei Ertremen zu hüten, dem 
einen, welches die Statsangehörigen im Ausland ſchutzhos ber Bedrängniß und 
Mißhandlung Preis gibt, — es war bas bis auf bie neuere Zeit bie wohl begrün: 
bete Klage ber Angehörigen beutfcher Klein und Mittelftaten — und dem andern, 
einer ungebührlichen Einmiſchung in bie frembe Rechtspflege und Verwal: 
tung zu Gunjten von Statsangehörigen, welche die biplomatijche Unterſtützung ba 
anrufen, wo fie glei andern Privatperfonen nur beredtigt find, orbentlihe Rechts: 
mittel anzuwenden — eine Ueberfpannung des Statsfhuges, die man nicht ohne 
Grund zumeilen England vorgeworfen Bat. Im erſtern Fall wird bie Sicherheit 
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ber Brivatperfonen im Ausland gefährdet, im zweiten bie Rechtsgleichheit 
ber Staten und bie Selbftänbigfeit ber Rechtspflege bebrobt. 

Sn allen dieſen Verbältniffen wirb übrigens bona fides vorausgefett. Wenn 
unter dem Schein ber georbnneten Nechtöpflege bie fremden Landesgerichte unfern 
Statsangehörigen offenbar als rechtlos behandeln oder feiner Nationalität wegen be⸗ 
brüden, wenn fie ihm nur ſcheinbar Nechtsihut gewähren, in Wahrheit aber ihn 
ber Verfolgung Preis geben, fo ift auch in ſolchen Fällen ber Heimatsftat berechtigt, 
fih feines Statsgenoffen biplomatifch anzunehmen. Nicht weil er einen Proceß ver: 
Viert, ben er gewinnen zu müffen meinte, auch nicht, weil vielleicht nach ber Meinung 
ber einheimiſchen Juriſten das fremde Urtheil unrichtig ift, Hat er Anfprud auf 
Schuß des Heimatsftats, fondern nur, weil ber fremde Etat in ibm bas Völ⸗ 
ferreht mißachtet. 


4. Soheitsreht und Rechtsſchutz gegenüber den Ausländern im 
Inland. 


381. 


Kein Stat _ift_berechtigt, -den Fremden überhaupt die Betretung-Sei- 
nes Gebiets zu_unterfagen und_fein Sand bon dem_ allgemeinen Vexkehr 
abzufperren. 


Ter Schub bes friedlichen Verkehrs innerhalb ber Menſchheit ift 
eine Pflicht des civilifirten Völferrechis. Die Ältere Xehre, von ber Souveränetät 
bed States ausgehend, folgerte Daraus die Berechtigung ber Statsgewalt, alle Frem⸗ 
ben auszufchlichen. Aber bie Staten find Glieder der Menfchheit und deßhalb ver: 
pflichtet, die Verbindung ber Menſchen zu achten, und ihre Souveränetät ift Fein 
abjolutes Recht, ſondern ein durch das Völkerrecht beſchränktes Necht. Die allgemeine 
Abſchließung von jebem Fremdenverkehr ift in ben verſchiebenen Zeitaltern von ein⸗ 
zelnen Staten verſucht worden, und nicht bloß von barbarifchen Stämmen, welde 
alle Fremde als Feinde haffen, fondern von Gulturvöllern, wie im Altertfum von 
Aegypten, und in neuerer Zeit von Paraguay und Sapan. Das heutige Völkerrecht 
bulbet aber biefe Abſchließung nicht mehr. Vgl. oben F 169. 


382. 


Jeder Stat ift berechtigt, einzelnen Fremden aus Gründen ſowohl 
des Rechts als der Politik den Eintritt in fein Land zu unterfagen. 


Am. 
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Die Ausichließung bedarf der Motivirung mit Gründen ber flatlidhen Ord⸗ 
nung und Sicherheit oder bes Öffentlichen Wohle. Sonft wäre fie im Widerſpruch 
mit bem völkerrechtlichen Grundfaß des freien Verkehrs. Die Beurtheilung ber 
“ Gründe flieht aber bei bem State, ber innerhalb feines Gebiets bie Statshoheit aus⸗ 
zuüben berufen ift. 


383. 


Ebenfo iſt der inländifche Stat berechtigt, aus öffentlichen Gründen 
einzelne Fremde, welche ſich nur vorübergehend in feinem Lande aufhalten, 
aus feinem Gebiete wegzuweiſen. Haben fie aber einen feiten Wohnfig 


daſelbſt erworben, jo genießen fie auch den damit verbundenen erhöhten 


Rechtsſchutz. 


Das ſogenannte Droit durenvoi darf wieder nicht als ein abſolutes 
Recht des States betrachtet werben, ſonſt wäre das Recht des allgemeinen Weltver⸗ 
kehrs neuerdings bedroht. Der Stat ift Fein abfoluter Herr weder über das Land 
noch über die Menfchen im Lande, Auch in biefer Hinficht ift bie Ältere Lehre zu 
fehr von der mittelalterfihen VBorftelung bes Eigentbums am Land und von 
ber abfolutiftifchen bee einer unbefhräntten Souveränetät mißleitet wor: 
ben. Meiſtens wird noch ber Statsgewalt die Macht zugeftanden, nad) eigenem Er⸗ 
meffen durch bloße Verwaltungs: und Negierungsacte über bie Wegweiſung von 
Fremden zu entfcheiben, ohne daß die davon Betroffenen einen genügenben Recht: 
ſchutz bei den Gerichten finden, 


384. 


N 


Mird ein gehörig legitimirter Fremder ohne Grund verhindert, das 
Land zu betreten pber grundlos oder in ungebührlicher Form weggewieſen, 
fo ift fein Heimatzftat veranlaßt, "wegen Verletzung des vöfferrechtlichen 
Verkehrs Beſchwerde zu führen und je nad Umftänden Genugthuung zu 
fordern. 


In feinen Angehörigen Tann auch der Stat verleßt werben, der berufen ift, 
fie zu ſchützen. Die bloß willfürliche und gehäfjige Wegweifung kann baher zu bis 
plomatifhen Erörterungen führen, und der Fremde, der davon betroffen wird, ift 
jedenfalls veranlaßt, bie Beihülfe feines Conſuls oder die Dazwilchenfunft feines 
Geſanten anzurufen. 


385. 
Es ift Sache der Lanbesgefehgebung, zu beſtimmen, ob und unter 
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welchen Bedingungen Landesfremde Grundeigentfum erwerben und Handel 


oder Gewerbe in dem Lande jelbftändig betreiben bürfen. 


Das Völferrecht entjcheibet Darüber nicht, jondern das Statsreht, außer 
wenn durch Statenverträge nähere auch dem andern Stat gegenüber bindende Be⸗ 
flimmungen getroffen find. 


386. 


Die Yremden haben einen rechtmäßigen Anſpruch auf den gejehlichen 
und landesüblichen Rechtäjhug. ihrer Perjönlichkeit, ihrer Yamilien- und 


Vermogensrechte. 


Im Alterthum und im Mittelalter verſtand ſich dieſes Recht der Fremden 
keineswegs. Vielmehr wurden ſie als rechtloſe Leute betrachtet, wenn ſie nicht 
unter den beſondern Schutz eines Gaſtfreundes oder Patrones oder eines Grundherrn 
oder angeſehenen Bürgers geſtellt waren. Die Fremden von heute dagegen ſtehen 
unter dem Schutze des humaner gewordenen Rechtes ber civiliſirten Völler. Auch 


der früher beliebte Vorzug der Einheimiſchen vor den Ausländern in der Geltendma⸗ 


chung von Forderungen und insbeſondere im Concurſe wird immer mehr als unge⸗ 
recht und ber heutigen auf Gleichheit gegründeten Rechtsbildung zuwiderlaufend all⸗ 
mählich überall beſeitigt. Zunächſt freilich entſcheidet die Landesgeſetzgebung über 
die Bedingungen und die Ausdehnung des den Fremden zukommenden Rechtsſchutzes. 
Aber offenbare Unbill, welche der Stat gegen die Fremden üben wollte, würde Re⸗ 
clamationen der Staten rechtfertigen, welchen dieſelben angehören. 


387. 


Kein Stat iſt verpflichtet, fremden Perſonen Privilegien oder ſolche 
perſönliche und Standesrechte zuzugeſtehn, welche mit der Verfaſſung und 
den Grundrechten desſelben nicht vereinbar ſind. Vorbehalten bleiben die 
Rechte ſouveräner Perſonen und ihrer, Vertreter. 


Ein Stat, deſſen Verfaſſung keinen Adel duldet, wie z. B. die Vereinigten 
Staten von Nordamerika, kann daher auch fremden Adlichen Feine beſondern Adels⸗ 
rechte zugeſtehen. Strenge genommen braucht aber auch ein Stat, in dem es noch 
Adelsprivilegien gibt, dieſelben fremden Adlichen deßhalb nicht einzuräumen, weil bie 
Inſtitution des Adels von weſentlich öffentlich⸗rechtlichem Urſprung und ein Theil ber 
befonbern Statsverfaffung it, welde als foldhe nicht auf ein anderes Land 
übertragbar ift. Indeſſen werben bie Ehrenvorzüge, welche bem eigenen Adel zu: 
fommen, ber Sitte gemäß gewöhnlich auch ben Fremden von ähnlicher Rangftellung 
eingeräumt, und auch injofern eine möglichft gleichmäßige Behandlung ber Einhei⸗ 
miſchen unb ber Fremden angeftrcht. 
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388. 
Die Fremden find verpflichtet, ‚bie Verfaſſ ung und Rechtsordnung 


nn 


einheimifchen Statsgewalt zwar nicht in Folge des Slalsberbands aber 
inſofern unterworfen, als dieſelbe allein in dem Lande Autorität und 
Macht hat. 


Die Erterritorialität, von ber oben F 135 die Rede war, iſt eine Ausnahme 
von ber Regel, daß fih die Gerichtsbarkeit und Polizeigewalt über Einheimiſche und 
Fremde erfiredt. Andere Ausnahmen gründen fi zuweilen auf bejondere Verträge 
ober auf Herfommen. Immerhin aber wirft die Rückſicht barauf, daß bie Fremden 
nicht perſönlich dem State verb unben find, wo fie gerade ſich aufhalten, 
fondern einem andern State angehören, fehr bedeutend ein unb vermindert und er: 
mäßigt bie Ausübung ber einheimijchen Statsgewalt gegen Fremde. Selbit bei Ver: 
waltung ber Strafrechtspflege unb ber Policeigerichtsbarfeit verdient das vielleicht 
mangelhafte Verſtändniß ber einheimiſchen Vorſchriſten und Sitten von Seite ber 
Tremben eine billige unb jchonende Rüdficht. 


389. 


Die Fremden, welche nur vorübergehend ihren Aufenthalt im Lande 
nehmen, bürfen nicht zu den Landesſteuern beigezogen werden. Wohl aber 
find fie ſchuldig, die Gebühren für öffentliche Leiftungen wie die Einhei— 
mifchen zu bezahlen und es kann ihren auch eine mäßige Gebühr für den 
Aufenthalt auferlegt werben. 


Die regelmäßige Steuerpflicht jet entweder Statsangehörigkeit ber 
Steuerpflidtigen oder Landesangehörigkeit ber befteuerten Güter (in- 
ländiſche Grundflüde und Etabliffements) voraus. In dieſen beiden Beziehungen 
find bie durchreifenden Fremden nicht fleuerpflichtig. Inwiefern bagegen von ber 
Berzehrung von Gütern mittelbar eine Steuer erhoben wird (Gonfumtionsftener) 
ober von ber Bewegung ber Handelsgüter Zölle bezogen werben, fo treffen natürlich 
biefe Abgaben bie Fremden, welche jene Güter confumiren und zollbare Waaren eins 
ober ausführen, ganz ebenjo wie die Einheimifchen. 


390. 


Fremde, welche im Lande anfäfjig find, oder Grundbefik im Lande 
haben, find im Zweifel gleich Einheimischen den Landesſteuern und ber 
Grundſteuer unterworfen. 


Bol. oben $ 280. 
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391. 


Landesfremde find im Inland nicht militärpflichtig. Vorbehalten 
bleiben Nothfälle zur Bertheidigung eines Ortes wider Räuber oder 
Wilde, 


Die Militärpflicht ift weientlih politiſche Pflicht und daher von ber 
Statsgenoffenfchaft nicht zu trennen. Wie ben Fremden in ber Regel nicht politijche 
Rechte eingeräumt werben, fo dürfen ihnen auch nicht fo fchwere politiſche Pflichten 
auferlegt werben. Würden bie Fremden gendthigt, Militärbienfte in frembem Lande 
zu thun, fo würden fie unter Umſtänden gendthigt, für ihnen frembe Statsinterefjen 
und gegen bie politifchen Intereſſen ihres Vaterlandes ihr Leben einzufeken, was 
offenbar unnatürlih wäre. Selbſt wenn bie Fremden anfällig im Lande find, fo 
bürfen fie höchftens zu folchen Militärdienſten berbeigezogen werben, welche ben Zweck 
haben, Perfonen und Eigentbum durch Iocale Kraftentwidlung zu jhügen, 
alfo zur Vertheibigung bes Orts, aber nicht zu politifcher Kriegsführung. 


392, 
Den Fremden muß der freie Wegzug jederzeit offen ftehn. 


Im Mittelalter war biefes Recht auch in ben europäiſchen Staten keineswegs 
anerkannt. Heute wird es nur in barbariſchen Ländern noch befiritten. Es folgt 
aus dem natürlichen Recht bes menſchlich⸗freien Verkehrs. 


393. 


Auch der Wegzug des Vermögens oder ber Verlaſſenſchaft von 
Fremden darf in der Regel nicht verwehrt, noch) mit befondern Steuern 
oder Abzügen beläftigt werden. 


Bis in unfer Jahrhundert hinein galten in den meiften europäiichen Ländern 
noch andere Grundſätze. Der Wegzug insbefondere von Sapitalvermögen 
wurde noch vielfältig mit Abzugsſteuern befchwert und noch mehr ber Wegzug 
von Verlaſſenſchaften. Die mittefalterlichen Landesherrn behaupteten dfter ein 
ausſchließliches Necht auf bie Verlafjenfchaft ber Fremben zu haben, welche ſich in 
ihrem Territorium vorfand, felbft mit Ausſchluß ber ausländifchen Erben. Man 
nannte das jus albinagii, droit d’aubaine. War es nicht mehr möglich, 
ben Fremden felbft als ein rechtloſes Weſen zu behanbeln, fo behandelte man doch 
feine Verlaſſenſchaft ald ein herrenloſes Gut. Unfere heutige Rechtobildung erkennt 
barin eine widerrechtliche Barbarei und gibt auch die ermäßigte Form ber Abzugs⸗ 
feuern nicht mehr zu. In einer fehr großen Anzahl von Statenverträgen find biefe 
Abzugsgelber vertragsmäßig während unfers Sahrhunderts abgefchafft worden. All 
mählich ift aber aus biefem Verirags- und Geſetzesrecht allgemeines interna: 


.. — — — — — - 
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tionales Recht geworben, fo daß heute bie Einführung folcher Abgaben als Ver: 
leßung bes internationalen Verkehrs empfunden und zu völferrechtlichen Beſchwerden 
der Staten Anlaß geben würde. 


5. Xusfühmngspfliht und Aſylrecht. 
394. 


Jeder Stat ift kraft feiner Selbftändigfeit berechtigt, Fremden den 
Aufenthalt in feinem Lande zu geftatten. 

Dieſes Recht des States, Yremde aufzunehmen und zu ſchützen, 
kann ausgeübt werden, ungeachtet der Heimatsſtat derfelben feine Stat3- 
angehörigen zurüdtuft oder deren Audlieferung begehrt. 


Vgl. oben $ 375. Freilich Läuft der Stat, welcher Längere Zeit Fremden gegen 
ben Willen ihres Heimatjtats in feinem Lande Aufenthalt gewährt, bie Gefahr, baß 
ber Heimatsjtat biefelben ihrer Statsgendffigfeit für verluftig erklärt und er gends 
Ihigt wird, biejelben num zu behalten, beziehungsweije in feine Angehörigfeit aufzu⸗ 
nehmen. 


395. 


Eine Pflicht, flüchtige Fremde Verbrecher oder eines Verbrechens an⸗ 
geflagte Flüchtlinge dem verfolgenden Gerichte auszuliefern, wird nur. in- 
jofern anerkannt, ala dieſelbe entweder durch bejondere Statenverträge 
(Auslieferungsverträge) begründet oder zur Sicherung eines allgemeinen 
Rechtszuſtandes als nothwendig erfcheint. 

Im letztern Fall ift die Ausfieferungspflicht jedenfalls auf ſchwere 
und gemeine Verbrechen beſchränkt, und ſetzt voraus, daß die Nechtäpflege 
des verfolgenden Stats hinreichende Garantien gebe für eine civilifirte 
Verwaltung der Gerechtigkeit. 


Die Meinungen über die Auslieferungspfliht und das Aſylrecht 
find noch fehr getheilt fowohl in der Statenpraris als in der Wiſſenſchaft. Noch 
machen fich ertreme Meinungen geltend. Zuweilen wird ein unbejchränftes 
Aſylrecht der Staten behauptet, welches nur durch Auglieferungsverträge befchränft 
werbe. Die Vertbeibiger bieder Anſich — Puffenborf, Martens, Story 
und andere — führen dafür an, daß diefe Flüchtlinge nicht die Rechtsordnung des 

Bluntſchli, Das Volterrecht. 15 
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Aſylſtats verlebt haben, und daher auch nicht von biefem zu verfolgen feien, baß bie 
Strafgewalt ihrem Wefen nah territorial und nit international fei, daß 
jedenfalls geringe Sicherheit für eine im Sinne des Aſylſtates geübte Juſtiz bors 
handen fei und baß daher ber Afylftat Feine Beranlafjung babe, einer fremden Ge- 
richtsbarfeit zu dienen und Teine Verpflichtung, feine Schußhoheit zu befchränfen. 

Aber auch für bie entgegengefette Meinung haben fich jederzeit gewichtige 
Stimmen erhoben, wie die von Grotius, Vattel, Kent u.f.f., welde auf das 
allgemeine Intereſſe an ber Handhabung der Gerechtigkeit und die Nothwendigkeit 
ber Beftrafung ber Verbrecher hinweifen, auf die Gefahren aufmerffam machen, weldye 
daraus für bie Geſellſchaft entſtehen, wenn Verbrecher leicht einen Zufluchtsort fin⸗ 
ben, in bem fie fich fiher fühlen und von wo aus fie ihre Angriffe auf die Rechts: 
ordnung erneuern, und daraus bie Pflicht ber Staten ableiten, einander in 
ber wirfjamen Handhabung ber Strafrehtspflege zu unter: 
üben. 

Meines Erachtens würde ein unbeſchränktes Aſyl die allgemeine mienfch- 
liche Rechtsordnung und Mechtsficherheit bedrohen, zumal bei ber Beweglichkeit ber 
heutigen Verkehrsmittel. Es ift ein allgemeines Intereſſe, nicht ein bloßes Landes⸗ 
interefje, ba Mörder, Näuber, grobe Betrüger und große Diebe beftraft werben. 
Vortrefflich Hat der franzöfifche Minifter Rouher (Rede vom 4. März 1866) bie 
Gründe für die Auslieferungspfliht mit wenigen Worten ausgeſprochen: 
„Der Grundſatz ber Auslieferung ift der Grundſatz ber Solidarität, der wechjelfeiti- 
gen Verfiherung unter Regierungen und Völkern gegen ein überall drohendes Uebel 
(eontre l’ubiquit& du mal)”. 

Aber auch eine abfolute Auslieferungspflicht würbe in manchen 
Fällen bie Intereſſen der Humanität und ber Freiheit ernftlich gefährden, und man 
barf nicht vergeflen, daß manche Verbrechen ausfchließlich ben davon betroffenen Stat 
und nicht bie menfchliche Geſellſchaft verlegen und daß aud die Vertheibiger bes 
Aſyls gute Gründe anführen, auf welde innerhalb ber nöthigen Schranfen Billige 

Rückſicht zu nehmen ift. 

Wo die Statenverträge bie Auslieferung im Einzelnen näher ordnen, und 
das ift in neuerer Zeit ſehr oft geſchehen, da kommen natürlich die vertrags⸗ 
mäßigen Befimmungen zur Anwendung Wenn feine Verträge binden, jo 
muß man fih an die allgemeinen Rechtsgrundſätze halten. Da aber biefe 
heute noch nicht gleihmäßig und nicht allgemein anerfannt find, jo hängt es thats 
ſächlich noch von dem Ermeffen des Aſylſtates ab, zu beitimmen, in wie 
weit er fich durch die allgemeine Rechtsordnung für gebunden erachte. Es ift aber 
möglih und fogar wahrſcheinlich, daß allmählich einige Hauptgrundfäge in ber cisis 
lifirten Welt fi) allgemeine Billigung erringen und fo weit das gefchieht, wirb 
dann bie Willfür der einzelnen Staten bejchränft. 


396. 


Den politiſchen Flüchtlingen darf jeder Stat freies Afyl gewähren. 
Der Aſyl gebende Stat ift nicht verpflichtet, auf Begehren des verfolgenden 
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Stat3 diefelben auszuliefern oder wegzuweiſen. Aber der Aſylſtat ift ver- 
pflichtet, nicht zu geftatten, daß das Aſyl dazu mißbraucht werde, um Die 
die Rechtäordnung und den Frieden der andern Staten zu gefährden, und 
bölferrechtlich verbunden, diejenigen, Maßregeln zu treffen, welche nöthig 
find, um folden Mißbräuchen zu wehren. 


Der von vielen Criminaliften beftrittene Gegenfaß der politifhen und 
ber gemeinen Verbrechen wird in ben neuern Statenverträgen und noch mehr in 
der gegenwärtigen Statenpraris anerkannt, und fogar von ſolchen Staten, welche 
eine allgemeine Austieferungspflicht ſelbſt von politiihen Verbrechen im Princip für 
nothwendig erklären, thatfählih dann gemacht, wenn ihre politischen Sympatbien 
ben fremben Flüchtling decken. Die politiiden Verbrechen beziehen fich nothwendig 
auf bie Berfaffung und bie politifhen Zuftände eines beftimmten 
Stats und find deßhalb für andere Staten Fein Gegenfland ber Sorge. Eine 
Solidarität ber politiichen Intereſſen beiteht nicht nothiwendig und es ift ebenfo 
möglich, daß bie politifhen Grundfäte und Richtungen des verfolgenden und bes 
Aſylſtats einander widerftreiten. Der verfolgte politifche Verbrecher in einem Land 
wird in einem andern Lande vielleicht als ein Märtyrer der Freiheit verehrt; und 
bie im Namen des Rechts verfolgenden Gewalthaber bes einzelnen Stats werben 
vielleicht in dem andern State als Unterbrüder bes Rechts gehaßt. Selbft wo bie 
Gegenſätze der Beurtbeilung nicht jo ſchroff auftreten, erinnert man ſich doch, daß 
bie Verwaltung ber Rechtsflege in politiſchen Strafprocefien nah dem Zeugniß ber 
Geſchichte Teichter von ben LXeibenfchaften bald der Machthaber bald einflußreicher 
Parteien mißleitet wird als bie Strafgerichtsbarfeit über gemeine Vergeben und man 
nimmt Rüdfiht darauf, daß zuweilen ehrbare und edle Menſchen "aus Vaterlands⸗ 
liebe die politifche Rechtsorbnung ihres Heimatjtats verlegt haben. Die Antereffen 
ber Politik, der Gerechtigkeit und ber Humanität vereinigen fich daber, 
um über bie politifchen Flüchtlinge ben Schuß bes Aſyls auszubreiten. 

Aber indem der Stat ben fremden politifchen Flüchtlingen ein Aſyl gewährt, 
ift er nicht von ber Pflicht entbunden, ben Mißbraud bes Ajyls zu verhüten. 
Das Aſyl ſchützt den Flüchtigen vor Verfolgung, aber es darf nicht zu einer fichern 
Stätte für die Fortſetzung des politifhen Verbrehens werden. Der 
Flüchtling findet hier Ruhe und einen Ort ber Buflucht im feiner Gefahr, aber er 
darf nicht die Angriffe auf die Verfafjung und das Recht feines States von da aus 
ungeftraft erneuern. Der AMylftat hat auch gegenüber dem Heimatsjtat besjelben 
Rüdfichten des Friedens und der Freundfhaft zu nehmen. Ein Stat, weldyer ben 
fremden Räubern Schlupfwinfel eröffnet, aus denen fie ihr verbrecherifches Handwerk 
mit befferem Erfolg und mit geringerer eigener Gefahr betreiben, macht ſich ſicherlich 
einer ſchweren Verlegung der Nachbarpflichten ſchuldig; und nicht weniger wird ein 
Stat, welcher auf feinem Gebiete feindliche Unternehmungen von fremden Flüchtlin⸗ 
gen gegen einen benachbarten Stat begünftigt, dafür verantwortlich gemacht von bem 
bebrohten State, 


4. 
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Es Steht jedem State zu, die Bedingungen feitzujegen, unter welchen 
er fremden Flüchtlingen ein Aſyl gewährt. Die Flüchtlinge felber haben 
feinen Rechtsanſpruch auf Gewährung des Aſhyls gegen den fremden Stat. 


Der Flüchtling kann fih nicht wie ein anderer Reiſen der auf das Recht bes 
freien Verkehrs berufen, denn eine Grundbedingung diefes Rechts iſt Unbeſchol⸗ 
tenheit ber Reiſenden. Kein Stat ift verpflichtet, Verbrecher oder eines Ver⸗ 
brechens Angeflagte bei fih aufzunehmen und zu dulden, weil foldde Fremde auch bie 
Sicherheit feiner Bewohner oder unter Umftänden des Stats ſelbſt gefährden. Es 
gilt das auch von politifhen Verbrechern. Aber wohl hat der Stat bie woraliſche 
Pflicht, dabei nicht inhuman zu verfahren. Die Zurüdweifung insbeſondere von 
politifchen Flüchtlingen ober gar ihre Auslieferung Tann, ſelbſt wenn fie feine Rechts⸗ 
verlegung ift, doch eine tadelnswertbe Grauſamkeit ſein. 


398. 


Der Schußftat, welcher das Aſhl gewährt hat, iſt ak, wenn das- 
ſelbe mißbraucht wird, berechtigt, und bei fortvauernder Gefahr für den 
befreundeten Heimatsftat des Flüchtlings auch verpflichtet, das Aſyl zu 
entziehen oder infoweit zu beſchränken, daß jene Gefahr bejeitigt wird. 


Sn mindern Fällen wird eine [härfere Aufficht über ben Ylüchtling 
ober bie Internirung beöfelben von ber Grenze weg, ins Innere bes Landes 
genügen, in ſchweren „Fällen bie Wegweifung im vorgefchriebener Richtung 
nöthig fein. 


399. 


Zur Auglieferung .bon_ Einheimifchen an einen fremden Stat, in 
deſſen Gebiet biefelben ein Verbrechen verübt haben, ift der ‚Heimatäftet 
niemals verpflichtet. 


Diefe gegenwärtig auch von ſolchen Staten anerkannte Pegel, welche eine 
Auslieferungspflicht bei gemeinen Verbrechen annehmen, macht freilich dann eine be 
denkliche Lücke in das Strafrecht, wenn biefelben im Inlande nicht für 
ein auswärts begangenes Verbrechen zur Verantwortung gezogen werden Fünnen. 
Sie bleiben in biefem Falle ftraflos, obwohl die allgemeinen Rechtsgrundſätze eine 
Beftrafung ihres Verbrechens eiforbern. Aber man zieht e8 vor, bem Individuum 
biefen Glücksfall zuzugeftchen, als bie Statsgenofien einer fremden Strafgerichtss 
barkeit zu überliefern. 
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400. 


Die Auslieferung gefchieht in der Regel auf Koften des States, 
welcher diefelbe begehrt. Die Geftattung des Aſyls dagegen fällt dem 
Schutzſtate allein zur Laft. 


Selbftverftändlih ift nur von ben nöthigen Koften hier bie Nebe, welchen 
fih die Staten nicht entziehen Fünnen. Soweit die Flüchtlinge für fich felber zu 
forgen im Stande find, ift von Teiner Statspflicht bie Rede. 


401. 


Die Auslieferung eines flüchtigen Verbrechers kann auch in bedingter 
Weiſe gewährt werben. 


3. 8. ber ausliefernde Stat verlangt, daß ber Ausgelieferte nur wegen 
eines gemeinen, nicht auch wegen eines politifchen Verbrechens geftraft werde, 
ober er Tiefert nur aus, wenn ihm die Juficherung ertbeilt wird, baß Feine Tobess 
firafe verhängt werde. Der Stat, welcher auf folche Bedingungen bin ben Aus: 
gelieferten empfängt, ift dann bem Auslieferungsftat gegenüber verpflichtet, bemgemäß 
zu verfahren. 

In der Regel wirb bie Auslieferung von dem verfolgenden State begehrt, 
von dem Zufluchtsftat gewährt. Es ift aber auch möglich, daß biefelbe von dieſem anges 
boten wird, ja fogar, baß ber Stat, dem bie Anerbieten gemacht wirb, die Ueber: 
nahme des Flüchtlings als eine Verlegenheit zu vermeiden wünjdt. In ſolchen 
Fällen kann fi der Heimatſtat zwar nicht ber Aufnahme feines Statsgenofjen in 
feinem Lande entziehen (oben $ 368), aber wenn er biefelben nicht weiter verfolgt, fo 
geht das ben ausliefernden Stat nichts an. 


R 


Sechstes Bud). 


Yölkerrechtliche Verträge. 


1. Srforderniffe und Wirkfamkeif der völkerrechtlichen Verkräge. 


402. 


| Die Staten können als jelbftändige Perſonen ihre beſondern Rechts 
verhältnifje auch durch Verträge unter einander orbnen, jo daß daraus 
eigentliches Vertragsrecht entſteht. 


Verſchieden von dieſen Verträgen, welche beſonderes Bertragsreht unter 
ben Vertragsparteien begründen, iſt eine völkerrechtliche Uebereinkunft mehrer 
Staten, weldde eine allgemeine Rechtsregel ausiprigt. Im letziern Fall ift 
bag pactum instar legis, und es entfieht ein Geſetz, wenn auch in ber 


vielköpfigen Form ber Vereinbarung. Sehr viele Beftimmungen ber völferrechtlichen 


Congreſſe Haben biefen letztern und nicht ben erfteren Eharafter und begründen das 
ber nicht conventionelles, fondern notbwendiges Recht. Bol. oben S 12. 
13. In biefem Bud) ift nur die Rede von dem eigentlichen Bertragsredt. 


403. 


Jeder Stat kann als Perfon auch, Vertragspartei werben, und jede 
unabhängige Macht gilt im Völkerverkehr im Zweifel al3 vertragsfähig. 
Wenn aber ein Stat in der Ausübung des Vertragsrechts verfaflungd- 
mäßig beichränft erjcheint, fo ift ſolche Beichräntung aud im Verkehr der 
Staten zu beachten. 
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Wenn ein Stat ber Schutzhoheit eines andern Stats unterworfen ift, fo 
kann ihm das Recht, ſelbſtändig mit andern Staten Verträge abzufchließen, gänzlich 
oder theilweife entzogen fein. Ebenjo find in den zufammengefeuten Staten 
regelmäßig die Einzelftaten fehr erheblich in der Vertragsbefugniß beſchränkt, fei es 
indem ihnen unterfagt ift, gewiffe Verträge abzufchließen, bie ausfchließlich dem Ge: 
fammtftate vorbehalten find, 3. B. Allianzen, Handels: und Zollverträge, fei 
es indem fie genöthigt find, fich ber diplomatiſchen Organe bes Gefammtftates zu be= 
bienen und ber Zuſtimmung bes Gefammtftates bedürfen. Verträge, welche 
im Widerſpruch mit diefen Schranken abgefchloffen werben, find nicht verbindlich. 


404. 


Damit der Vertrag den Stat verbinde, müſſen die Perjonen, welche 
denjelben im Namen de3 States abichliegen, zur Vertretung des States 
ermächtigt fein. 


Es gilt das fowohl von ber Repräfentationsbefugniß bes jeweiligen 
Inhabers ber Statsgewalt (oben F 116), als von ber Vollmacht ber 
Gefanten, welde ben Bertrag unterhanbeln und unterzeichnen (oben F 159 f.). 


405. 


Wird für einen Stat ein Vertrag von einer Perſon unterhandelt 
und abgejchlofjen, welche nicht dazu ermächtigt if, jo wird der Stat ſo 
lange nicht verpflichtet, als er nicht durch nachträgliche Gutheißung jenen 
Mangel der Vollmacht hebt. Bis dahin fteht auch) der andern Vertrags⸗ 
partei der Rücktritt frei, wenn fie nicht darauf verzichtet hat. 


Man beißt Verträge, welde von nihtbevollmädtigten Vertretern, 
gewöhnlich in der Hoffnung auf jpätere Ratihabition abgefchloffen werben, Spon⸗ 
fiones; in Erinnerung an bie perfönlihe sponsio ber alten Römer. Der Aus: 
brud, welder in Rom eine firenge und formelle Bertragspflicht bedeutete, tft freilich 
nicht geeignet, derartige in ihrer Wirkſamkeit höchft zweifelhafte Verträge zu bezeiche 
nen, während wir im Gegenfate zu ben Römern bie rechtsverbindlichen Ver: 
träge ber Staten pacta beißen. 


406. 


Wird der bon einem nicht ermächtigten Vertreter abgeſchloſſene Ver⸗ 
trag don dem State nicht. genehmigt, jo ift überall kein Vertrag zu Stande 
gelommen. 


Der Stat wirb nicht verpflichtet, weil er nicht wirklich vertreten war, 
unb ber Gefchäftsführer (sponsor) nicht, weil er Fein Stat ift und als Privats 
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yerfon nicht über Öffentliche Rechte und Berbinblichkeiten verfügen farm. Wenn 
er ben andern Stat betrogen hatte, indem ex ſich für ermächtigt angab, ohne ers 
mächtigt zu fein, fo mag er dieſes Betrugs wegen verantwortlich gemacht und be; 
firaft werben. Das bat mit ber Gültigkeit bes Vertrags nichts zu thun. — Daa 
altsrömijche Fecialrecht befolgte andere Grundſätze. Der Sponfor baftete mit 
jeiner Berfon für bie Erfüllung bes von ihm eingegangenen Vertrags und wurbe 
baber von dem nicht genehmigenden State zur Sühne an ben andern Stat ausge» 
liefert. Die moderne Rechtsbildung ift infofern confequenter, als fie die öffents 
Hherehtlihe Natur ber Statenverträge vollfländiger beachtet. Würbe 
ein britier Stat ohne Ermächtigung für einen andern Stat einen Bertrag 
abſchließen, jo würbe er fich allerdings als Stat verpflichten Tönnen, filr bie Ges 
nehmigung zu forgen. 


‚407. 


Hat der Stat Vortheil von dem Vertragsgeſchäft gezogen, das für 
ihn, aber ohne jeine Vollmacht abgejchloffen worden ift, jo it er im Yall 
ber Nichtgenehmigung des Vertrags verpflidhtet, den ohne Grund empfan- 
genen DBortheil, jo weit das nach der Tage der Dinge möglich ift, wieder 
aufzugeben, beziehungsweife eine empfangene Bereicherung zuräd zu er- 
ſtatten. 


Z. B. Der Anterhändler hat den Loskauf von Gefangenen vermittelt und 
vorläufig eine Summe bezahlt. Wird der Vertrag nicht genehmigt, und werben bie 
Gefangenen zurüdbehalten, jo muß auch diefe Summe wieder herausgegeben werben. 
Dder ein Gouverneur einer Colonie geftattet gegen zugeficherte Hanbelsvortheile 
einem andern State die Gründung eines Marineetabliffements innerhalb der Colonie. 
Wird ber Vertrag nicht genehmigt, fo ift auch dieſes Etabliffement wieder zu räus 
men. Hat aber ein Stat im Vertrauen auf bie nachfolgende Genehmigung durch 
ben andern Stat einen momentanen Vortheil feiner Machtftelung aus der Hand 
gegeben, und wirb der Vertrag nicht ratificirt, fo ift er felten in ber Lage, jenen 
Vortheil wieder zu gewinnen und muß bie Folgen feiner unvorfichtigen Handlungs 
weile tragen. Das Beifpiel ber Samniter, welche das römische Heer in den Gans 
diniſchen Päffen gefangen Hatten und nachdem Rom ben Frieden nicht vratificirte, 
ihr Uebergewicht nicht mehr berftellen Tonnten, bleibt eine Warnung ber Geſchichte. 


408. 


Es wird angenommen, die Willensfreiheit des States ſei nicht aufs 
gehoben, wenn gleich der Stat in feiner Noth und Schwäche genöthigt ifl, 
den Vertrag einzugeben, wie ihn ein übermächtiger anderer Stat ihm 
borjchreibt. 
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Im Privatrecht hindert eine ernfle Drohung und bie gewaltſame Nötbis 
gung bie Glltigleit bes Vertrags. Im Böllerrecht aber wird angenommen, ber 
Stat felbft fei alle Zeit frei und willensfähig, wenn nur feine Vertreter 
perfönlich frei find. Das Statsreht erkennt auch fjonft die Nothwendigkeit 
ber Verbältniffe als entfcheidend an; es ift feinem Weien nach bie als noth- 
wendig erfannte Ordnung ber öffentlichen Verhältniſſe. Daher hinbern zwingende 
Einwirkungen, in benen fich jene Nothwendigkeit offenbart, die Gültigkeit bes Stats» 
willens nicht, wenn er benfelben Rechnung trägt. Es gilt das insbefondere auch 
von Friedensfchläffen. Vgl. unten Buch VIII. Cap. 10. Würbe man bie Berträge 
ber Staten aus bem Grunde als ungültig anfechten Tönnen, daß der eine Stat aus 
Furcht vor dem anbern und durch deffen Drolungen gefchredt ohne freien Vertrages 
willen ben Vertrag abgeichloffen habe, fo gäbe es fein Ende bes Völkerſtreits unb 
wäre nicmals ein geficherter Friedensſtand zu erwarten. 


409. 


Menn jedoch die individuelle Willensfreiheit derjenigen Berjonen, 
welche den Stat bei dem Vertragsſchluß vertreten, durch Geiftesflörung 
aufgehoben oder durch Befinnungslofigfeit verwirrt oder durch Gewalt oder 
ernfte und nahe Bedrohung gebunden it, dann find dieſelben nicht fähig, 
für den Stet verbindliche Erklärungen abzugeben. 


Wenn 3. B. ber Gefante, ber zum Vertragsabfchluß ermächtigt ift, wahnfins 
nig wird, ober wenn er fo beraufcht ift, daß er nicht mehr weiß, was er thut, fo 
ift feine Unterfchrift nicht bindend. Ebenſo würde auch die Unterfchrift eines Sou⸗ 
veränd nicht ben Stat verpflichten, wenn bemfelben gewaltfanm die Hand zum Unter: 
zeichnen geführt oder er mit Lebensdrohung zur Unterfchrift gendthigt würde. Ober 
wenn, wie das bem Polnischen Reichstag wiberfahren ift, die nothwendige Zuſtim⸗ 
mung zu einem Vertrag damit erzwungen wird, daß bie Rathsverſammlung mit 
Truppen umftellt und die Stimmenden mit beim Tobe oder bem Gefängniß bedroht 
werben, jo ift auch ein folder Vertrag ungültig, nicht weil ber Stat Teinen freien 
Willen bat, fondern weil es ben Vertretern bes Stats an ber nöthigen Willen- 
freiheit feblt. 


410. 


Die Rechtsverbindlichkeit der Statenverträge beruht auf dem Rechts- 
bervußtfein der Menfchheit, und ift ein nothmendiger Beitandtheil der völ⸗ 
kerrechtlichen Weltordnung. 

Verträge, deren Inhalt das allgemein anerlannte Menſchenrecht 


oder die bindenden Geſetze des Völlerrechts berleen, jind deßhalb ungültig. 


Der alte Streit über ben Rechtsgrund ber Verbindlichkeit ber 
Verträge bauert noch fort. Das Völkerrecht kann ber Frage nicht bamit entgehen, 
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daß es auf bie Autorität eines Geſetzes binweist, wie bas wohl im Privatrecht oft 
genügt. Meines Erachtens läßt fie fih nicht auf ben freien Willen ber Staten 
gründen. Der Sat, daß bie Willensfreibeit auch in ber Freiheit ſich 
gu binden, zeigen und bewahren müſſe, iſt offenbar nicht richtig; denn die Willens- 
freiheit für ſich allein bindet nur, weil fie will und baber nur auf fo 
lange fie will. Sie erflärt die Wirffamfeit bes Willensacts, während ber wirs 
fende Wille fortdauert, aber nicht mehr, wenn der Wille wechjelt. Ber freie Menſch 
kann und barf feine Willensfreiheit nicht aufgeben, fie begleitet ihn fort burch fein 
ganzes Leben, fie ift ein Theil feiner Eriftenz, feiner Perfon. Er Tann und barf 
fih nicht durch freien Willen um ben freien Willen bringen, ſich nicht felber zum 
Sclaven machen. Der individuelle Wille ift überdbem für fich allein nicht Rechto⸗ 
bildend, nicht die erfte Urfache des Nechts. Wäre er es, jo müßte alles Ge= 
wollte Recht fein. Es müßte 3. B. im Privatrecht möglich fein, eine Ehe auf ein 
Jahr zu jchließen, Grundeigentbum ohne bie Grundbücher zu übertragen, Wechſel⸗ 
verbindlichkeiten ohne bie Wechjelform einzugehen. Das ift aber fo wenig im Privat⸗ 
recht wie im Völferrecht der Fall. Die Nechtsverbindlichkeit ber Verträge iſt alfo 
nicht die nothwendige Wirkung ber Willensfreiheit, fonbern fegt die Eriftenz einer 
notbwendigen, nicht von ber Willkür gefchaffenen Rechtsordnung ber Gemein: 
Ichaft voraus. Der Willensact der einzelnen Berfonen, ſelbſt der Staten im Völ⸗ 
ferrecht, ift demnach nicht die primäre, ſondern erfi eine ſecundäre Urfache der 
Rechtsbildung. Der Einzelwwille bewirkt Recht, nur gemäß und nur innerhalb 
ber gemeinfamen Rechtsordnung. Die Verbindlichkeit ber Verträge ift 
felber ein nothwenbiger Rechtsſatz. Sie ift nothwendig, weil ohne fie fein ges 
fiherter Rechtsverkehr und Fein friedlicher Rechtszuſtand ber Völker möglich wäre. 
In ihr äußert ih die nachhaltige fortdauernde Wirkung ber Rechtsordnung. 
Man nehme den guten Glauben weg in bie Wahrhaftigkeit der völferrehtlichen Er⸗ 
Härung und die Wirkſamkeit ber ertheilten Zufage und alle Rechtsficherheit ſtürzt in 
bem Wibderftreit ber wechlelnden Meinungen und Intereſſen vettungslos zujammen. 
Die Willenserflärung noch ift eine. Aeußerung ber Freiheit, das Halten bes 
Worts aber ift eine Forderung ber Treue, welde bewahrt, was bie 
vehtmäßige Freiheit ſchafft. 


411. 
Dem anerkannten Menſchenrecht zuwider und daher ‚ungültig find 
insbeſondere Verträge, welche 
/ A) die Sclaverei einführen oder verbreiten und ſchützen G 360 f.), 
2) die Fremden als rechtlos erklären ($ 381 f.), 
3% die freie Schiffahrt auf offener See verhindern (8 307 f.), 
7%) Berfolgungen des Glaubens wegen anordnen. 


Bon ben Fällen a—c war oben ſchon bie Rebe. Der vierte gehört erft der 
moberuen Rechtsbildung an. Die gereifte Menfchheit legi wit Recht auf bie veligiöfe 
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Freiheit einen jo hohen Werth, daß fie allgemeine Glaubensverfolgungen nicht mehr 
als vechtsverbinblich betrachtet, felbft wenn fie durch Stat@veriräge verabredet wären. 
Die Zeit ber Kreuzzüge ift vorbei. Anders freilich iſt's, wenn eine Selte, wie 3. B. 
die Mormonen, bie bürgerliche Rechtsorbnung, wenn auch aus ſcheinbaren ober wirt: 
lichen veligiöfen Motiven ernfllich verlegt. 


412, 


Völkerrechtswidrig und dephalb ungültig find z. B. Verträge 
7\e) welche bie Univerſalherrſchaft eines Einzelſtats über die Welt 
oder 
ZN) die gewaltſame Unterdrückung eines friedlichen und lebensfahigen 
States bezwecken. 


Vgl. oben $ 98 f. 


413. 


Statenverträge, deren Inhalt das beftehende Verfaſſungs- und Ge- 
ſetzesrecht eines States außer Wirkſamkeit jegt oder abändert, find, wenn 
fie von der repräfentativen Statzautorität abgejchloffen worden find, nicht 
bon Anfang an als völferrechtlich ungültig zu betrachten, aber fie find 
nah Umftänden nicht vollziehbar und injofern wird ihre Wirkung gehemmt. 


Die Schwierigkeit ift in diefen Fällen nicht eine wölferrechtliche, bern das 
Völkerrecht behaftet den Stat, deſſen Vertreter den Vertrag abjchließt und nimmt 
an, es fei Aufgabe ber Statsgewalt, durch die nöthigen Aenderungen bes Statsrechts 
bie völferrechtlichen Zufagen zu verwirklichen. Aber es ift benfbar, daß innerhalb 
bes Landes eine folche Beſtimmung Widerſtand findet und da gilt Feineswegs 
ein abjolutes Vorzugsreht des Völkerrechts vor bem Statsredt 
in jeden Gonflictfal. Sonft Fönnte in ber Form völferrechtlicher Verträge alles 
Berfaffungsrecht des Landes entfräftet, und könnten alle geigglichen Freiheiten ber Bür⸗ 
ger befeitigt werden. Der flatsrechtlich begründete Widerjpruch gegen bie Ausführung 
forcher verfaffungswidriger Vertragsbeftimmungen muß alfo als ein rechtliches Hinderniß 
ihrer Ausführung anerkannt und kann nicht durch bloße Gewalt burchbrochen, ſon⸗ 
bern muß in Rechtsform gelöst werben. Eine Ausnahme machen bie Friedens⸗ 
verträge, mit Rückſicht auf bie zwingende Notbwenbigfeit, welche in ihnen zur Ans 
erfennung gelangt. Qgl. unten Buch VIIL . 


414, 


Bertröge, deren Inhalt älteren Verträgen mit andern Gtaten wider- 


# 
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ſtreitet, find inſofern unwirkſam, als der früher berechtigte Stat ihrer 


Ausführung entgegen tritt. 


Solche Verträge ſind nicht an ſich ungültig. Wenn der Stat, deſſen ältere 
Vertragsrechte durch Ausführung des neuen Vertrags verletzt werden, ſich dieſe Aen⸗ 
derung gefallen läßt, fo ſind dieſelben vollwirſſam. Aber im Widerſtreit geht das 
beſtehende (Ältere) Vertragsrecht dem jüngern vor. 


415. 


Auch ungünſtige Vertragsbeſtimmungen und läſtige Verſprechen ſollen 
gehalten werden. Vorbehalten bleibt das Recht eines States, ſich von 
Verträgen loszuſagen, welche mit ſeiner Exiſtenz oder ſeiner nothwendigen 
Entwicklung unverträglich ſind. 


Die bloße Gefährlichkeit oder Schädlichkeit eines Vertrags hindert 
ſeine Verbindlichkeit nicht. Würde man jedem Contrahenien geſtatten, ſich einer Ver⸗ 
tragspflicht zu entledigen, ſobald ihm dieſelbe läſtig erſchiene, ſo würde die Sicherheit 
des Vertragsrechts gänzlich zerfallen, und damit die Fortdauer der Weltordnung aufs 
höchſte gefährdet. Aber die Verbindlichkeit des Vertrags hat doch ihre uatürliche 
Grenze in den Grundrechten bes States auf feine Eriftenz und feine 
nothwendige Entwidlnng Im Conflict mit dieſen urfprünglichften und un⸗ 
veräußerlichen Rechten muß das fecunbäre Vertragsrecht zurückſtehn. 


416. 


Die Gültigkeit der Statenverträge ift von der Negierungsform ber 
contrahirenden Staten jowie von der Religion der Staten oder ihrer Ver- 
treter unabhängig. 


Im Mittelalter nahm man an, Verträge mit Nichtchriſten (Ungläubigen) 
binden nicht. Sogar im fiebzehnten Jahrhundert noch Wurde von- der römiſchen 
Curie und von katholiſchen Biſchöfen behauptet, daß die katholiſchen Fürſten nicht 
verpflichtet ſeien, die den ketzeriſchen (proteſtantiſchen) Fürſten gegebenen Zuſagen zu 
halten. Dem heutigen Völkerrecht iſt es nicht mehr zweifelhaft, daß die Vertrags⸗ 
pflicht eine allgemein-menſchliche Rechtspflicht ſei, welche Chriſten und 
Muhammedaner, Juden und Buddhiſten gleichmäßig verbinde. Ebenſo iſt der Unter⸗ 
ſchied der Stats- und Verfaſſungsformen zwar erheblich für die Frage der Stellver⸗ 
tretung, aber nicht erheblich für bie Gültigkeit ber Verträge. Monardien und Repus 
blifen, abfolute und conftitutionelle Monarchien, Ariftofratien und Demofratien füns 
nen ihre Verhältniffe vertragsmäßig ordnen. 
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2. Storm der Derfräge. 


417. 


Die bloße einfeitige_Willenserflärung eines States, auch wenn fie 
einem andern State gegenüber gejchieht, wirft nur infofern als Vertrags- 
erflärung, wenn 

x) die Abficht des erflärenden States, ſich durch die Erklärung zu 
binden, offenbar geworden und 

2%) jener Erklärung die Annahme des Verſprechens von Seite de3 
andern State3 gefolgt ift. 


Menn ein Stat in feinen biplomatifhen Aeußerungen Tebiglich bie freien 
Entſchlüſſe mittheilt, die er auszuführen bie Abficht Hat, fo entfteht Fein Vertrags: 
recht, fo wenig als durch bie Mittbeilung einer Privatperſon über ihre freien Vor: 
ſätze. Es muß bie Abſicht, fi zu binden, ausgeſprochen fein. 


418. 


Die fogenannten Zractate, d. h. die Aufzeichnung defjen, worüber 
fih die unterhandelnden Staten borläufig verftändigt haben, werden nur 
al3 Entwurf zu einem DVertrage betrachtet und find daher noch nicht ver— 


pflichtend. 


Sole Punctationen und Tractate find nur ausnahmsweife verbindlich, 
wenn bie unterhandelnden Vertreter dieſe Verbindlichkeit ausdrücklich gewollt und zus 
geitanden Haben. 


419. 


Die · Unterzeichnung des hereinigten Vertragsprotocolls oder der fer— 
tigen Vertragsurkunde durch die bevollmächtigten Geſanten oder Agenten 
der contrahirenden Staten wirkt für die vertretenen Staten verbindlich, 
wenn dieſelbe ohne Vorbehalt und ohne Bedingung geſchehen iſt. Der 
Vorbehalt der nachfolgenden Ratification der Statsgewalt wird aber unter 
Umſtänden als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt. 


Wenn die Vertreter der unterhandelnden Staten ermächtigt ſind, die definitive 
verbindliche Willenserklärung derſelben abzugeben, fo muß auch ihre Erklärung bin. 
ben, und bie Unterzeichnung. bes Vertragsprotokolls oder der Vertragsurfunde wird 
als eine ſolche Vertvagserflärung angefehen. Das ſchließt freilich bie Möglichkeit 





Bölferrechtlihe Verträge 239 


münblider Verträge nicht aus; aber man wird, der Gitte gemäß, nicht geneigt 
fein bürfen, mündliche Verabrebungen als bindenbe Verträge anzuerfennen und aus« 
zulegen. Die ſchriftliche Bertragsform iſt gegenwärtig fo allgemeine Uebung, 
daß eine Abweichung davon und die Ausnahme eines mündlich abgefchloffenen Vers 
trags nur ſchwer Glauben findet und daher die vollfiändige Berweisführung jchivier 
rig wirb. 

Der Vorbehalt der nachfolgenden Ratification wird oft ausbrüdlich 
gemacht und dann ift e8 ar, daß die Unterzeihnung noch nicht definitiv bindet. 
Aber derſelbe kann auch aus den Umftänden als wirflide Meinung ber unterzeich- 
nenden Vertreter geichloffen werben und wirft dann ebenfo, Die vorbehaltene A u 8- 
wehslung ber Vertragsurkunden bedeutet gewöhnlich wieder ben Vorbehalt 
ber Ratification, welche durch die Auswechslung ber Urkunden eriwiefen und volls 
zogen wird. u 


- 420. 


| Die grundlofe Verweigerung der Ratification kann zwar je nad 

Umfländen als eine Verlegung der ſchicklichen Rüdfichten betrachtet werden, 
das Vertrauen zu dem berweigernden State ernitlich erjehüttern und die 
freundlichen Beziehungen gefährden, aber fie darf jelbft dann nicht als ein 
Rechtsbruch erklärt werden, wenn der unterhandelnde Gefante innerhalb 
jeiner Vollmacht gehandelt und gemäß feinen Inſtructionen unterzeichnet 


bat. . 


Einige ältere Publicifien behaupteten, bie Ratification bürfe nicht verjagt 
werben, wenn ber Sejante feine Vollmacht gezeigt und feine Juſtructionen nicht 
überjchritten habe. Sie beriefen ſich dabei auf bie Analogie bes Privatrechts. Aber 
bei ber großen Wichtigkeit diefer Statenverhältniffe und bei ber thatjächlichen Nöthi⸗ 
gung, den Gefanten allgemeine Vollmachten mitzugeben, damit fie zweckmäßig unters 
handeln fönnen, hat ber. Ratificationsporbehalt body den Sinn einer nohmaligen 


Prüfung. 
" 421. 


Wird die borbehaltene Natification ertheilt, jo wird, abgejehen von 
andern Berabredungen, die Gültigleit des Vertrag auf den Zeitpunkt ber 
vorherigen Unterzeihnung des Schlußprotokolls durch die Gefanten oder 
Agenten der contrahirenden Staten zurüdgeführt. 


Diefe Regel entfpricht ber Völkerſitte. Sie hat aber auch einen natürlichen 
Grund darin, daß durch die erfte Unterzeichnung alle Verhältniſſe gleichzeitig geord- 
net werben, und bie fpätere, an verfchiebenen Tagen nachfolgende Matification nur 
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den Mangel der vollſtändigen Autorifatton hebt, welcher der fofortigen Wirkung noch 
im Wege war. Die Ratification wirb daher in ber Regel nad dem Willen ber 
Ratificanten anf den Zeitpunkt bes früheren Abjchluffes zurückbezogen. 

Auch ohne fürmliche Ratificationserflärung und ohne Auswechslung der Vers 
tragsurfunden ift ausbem Bollz ug bes Bertrags oder aus andern concludenten 
Handlungen auf Ratification zu ſchließen. 


422. 


Völferrechtliche Verträge können in jeder Yorm gültig abgejchloflen 
werden, welche den Vertragswillen der contrabirenden Staten offenbar 
macht. 

Die ſchriftliche Form entſpricht der heutigen Uebung am beſten. Es kön⸗ 


nen aber unter Umſtänden auch mündliche Verträge, ja ſogar, wie insbeſondere 
im Krieg durch Zeichen Verträge geſchloſſen werden. Vgl. oben zu 419. 


423. 


Die ſchriftliche Form kann durch gemeinſame Unterzeichnung eines 
Protokolls oder durch Kine Vertragsurkunde, welche in mehreren Ori- 
ginaleremplaren von den Bevollmächtigten oder den Häuptern der Staten 
gemeinfam unterzeichnet wird, oder durch einfeitig unterzeichnete Erflärun- 
gen der ſich verpflichtenden Staten an den beredtigten Stat vollzogen 
werden. 


Im Iebtern Falle muß die Abficht ſich zu binden, klar gemacht fein, ſonſt 
ift zu vermutben, daß nur ein Act ber freien Autorität zur Mittbeilung ge⸗ 
langt ſei. 


424, 


Die Veröffentlihung der Verträge ift feine Bedingung ihrer Gültig⸗ 
feit und Wirkſamkeit, wenn gleich die Beachtung öffentlicher Verträge beſ⸗ 


ſer geſichert iſt. 


Geheime Verträge ſind noch immer unter gewiſſen Umſtänden unver⸗ 
meidlich, ebenſo geheime Beſtimmungen in Verträgen, bie im übrigen veröf⸗ 
fentlicht find. Für die Bevölferung freilich ift ber ‚geheime Vertrag nicht verbindlich, 
ba fie ihn nicht kennt, jo wenig als ein geheimes Gejeg. Aber ber Stat, welder 
ben geheimen Vertrag Fennt und fich verflictet bat, deſſen Inhalt zu vollziehen, if 
bem andern State gegenüber ebenjo gebunden, wie durch einen offenen Bertrag, 
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3. Derftärkung der Verkräge. Garantieverfräge. 


425. 


Der Eid fügt dem beſchworenen Bertrage nur eine religiöfe nicht 
aud eine rechtliche Verftärfung bei. Ebenſo hat die Bekräftigung mit dem 
Ehrenwort Mur eine moraliſche keine rechtliche Bedeutung. 


Der Eid war noch im ſiebzehnten Jahrhundert im Gebrauch, kommt aber 
heute faſt nur noch gegen barbariſche Völker vor, deren Rechtsverſprechen man nicht 
vertraut, wenn es nicht durch die Furcht vor den angerufenen Göttern verſtärkt 
wird, Da die Päpſte öfter die contrahirenden Statshäupter ihrer eidlichen Verpflich⸗ 
tung entbanden, ſo wurde zuweilen in den europäiſchen beſchwornen Verträgen die 
Clauſel beigefügt, daß keine Eidesentbindung begehrt, oder daß dieſelbe, 
wenn gewährt, ungültig fein ſolle. Ein Beiſpiel dee Spaniſche Ceſſions— 
vertrag vom Jahre 1703. Ein merfwürbiges Beifpiel eines mit Königlichem 
Ehrenwort befräftigten Vertrags zwilhen Frankreich und Spanien von 1659, 
der nicht gehalten wurbe, findet ſich bei Laurent „Etudes sur Phistoire de Phu- 
manite. XI, 424, 434. 


426. 


Werden zur Verſtärkung eines Vertrags Geifeln gegeben, jo Tann 
der berechtigte Stat die Geifeln zurüdhalten, bis der Vertrag vollzogen 
oder der Vollzug hinreichend gefidhert if. Wenn aber dieß geſchehen ift, 
fo dürfen die Geifeln nit um anderer Forderungen willen an der Heim- 
fehr verhindert werden. Auch wenn der Vertrag nicht erfüllt wird, fo 
darf den Geifeln fein. anderes Uebel zugefügt werden, als daß ihnen Die 
Treiheit der Heimkehr entzogen bleibt. 


Wenn früher die Geifeln fogar am Leben bedroht wurden, infofern ber 
Bertrag nicht erfüllt ward, fo wird das ſchon Tange nicht mehr als Rechtsübung, 
fondern als widerrechtliche Barbarei anjehen. 


427. 


Werden Geifeln genommen, nicht gegeben, fo iſt der Nehmer ver⸗ 
pflichtet, auf ſeine Koſten für angemeſſenen Lebensunterhalt der Geiſeln 
zu ſorgen. 

Bluntſchli, Das Volkerrecht. 16 
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428, 


MWird zur Verftärkung einer Vertragsperbindlichkeit ein öffentlicherecht- 
liches Unterpfand gegeben, indem dem beredhtigten Stat die Beſitznahme 
eines Platzes oder andern Gebietätheiles zur Sicherung eingeräumt wird, 
fo dauert das Recht dieſes Beſitzes jo lange fort, bis der Vertrag boll- 
zogen oder in anderer befriedigender Weile für den Vollzug geforgt iſt. 
Geht die Ausficht auf Vertragserfüllung gänzlich unter, fo wird ange 
nommen, die urfprünglich bloß pfandweiſe übertragene Gebietöhoheit werde 
zu dauerndem und nun eigenem Rechte der Statögewalt, welche da3 
Gebiet thatfächlich befibt. 


Pur von ber öffentlihsrehtlihen Verpfänbung ber Gebiets- 
hoheit ift bier die Rebe. Auch fie kam früher öfter vor, als heute; im Mittelalter 
freilich nah Analogie der privatrehtlichen Verpfändung des Grundeigenthums, 
in Form ber Satung und nicht felten zur Sicherung für Geldfchulden bes verpfän- 
benden State. Manche Gebietserweiterungen, beſonders ber Städteftaten bes Mittel: 
alters find fo begründet und erreicht worden, daß benfelben benachbarte Herrſchaften 
verpfändet und nicht wieber gelöst wurden. Das heutige Recht unterfcheibet fchärfer 
zwilchen der flatlichen Verpfänbung eines Gebiets und der privatredytlichen Hypothek. 
Die Entftehungsform — bort Statenvertrag, bier Fertigung im Grund— 
buch —, ber Inhalt — dort Befit ber Gebietshoheit, bier Sachen beſitz 
— und bie Wirfungen — dort im Notbfal Aneignung, bier gerichtliche 
Berfleigerung ober Zuſprechung — find verſchieden. 


429, 


Die gemaltfame Pfandnahme fremden Stat3gebietes, zur Sicherung 
für völferrechtfiche Forderungen an den Stat, dem dieſes Gebiet zugehött, 
ift nur unter denselben Vorausſetzungen geftattet, unter denen der Krieg. 
gerechtfertigt ift, e8 wäre denn, daß dem Pfand nehmenden State Die 
Dberhoheit zuftände über den bepfändeten Stat. 


Wenn fich der bepfänbete Stat wiberfeßt, fo ift der Krieg offenbar; wenn 
nicht, ſo kann die Pfandnahme immer noch als Selbfthülfe im Frieden betraditet 
werben. Aber fie erjcheint jo fehr in Form ber Gewalt über fremdes Gebiet, daß das 
Bölferrecht dieſelbe nicht als regelmäßiges Erecutionsmittel billigen kann, fondern nur 
dann, wenn e8 auch bie gewaltjfame Selbfthülfe im Krieg zulaffen müßte. 


430. 
Die Erfüllung eines Vertrags kann auch im Ganzen. oder in ein» 
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zelnen Artikeln unter die Garantie (Gewährſchaft) einer dritten Macht ges 
fellt_und dadurch gefidert werben. 


Tiefer Garantievertrag iſt ein accefforifher Nebenvertrag, buch 
weldden ber Hauptvertrag verftärft wird. Der Garant (Gewähre) erfcheint als ein 
accefforifcher Pacifcent. Zur Entftehung biefes Garantievertrags genügt baher nicht nur 
bie MWillenserflärung bes Garanten, fonbern es ift auch bie Zuftimmung ber Staten 
erforberlich, deren Vertrag gemährleiftet werben fol. Dieſe Art ber Garantie Tann 
nicht aufgendtbigt werben, weil baburch die Selbftändigfeit des States gefährbet 
würde, über ben die Garantie ſich ſchützend erftredt. 


431. 


Wenn die Garantie eines dritten States nur zur Verftärfung des 
Hauptvertrags dient, jo darf und foll der Garant nur dann einfchreiten 
und feinerjeit3 auf Bertragserfüllung dringen, wenn 

I) der borgefehene Tall des Bedürfniſſes einer Hülfe eingetreten ift 
und 
4b) der Garant von der berechtigten Vertragspartei um Hülfe anges 
rufen worden ifl. 


Es find das bie Folgen des Grunbcharafters dieſes Garantievertrags als 
bloßen Nebenvertrags, verbunden mit bem allgemeinen völferrechtlichen Inter 
effe, gegen bie Einmifhung britter Mächte und für bie Selbſthülfe 
ber betheiligten Hauptparteien. Der Garant barf baber nicht willkürlich 
interveniren, wenn fein Bedürfnißfall vorliegt, alſo Teine widerrechtliche Zögerung 
ober Weigerung ber Erfüllung vorbanben ift, aber er darf e8 auch noch nicht, wenn 
zwar ein äußerer Grund zum Einſchreiten fich zeigt, aber bie zunächſt berechtigte 
Hauptpartei der Hülfe bes Garanten nicht bedarf ober fie nicht will, fondern es 
vorziebt, ſich felber zu belfen. 


432, 


Nur wenn der Gnrantievertrag als felbftändiger Vertrag zum Schuß 
einer allgemeinen vöfferrechtlichen oder ftatsrechtlichen Anordnung abgeſchloſſen 
worden ift, find die Garanten berechtigt, je nach Umständen auch von ſich 
aus einzufchreiten, wenn ihr eigenes Intereſſe an jener Anordnung verlegt 
oder bedroht erjcheint. 


Es find offenbar zwei verſchiedene Nechtsverhäftniffe, welche unter bem einen 


Namen ber Garantie zufammengefaßt werden: a) ber Nebenvertrag, durch wels 
16* 
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chen der britte Garant einer Vertragspartei Hülfe verſpricht GGürgſchafts⸗ 
garantie), und b) der Hauptvertrag, durch welden eine Anzahl Mächte einen 
völferrechtlichen Nechtszuftand unter ihren ſelbſtändigen Schutz nehmen 
(Sarantiebefhluß). Im erften Fall erfheint bie Pflicht und das Recht ab- 
hängig von dem Recht des States, zu deſſen Gunften die Garantie übernommen 
worden ifl. Im zweiten Fall ift fie davon unabhängig, weil fie überhaupt nicht 
bloß oder nicht bauptfächlich für eine andere Hauptpartei, fondern wejentlih aus 
Gründen und Intereſſen der Garanten felber und von diefen in felbjtändiger Weije 
verabredet wird. Wenn 3. B. ein Gefamnitftat ben Beftand und bie Verfaffung ber 
Einzelftaten gewährleiftet (garantirt), fo ift unter Umftänden eine Intervention bed: 
felden gerechtfertigt, wenn gleich bdiefelbe nicht angerufen worben if. Ober wenn 
bie europäifchen Mächte die Neutralität Belgiens aus Gründen bes allge: 
meinen europäifchen Intereſſes (Vertrag von 1839) oder die relative Selbfländigfeit 
der Donaufürſtenthümer (1856) garantirt haben, jo wären bie Garantiemächte 
unzweifelhaft zum Einfchreiten gegen eine einzelne frembe Macht berechtigt, welche 
jene Neutralität oder dieſe Selbftändigfeit ernftlich. mißachtete, auch wenn fie von 
biefen bedrohten Ländern nit um Hülfe angerufen würden. 


433, 


Erſtreckt fich die Garantie auf den Rechtsſchutz der Unterthanen eines 
Stats, wie z. B. zur Erhaltung von befondern Stiftungen und Anftalten, 
oder im Intereſſe der ungehemmten Religionsübung oder bejtimmter herge= 
brachter Freiheiten, jo können auch dieſe betheiligten Privatperfonen die 
Hülfe der Garanten anrufen, aber nur, wenn zuvor ihre gerechten Des 
ſchwerden oder Begehren bei der eigenen Statsgewalt in dem ordentlichen 
Rechtöverfahren angebracht, aber fein Rechtsſchutz gewährt worden ift. 


So weit bie regelmäßigen ftatsrehtlihen Mittel ausreichen, um 
bie Rechtsanfprüche der Statsangehörigen zu fichern, darf nicht die völferredt- 
lie Intervention ber fremden Garantiemacht angerufen werben, theils weil 
Handhabung des Rechtsſchutzes zunächft Sache des eigenen und nicht eines fremden 
States ift, theils weil jede Einmiſchung eines fremden Stats für die Selbfländigfeit 
und Freiheit bes eigenen States gefährlich ift, theils weil die Garantie des fremden 
States ihrem Weſen nah nur eine jubfidiäre Rechtshülfe if. Aber im 
Nothfall darf auch biefe Hülfe von denen angerufen werben, zu beren Gunften bies 
ſes völferrechtliche Hülfsmittel verabredet worden tft. 

Der Garant ift nicht verpflichtet, Hülfe zu leiften, fo’ lange ber Hilfe Bes 
gehrende der Hülfe nicht bedarf, und er bedarf ihrer nicht, fo Tange er im Stande 
ift, ſich ſelber zu helfen, 
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434, 


Dei der Leitung der Hülfe darf der Garant nur völlerrechtlich er- 
laubte und nur verhältnipmäßige Mittel anwenden. 


Die Waffengewalt ift nur als äußerſtes Mittel und nur bann zu rechtfertigen, 
wenn bie friedlihen Mittel nicht ausreichen. 


435. 


Keinenfall3 darf der Garant mehr fordern, als die Hauptpartei ver⸗ 
langt, deren Anſpruch er nur unterftüßt. Aber er darf und fol die Yor- 
derungen ber Hauptpartei nur in dem befchränkten Maße unterftügen, in 
welchem er diefelben als berechtigt anerkennen muß. 


Niemand ift verpflichtet, mehr zu leilten, als er verfprocdhen hat. Wenn ba= 
ber der Hülfe begehrende Stat übertriebene Anfprüce erhebt und unzeitgemäße 
Forderungen jtellt, fo Fann dem Garanten nicht zugemuthet werden, bafür feine 
Kräfte anzuftrengen. Die Auslegung freilih darf auch nicht in die Willkür des 
Garanten gegeben werden, jondern fol bona fide gefchehen. 


436. 


Wird der Garant von beiden Hauptparteien angerufen, fo hat er 
feine Hülfe jeder Partei in fo weit zu leiften, als er fi) von ihrem Rechte 
überzeugt. 


437. 


Wenn die garantirte Beftimmung widerrechtlich ift oder unausführ- 
bar. erſcheint, jo ift der Garant auch nicht verbunden, ſeine Beihülfe zu 
ihrer Durchführung zu gewähren. 


Da die Vertragsverbindlichkeiten überhaupt nur innerhalb ber völkerrecht⸗ 
li) anerkannten und zu ſchützenden Rechtsordnung gelten, jo ermäßigt ſich auch bie 
Hülfspflicht der Garanten. Fälle der Art find: 

a) die garantirte Beſtimmung fteht mit ben Rechten eines pritten States, 
vieleicht aus einem älteren Vertrage, im Widerſpruch, unb dieſer Stat 
widerfpricht bie Ausführung jener ; 

b) fie verletzt anerkannte Menjchenrechte, 3. 3. ber perſönlichen Freiheit oder 
des freien Verkehrs; 

e) fie laßt ſich nicht mehr mit ben Fortſchritten bes Völkerrechts vereinigen, 
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wie 3. B. fie will ben Schiffahrtoverkehr auf Strömen verhindern, welche 
dem Weltverkehr neu eröffnet worden find; 

d) bie nothwendige Entwicklung und Wandlung ber öffentlichen Rechts: und 
Statszuftände läßt das Fefthalten an ber älteren Vertragsbeſtimmung als 
unnatürlih und nicht mehr zeitgemäß erjcheinen. 


438. 


Den Hauptparteien, in deren Intereſſe der Garantievertrag als blo- 
Ger Nebenvertrag abgejchloffen worden ift, fteht es allegeit frei, die Garan- 
ten ihrer Währfchaftspflicht zu entbinden und damit den Garantievertrag 
aufzulbſen. 


Das gilt natürlich nicht von ſolchen Garantieverträgen, welche nicht als bloße 
untergeordnete Nebenverträge zur Verſtärkung des Hauptvertrages eingegangen wor⸗ 
den ſind, ſondern eine ſelbſtändige Bedeutung auch im Intereſſe des Garanten haben. 
Vgl. zu S 432. 


439, 


Haben zwei oder mehrere Garanten einen Vertrag gemwährleiftet, fo 
kann zunächt jeder derjelben von den DBetheiligten um Hülfe angerufen 
werden. Aber der angerufene Garant ift feinerfeitS berechtigt, bevor er 
einfeitige Hülfe Ieiftet, ein Einverftändnig mit den übrigen Garanten zu 
verſuchen. | 


Sobald mehrere Garanten besfelben Vertrags vorhanden find, fo beiteht min- 
beitens eine objective Verbindung berjelben, injofern fie benjelben ftatlidhen 
Zwed durch ihre Beihülfe erreichen follen, alfo im Ziel zufammentreffen und dem⸗ 
nah auf in den Mitteln, mit denen das Ziel zu erreichen ift, einander ergän⸗ 
zen und unterftügen. Deßhalb ift alle Zeit ein vorheriges Einverfländniß zu ver: 
fuchen, fo weit bie Umftänbe einen Aufihub erlauben, Die Verbindung Tann aber 
auch von Anfang als perfünlide Gemeinschaft ber Garanten gewollt fein und 
bann darf nicht einfeitige Hülfe gefordert werden, fo lange bie Möglichkeit ber Gemein» 
bülfe offen bleibt. Vgl. darüber $ 440. 


440. 


Iſt die Garantie zweier oder mehrerer Staten ausdrücklich als eine 
gemeinfame nicht als eine mehrfache Cinzelgarantie verabredet worden 
(Sollectivgarantie), jo find die garantirenden Staten zugleih um Beiftand 
anzugehen oder zur Vertheidigung des garantirten Zuftandes aufzurufen. 
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Der GSarantiefall ift gemeinfam von denfelben zu prüfen und fo weit e8 
nöthig und thunlich erjcheint, gemeinfame Hülfe oder Abhülfe zu gewähren. 
Können fi die Garanten nicht unter einander verftändigen, fo ift jeder 
Einzelne berechtigt und bona fide verpflichtet, nach feinem Exmeflen dem 
Vertrag Folge zu geben. 


Die Collectivgarantie findet fih öfter, wenn ein vwölferrechtlicher Zu⸗ 
ftand durch dieſelbe gefchügt werben fol, 3. B. zum Schub ber Neutralifirung eines 
Gebiets (Garantiebeſchluß) als zur Verflärfung einer andern KHauptverpflichtung 
(Bürgichaftsgarantie), es widerfireitet aber ber bona fides, berjelben nur eine 
moraliſche Bedeutung deßhalb beizulegen, weil es ſchwierig fei, die Einftimmigfeit 
zu erzielen, und jeber einzelne Garant, zufolge feiner Souveränetät, die Macht habe, 
durch feinen Widerfpruch eine gemeinfame Action zu verhindern. So unficher bie 
völkerrechtlichen Verpflichtungen find, fo darf ihre rechtliche Verbindlichkeit doch 
nicht verfannt. werben. Die Garanten, welche ben garantirten Zuftand, 3. B. bie 
angefochtene Neutralität von Belgien nicht wider ben Angreifer vertheidigen, obwohl 
fie das jollen und Finnen, erfüllenibr Verſprechen nicht und handeln info» 
fern rehtswidrig. Inſoweit ein gemeinfames Intereſſe ber Gollectiv: 
garantie zu Grunde Tiegt, haben auch alle Betheiligten ein Recht, bie andern 
Theilnehmer zur Ausübung ihres Rechts und zur Erfüllung ihrer Pflicht zu mahnen. 
Vgl. die Erörterungen über den Sarantiebefchluß ber Londoner Conferenz von 1867 
über die Neutralität bes Großherzogtfums Luremburg. 


441. 


Wenn ein Stat für die Verbindlichkeiten eines andern States ala 
Bürge eintritt, fo verpflichtet er fich, felber für den andern Stat die Lei- 
tung zu erfüllen, wenn dieſer in der Erfüllung feiner Bertragspflicht ſich 
ſäumig erweist. 


Der Garant ift von dem eigentlihen Bürgen zu unterfcheiden. Jener verbindet 
fich, die verpflichtete Hauptpartei zur Erfüllung anzuhalten, beziehungsweife ben Be⸗ 
regtigten in ber Durdführung feiner Forderung zu unterflügen. Diejer dagegen iſt 
verpflichtet, felber fubfidiär ober unter Umftänden fogar gleichzeitig neben 
dem Hauptverpflichteten anftatt desfelben bie Leiftung zu erfüllen. Die Bürgichaft 
kann eine privatrechtliche fein, wenn fie fih auf Bezahlung einer Geldſchuld bezieht, 
fie kann aber auch üffentlich-rechtlich fein, in bem fie fich auf einen öͤffentlich⸗recht⸗ 
lihen Inhalt bezieht. 
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4. Xıten der völkerrehflihen Verträge. 
442, 


Als völferrechtliche Verträge im .eigentlihen Sinne gelten 
{9 voraus die fogenannten Statenverträge, d. h. die Verträge zwi— 
ſchen zwei oder mehreren Staten von öffentlich-rechtlichem Inhalt; 
2%) fodann die zwifchen untergeorbneten Aemtern oder Öliedern ber- 
ſchiedener Staten innerhalb ihrer Amts⸗ oder Rechtsſphäre ab- 
geſchloſſenen Verträge über öffentliche Verhältniſſe. 


1. Sn ber erften Claſſe eriheinen die Staten jelber als bandelnde Ver⸗ 
tragsperfonen, in ber zweiten Elaffe untergewrbnete Gewalten oder Körperſchaften 
im State, aber mit ftatliher Ermächtigung. Beiberlei Verträge haben einen öffent⸗ 
Iihsrehtlihen Inhalt. Es ift das ſelbſt dann ber Tall, wenn etwa ein 
Statenvertrag für bie privatrechtlichen Verbäftniffe der eigenen Lanbesangehörigen 
in frembem Lande forgt, benn er orbnet und ſchützt bier bas Privatrecht mit ſtat⸗ 
licher Antorität, ähnlich wie in ber Landesgefeßgebung oder durch bie orbentliche 


Nechtspflege. Dagegen find Verträge von bloß privatredtlidem Inhalt, 


wenn gleich von zwei Staten abgefchloffen, nicht völferrechtlih, weil injofern bie 
Staten nicht als Staten, jondern gleich PBrivatperfonen contrahiren. Bon der Art 
find 3. B. Darlehns-, Kauf: und Miethverträge, wobei e8 ganz gleichgültig erjcheint, 
ob Staten oder ob Privaten biefelben contrahiren. — Aus folchen privatrechtlichen 
Verträgen entſteht nur eine privatrechtliche Forderung oder Schuld, welche dem 
Fiscus, als dem perfonificirten BPrivatvermögen bes States zugehört. 
Nur wenn ausnahmsweile folche Verträge unter den Schuß bes Völkerrechts geftellt 
worden find, jo daß fie einen Beitandtheil wirklicher Statenverträge bilden, ober 
eine ftatliche Garantie erhalten haben, dann fallen fie infofern in das Gebiet bes 
Völkerrechts. 

2. Bloß partielle völkerrechtliche Verträge der zweiten Claſſe ſind z. B. 
Verträge über Grenzregulirung, welche den Provinzialregierungen überlaſſen ſind, 
gerichtliche Requiſitionen, denen Folge gegeben wird, ohne die Intervention der höch⸗ 
fien Statsautoritäten, provincielle Flußregulirung, Verträge mit einzelnen Truppen 
commanbo’s über die Einquartierung, ben Durchmarſch, bie Ernährung ber Trup- 
pen, Verträge zwilchen Nachbargemeinden verſchiedener Staten über Gemeindever- 
hältniſſe u. dgl. 


443. 


Als uneigentliche bölferredhtliche Vertrage, weil nicht beiderſeits durch 
Staten geſchützt, gelien 
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7%) Verträge zwiſchen fouveränen Perfonen oder Dynaftten unter fich 
oder mit fremden Staten über perfönliche oder dynaſtiſche An- 
ſprüche auf Landesregierung oder Thronfolge; 

24,5) Verträge des States mit fremden Privatperfonen über öffentliche 
Rechtsverhältniffe, wenn diefelben ausnahmsweiſe unter den Schuß 
des Völkerrechts geftellt find; 

3%) Verträge des States mit der Kirche über ſtats- und kirchenrecht— 
liche Verhältniffe, insbefondere die Goncordate der Staten mit 
dem päpftlihen Stuhl. 


1. Zu a. Hieher gehören z. B. Verträge eines States mit einem ent: 
thronten fremden Fürſten über Wiebereinfegung besfelben in die Herrichaft, 
Berträge zum Schuß einer beflimmten Dynaſtie in dem Befi des Throns, oder 
mit einem auf Herrſchaft verzidgtenden Fürſten, ober Erbverträge 
zwijchen zwei Linien einer Oynaftie ober zwei Dynajtien, wenn biefelben verfchies 
benen Staten angehören. in bynaftifches Hausgeſetz oder eine dynaſtiſche Erbver- 
brüderung innerhalb desſelben States bat nur eine ftatsrechtliche, feine völler⸗ 
rechtliche Bedeutung. 

2. Zu b. 3. B. Die Verträge ber deutſchen Staten mit ber Familie Thurn 
unb Taris über bas Poftregal, fo lange diefelden unter ben Schuß bes beutjchen 
Bundes gejtellt waren. Abgeſehen von ſolchem Schuß, ber über bie Hoheit und 
Macht eines Etates Hinaus wirft, haben ſolche Verträge nur einen privatrechts 
lihen, höchſtens einen ftatsrehtlihen Charafter. 

3. c. Die firdlihen Eoncorbate zwiſchen einzelnen Staten und dem 
römifhen Papſtthum als Haupt und Mepräfentanten der römiſch-katholiſchen 
Kirche find Teine völkerrechtlichen Verträge im eigentlichen Sinn, weil ber Papſt nicht 
als Landesfürft, fondern als Kirchenhaupt biefelben eingeht, alfo nur auf ber 
einen Seite ein Stat Bertragsperfon ift, auf ber anbern die Kirche, Aber bie Ana⸗ 
logie ber völferrechtlichen Verträge fommt infofern zur Anwendung, als zwei wefents 
lich jelbf ändige Mächte als öffentlihe Perſonen mit einander über 
öffentlichsrechtliche Dinge ſich vereinbaren. Der völferrechtlihe Schuß ift bei dieſen 
Berträgen ein unvollftändiger, weil wohl ber contrahirende Stat die Macht bat, 
zum Schuß feines Rechts die völferrechtlichen Meittel, nötbigenfalls bie Gewalt, zu 
gebrauchen, die Kirche bagegen dieſe Mittel nicht befigt und ftatt derfelben andere 
ber religiöjen Autorität benuten Tann, welde nicht durch das Völkerrecht geordnet 
werben. Eie bilden demnach eine eigenthümliche Gattung für fi, auf welde 
bie Grundſätze ber völferrechtlichen Verträge nur mit Vorficht Üüberzutragen find. 

Zunächſt find auch diefe Eoncordate als rechtsverbindlich zu betrachten, 
fowohl für den Stat als für die Kirche. Aber biefe Verbindlichkeit Bleibt beichräntt, 
mehr noch fogar als bie Verbindlichkeit ber eigentlichen Statenverträge, weil bier 
neben ben politifchen auch bie religidfen Rüdfichten in Betracht fommen. Bon ben 
Bertbeibigern bes kirchlichen Stanbpunftes wird hier ber Kirche bas Recht vinbicirt, 
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jeder Zeit aus veligidfen Gründen Fraft ihrer Gewiſſenspflicht von früheren 
Verträgen ſich loszuſagen. Wenn das als ein ſelbſtverſtändliches Necht ber religiö— 
fen Lebensgemeinfchaft behauptet wird, weil bie religiöſe Gewiljenspflicht ſich nicht 
buch Äußere Rechtsformen bauernd binden läßt, fo entipricht beim in berfelben 
Weiſe ein einfeitiges Rücktritts- nnd Kündigungsrecht des Stats aus politifchen 
Gründen und Eraft feiner Pflicht, für das Volkswohl zu forgen. Muß ber Stat 
ber Kirche jene Freiheit gewähren, jo kann die Kirche dem State nicht dieſelbe Frei⸗ 
beit verjagen; unb es ift nur auf beiden Seiten bona fides zu verlangen. Ins⸗ 
befonbere köͤnnen Dinge wohl dauernd und feft rechtlich geordnet werden, welche ber 
religidfen Betrachtung als indifferent, oder doch als nicht burch die religiöfen Pflichs 
ten mit Nothwendigkeit beftimmt erfcheinen, ober für die Exiſtenz und Fortentwid: 
lung bes Stats nicht verberblich find. Aber immer erjcheint um folder Rüdfichten 
willen die Nechtsverbindlichkeit folcher Concordate nur als eine einftweilige ges 
meinjame Regulirung, welche zu wirfen und zu binden aufhört, wenn eine 
ber beiden Bertragsperfonen Fündigt. 


444, 


Meder die ungleihe Macht und Stellung der pacifcirenden Staten, 
noch die ungleiche Belaftung eines States zum Bortheil des andern iſt ein 
Hindernik für die Gültigkeit der völkerrechtlichen Verträge. 


1. Es können für's erfte gültige Statenverträge auch zwifchen einer Schu: 
macht und einem ſchutzbedürftigen State, zwilcheneinem oberherrlihen 
und einem Bafallenftate, zwifchen einem Geſammt⸗ und einem Einzel⸗ 
ftate geichlofjen werben. Es wirb zu völkerrechtlichem Vertragsrecht nicht Gleichheit 
noch auch nur gleihe Unabhängigfeit ber Staten vorausgefett. 

2. Fürs zweite ift das Gleichgewicht der wechfelfeitigen Leiftungen kein 
nothwendiges Erforberniß der Statenverträge. Es ift möglich, daß ber mächtigere 
Stat jhwerere Pflichten übernehme, al8 der fehwächere, 3. B. die militärische Schutz⸗ 
pfliht. Bedenklicher freilih ift es, wenn einem fleinen State von dem großen 
ſchwere Leiftungen zugemuthet werben, denen Teine vertragsmäßige Gegenleiftung 
entſpricht. Indeſſen au das foedus iniquum ift ein redtsgültiger 
Bertrag ES kann darin bie Notbwendigfeit der Lage fih richtig 
darſtellen. 


445. 


Dem Gegenſtande nach find die völkerrechtlichen Verträge jo mannig— 
faltig, als die Rechtsverhältniſſe ſind, in denen Staten mit Staten ſich 
befinden können. 


Nur einzelne Anwendungen find z. B. a) Grenzverträge, b) Verträge 
über Abtretung von Statsgebiet, e) Succeflionsyerträge über die Regie 
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zungsfolge, d) Verträge über Statsdienfibarleiten, 6) Hanbeldpverträge, 
f) Zollverträge, g) Berträge über Boft:, Eiſenbahn⸗ und Telegraphen- 
wejen, h) Verträge über gemeinfame Statsinftitutionen, 1) Verträge 
über bie Zreizügigfeit und bas Paßweſen, über bie Niederlaffung, 
k) Auslieferungsverträge, 1) Bündbniß und Bunbesverträge, 
m) Verträge während des Kriegs Über Truppenaufnabme, Capitulatios 
nen, Nuswedhslung von Gefangenen, Baffenrube und Maffenftill: 
ſtand u. bgl., n) Friedensverträge. 


5. Bon den Allianzen insbefondere. 


446, 


und feinen Beiftand, verſpricht. 


Dit find die Allianzen auf den Kriegszwftand berechnet und bann ents 
weber Defenfivallianzen, infofern ausfchlieplich die Vertheidigung bes geyens 
wärtigen Rechts⸗ oder Beſitzſtandes beabjichtigt wird, oder Dffenfivallianzen, 
wenn aud ein Angriffsfrieg vorgejehen wird, ober beides zugleih, Defenjiv: unb 
Sffenfivalliangen, Bündniffe zu Shut und Trutz. Eine Allianz kann fich aber 
auch auf politifhe Zwede bezieht, die im Frieden zu erreichen find, ohne 
Rüdfiht auf einen Krieg. Bon der Art find politifhe Allianzen zu gemeinfamer 
Haltung und Einwirfung auf einem bevorfiehenden Congreß ober auch ohne ſolchen 
- in ber bipfomatifchen Verhandlung und Richtung überhaupt. Immer aber bat bie 
Friedensallianz eine gemeinfame Politik und nicht etwa bloß einzelne gemeinfame 
Einrihtungen ober Unternehmungen zum Zwed. In ben lettern Fällen fpricht 
man wohl von Verbindungen zweier Staten, aber nicht von Allianzen im eigent- 
liden Sinne. Die fogenannte heilige Allianz von 1815 (oben $ 101) if ein 
Beilpiel einer umfaſſenden Friedensallianz. 


447. 
Die nothwendige Vorausfegung der: Friegerifchen Allianzen ift ein 


gerechter Krieg. Verträge zu gemeinfamem Kriegsangriff, ohne rechtmäßige 
Kriegsurſache, find völkerrechtswidrig und daher nicht verbindlich. Es be⸗ 
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fteht feine Pflicht für den Allirten in einem offenbar ungerechten Striege 
Hülfe zu leiften. 


1. Die Defenfivallianz wirb abgefchloffen zur Vertheibigung entweder bes 
beftehenden Rechts oder doch des Beſitzſtandes wider feindliche Gewalt. Es tit nicht 
erforberlidh, daB babei wenigftens einer ber Alliirten als Tünftige Kriegspartei gebacht 
wird. Es kann auch eine bewaffnete Allianz der neutralen Staten ver: 
einbart werben, zur Behauptung ber Neutralität während eines Krieges zwiſchen 
dritten Mächten und zum Schuß ber Rechte der Neutralen. Bon der Art war bie 
bewaffnete Neutralität der norbifhen Seemächte von 1780. 

2. Ater auch die Dffenfivallianz barfwie der Krieg ſelbſt nur völferrecht- 
lich erlaubte Ziele anftreben. Sie hat bie Verfolgung gerechter Anſprüche entweder 
im Sinne ber beftehbenden Rechtsordnung oder im Sinne ber nothwen: 
digen Entwidlung zum Zwed. Würde fie abgefchloffen, lediglich um auf Er: 
oberimg auszugehen oder um mit vereinter Gewalt andere Staten zu unterbrüden, 
jo wäre fie völkerrechtswidrig. (Vgl. oben oben $ 98, 412.) 

3. Inſofern ift bie ſtillſchweigende Vorausjegung (clause tacite) einer jeden 
Allianz auf den Kriegsfall, daß bie Friegerifhe Hülfe völkerrechtlich erlaubt 
jei, d. 5. daß die Partei, welche bie Hilfe des Alliirten begehrt, berechtigt erfcheine, 
entweder fich zu vertheidigen oder anzugreifen. Niemals ift der Alliirte fchuldig, 
auch dann Hülfe zu leiften, wenn es ihm offenbar ift, daß der Hülfe fordernde Stat 
Unreht verübt, fei es indem biefer vechtmäßige Forderungen zu erfüllen ohne 
Grund verweigert, ſei e8 indem berfelbe ohne Grund einen andern Stat mit Gewalt 
mit Krieg überzieht. In einem offenbar ungerechten Kriege die Hülfe verweigern, 
das beißt nicht die Allianz breden, ſondern die völferrehtlidhe 
Pfliht üben. 


448, 


Die Pflicht der Aliirten, Hülfe zu gewähren, wird ermäßigt und 
beſchränkt durch die nähere Pflicht der nothwendigen Selbitvertheidigung. 
Der Mlürte muß nur Hülfe leiften, foweit er im Stande ift, über Hülfg- 
träfte zu verfügen. 


Es ift das eine ftillfchweigende Vorausſetzung der Allianzen. Einem Stat, 
welcher alle feine Kräfte zufammenbalten muß, um fein eigenes Gebiet gegen feind- 
lichen Angriff zu vertheidigen, Fan man nicht zumuthen, daß er fih felber Preis 
gebe, un einem andern Stat Hülfe zu leiſten. Die Eriftenz des eigenen 
States zu bewahren ift die erfte und höchſte Pflicht jeder Statsgewalt. 
Nur wenn es damit verträglich ift, dürfen die Statskräfte für einen befreundeten 
Stat eingefet werden. Wenn das eigene Haus brennt, jo gebietet die Pflicht ber 
Selbfterhaltung vorerfi da und nicht bei dem Nachbar zu löſchen. Es kann freilich 
biefer Sat mißbraucht und die Nothwendigkeit ber Selbfthülfe ald Vorwand benutzt 
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werben, um fih der Pflicht zur Bundeshülfe zu entziehn. Das ift oft fchon geſche⸗ 
ben und wird wieder gefehehn. Aber jo tadelnswerth der Mißbrauch ift, fo unent⸗ 
behrlich und unbeftreitbar ift jener Nechtsjaß felber, wenn er bona fide verftanden 
und angewendet wird. Wenn militäriiche Gründe einer wirkſamen Kriegsführung 
verlangen, baß die Truppen aller Bundesgenoffen zufammengezogen und einftweilen 
das Gebiet eines States Preis gegeben werden, jo widerftreitet dieſe Forderung nicht 
der obigen Regel, denn diefe Mafregel gibt nicht dev Bundeshülfe ben Vorzug vor 
ber Selbithülfe, fondern ſchließt die Selbſthülfe in ſich. Wenn die Bundes: 
genofjen in Folge ber Concentrirung aller ihrer Kräfte fiegen, jo wirb aud) jedem 
verbündeten State am ficherften geholfen und das vorübergehende Leiden feindlicher 
Beſitznahme am ficheriten geheilt. Im Webrigen gilt das Ultra posse nemo 
tenetur ganz vorzüglich, wenn Derbindlichfeiten der Staten in Frage find. 


449, 


Bei der Auslegung und Anwendung der Allianzverträge iſt beider- 
jeits mit ehrlicher Treue, in gutem Glauben und aufrichtiger Freundſchaft 
zu berfahren. 


1. Diefe moralifhen Rüdfihten bürfen überhaupt bei ber Interpretation ber 
Statenverträge nicht überfehen werden. Bei ben Allianzen, bie ein Freundjchafte- 
verhältniß unter ben Alliirten begründen, ift es im höchſten Grade nöthig, daß bie- 
jelben forgfältig beachtet werden. Wird ber Glaube und das Vertrauen der Alliirten 
auf aufrichtige Unterftüßung zerftört, fo ift die Allianz eine todte Form, aus ber 
das Leben gewichen ift, und muß zerfallen. Die Frage, ob wirkfich der vorgefehene 
Tal eingetreten fei, in welchem bie Hülfe bes Alliitten begehrt werden darf und ge: 
leiftet werben muß (der fogenannte casus foederis), kann felten anders als 
nad Erwägung aller Umſtände burch freies Ermefjen entjchieden werden und bafür 
ift die bona fides unentbehrlih. Ebenſo find die Art, die Größe und die Dauer 
ber Hülje in ben Verträgen nicht leicht zum voraus genau zu firiren und muß 
man wieber mit bona fides das Bedürfniß und die verfügbaren Mittel beftimmen. 

2. Auch bie Frage, inwiefern es gegen ben guten Glauben und die Treue vers 
ftoße, wenn ein Alliirter durch Unterhandlungen mit einem britten State die Inter: 
ejfen des andern Alliirten gefährdet oder verlegt, läßt fich nicht durch eine formelle 
Rechtsregel ohne moralifhe Erwägungen richtig entfcheiden. Die Treue der Al— 
liirten ift jedenfalls nur als wechſelſeitiges Recht und gegenfeitige 
Pflicht aufrecht zu erhalten. 


». 
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6. Kufhören der Vexkragsverbindlichkeit. 
450. 
Die Vertragsperbindlichleit hört von Rechts wegen auf 


4%) wenn die verabredete Leiſtung abichließend erfüllt ift, 

ı%) injofern der Vertrag unter einer auflöfenden Bedingung gefchlof- 
fen worden ift, durch Eintritt der Bedingung, 

ZX) infofern der Vertrag auf eine beftimmte Zeitfrift eingegangen 
worden ift, mit Ablauf diefer Zeitfrift. 


Tiefe Sätze enfprechen dem gewohnten Vertragsrecht, wie es auch in Privat: 
verbältniffen angewendet wird. 


451. 


Iſt ein Vertragsperhältnig zunächſt nur auf eine beftimmte_eit- 
dauer abgefehloffen, jo wird auch ohne ausdrückliche Erklärung die einft- 


weilige Fortſetzung dieſes Verhältniſſes über jene Zeitgrenze hinaus ber- 
muthet, wenn_thatjächlich demfelben weitere Wirkung gegeben wird. 


Es ift das eine ſtillſchweigende Vertragserneuerung, welde als 
Fortſetzung bes alten Rechtsverhältniſſes gilt. Sie wirft aber nur unter ber Boraus- 
ſetzung des beiderfeitigen Einverfländniffes und ift immerhin ber freien Kündigung 
ausgeſetzt. 


452. 


Ueberdem wird das Vertragsverhältniß durch eine auflöſende Willens⸗ 
übereinkunft beendigt. 


Das Ende entſpricht dem Anfang. Wie durch Willensübereinkunft ein Ver⸗ 
tragsverhältniß geknüpft wird, fo kann es durch eine ſolche auch wieder gelöst wer⸗ 
ben. Der mutuus dissensus iſt die Negation bes früheren mutuus con- 
sensus. Unter Umftänden kann auch aus dem beiberfeitigen thatfächlichen Vers 
balten auf ben Willen ber Bertragsperfonen gejchloffen werden, auseinander zu gehen 
und den Vertrag aufzulöfen. 


453. 


Ebenſo hört eine Vertragsverbindlichkeit auf, wenn der Berechtigte 
darauf Verzicht leiſtet. 
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454. 
Durch einfeitige Kündigung einer Vertragspartei wird der Vertrag 


nur dann beendigt, wenn entweder dad Recht freier Kündigung vorbehal- 
ten worden ift, oder wenn fih aus den Umftänden ein Recht zur Hündi- 


gung ergibt. 


Die Natur bes öffentlihen Rechts nöthigt dazu, in manden Fällen ein 
Recht zur Kündigung anzunehmen, wo ein ſolches nidyt vorbehalten worden ift. 
Bei den Statenverträgen ift die Wohlfahrt der Tanglebigen Völker betheiligt, und es 
darf nicht ein Geſchlecht die folgenden Geſchlechter für alle Zukunft binden. Wenn 
gleich die jeweiligen Repräjentanten eines States biefen felbft und auf bie Dauer 
durch ihre Erklärungen verpflichten fünnen, jo muß man fi doch daran erinnern, 
baß biefes Nepräfentativreht Fein abfolntes ift, und daß bie Repräfentanten von 
heute weder bie Einfiht noch bie Macht haben, die öffentlichen Zuflände für die 
Ewigfeit zu orbnen. Ein Beiſpiel eines ſolchen felbftverftändlichen Kündigungs: 
rechts fiehe oben F 443, andere in ben folgenden Artifeln. 


455. 


Menn eine Vertragspartei ihre Verbindlichkeiten nicht erfüllt, oder 
die Vertragstreue bricht, jo ift die verletzte Partei zum Rüdtritt von dem 
Vertrage berechtigt. 


In dem gewohnten Vertragsrechte der Privatverträge findet ſich dieſe Regel 
nur ausnahmsweiſe. Die Nichterfüllung begründet dort zunächſt eine Klage des Ver⸗ 
letzten auf Erfüllung, aber nur in wenigen Vertragsacten ben freien Rück⸗ 
tritt oder die Kündigung besfelben. Aber im Völkerrecht muß jene Regel an⸗ 
erfannt werben, jchon weil e8 da an einem Richter fehlt, welcher den ſäumigen Theil 
zur Erfüllung nöthigt, und die Selbfthülfe durch Krieg in allen Fällen bedenklich, 
in vielen unthunlich und unwirkſam ift. 


456. 


Wenn die thatfächlichen Zuftände, welche die ausdrüdliche oder ftill- 
ſchweigende Vorausfegung und Grundlage der übernommenen Dertrags- 
pflicht geweſen find, fich im Laufe der Zeit in dem Maße ändern, daß 
die Erfüllung der Vertragsverbindlichkeit unnatürlich oder finnlos geworben 
ift, fo erliſcht ſolche Verbindlichkeit. 


Zu weit gehen einzelne Völferrechtslehrer, wenn fie behaupten, baß die Claus 
el; „rebus sic stantibus * flillfehweigend allen Verträgen ber Staten beigefügt 
n 
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ſei, und daß demgemäß „rebus mutatis“ bie Gebundenheit aufhöre. So weit 
gefaßt würde ber Sat alles Vertragerecht ganz unficher machen, ba alle öffentlichen 
Zuftände fi fort und fort mit der Zeit ändern. Uber auch das entgegengefekte 
Ertrem ift zu verwerfen, wornach bie Vertragspflich unverändert fortdauert, 
wie immer inzwiſchen bie Zuftände fich ändern. Nicht jede Nenderung der Zuftände 
wirft auf bie Fortwirkung bes Vertrags ändernd ein, aber gewiffe Aenderungen 
müffen auch für biefe Folgen haben. Dahin ift voraus der Fall zu rechnen, 
wenn ein beftimmter öffentliher Zuftandb bie Vorausjebung und 
Grundlage eines Vertrages war, und num fo erhebliche Aenderungen erfährt, daß 
er nicht mehr als Grundlage des fpätern Nechtsverhäftniffes betrachtet werben kann, 
dann flürzt mit ber Bafis bes Vertrags auch beifen Wirkſamkeit zufammen. 
3. B. Ein Vertrag, welcher bie katholiſche oder protejtantifche Confeflion der Bevöl⸗ 
ferung vorausfeßt, verliert feine Kraft, wenn bie Bevölkerung zu einer andern Con⸗ 
felfion übergeht. Dber ein Vertrag, welcher bie vepublifanifche oder monarchifche 
Berfaffung eines Landes als Grundlage feiner Beſtimmungen vorausfeßt, wird un⸗ 
wirffam, wenn das Land dieſe Verfaffungsforn mit einer andern entgegengefetten 
vertauscht. 


457. 


Ebenſo verlieren die Vertragsverbindlichkeiten ihre bindende Kraft, 
wenn biejelben mit der Entwidlung des anerfannten Menjchen- und Böl- 
kerrechts in Wiberftreit gerathen find. 


Vertragsbefimmungen, welche zur Zeit des Vertragsabichluffes als erlaubt 
und rechtmäßig galten, 3. B. ber Nusbreitung ber Sclaverei ober der Behinderung 
ber freien Schiffahrt, oder über Kaperfchiffe Finnen unredytmäßig werden, wenn im 
Berlauf ber Zeit humanere und freiere Rechtsgrundjäge zu allgemeiner Anerkennung 
in der civilifirten Welt gelangen. 


458, 


Terner Tonnen PBerträge, deren Beitimmungen mit der als noth- 
wendig erfannten Yortbildung der Verfaffung eines States oder mit der 
nothwendigen Wandlung de3 Privatreht3 unverträglich geworden find, von 
diefem State gekündigt werben. u 


Das Vertragsrecht darf nicht zum bleibenden Hinderniß werben ber 
Entwillung ber Statsverfaffung und Rechtsordnung eines Volfes. Um fein Leben 
zu bewahren und feine nothwendige Entwidlung zu fihern, muß ber Stat fi von 
Beziehungen zu andern Staten löfen können, welche er unter ganz andern Rechts⸗ 
nrundlagen eingegangen if. Das beftreiten, würbe heißen, das Weſen der Form 
opfern und bie Vertragstreue Bis zum Selbſtmord treiben, was ber Natur und ber 
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Beſtimmung ber ganzen Bffentlichen Rechtsorbnung wiberfpricht. So weit bürfen fich 
die folgenden Gejchlechter von ben frühern nicht binden laſſen, unb fo weit koͤnnen 
biefe auch nicht vernünftiger Weife jene Binden wollen. Preußiſches Manifeſt 
vom 9. October 1806: „Bor allen Tractaten haben bie Nationen ihre 
Rechte”. 


459, 


Iſt die Erfüllung einer Bertragsverbindlichleit dauernd. unmöglich 
oder unausführbar geivorden, fo wird der Verpflichtete von derſelben frei. 


Das „ultra posse nemo tenetur“ fommt bem State bier zu Gute 
und zwar nicht bloß bann, wenn bie Erfüllung abfolut unmöglich geworben ift, 
jondern auch dann, wenn ihre Erfüllung einen un verhältnißmäßigen Kraft 
verbrauch erfordern follte, ober an rechtlichen Hinderniſſen fcheitern müßte. Bol. 
oben F Ali f. 


460. 


Der verpflichtete Stat Tann angehalten werden, auch eine ihm läſtige 
und nachtheilige Verbindlichkeit zu erfüllen, aber niemals darf ihm zuge: 
muthet werden, daß er feine Eriftenz oder feine nothiwendige Entwidlung 
der Bertragätreue zum Opfer bringe. 


Würde bie bindende Kraft ber Verträge nur für vortheilbafte, nicht auch für 
Täfttge und nachtheilige Beſtimmungen anerkannt, jo würde alles Vertragsrecht übers 
haupt ſchwankend und unſicher. Aber bie Laft muß erträglich fein und bie Nach⸗ 
theile dürfen nicht bis zum Verderben bes Etates felber gefteigert werben. Die Vers 
bindlichfeit der Verträge bat ihre Grenzen. Das gewilllürte Recht ift immer 
nur fecundär, es feßt das nothwendige und urfprünglide Recht bes 
Lebens voraus und barf baber nicht bas Leben des States jelber zerftören. Es Tann 
nur gelten, foweit e8 mit dem Leben fich vereinbaren läßt. Da alles Recht nur als 
Ordnung und Bebingung bes Gefammtlebens Werth und Sinn hat, 
fo gibt es Fein Recht, das Gefammtleben zu verderben. Deßhalb find ſtats ve r⸗ 
berblihe Verträge nicht verbindlih und es Hört ihre Wirkſamkeit in 
bem Augenblid auf, in welchem biefe Verderblichkeit offenbar geworben 


if. 
461, 


Die Gültigkeit der Verträge ift nicht an die Fortdauer des Friedens⸗ 
flandes gebunden umd Hört nicht von Rechts wegen auf, wenn e3 unter 


den Vertragsparteien zum Kriege kommt. 
Bluntfhli, Das Böllerredt. | 17 
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Die früher oft vertheibigte Meinung, baß ber Krieg alle Verträge. aufhebe 
zwifchen ben Kriegsparteien, berubte auf ber willfürlihen und unrichtigen Voraus⸗ 
febung, daß bie Rechtsorbnung überhaupt nur im Frieden gelte, und im Krieg ber 
angeblide Naturzuſtand ber Rechtloſigkeit eintrete. Das Recht wirkt 
aber auch im Kriege fort und daher gibt e8 feinen Rechtsgrund, aus welchem bie 
Kraft der Verträge von felber mit bem Krieg erlöfhe. Die Ausführbarkeit 
ber Berträge wirb durch ben Krieg großentheild unterbroden und gehemmt und 
einzelne Verträge gehen im Kriege unter, wenn ihre Grundlagen durch ben 
Krieg zerflört werben ; aber nicht bie Verträge überhaupt. Davon wird fpä: 
ter in Buch VIII. bie Rebe fein. 


Siebentes Bud). 


verlehungen des Völkerrechts und Verfahren zur Herſtellung 
desfelben. 


1. Im Xllgemeinen. 


462. 


Wenn ein Stat feine, völferrechtliche Verbindlichkeit gegen einen an=_ 
bern Stat lediglich nicht erfüllt, jo hat der berechtigte Stat, die Wahl, ent- 
weder die Erfüllung, beziehungsweiſe Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
zu verlangen, oder bon dem Vertragsverhältniß zurüdzutreten, deſſen Bes 
ſtimmungen nicht erfüllt worden find. 


Auch im Völkerrechte bewährt fich bie Macht ber Rechtsordnung dadurch, daß 
ans ber Verlegung berfelben neues Recht entipriht. Das verübte Unrecht 
wird zum Recht des Verletzten, je nad) Umftänden von dem Verletzer Wieder: 
beritellung, Entihäbigung, Genugthuung ober Strafe zu verlangen. Wenn das 
Unredt nur in der Nichterfüllung einer übernommenen Verbindlichkeit befteht, 
ohne Beleidigung und ohne Friedensobruch, jo ift das dem Eivilunrecht vergleichbar, 
welches bie verlegte Privatperſon zur Civilklage berechtigt, womit fie Wieberherftellung 
bes Rechtszuftandes (3. B. Herausgabe der Sade, Bezahlung der Schuld oder 
Schadenerſatz) begehrt. Auch das Völkerrecht begnügt fih in biefen Fällen nur mit 
ber Befeitigung bes Unrechts und der Herftellung bes Rechts. Die 
Alternative zwifchen ber Erfüllungss oder Erſatzforderung auf ber einen 
und bem Rüdtritt von bem DVertragsverhäftnig auf ber andern Seite ift durch 
bie Schwierigkeit erflärt, jene erfte Forderung durchzuſetzen. Vgl. oben $ 455. 

17° 
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463. 


Wird die Ehre eines andern Stats verlegt oder jeine Würde miß- 
achtet, jo ift der beleidigte oder gekränkte Stat berechtigt, entſprechende 
Genugthuung zu fordern. 


Es unterſcheidet ſich dieſe Art der Rechtsverletzung von der vorhergehenden 
durch den idealen Charakter des gekränkten Rechts und durch die tiefere Empfin⸗ 
bung bes beleidigten Statsbewußtſeins. Die Genugthuung geht da⸗ 
her auch einen Schritt über die bloße Wiederherſtellung hinaus. Sie kann 
nach Umſtänden in der Beſtrafung derjenigen Perſonen beſtehen, welche jene Belei⸗ 
digung begangen und die Würde des verletzten States mißachtet haben. Die Genug⸗ 
thuung kann nicht bloß gewährt, fie kann unter Umſtänden auch genommen 
werden. Die Art derſelben wird oft durch die Sitte beſtimmt. Unſittliches darf 
man nicht verlangen. 


464. 


Beſteht die Verlegung in dem thatſächlichen Eingriff in das Rechts— 
gebiet (Rechtsbruch) oder in widerrechtlicher Beſitzſtörung eines andern 
States, fo ift der verlegte Stat berechtigt, nicht bloß Aufhebung des Un— 
recht3 und Wiederherftellung des geftörten Rechts- oder Beſitzſtandes bezie- 
hungsweiſe Schadenserſatz zu begehrten, fondern überdem Genugthuung und 
Sühne und je nah Umständen weitere Garantien gegen Erneuerung des 
Rechtsbruchs zu fordern. 


Der Rechtsbruch ift eine fchwerere Verlekung, als die bloße Nichterfüllung 
und baber eher dem firafbaren Unrecht ber Privatperfonen zu vergleihen. Da es 
aber im Völkerrechte Feine eigentliche Strafgerichtsbarfeit gibt, ſondern die Selbſthülfe 
bes Völferrechts noch auf derſelben Stufe fich befindet, wie die alte Rache ber in 
ihrem Frieden verletten Barbaren, fo muß bie Beftimmung ber Sühne großen- 
theils dem Ermeſſen des verlegten States und ben Verhandlungen mit bem Ber: 
letzer überlaffen werben. 


465. 


Wird der Rechtsbruch bis zu gewaltſamem Friedensbruch gefteigert, 
jo wird auch das Recht des verlegten States auf Züchtigung des Friede 
brechers erweitert. 


Zwiſchen Rechtsbruch und Friedensbruch beſteht ein ähnlicher Unters 
fhied, wie zwiſchen Vergehen und Verbrechen im Strafrecht, ber ſchwer zu befiniren 
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ift und doch überall berbortritt und fich bemerkbar macht, ein Unterſchied cher bes 
Grabes, als ber Art. Der gewaltſame Friebensbrug iſt um feiner Form willen 
gefährlicher als anderer Rechtobruch und verlangt daher auch eine energifchere Gegens 
wirfung. Der Sa bes Strafrechts, daß ideale Perfonen (Körperichaften, universi- 
tates) nicht gefiraft werben können, findet im Völkerrecht Teine Anerkennung. Ein 
Stat, ber einen Friedensbruch verübt, Tann dadurch feine Eriflenz in Gefahr bringen 
und durch ben Krieg, den er hervorruft, verfchlungen werben. Das aber ift bie 
Strafe bes Bölfergerichts, das in ber Weltgefhichte feine Macht Fund gibt. 


466. 


Wird die Verlegung ohne Ermädtigung oder Auftrag der Stat3- 
gewalt von Statsbeamten oder Privatperfonen verübt, jo kann der verlegte 
Stat nur fordern, daß der Stat, dem diefe ‘Perfonen angehören, fie dafür 
zur Rechenschaft ziehe, und für Abſtellung des Unrechts, beziehungsweiſe 
Beſtrafung der Schuldigen forge. 


. Es wäre offenbar ungerecht, bie Miſſethat bes Einzelnen, weldye ber 
Stat weber veranlaßt noch erlaubt, bem nihtfchulbigen State als Schuld 
anzurechnen. Aber diefer Stat iſt body verpflichtet, injofern für feine Angehörigen 
einzufteben, als er zu forgen bat, daß bie völkerrechtlichen Beziehungen zu anbern 
Staten nicht burch feine Angehörigen mißachtet und verlegt werden, Er barf das 
Unrecht auch nicht burch fein Nichtsthum ſchützen und begünftigen. Jede Conni⸗ 
venz, welde er in biefer Hinficht übt, wirb ihm felber zum Vorwurf und macht 
ihn verantwortlich. 

Das Alterthum ging darin weiter als bas heutige Völkerrecht, daß jenes bie 
Vorberung ber Auslieferung fhuldiger Perſonen an ben verlehten Stat 
gut hieß, damit biefer biefelben beſtrafe, während biejes Teine ſolche Pflicht ber 
Auslieferung mehr anerfennt. Wohl aber Tann auch heute noch ein Stat fi von 
aller weiteren Verantwortlichfeit für bie Vergeben feiner Angehörigen dadurch ent- 
Iaften, baß er bie Schuldigen freiwillig bem verlegten State zur Beſtrafung 
übergibt. 


467. 


Wenn ſich die Rechtspflege eines States unzureichend erweist, um 
andere Staten gegen Verlebungen des Völkerrechts wirkſam zu ſchützen, 
jo wird der Stat felber dem verlehten State verantwortlid). 


Die Beftrafung eines Vergehens oder Verbrechens gefchieht im einzelnen Yall 
nach Vorichrift der im Lande geltenden Strafgefeggebung und Strafs 
proceforbnung. Die repräfentative Statsgewalt darf fich in ber Regel in bie 
Verwaltung ber Strafrechtspflege nicht einmifchen. Daher wird, wenn nicht für 
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völferrechtliche Vergeben ein anderes Verfahren vorgefchrieben ift, ber orbentlichen‘ 
Strafjuftiz auch in folden Fällen bie Beurtheilung überlaffen werden müffen. Ter 
verlekte Stat ift zunächſt nicht berechtigt, eine Abweichung von dem ordentlichen 
Gang der Rechtspflege zu fordern und er muß ſich's gefallen Taffen, wenn ber Ans 
geffagte freigefprochen oder in eine geringere Strafe verurtheilt wird, als er fir 
gerecht hält. Dabei werben aber zwei Dinge immer vorausgefeht: 


4) daß das Landesreht in Harmonie fei mit bem Völkerrecht und 
auch ben völferrechtlihen Rechts⸗ und Friedensbrud, wenn er von Privaten verübt 
wird, mit Strafe bedrohe. Würde bie Strafgefehgebung des Landes nicht dafiir ſor⸗ 
gen, b. 5. das Völkerrecht nicht anerkennen und nicht beachten, fo wäre das unzwei⸗ 
felhaft bvem State zum Vorwurf zu machen, für welchen das Völkerrecht verbind- 
lich ift, und die andern Staten wären in ihrem vollen Recht, wenn fie die Ergän⸗ 
zung und Verbeſſerung ber Landesgeſetzgebung forberten. 


2) Der Stat it auch dafür verantwortlich, baß bie Strafrechtspflege, foweit 
fie zum Schuß des Völkerrechts dient, bona fide gehandhabt werbe. Die 
bloß formelle Berufung auf ein rechtefräftiges Urtbeil fichert zwar immer ben frei: 
geiprochenen ober milde beftraften Angefchuldigten vor weiterer Strafe, aber nicht 
immer auch den Stat vor jeber weiteren Forberung. Sollte fi) zeigen, daß bie 
Richter oder Geſchwornen ihre Pflicht, das Völkerrecht zu ſchützen, nicht geübt, fon- 
bern vielleicht ihren Landsmann ober bie politifche Partei in ungehöriger Weile 
begünftigt haben, fo iſt das ſtatliche Connivenz; benn bie Verwaltung ber 
Rechtspflege ift eine ftatliche Function, für welche ber Stat felber völkerrechtlich ein⸗ 
zuftehen bat. Keine Rechtspflege üben oder fie fchlecht üben, das ift beides Miß⸗ 
achtung ber völferrechtlichen Pflicht, welche bie Staten verbindet. Dafür wirb wieber 
ber Stat verantwortlid gemadt. Eben deßhalb erfordert bie Rechtspflege 
bei völkerrechtlichen Beſchwerden eine ganz befondere Sorgfalt und Gemwifjenhaftigfeit 
und ift e8 ganz zwedmäßig, entweder durch bie Serihtsorganifation felber 
bafür zu forgen, daß nur folde Behörden urtheilen, für beren Kenntniß bes Völker⸗ 
rechts und für deren veblichen Willen, dasfelbe zu beachten, befonbere Garans 
tien vorhanden find, oder doch bie ordentlichen Gerichte auf biefe ſchwere Pflicht: 
übung und die eigentbümliche Gefahr der ftatlichen VBerantwortlichfeit befonders aufs 
merkſam zu machen, beziehungsweije fie anzumweifen, fih mit ber Repräfentativ: 
gewalt des States ins Einvernehmen zu feben. 


468. 


Eine völferrechtliche Verlegung kann auch dadurch verübt merben, 
daß zwar nicht ein anderer Stat unmittelbar in feinem Rechte gefräntt, 
ſondern deſſen Angehörige oder Schußbefohlene völlerrechtswidrig behandelt 
werben. 


Vgl. oben $ 380. 
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469. 


Art und Map der Entjhädigung, der Genugthuung, der Sühne 
richten fi nach der Art und dem Umfang der DVerlebung. je größer die 
Schul, um fo ſchwerer ihre Folgen. Zwiſchen beiden ift der Grundſatz 
der Verhältnißmäßigkeit zu beachten. MWebertriebene Forderungen find. 
widerrechtlich. 


Sn Privat: und Strafrecht werben bie Folgen des Unrechts zum voraus 
gefeglich geregelt. Am Völkerrecht fehlt es daran. Vielmehr ift das Einzelie 
dem Ginverftändniß oder dem Kampf der Parteien überlaffen, die Teinen Richter 
über fi haben. Dan fann daher nur ben allgemeinen Grundfab der Verhält- 
nißmäßigfeit ausfprechen, welcher bem natürlichen Rechtsbewußtſein als noth⸗ 
wendig erſcheint. Bei Entihäbigungsforberungen ift das felbftverftändlih und doch 
haben auch ba einzelne mächtige Staten zuweilen unverhäftnigmäßige Summen ges 
fordert und die Forderung durchgeſetzt. Schwieriger ift es, bei politifhen Verlangen 
bas richtige Maß zu beſtimmen. Insbeſondere fteigern fid, im Krieg bie Anfprüche 
jo jehr, daß der urfprünglide Streitgegenftanb niht mehr als maß: 
gebend zu betrachten if. Vgl. unten Buch VIIL, 


470. 


Wenn für Ehrenkränkungen und Berleungen der Statswürde Ges 
nugthuung gefordert wird, fo darf doch dem dafür verantwortlichen State 
feine mit der Yortdauer und Würde eines jelbftändigen States unverträg- 
liche Demüthigung zugemuthet werden. 


Je feiner das ausgebildete Ehrgefühl der civilifirten Welt if, um fo forge 
fältiger ift diefe Negel zu beachten. Im Verhältniß ber flarfen Staten wird dieſelbe 
ſchon aus Klugheit eher beachtet; ſchwachen Staten wird Teichter Ungebührliches aufs 
genötbigt. Indeſſen kann ein Stat, der bie perfonificirte Rechtsordnung 
und Ehre eines Volkes ift, eine offenbare Schmach nicht ertragen, ohne in feiner 
Eriftenz gefährdet zu werben. Daher muß bas Bölferrecht, welches für ben geſicher⸗ 
ten Fortbeſtand der Staten forgt, eine derartige Demüthigung eines Stats unter: 
jagen. Verdient ein Stat nicht mehr als eine ehrenhafte Perfon behandelt zu wers 
ben, fo ift es befjer, ihm überhaupt nicht mehr eine ftatliche Selbftänbigfeit zuzu⸗ 
geſtehn. 


471. 


Wenn die Verlegung des Völkerrechts gemeingefährlih ift, jo ift 
nicht allein der verlehte Stat, fondern eg find die übrigen Staten, melche 


— 
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das Völkerrecht zu ſchützen die Macht haben, veranlaßt, Dagegen zu wirken 
und für Heritellung und Sicherung der Rechtsordnung einzuftehn. 


SGemeingefährliche Verletzungen bedrohen bie allgemeine Weltorbnung 
und regen in Folge beifen alle Staten auf. Wie im Strafrecht bie Pop ularflage 
bie Klage bes DVerlegten ergänzt und erſetzt bat, jo bat aus einem ähnlichen Bebürfs 
niß, ben Weltfrieden und die Weltorbnung befjer zu fihern, das Völkerrecht biefe 
erweiterte Rechtshülfe gebilligt. Zunähft find alle Staten in gleicher Weiſe 
berechtigt, aber man Tann boch eine wirkſame Hülfe nur von ben Staten erwarten, 
beren Macht zu activer Politif ausreicht, in ber Regel aljo nur von ben Groß: 
mädten Wenn in Europa eine Zeit Yang bie fogenannte Pentarchie ber fünf 
europäifchen Großmächte ſich vorzugsweiſe als Protectorat bes Völkerrechts gerirt 
hat, fo findet das in dieſer Rückſicht eine relative Begründung. 


472. 


Bon der Art find inSbejondere : 

I ®) die Seeräuberei (Biraterie) ($ 343 f.), 

2b) die Beraubung und Nechtloserflärung der Fremden überhaupt 
(8 381 f.), 

36) die Zerftörung der Weltverkehrswege ($ 307), 

+) die Anmaßung einer ausschließlichen Meeresherrſchaft (8 100. 305), 

ze) die drohende Unwerſalherrſchaft Eines States über die andern 
Staten und die Störung des allgemeinen Gleichgewichts (8 98. 
99, 412), 

69) der Bruch des Gefantenrechts G 191 f.), 

78) der gewaltfame Weberfall fremder Statögebiete ohne Kriegsurſache 
(8 481), 


8 „b) die Unterdrüdung fremder und felbftändiger Völker durch rohe 


Uebermadt ($ 81. 412), 
33) die Einführung der Sclaverei (8 361 f.), | 
10%) die offenbare und graufame Tyrannei wider Andersgläubige 
g 41). | 
Ueberhaupt Tann jeder ſchwere und unzmweifelhafte Bruch und offen- 
bare Berhöhnung des Völkerrechts das Einſchreiten auch der übrigen nicht 
unmittelbar betroffenen Staten veranlafjen und rechtfertigen. 


473. 
Die Übrigen Staten Innen in ſolchen Fällen ihre diplomatiſche Ver- 
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wendung eintreten Yafien und auf Bejeitigung des Unrechts dringen und 
fie können nöthigenfall3 fich verbünden und mit gemeinfamer Macht vor⸗ 
gehen, um dem anerfannten Bölfer- und Menfchenrecht Achtung und Gel- 


tung zu verichaffen. , 


Sn manden Fällen ſchon Hat die Verwendung bes diplomatiſchen 
Körpers ausgereiht, um eine Verletzung bes Völferrechts zu befeitigen. Zuweilen 
half bie Interceſſion einer Macht. Uber zuweilen find auch ernflere Maßregeln 
nötbig, wie die gemeinfjamen Maßregeln, um bie Seeräuberei zu beitrafen und zu 
verhindern, bie Sclavenzufubr zu hemmen, bie Rechte ber neutralen Staten gu be: 
baupten, unmenſchliche Graufamfeiten zu zügeln. Wieberholt haben bie europäiichen 
Mächte in ber Türkei intervenixt zum Schuß vorzüglich der chriſtlichen Vevölferung. 


2. Bruch der inneren Stafsorbunng. LUnternenfion. 


474. 


Die fremden Staten werden durch das Völlerrecht in der Regel 
nicht ermächtigt, in die Verfafſungsſtreitigkeiten eines unabhängigen States 


nn a a st 


ſich einzumiſchen und gegen Statsummälzungen u interbeniren. 


1. Der Schub ber Verfaffung eines States und feiner inneren Rehuordnung 
iſt eine innere Angelegenheit dieſes States und nicht Aufgabe des Völkerrechts. 
Der Sturz einer Regierung, die Entthronung eines Fürſten, die Erhebung eines 
Uſurpators, bie Mißachtung verfaſſungsmäßiger Volksrechte iſt ein Bruch des beſte⸗ 
henden Statsrechts, aber an ſich nicht eine Verletzung des Völkerrechts, 
d. h. der Beziehungen eines States zu andern Staten. Deßhalb iſt auch in der 
Regel die Jutervention fremder Staten in derartige Verfaſſungskämpfe und Umge⸗ 
ſtaltungen ein ungerechtfertigter Eingriff in die ſtatliche Selbſtändigkeit und eine 
Gefährdung des allgemeinen Friedens und von dem Völkerrecht gemißbilligt. Die 
bloße Verwandtſchaft der Dynaſtien ober die Gleichartigkeit der Intereſſen und 
Stimmungen rechtfertigt dieſen Eingriff in ein fremdes Rechtsgebiet ebenſowenig, 
als bie politiſche Autipathie gegen die Partei, welche durch die Umwälzung zur 
Herrſchaft kommt. Die Solidarität der Intereſſen muß ſich innerhalb 
des Völkerrechts bewegen, ſie darf nicht die völkerrechtliche Selbſtändigkeit der 
Staten angreifen und verletzen. (Vgl. oben $ 39 f.) 

2. Die Braris der europälfchen Staten iſt freifich noch nicht in voller Ueberein⸗ 
fimmung mit diefen natürlichen Rechtsgrundſätzen. Man bat feit Hundert Jahren 
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ſehr oft dagegen gefehlt. Indeſſen gerade bie Gefchichte der zahlreichen Zuterventionen, 
welche im Widerjpruch mit dein von Zeit zu Zeit dennoch anerkannten Princip volls 
zogen worden find, ift geeignet, deſſen Nichtigkeit ins Licht zu ftellen. Die Folgen 
dieſer Interventionen waren freilich fehr verjchieden. Wenn die Sntervention, wie 
im Jahr 1791 der Alliirten gegen die Revolution in Frankreich auf einen Wiber: 
ftand ftieß, den fie nicht zu bewältigen vermochte, jo wurden bie Leibenfchaften ber 
jiegreihen Partei durch biefelbe nicht gebändigt, fondern nur heftiger gereizt. In 
ben meiften Fällen aber fiegte bie überlegene Macht ber intervenirenden Staten und 
richtete die öffentlichen Zuftänbe fo ein, wie bie Sieger e8 für zweckmäßig erachteten. 
In ben Zeiten der franzöfiihen Republit wurden fo um Frankreich ber durch In⸗ 
terventionen Republiken geſchaffen, in der Periode des erften Napoleoniſchen Kaifer: 
thums Napoleonifhe Vaſallenſtaten. Die nterventionen ber abfoluten Mächte 
Defterreichd in ben Jialieniſchen Staten, Frankreichs in Spanien ftellten bie abfolute 
Monarchie her und befeitigten die conftitutionellen Schranfen. Was bat a dieſe 
gewaltfame Einmifhung aber ſchließlich erreiht? War der Stat zu ſchwach, um 
fi diefer fremden Einwirkung wieder zu entziehen, fo wurde er nach und nad) das 
Opfer ber Interventionen unb verlor zuleßt feine ganze Selbftändigfeit. Der Unter: 
gang Polens ift ein furchtbares Beifpiel einer folchen Zerreißung und Tödtung eines 
Stats. War das Volk, das ſich vorübergehend ver ber Uebermacht beugen mußte, 
lebenskräftig, jo entzog es fich, fobald jener Druck aufbörte, wieder diefer äußern 
Beherrihung. Die Directorialrepublifen nach franzöfifhem Muſter börten auf, 
jolhe Republifen zu fein, als das franzoͤſiſche Directorium geftürzt ward, bie Na⸗ 
poleonifhen Vaſallenſtaten erhielten fich nicht in biefer Geftalt, als der Kaiſer 
Napoleon der europäiſchen Koalition erlag. Die abfoluten Monardien in Stalien und 
Spanien wurben durch eine erneuerte Conftitution befchränft, als die abjoluten Oſimächte 
außer Stande waren, ihnen zu Hülfe zu kommen. Nicht einmal bie europäifche 
Wiedereinfegung der Bourbonen in Frankreich und die in völferrechtlicher Form 
beſchloſſene Ausjchließung der Napoleoniden von dem franzöfiichen Throne hatte 
Beiland. Die Freiheit der Völker, ſich felber die Form ihrer Ber: 
faſſung zu geben, konnte durch diefe Interventionen eine Zeit lang gehemmt, 
aber nicht auf die Dauer gebunden werden. Die natürlide Entwidlung 
wurde vorübergehend geftört und verfchoben, aber fie machte ſich überall wieder gel⸗ 
tend, jobald der Fünftlihe Druck nadließ, und fo mußte es fein, weil die natür— 
liche Entwidlung das aroße Geſetz des Statenlebens wie bes Cinzellebens ift. 

3, Auf den Congrefjen von Laibach 1821 und Berona 1822 wurde geradezu 
bas Princip der Intervention im Intereſſe der legitimen Fürften: 
gewalt als ein neues Princip ber europäifhen Weltordnung procamirt. 
Sp in der Eircularnote des Fürſten Metternich, Laibach 12. Mai 1821: „Les 
changemens utiles ou n&cessaires dans ia lEgislation et dans l’administration 
‚des Etats ne doivent &maner que de la volonté libre, de l’impulsion r&flöchie 
et éclairéh e de ceux que Dieu a rendus responsables du pouvoir. Tout ce 
qui sort de cette ligne, conduit necessairement au desordre, aux boulever- 
semens, & des maux bien plus insupportables que ceux quel’on pretend 
guerir. Penetre de cette verit6 öternelle les Souverains n’ont pas herits 
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& la proclamer avec franchise et vigueur, ils ont declar& qu’en respectant 
les droits et l’indöpendance de tout pouvoir lögitime, ils regardaient comme, 
legalement nulle et d&savoude par les principes qui constituent le droit 
public de l’Europe, toutes pretendue r6forme operee par la revolte et la 
force ouverte, Ils out agi, en consöquence de cette declaration, dans les 
ev&nemens de Naples, dans ceux du Piemont.“ Nur England proteftirte da⸗ 
mals öffentfich ‚gegen dieſe ungeheuerliche Theorie und Praris, welche die Sicherheit 
aller Staten und die Freiheit aller Völfer bedrohe. Als die abjolutiitifchen Mächte 
den Verſuch machten, basfelde Princip auh nah Amerika überzupflanzen und die 
Spanifchen Colonien mit Gewalt in dem Gehorſam gegen die europäifhen Tynaftien 
feftzubalten, trat Englaub durch feine Anerkennung ber ſüdamerikaniſchen Republifen 
biefer Politif entjchloffen entgegen und fchüßte in Gemeinfchaft mit ber von ben 
Vereinigten Staten proclamirten Monroedoctrin die Megel ber Nichtinter—⸗ 
vention. _ 

4, Aber auch die europäifchen Oftmächte wurden bald inne, daß ber vermeintliche 
neue Grundſatz ber Tegitimen Intervention auch in Europa nicht durchzuführen jei. 
Vergeblich drang Defterreich auf Intervention gegen bie aufftändifchen Hellenen zu 
Gunſten der legitimen Herrfchaft ber hoben Piorte. Rußland fand es nicht mehr in 
feinem politiſchen Sntereffe, den Don Quirotte ber Legitimität zu fpielen. Als dann 
in Frankreich 1830 der legitime König Karl X. durch eine Revolution vertrieben 
wurde, ba wagten e8 bie Oſtmächte nicht mehr, ihr Snterventionsprincip anzuwen⸗ 
ben. Sie traten nicht einmal ber entgegengefebten Intervention Franfreiche ent⸗ 
gegen, welches die befgifche Revolution gegen bie legitime Gewalt des Königs ber 
Niederlande in Schuß nahm. Bon da an war bas Princip als ein europäilches 
aufgegeben und die fpätern Interventionen in Stalien, balb von Oeſterreich bald 
von Frankreich vollzogen, wurden nicht mehr aus einem allgemeinen In— 
terventionsrecht abgeleitet, fondern nur mit concretenUrjiahenbegrünbdet. 
Die Nihtintervention wurde allmählich als bie Regel anerfannt. Die Throns 
rede der Königin von England vom 5. Febr. 1861 ſpricht bezüglih Italiens 
das richtige Princip aus: „Da ich glaube, daß man ben Stalienern die Orbnung 
ihrer eigenen Angelegenheiten überlaffen jollte, jo habe ich es nicht für Recht gehal: 
ten, in jene Dinge thätig einzugreifen”. Wie Recht bie engliſche Regierung hatte, 
bie franzöfifche vor der Intervention in Merico zu warnen (1861), bat ber tragifche 
Ausgang bes importirten neuen Kaifertbums in Mexico (1867) gezeigt. 


475. 


Wenn ein Stat freiwillig die Intervention einer befreundeten Macht 
anzuft, oder mit der angebotenen Intervention derfelben einverjtanden ift, 
jo ift dieſelbe gerechtfertigt. 


Wenn ber Stat felber einwilligt, fo befteht fein Grund mehr, bie Interven⸗ 
tion als unerlaubt zu betrachten, denn in biefen Fällen wird bie Selbſtändigkeit bes 
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Siates nicht mißachtet. Sn dieſem Sinne hat England zuweilen in Portugal 
und haben die Schutzmächte Griechenlands in ben Hellenifchen Angelegenheiten ins 
tervenitt. 


476. 


Wird die Intervention einer fremden Macht von der bedrohten 
Statöregierung angerufen, jo hängt die Rechtmäßigkeit dieſes Begehren 
davon ab, daß die Statöregierung noch, als vollberechtigtes Organ des 
Statswillens und als wirklicher Repräfentant des States zu betrachten ift. 


Iſt die Regierung bereits ohnmächtig geworben im Lande, und läßt fich ihre 
gelähmte Macht nicht durch bie eigenen Volkskräfte wiederherftellen, jo ift biefelbe 
auch nicht mehr für ermächtigt zu halten, die bewaffnete Intervention eines andern 
States herbeizuziehn und baburd bie Selbftindigfeit des Stats und bie Freiheit ber 
Bürger der Heeresgewalt einer fremden Macht Preis zu geben. Vgl. barüber die 
Thronrede ber Königin von England vom 24. San. 1860 und oben $ 116f. 
Ein aus dem Befig vertriebener Fürft iſt jedenfalls nicht mehr zu folder Stats- 
repräfentation Tegitimirt und baber fein Snterventionsgefuh nicht als 
Statsact zu betrachten. 


a7. 


Noch weniger ift eine Oppofitiong- oder eine aufftändifche Partei als 
ermächtigt anzufeben, Die gemaltjame Intervention einer fremden Macht 
Kamens ihres State anzurufen. 


Sind bie beiden flreitenben Parteien darin einig, bie Interbention einer 
befreundeten Macht als Vermittler zu begehren ober gut zu beißen, dann freilich ift 
das als Meinung des ganzen States anzufehen, und die Sintervention gerecht⸗ 
fertigt. Aber bie Oppoſitionspartei für fih allein repräjentirt niemals ben 
Stat und kann daher auch nicht einen fo ſchweren Eingriff von außen in bie innern 
Statsangelegenheiten rechtfertigen. 


478. 


Werden in Folge der Berfaffungsfämpfe das allgemein als noth— 
wendig anerlannte Menſchenrecht oder das Völkerrecht verlegt, dann wird 
auch eine Intervention zum Schube desjelben aus denjelben Gründen ge⸗ 
rechtfertigt, wie das Kinfchreiten der civilifieten Staten überhaupt bei 
gemeingefährlichen Rechtsverletzungen. 
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Bol. darüber oben $ 471. An folgen Fälen mag auch eine unterbrüdte 
Partei die Intervention anrufen, nicht im Namen bes States, fonbern nah Maß⸗ 
gabe bes Völkerrechts. Die Ehriften in der Türkei haben das wieberholt mit Erfolg 
gethan. 


479. 


Wenn eine fremde Macht in unberechtigter Weiſe in einem Lande 
interbenirt, jo find die andern Staten berechtigt, dafür zu ſorgen, daß 
diefe Intervention wieder aufhöre und nicht zur Verletzung der Weltord- 
nung mißbraucht werde und darüber zu wachen, daß dieſelbe nicht zu 
ihrem Schaden auögebeutet werde. 


1. Die von Spanien ber brobende Intervention inPortugal Bat 1826 
bie Engländer zur Intervention bewogen, um bie Portugieſiſche Conftitution zu 
hüten. Die Intervention Defterreihs im Kirchenftat im Jahr 1831 Hat Frankreich 
veranlaßt, durch Bejetung von Ancona eine Stellung bagegen zu nehmen, Gegen bie 
Ruſſiſche Intervention in ber Türkei 1855 Haben fi die Weſtmächte verbünbet 
und ben orientalifchen Krieg unternommen. Ber franzöſiſchen Intervention in 
Merifo traten bie Vereinigten Staten 1366 entgegen. 

2. Es ift möglich, daß ein Stat feine Bertragsredhte zu wahren unternimmt, 
indem er gegen Verfafjungsänderungen intervenirt, welche jene verleten. Dazu ift 
er berechtigt, aber bas nur foweit, als er in den Schranfen bes Völkerrechts feine 
Rechte zu vertheibigen das Recht bat. Insbeſondere hat die Befeitigung von dyna⸗ 
ſtiſchen Thronfolgerechten durch eine Statsumwälzung zunächſt nur eine Ratsredt- 
liche und Feine völkerrechtliche Bedeutung. 


480. 


x 


In zufammengejeßten Staten bejtimmt die Unions- oder Bundes- 


verfaffung, inwiefern die Intervenlion der Gentral- oder Bundesgewalt in 
bie Berfaffungsitreitigfeiten der Einzelftaten zuläffig jei. 


Beifpiele bie zahlreichen Interventionen im beutfhen Bund, in ben 
Bereinigten Staten von Amerika, in ber [hweizerifhen Eidgenoffen> 


ſchaft. 
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3. Minnevexfahren. 


481. 


Wenn zwiſchen zwei Staten völkerrechtliche Conflicte oder Differenzen 
entftehn, die die ſich auf friedlichem Wege ſchlichten laſſen, fo ift von Anfang 
an nicht der Weg der Gewalt, jondern der Weg der Minne einzujchlagen. 


Die Gewaltübung ift nur in Fällen der Nothwendigkeit gerechtfertigt, 
weil fie für fih ein Uebel und eine Gefahr für bie friedliche Rechtsordnung ſel⸗ 
ber ift. 


. 482, 


Als Mittel des Minneverfahrens unter den Parteien find herborzu- 

heben: 

7) diplomatiiche Verhandlungen, 

2%) Verzicht auf die Durchführung eines behaupteten Rechts mit oder 

ohne Proteft und Rechtsverwahrung für die Zukunft, 

3%) die freimillige, wenn aud nur thatfächlihe Berüdfichtigung der 
- Forderungen der Gegenpartei, 

#3) der Vergleich unter den Parteien. 


1. Zu a. Auweilen genügt fhon bie Mittheilung von Acten zur 
Aufklärung, oder eine gründliche NRehtsausführung, ober eine einfache Vor: 


-ftellung oder Beſchwerde, die Neußerung eines freundblihen Wunfches u. bel. 


2. Zu b. und c. Ger Verzicht ift ein einfeitiger Act, aber mit Rückſicht 
auf das Verbältniß zur Gegenpartei. Inſofern gehören b) u. c) zufammen. Der 
Verzicht b) bedeutet Fallenlaſſen eines Rechtsanſpruchs, wenn auch viel 
leicht nur thatfächlich dadurch, daß bemfelben gegenwärtig feine Folge gegeben wird. 
Tem entipricht bie vielleicht ebenfalls nur thatſächliche, nicht principielle Ge: 
währung ber Forderungen ce) auf ©eite bes vermeintlich oder wirklich Berpflich- 
teten. Die Rechtsverwahrung und der Proteſt haben ben Zwed, bie Ber: 
zichtleiftung oder Erfüllung gegen eine Auslegung ficher zu ftellen, welche ber Han: 
beinde vermeiden will und jeine durch feine Handlung zweifelhaft gewordenen Rechte 
möglichft vollftändig zu bewahren. 

3 Zu d. Der Vergleich der Parteien febt an bie Stelle des ſtreiti⸗ 
gen Rechts nunmehr ein fiheres Bertragsreht. Zu ber Vergleichöverhand: 
lung können natürlich auch von beiden Seiten Commifjäre ernannt und ermächtigt 
werben. 
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Das Minneverfahren kann auch durch die guten Dienfte (bons of- 
fices) einer dritten befreundeten Macht unterftügt werden. 


Die dritte Macht kann entiweder von ben beiden Parteien oder mindeftens 
von einer Partei um ihre guten Dienfte angerufen worden fein, oder fie Tann 
aus eigenem Antrieb diefelben anbieten. Immer verwendet fie nur ihren 
moraliihen Einfluß in der Abfiht, den Zwiſt freundlich auszugleichen. Sie gibt 
gute Räthe, macht Vergleichsvorjchläge, empfiehlt beftimmte Handlungen. Aber fie 
barf nicht drohen, fo lange die Grenze bes eigentlichen Minneverfahrens zu wah⸗ 
ren ift. 


484. 


Selbft bei erniten Steeitigleiten zwiſchen verſchiedenen Staten, welche 
zum Sriege zu ‚führen drohen, erfennt das heutige Völkerrecht es al3 wün⸗ 
ſchenswerih, Arch nicht als völkerrechtliche Pflicht diefer Staten an, bevor 
fie zu den Mitteln des Krieges greifen, vorerjt die guten Dienfte einer 
befreundeten Macht anzujprechen. 


Die noch ſchwache, nur empfehlende nicht verpflihtende Vorſchrift 
bat auf dem Pariſer Congreß eine formelle Anerkennung ber europäiſchen Groß- 
mädhte erlangt. Protokoll vom 14. April 1856: „Messieurs les Plenipotentiaires 
n’hesitent pas à exprimer au nom de leurs gouvernemens le voeu que les 
6tats entre lesquels s’el&verait un dissentiment serieux, avant d’en appeler 
aux armes, eussent recours, tant que les circonstances l’admettraient, aux 
bons offices d’une puissance amicale“. 


485. 


Die guten Dienfte werden zur Bermittlung gefteigert, wenn eine 
dritte unbetheiligte Macht im Einverſtändniß der Parteien die Minneber- 
handlung leitet und eine Berftändigung herbeizuführen unternimmt. Der 
Bermittler foll eine ufparteiifche Stellung behaupten. 


Es ift möglich, daß eine Partei die „guten Dienfte* einer neutralen Macht 
annimmt, aber bie „Vermittlung“ berfelben verwirft. Dem Vermittler Tommt es 
zu, billige Ausgleihungsvorfchläge zu machen. Er Tann aber auch fich für bie Vor: 
ſchläge einer Partei erflären, inſoweit er fie für billig erachtet. Aber es wiberftreitet 
ber unparteiifhen Natur des Vermittleramts, daß ber Vermittler vorzugsweife bie 
Snterefjen einer Partei vertrete und gar Vortbeile für fich felber ausbebinge, obwohl 
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auch das zuweilen geſchehen if. Gin Beifpiel bei Laurent Etudes sur l’hist. de 


| ’humanit6 XI. 380. 


486. 


Daraus, daß die Parteien die Vorſchläge des Vermittlerd annehmen, 
folgt nicht feine Gemwährleiftung der Uebereinkunft. 


Die Gewährleiftung bes Bermittlers ſetzt einen beſondern Garantievertrag 
voraus. Bol. $ 430 f. 


487. 


Auch wenn eine Dermittlung angenommen worden ift, befteht kein 
rechtliche Hinderniß für die Parteien, unmittelbar zu verhandeln und ſich 
unter einander zu vereinbaren. 


Die Vermittlung tritt nur hinzu, um bie Verſtändigung ber Parteien zu 
befördern. Sie barf niht zum Hinberniß diefer werben. Ber Vermittler 
kann fi nur dann über Mißachtung feiner Vermittlung beſchweren, wein er durch 
bie Parteien getäufcht wird oder ihn bie Erfolge ber unmittelbaren Verſtändigung 
verheimlicht werben. Denn ald anerfannter Vermittler hat er einen berechtigten 
Anfprud auf bas Vertrauen ber Barteien, fo lange er fein übernommenes 
Amt unparteiifch mb mit Ums und Einficht verwaltet. 


4. Schiedsrichterliches Verfahren. 
488. 
Die freitenden Parteien konnen aud) die Erlebigung ihres Streits 


—“— — 


einem Schiedsgericht übertragen. j 


1. Iſt ber Rechtsgrundſatz nicht ftreitig, aber eine Thatfrage beftritien, auf 
welche jener Grundſatz Anwendung finbet, jo nennt man das arbitratio. 3.9. Die 
Entjhädigungsflict wird anerkannt, aber das Maß bes wirklich eingetretenen Scha⸗ 
bens und baber das Maß ber Entihäbigung ift fireitig. Zu berartigen Schiebs- 
gerichten eignen ſich dann gewöhnlich ſachverſtändige Schätzer. Das Verfahren wirb 
daher zum Schätzungsverfahren. 

2. Wenn dagegen das Recht ſelber fireitig if, alſo z. B. bie Entſchadigungs⸗ 
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pflicht, jo wird das eigentlihes arbitrium genannt. &8 bedarf dann einer Rechts⸗ 
entſcheidung. 


489. 


In der Regel ſteht es den Parteien, welche ein Schiedsgericht be— 
rufen, frei, zu beſtimmen, wen das Schiedsrichteramt übertragen werde. 


1. Möglich ift’e, daß fchon zum voraus dur einen Statenvertrag bas 
ihiedsrichterlihe Verfahren angeorbnet und ſelbſt bie Perfonen ber Schiedsrichter 
bezeichnet oder doch die Art der Wahl regulirt if. Wenn das nicht geſchehen ift, 
dann müfjen im einzelnen Bedürfnißfall ſich die Parteien auch darüber vertragen. 

2. Es Tönnen zu Schiebsrichtern, je nach den Belieben der Parteien, ernannt 
werden Statshäupter, ober beitehende Gerichtshöſe, ober Privatperfonen (Rechts⸗ 
gelehrte), Zuriftenfacultäten, Firchliche Autoritäten, Orbenscapitel u. |. f. Werben 
Statshäupter gewählt, fo nimmt man als ſelbſtverſtändlich an, daß biefelben 
die Verhandlungen durch delegirte Zwiſchenperſonen leiten und ben Schiedsſpruch 
ausarbeiten lafjen können, aber ber Schiedsſpruch wird in ihrem Namen und unter 
ihrer Autorität verfündet. In manchen Fällen wird es baber nicht zwedimäßig fein, 
fouveräne Perjonen zu Schiedsrichtern zu machen. Hat ber Streit eine politifche 
Seite, oder find die politiichen Intereſſen bes fchiedsrichterlichen States mit ber 
Stimmung und Haltung in einem ber beiden Parteiſtaten verflochten, fo ift bie 
Gefahr zu beforgen, daB der fouveräne Schiedsrichter bie eigenen politifchen Motive 
einwirken lafje auf feine Amtsführung. Sind dagegen Feine politifchen Snterefien 
mit in Frage, und ift baber für bie Unparteilichfeit bes zum Schiedsrichter gewähl⸗ 
ten Souveräns nichts zu fürchten, jo haben bie Parteien binmwieber feine Garantie 
in ben vielleicht unbekannten Perſonen, welche als geheime Räthe des Schiebrichters 
bie eigentlihen Gefchäfte beforgen und ben Spruch vorarbeiten. Sehr beachtenswertä 
fcheint mir ber im Jahr 1866 in Norbamerifa gemachte Vorfchlag, daß vorzuges 
weife angefehene Bubliciftien und Rechtsgelehrte aus ben neutralen Staten 
zu Schiedsrichtern gewählt werben follten, welche ihre wifjenfchaftliche Ehre für eine 
richtige und unparteiifche Entſcheidung einzufegen haben, Wenigftens wirb eine 
derartige Auswahl vorzüglich da paſſen, wo ber Streit eine wejentlih vermögens- 
rechtliche Seite hat, wie bei Entjhäbigungsfragen. Es wäre ein großer Forts 
fhritt, wenn zum voraus eine Lifte von angefehenen Bertretern ber völker⸗ 
rehtlihen Wiffenfhaft und Kennern ber völkerrechtlichen Praris 
gebildet würde, aus welder dann in fpäteren Streitfällen die Schiedsrichter ernannt 
würden. Jedem anerkannten State müßte das Recht zuftehen, je nad) feiner Bes 
völferung eine Anzahl folder Männer auf das allgemeine völferrechtliche Verzeichniß 
zu jeßen. 


4%. 


Vertragen ſich die Parteien nicht Über gemeinjam zu ernennende 
Bluntſchli, Das Voͤllerrecht. 18 
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Schiedsrichter, jo ift anzunehmen, jede Partei wähle ihre Schiedgmänner 
frei, aber in gleicher Anzahl, wie die Gegenpartei. Iſt nicht verabredet, 
wie der Obmann zu bezeichnen fei, jo fteht es den beiderfeitigen Schieds⸗ 
richtern zu, entweder den Obmann gemeinfam zu wählen, oder einem 
unparteiifchen Dritten die Wahl desfelben anheim zu geben. 


Zunächſt find die Parteien berechtigt, wie ein fchiebsgerichtliches Verfahren, 
fo auch die einzelnen Schiedsrichter zu wählen. Tas Völkerrecht Tann nur einige 
Regeln ausiprechen, bie im Zweifel, wenn nicht von ben Parteien anders beftimmt 
worben, als ſelbſtverſtändliche Meinung ber Parteien betrachtet werben follen, weil 
fie ber Natur ber Dinge und ber Völferfitte entfprechen. Die Ernennung eines 
Obmanns wird mindeitens dann notwendig, wenn bie Schiedsrichter in gleis 
hen Hälften fich fpalten, damit eine Mehrheit zu Stande fomme. Sie ift aber von 
Anfang an zweckmäßig, um bie Einheit des ganzen Verfahrens zu fihern unb 
für eine unparteiifche Leitung zu forgen. Wenn die Parteien nicht unter fich, oder 
wenn bie Schiedsrichter nicht einig werben über bie Wahl des Obmanns, fo bleibt 
nur bie Ernennung durch einen Dritten übrig, 3. 3. eine neutrale Regierung ober 
einen Gerichtshof. Da aber auch darüber, wer als Dritter zw erbitten fei, die Er⸗ 
nennung bes Obmanns vorzunehmen, die Parteien oder ihre Schiedsrichter fich vers 
fländigen müffen, jo Tann auch daran das ganze jchiebsrichterliche Berfahren fcheitern, 
baß es zu jenem vorbereitenden Einverftändniß nicht kommt. 


491. 


Das aus mehreren Perfonen beftehende Schiedägericht Handelt ge= 
meinfam als Ein Körper. Es vernimmt die Parteien und je nad) Um⸗ 
fänden auch Zeugen und Sachverſtändige, prüft die erheblichen Thatjachen 
und erhebt die erforderlichen Beweiſe. 


Die Thätigfeit bes Schiebsgerichts ift, obwohl es feine Vollmacht nur von 
ben Parteien ableitet, bennoch eine richterliche und infofern den Parteien ferbft 
übergeordnete beziehungsweiſe für die Parteien verpflihtende Die Pros 
ceßleitung ift bei dem Schiebsgerichte. 


492, 


Das Schiedsgericht gilt im Zweifel al ermächtigt, den Parteien 
billige Vergleichsvorſchläge zu machen. 


Ob das zweckmäßig fei oder nicht, muß dem Schiedsgerichte zu erwägen 
vorbehalten Bleiben. Immerhin aber wird das Schiebsgericht fi bavor zu hüten 
haben, baß es nicht durch ben Vergleichsvorſchlag das Vertrauen in feine rechtliche 
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Beurtheilung ober in feine Unparteilichkeit untergräbt. Der Vergleichsvorſchlag gehört 
bem Minneverfahren an, nicht bem Rechtsverfahren, für welches bauptfächlich 
das Schiebsgericht ernannt iſt. Aber es kann dieſes entbehrlich machen. 


493. 


Der Spruch der Mehrheit gilt als Spruch de3 ganzen Schieds⸗ 
gerichts. 


Bildet ſich keine Mehrheit, ſei es weil es an einem Obmann fehlt, deſſen 
Beitritt zu einer der beiden Meinungen der in gleicher Zahl geſpaltenen Schieds⸗ 
richter den Ausſchlag gibt, ober ber für feine eigenthümliche Meinung bie Zuſtim⸗ 
mung ber einen Hälfte der Schiedsrichter gewinnt, fei es weil bie individuellen 
Meinungen aus einander geben und bie Schiedsrichter jeber auf feiner Minderheit: 
meinung verharrt, und wird nicht etwa dadurch geholfen, daß bie Meinung des 
Obmanns für fi allein entfcheibe, fo fehlt e8 an einem gültigen Rechtsſpruch unb 
bas fchiebsrichterliche Verfahren ift erfolglos geblieben. 


494, 


Der Spruch des Schiedsgerichts wirlt für die Parteien, wie ein 
Vergleich. | 


Es wird angenommen, baß bie Parteien, welche bie Entſcheidung ihres Streits 
veriragsmäßig einem Schiedsgericht anvertraut haben, bamit auch ihr eventuelles 
Einverftändbniß mit dem Spruch des Schiebsgerichts erflärt haben. In vielen 
Fällen wirb baber aus bem Spruch ein Bertragsreht unter ben Parteien ent: 
ftebn; in andern, wenn etwa einer Partei ein behauptetes Recht einfach abgeſpro⸗ 
hen worben ift, wird das wirken, wie ein Verzicht berjelben. 


495. 


Der Spruch des Schiedögericht3 Tann von einer Partei als ungül- 
tig angefochten werben: 

/ d) wenn und ſoweit das Schiedsgericht dabei feine Vollmachten 
überſchritten hat, 

2 8} wegen unredlichen Verfahrens der Schiedsrichter, 

2%) wenn das Schiedägericht den Parteien das Gehör verweigert ober 
fonft die Fundamentalgrundſätze alles Rechtsverfahrens offenbar 
verlegt bat, 

48) wenn der Inhalt des Spruchs mit den Geboten des Völker⸗ 


und Menſchenrechts unverträglich ift. 
18* 
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Aber der Schiebsfprud darf nicht. aus dem Grunde angefochten 
werden, daß er unrichtig oder für eine Partei unbillig ſei. Vorbehalten 
bleibt die Berichtigung bloker Rechnungsfehler. 


1. Zu a. Wenn das Schiedsgericht über Rechtsverhältniſſe entfcheibet, welche 
außerhalb der ihm ertheilten Vollmacht liegen, fo iſt dieſer Entſcheid un: 
gültig. 

2. Zub. Würde z. B. nachgewieſen werben können, daß die Schiedsrichter von 
einer Partei ſich haben beftehen laſſen, damit fie einen ihr günſtigen Spruch 
thun, ſo wäre derſelbe anfechtbar. 

3. Zu ec. Das ſchiedsrichterliche Verfahren iſt Proceßverfahren und daher 
zwar nicht einer beſtimmten Proceßordnung, aber den ſelbſtverſtändlichen Hauptgrund⸗ 
ſätzen aller Proceßordnungen unterworfen. Der Schiedsſpruch kann daher nicht 
wegen bloßer Formfehler angefochten und für ungültig erklärt werden, aber wenn 
in auffälliger und unzweifelhafter Weiſe jene Hauptgrundſätze verletzt worden ſind, 
wenn 3. B. den Parteien keine Gelegenheit gegeben worden iſt, ihre Behauptungen 
zu vertreten und bie bes Gegners zu wiberlegen, dann brauchen jie fich auch nicht 
einen ſo willkürlichen Machtſpruch gefallen zu laſſen. 

4. Zu d. Was nicht vertragsmäßig vereinbart werden darf, das darf auch nicht 
durch einen Schiedsſpruch auferlegt werden. 

5. Würde man dagegen verſtatten, einen Schiedsſpruch deßhalb anzufechten, weil 
er die Intereſſen einer Partei ſchädige oder unbillig fei, oder auf einer 
irrthümlichen Rechtsanſicht beruhe, ſo käme es faſt niemals zu einer end⸗ 
gültigen Erledigung des Streits und ber ganze Zweck des ſchiedsrichterlichen Verfah⸗ 
rend wäre vereitelt. 


496. 


In zufammengefebten Staten (Statenbünden, Bundesftaten, Staten- 
reichen) werden Die Streitigfeiten der Einzelftaten unter fi) oder mit der 
Bundes oder Centralgewalt je nah Umftänden an verfaffungsmäßige 
Schiedsgerichte oder an feſtgeordnete Bundes⸗ oder Reichsgerichte zur Ver⸗ 
handlung und Entfchepung verwieſen. Im erſtern Fall Ubt das Schieds⸗ 
gericht eine Gerichtsbarkeit aus, welche nicht bloß auf dem Compromiß der 
Parteien, ſondern zugleich auf der Verfaſſung beruht. 


In Deutſchland pflegt man dieſe Schiedsrichte Austräge zu nennen und 
das Austrägeverfahren von dem gewohnten ſchiedsrichterlichen zu unterſcheiden. 
In der That beſteht der Gegenſatz der Autorität. Die Austräge haben eine wahre 
Gerichtsgewalt, kraft des Verfaſſungsrechts, die andern Schiedsrichter dagegen 
nur eine von dem Vertrage der Parteien abgeleitete Befugniß, für dieſelben zu ur⸗ 
theilen. Auch die Austräge können gewillkürt ſein, d. h. durch freie Ueberein⸗ 
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kunft ber Parteien gemeinfam bezeichnet, ober von ben beiben Parteien je zur Hälfte 
freigewählt fein. Aber ba die Parteien durch die Verfaſſung verpflichtet find, ihren 
Streit an das Schiebögericht zu bringen, jo wählen fie dieſe Austräge im Gedanken 
an jene Rechtsnothwendigkeit und nicht aus völlig freier Willfür. Zur Wahl 
überhaupt find fie verpflichtet, nur bie Perſonen können fie frei wählen. Es ift aber 
ebenjo möglich, daß die Verfaffung auch bie Art ber Wahl näher begrenzt, 3. 2. 
aus einem beftimmten Gerichtshof, aus einer zum voraus feftgeftellten Lifte von 
geeigneten Perjonen, oder geradezu einer beflimmten Behörde ben Vorſchlag der 
Schiedsrichter oder die Ernennung des Obmanns anheimgibt, 3. B. einem beſtimm⸗ 
ten Gerichtshof oder ber Bundes⸗ oder Neichsregierung oder NRepräfentation u. dgl. 
Es ift das dann ein Beſtandtheil des Bundes: oder Neichsftatsrechts, aber von 3 wis 
fhenftatlider und infofern völferrehtlicher Bebeutung, Vgl. darüber 
Aegidi Artikel Austräge in Bluntſchli und Brater Deutſchem Stats: 
wörterbuch. 


497. 


Durch Statenverträge können ebenjo für borgejehene Streitigkeiten, 
welche unter den bon einander unabhängigen Staten entitehen würden, 
gum voraus nähere Vorſchriften über ein jchiedsrichterliches Verfahren feit- 
gejeßt und das Schiedägericht. mit einer wirklichen Gerichtsbarkeit aus— 
gerüftet werden. 


Beifpiele der Art waren ſchon im Mittelalter jehr Häufig. Sie fommen auch 
in neuerer Zeit vor, 3. B. bei Hanbelsverträgen. Durch folde Anordnung wird 
pafjend für eine friebliche Erörterung und Bereinigung von Streitigfeiten geforgt, 
für die es feine ordentlichen Gerichte gibt. 


498. 


Der Fortbildung eines geficherten Völferrecht3 bleibt es vorbehalten, 
auch durch völferrechtlihe Vereinbarungen überhaupt für ein georbnetes 
ſchiedsrichterliches Verfahren zu ſorgen, insbeſondere bei Streitigkeiten über 
Entihädigungsforderungen, ceremonielle Anſprüche und andere Dinge, 
welche nicht die Exiftenz und Entwidlung des States jelbft betreffen. 


Die Beſtimmung des Parifer Congrefjes von 1856, daß vor Beginn bes 
Kriegs bie guten Dienfte einer befreundeten Macht angerufen werben möchten (oben 
5484), Tann als ein erfter Verſuch betrachtet werben, bie friedliche Erledigung ber 
völferrechtlichen Streitigkeiten zu begünftigen. Die Zukunft wirb in berjelben Rich: 
tung boffentlich noch entjchiedenere Fortjchritte machen, Bei einer Menge von Strei⸗ 
tigfeiten ift e8 für Jedermann Far, daß ber Krieg eingang un verhältnißmäßi— 
ges Mittel ift, fih Mecht zu verſchaffen. Ein Stat, ber um eine bloße Geldfor⸗ 
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derung burchzufeßen, zum Kriege greift, gleicht jemem Bären ber Zabel, welder 
ſchwere Steine nach ber Fliege wirft, welche auf ber Stirne bes fchlafenden Freuns 
bes fpaziert und in ber Abſicht bie Fliege zu vertreiben, ben Freund bamit töbtet, 
Es wäre nicht mehr zu früh für das humaner gewordene Rechtsbewußtfein ber civis 
lifirten Welt, wenn endlich von einem Gongreß ber Staten für berartige Fälle ber 
Krieg unterfagt und ein fchiebsrichterliches Verfahren zum voraus angeordnet würde, 
buch welches foldhe Feine Händel billig gefchlichtet werden follen. 


5. Bwangsmiffel ohne Krieg: Helbfihülfe durch Repreſſalien, 
Relorſton, Sperre. 


499, 


Wenn das Mlinmeberfahren. oder das ſchiedsrichterliche Verfahren den 
Streit zweier. Staten nicht erledigt oder unthunlich erſcheint, jo ift der 


es 


verlegte Stat zur Selbfthülfe berechtigt. 





Wenn ein Stat, ber fi in feinem Recht verlegt fühlt, Feine Beſeitigung 
bes Unrechts und feine Genugthuung erreihen kann durch Unterhbandlungen ober in 
Folge eines georbnneten Nechtsverfahrens, fo bleibt nur ber Weg ber Selbfihülfe 
übrig, wenn er es nicht vorzieht, fi) das Unrecht gefallen zu laffen unb auf Genug: 
thuung zu verzichten: Die Mittel der Selbfthülfe find wieber fehr verjchieben, wenn 
gleich fie nun alle den Zwang und infofern bie Anwendung ber flatliden 
Gewalt in fi ſchließen. 


500. 


AS völkerrechtlich zuläffige Repreffalien, ohne Krieg, gelten: 

/%) die Beihlagnahme und nah Umfländen Pfändung und Per- 
ſilberung von gegneriſchem Statsvermögen innerhalb des eigenen 
Statsgebiets; 

FA) die Beſchlagnahme von Privatvermögen der Angehörigen‘ des 
gegnerifhen Stat3 innerhalb des eigenen Gebiet3, infofern der- 
jelbe fi zuvor in mwiderredhtlicher Weife an dem Privatvermögen 
der eigenen Stat3angehörigen vergriffen Hat; 

3%) die Hemmung des Handelö- und Poſtverkehrs, der Eijenbahn= 
und Zelegraphenverbindung, der Schiffahrt; 
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4 8) die Zurüdweifung oder Ausweifung der Angehörigen des ver⸗ 
legenden Stat3 aus dem Gebiete des verlegten Stats; 

5%) die Zurüdhaltung von Perfonen, welche den gegnerifchen Stat 
repräfentiren oder doch demfelben angehören, als Geifeln; 

&H die Gefangennahme von Perfonen, welche im Dienfte des Unrecht 
übenden Stats find oder ſelbſt von Privatperſonen, welche dem⸗ 
jelben angehören, wenn die eigenen Angehörigen zuvor von dem 
beleidigenden State mwiderrechtlich gefangen gehalten worden find; 

rg) die Weigerung, vertragsmäßige Leiftungen ferner zu erfüllen und 
die Losſagung von beitehenden Verträgen; 

838 der Entzug der Privilegien oder jelbit des privatrechtlichen Rechts⸗ 
Ihußes gegenüber den Angehörigen des gegneriſchen Stats, 


1. Die Mittel der Seldfthülfe werben Repreffalien (von reprehendere, 
nicht von reprimere abgeleitet) genannt, wenn biefelben bezweden, dem Recht vers 
lebenden Stat das Berwußtfein feines Unrechts dadurch klar zu machen, daß aud 
ihm ein Webel zugefügt wird, bas er ebenfalls als Unrecht empfindet, unb benfelben 
durch dieſes Mittel zur Herftellung bes Nechts und zur Genugthuung zu bewegen. 
Naturgemäß haben daher bie Neprefjalien ben Charakter ber Wiebervergeltung 
zum Zwed ber Rechtshülfe und Rechtsnöthigung. Die Mittel im Einzelnen find 
böchft mannigfaltig und nicht vollftändig zum voraus aufzuzählen. Sie ändern ihre 
Geftalt mit dem Wechjel des Lebens und ber mannigfaltigen Erjcheinung bes vorauss 
gehenden Unrechts. 


2. Zu a. Die Belchlagnahme von gegnerifhem Statsvermögen if 
eher anwendbar und zu rechtfertigen, als die von gegnerifhem Privatgut, weil nur 
bie Staten, nicht die Privaten mit einander flreiten, daher zunächſt die Selbfthülfe 
nur gegen ben Stat und nicht gegen bie Privaten fih zu wenden bat. Das ältere 
Privatrecht ber germanifchen Völker geftattete in ähnlicher Weife, zur Zeit einer noch 
wenig ausgebildeten Gerichtshülfe, dem Privatgläubiger für eine geftändige (gichtige) 
oder erwiejene Schulb bie Pfändung als Selbfthülfe gegen den Schuldner anzumens 
ben. Das heutige Völkerrecht ift bezüglich ber Gerichtshülfe noch ebenjo wenig ges 
fichert, als das balbbarbarifche Privatrecht im Mittelalter; daher ift diefe Art der 
Selbithülfe, die in dem modernen Privatrechte in ber Negel unterfagt ift, im Völker: 
recht noch nicht zu entbehren. 


3, Zu b. Die Beſchlagnahme von PBrivatgut in ber Abfiht dadurch 
ben Stat zu nöthigen, baß er von feinem Unrecht ablaffe, ift unter allen Umftänden 
ein höchſt bedenkliches Mittel ber Selbſthülfe, denn es trifft weber die ſchuldigen 
noch bie verantwortlichen Perfonen, und übt auf ben nicht betroffenen Stat, den man 
nöthigen will, eine höchſt zweifelhafte, nur ſehr mittelbare Einwirkung aus. Gerecht⸗ 
fertigt wirb fie baher höchftens als Gegenrecht, wenn zuvor ber gegneriihe Stat 
ähnliches Unrecht gegen Private verübt bat, welche auf ben Schup bed eigenen 
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Stats angewiefen find, und jelbft ba erheben ſich gewöhnlich Taute Klagen über 
ungerechte Gewalttbat. 

Cromwell hatte, nachdem ein englifches Handelsſchiff an ber franzöfiichen 
Küfte von ben franzöfiichen Behörden feines Erachtens in völferrechtswibriger Weiſe 
weggenommen und confiscirt worben war, zur Neprefjalie fofort zwei franzöfifche 
Hanbelsichiffe im Canal als Prife wegnehmen laffen. Die franzöfifche Regierung ließ 
ſich diefe troßige, die diplomatischen Verhandlungen rüdfichtslos zur Seite fchiebende 
Eigenmadt gefallen, welche an das Sprichwort erinnert: Schlägft bu meinen Juben, fo 
ſchlage ich beinen Juden. Das Unrecht ber Staten wurde auf Feiner Seite gut 
gemacht, aber auf beiben Seiten hatten e8 nichtſchuldige Privaten zu büßen. 

Zu enifchiebenen Reclamationen gab das Verfahren bes Königs Friebrid II. 
von Preußen Veranlaffung, welder bie Zahlungen ber Schlefifhen Landes— 
ſchuld an bie englifhen Gläubiger aus bem Grunde hemmte, weil England feines 
Erachtens mit Unrecht Preußifches Hanbelsgut als Prife behanble. Die Denkſchrift 
ber englifchen Kronjuriften gegen biefe Repreffalie ift berühmt geworben. Indeſſen 
landen ſich auch da englifches und preußijches Unrecht gegen Privaten gegenüber; 
und wenn die Englifhen Suriften ſich für jenes auf hergebrachte Wölferfitte und 
überfommene Theorien berufen Fonnten, jo fonnte ſich König Friedrich darauf flüßen, 
daß trotzdem jenes vermeintliche PVrifenrecht offenbares Unrecht fei und feine Maß: 
regel nur als Repreſſalie demfelben die Wage halte und infofern gerechtfertigt fei. 

Auch die Repreffalien Englands gegen Griechenland in ber fogenannten 
Pacifico- Angelegenheit (1850), indem zu Gunften einer unberüdfichtigt geblie- 
benen Entjchädigungsforderung Pacifico's griehifhe Kauffchiffe mit Wegnahme bes 
droht wurden, erregte damals in ganz Europa großes Auffehen und vielfältige Miß- 
billigung, ſelbſt im englifchen Oberhaus. 

4. Bu c. Die Hemmung des Handelsverkehrs als Repreſſalie geübt, 
hat wieder ihre großen Bedenken, indem regelmäßig die Hemmung nach beiden Seiten 
hin nachtheilig wirft, alſo den zur Selbſthülfe ſchreitenden Stat, oder feine Bevöl⸗ 
Terung ebenfo ſchädigt, wie ben gegnerifchen Stat und feine Untertbanen. Bon ber 
eigentlichen Sperre wirb weiter unten (506) näher die Rebe fein. 

5. Zu d. Aud die Zurüdweifung ber Angehörigen eines ver: 
verlebenden Stats und noch mehr die Ausweifung derſelben ift eine äußerſt 
harte, ſelten gerechtfertigte Maßregel ber Serbfthülfe. Mit gutem Grund wurde gegen 
die Anwendung berfelben durch bie Oeſterreichiſch-Combardiſche Negierung 
(1856), welche alle Teſſiner plötlih aus Mailand ausmwies, proteftirt, zumal biefe 
Neprefjalie, welche eine Menge ſchuldloſer Privaten in ihrem Erwerb und in ihrer 
Wirthſchaft empfindlich ſchädigte, durch fein Unrecht des Gantons Tefjin wiber 
Mailändiſche Privaten, ſondern nur durch politifche Beſchwerden motivirt war. 

6. Zueu.f. Auch der Angriff auf die Freiheit nicht ſchuldiger Perſonen 
fann nur zur Noth und nur unter ber Vorausfegung ber Wiebervergeltung und bes 
Gegenrechts vertheidigt werden. Wenn ein fremder Stat zuvor unfere Gefanten 
oder Statögenofjen wiberrechtlich gefangen hält, fo mag bie einftweilige Gefangen» 
nahme feiner Gejanten und Unterthanen bazu dienen, ihm fein Unrecht zum Bewußt⸗ 
fein zu bringen und Abhilfe zu erreichen. Aber immer müffen wir uns baran er; 





Berlekungen bes Völferrechts und Verfahren zur Herftellung desſelben. 281 


innern, daß unfere Gefangenen nicht an jenem Unrecht ſchuld und überhaupt feine 
Strafgefangenen find. Eher tritt die Analogie ber Kriegsgefangenfchaft ein. 
Zu g. Vgl. oben $ 455. 


501. 


Die civilifirte moderne Völkerſitte mißbilligt als barbariſch: 
ı®) jede Grauſamkeit gegen einzelne, zumal ſchuldloſe Perjonen, 
2) die ftatliche Ermächtigung von Privatperjonen, Angehörige des 
gegneriſchen Stat3 zu fangen oder zu tödten oder da3 Vermögen 
derjelben zu zerftören oder megzunehmen. 


1. Zu a. Auch wenn wilde Stämme unfere Statsgenofjen graufam miß—⸗ 
handeln, verftümmeln, töbten, fo iſt es dennoch ber civilifirten Staten unwürbig, 
ebenjo barbarifch gegen Angehörige jener Stämme zu verfahren, welche in ihre Ge: 
walt gerathen. Bas Gejeg der Talion darf niit bis zur Barbarci geübt wer: 
ben. Als ſolche il auch die Hinrichtung nihtfhuldiger Perfonen ange: 
feben. In bem Befreiungsfriege ber norbamerifanifhhen Eolonien gegen England 
fam noch ein folder Fall vor. Der engliſche Hauptmann Lippencott Tieß einen ges 
fangenen norbamerifanifhen Offtcier hängen. Der engliide General Clinton miß⸗ 
billigte das Verfahren und ftellte feinen Untergebenen vor ein Kriegsgeriht. Der 
General Wafhingtan verlangte aber Auslieferung des Schuldigen und ließ, als biefe 
verweigert ward, zur Wiebervergeltung einen gefangenen englifchen Officier, Namens 
Argill, vor ein Kriegsgericht ftellen und ebenfalls zum Tode verurtbeilen. In⸗ 
befjen gelang es ben Bemühungen, vorzüglich der Königin von Frankreich, den⸗ 
felben zu retten und eine Begnabigung bes Eongreffes zu erwirfen. Vgl. Phillie 
more III. 150 f. 

2. Zu b. Im Mittelalter kamen folde Ermäcdtigungen öfter vor und wur: 
ben für erlaubt gehalten. Eine Form berfelben, die Caperſchiffe in Kriegszeiten, 
wurde fogar bis in bie neuefte Zeit geübt. Eiehe unten Buch VII. Mit Recht 
aber verwirft das heutige Völkerrecht alle ſolchen Privatacte der Gewalt. Es fehlt 
babei an jeder Garantie, baß bie Selbfthülfe mit Maß geübt werde. 


502. 
Die Wahl und der Umfang der Nepreffalien richtet fih nach dem 


— 22* 


gerügten Unrecht. Unverhältnißmäßige Repreſſalien ſind widerrechtlich. 


Die Repreſſalien laſſen ſich nur als eine Art Not hwehr vertheidigen, in 
Ermanglung beſſerer Rechtshülfe. Eben deßhalb ſind ſie nach dem Grund⸗ 
ſatz einer gerechten Wiedervergeltung zu beſtimmen und zu bemeſſen. Der Natur 
der Dinge nach iſt freilich eine genaue Maßbeſtimmung nicht wohl einzuhalten, aber 
das Grundprincip ber Verhältnißmäßigkeit barf doch niemals unbeachtet 
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bleiben. In bem obigen Bacificobanbel (8 500 Anm. 3.) wurbe vornehmlich Darüber 
Klage geführt, daß bie angebrohten Repreffalien ganz unverhältnißmäßig feien. 


508. 


Zu Reprefialien ift nur der verlegte Stat, nicht aber die von der 
Verlegung betroffene Privatperfon berechtigt. 


Im Mittelalter nahm man an Privatrepreffalien geringen Anftoß, 
wie man ja bamals auch die Privarfehde für eine erlaubte Nechtshülfe anfah. Das 
moderne Stats: und Völkerrecht geftattet nur ber georbneten Statsmacht öffentliche 
Rechtsgewalt auszuüben. Nicht verlegte Staten bürfen nur dann zu Repreffalien 
greifen, wenn es eine gemeingefährliche Verlegung bes Völker: und Menfchenrechts 
zu rügen gilt. 


504. 


Die Reprefialien dürfen nicht länger dauern, als bis das Unrecht, 
welches dieſelben veranlaßt hat, wieder gutgemacht und gefühnt ift. 


Das folgt aus der Natur ber Nepreffaltien als einer ausnahbmsmweifen 
Selbſthülfe gegen Unrecht. Der befriebete Rechtszuſtand erträgt daher die Fort⸗ 
dauer ber Repreſſalien nicht. 


505. 


Die Retorfion bezwedt nicht, Unrecht zu rügen, fondern ift ein po= 
litiſches Mittel, einer nachtheiligen Rechtsübung eines andern Stat3 ent- 
gegen zu wirken. 


1. Die Retorfion ift nicht gegen Unrecht, aber gegen eine unbillige 
Ausübung fremden Rechtes gewendet. 3. B. Der Stat A gibt in feiner 
Geſetzgebung den einheimischen Gläubigern einen Vorzug vor ben Fremden. Ober: 
In bem State A befteht eine firenge Zunftorbnung, welche ben Gewerbebetrieb ber 
Ausländer erſchwert. Dder das Zollſyſtem des States A erfchwert ben Angehörigen 
bes States B ben Handel mit ben Angehörigen bes States A. In allen biefen 
und Ähnlichen Fällen ift der Stat A in feinem formellen Recht. Er kann bieje 
Berhältniffe nach feinem Ermeſſen ordnen. Aber feine Geſetze wirken ungünftig auf 
ben Nachbarftat B und beffen Angehörige und werben zugleich von biefem als uns 
billig empfunden, Da bat die Retorſion des States B, welder ähnliche für ben 
Stat A und beffen Bürger ungünftig wirkende Einwirkungen trifft, ben Zweck, den 
Stat A ſeine Unbill empfinden zu laſſen und ihn dadurch zu einer Beſſerung zu 
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bewegen. Der Stat A kann fi) nicht beffagen, wenn gegen ibn basjelbe Princip 
angewendet wird, nad weldem er ben Stat B bebanbelt. 


2. Eine bloße Rehtsverfhiedenheit, auch wenn fie in einzelnen 
Tällen bem einen ober andern Stat ober bejfen Bewohnern nütt oder jchabet, bes 
gründet feine Retorfion. 3. B. Im State A beiteht als Güterrecht ber Ehegatten 
bie Fahrhabegemeinfhaft, und im State B das Syſtem ber gefonberten Güter. 
Oder im State A haben die Söhne ein befferes Erbrecht als die Töchter in ber 
Erbſchaft des Vaters, im State B fliehen fich die Kinder gleich u. dgl. Dieſe Vers 
ſchiedenheit hat nicht ben Charakter ber Unbill eines States gegen ben andern Stat, 
fonbern erflärt fih aus verfchiedenen Rechtsanſichten und Rechtsübungen unb wirkt 
nur zufällig, nicht principiel, nur wechfelnd, nicht dauernd für ben Nachbarftat bald 
ungünftig, bald günflig. 


3. Die moderne Rechtsbildung liebt übrigens die Retorfion nicht. ALS biplos 
matifches Mittel der Verhandlung und Drohung Täßt fie fi wohl gebrauchen, aber 
ihre Ausführung gereicht oft dem Netorfion übenden State ebenfo zum Schaben wie 
bem Retorfion leidenden. Ueberdem entftellt ber erftere Stat feine Gefehgebung 
buch Retorfionsbeftimmungen, deren Unbilligfeit und Unzwedmäßigfeit an fich er 
vollſtändig einfieht und bie er meift in ber fehr unſichern Hoffnung einführt, den 
Nachbarſtat dadurch zu beſſern. 


506. 


In Folge ſchwerer Rechtsverletzungen kann auch ohne Krieg eine 
Verkehrsſperre (blocus) bon ber Statägewalt gegen den verlegenden Stat 
verhängt werden. 


1. Die Verkehrsſperre unterfagt ben Angehörigen bes betroffenen Stats ben 
Eintritt in das Gebiet bes fperrendben Stats ober verhindert ben Vebergang aus 
biejem Gebiet in jenes, ober fie hemmt den Waarenverfehr von einem Gebiet zum 
anbern, oder bie Ein: und Ausfahrt ber Schiffe Das Uebel ift infofern geringer 
als das des Kriegs, als Fein Blut vergoffen wird; aber es unterbindet ben freien 
Umlauf ber wirthichaftligden Güter und hemmt bie Berührung ber Menſchen. Es 
wirft in der Regel ebenſo fhädlich für den jperrenden Stat wie für bas gefperrte 
Land, denn aller Verkehr ift zweifeitig und wechfelnd. 


2. Die Sperre kann zu Land und zur See angeorbnet werben, Lanbfperre 
und Seeblocade. Gewöhnlich werben beide nur im Kriegszuftande geübt. Von 
ber Kriegsblocade wird weiter unten bie Rede jein IX. Gap. 5. Beilpiele von 
friedlichen Blocaden find bie Blocade von England, Franfreih und Rußland gegen 
bie Türkiſch-Griechiſche Küfte 1827, bie Blocade von Frankreich gegen Portugal 1831, 
bie von bem Minifterium Thiers gegen bie Schweiz angebrohte Landblocade (blocus 
hermötique) 1836, die franzöſiſche Blocade in Merito 1838, 
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907. 


Die neutralen Staten erkennen fein Priſenrecht an, wenn die See- 
blocade nicht zugleich Kriegsblocade ift, und find berechtigt, für die neu— 
tralen Schiffe freie Ein- und Ausfahrt zu fordern. 


- Die Friedbensblocade zur See gefährbet bei allgemeiner Durchführung 
auch den Handel ber Nentralen mit ber blofirten Küfte, wofür fein Rechtsgrund 
vorliegt. Die neutralen Staten haben daher guten Grund, biefe Friedensblocade 
in bie engften Schranten zu bannen. Wenn biefelbe nur ein Zwangsmittel gegen 
ben Unrecht übenden Stat fein fol, fo barf biefer Zwang nicht auch gegen bie Neu⸗ 
tralen geübt werben. Nur ber Krieg als Nothſtand rechtfertigt bie firengeren Grund⸗ 
jäge, welche in dem Völkerrecht über bie Blocade und das Prifenverfahren aufges 
kommen find, der Friedenszuſtand nit. Im Jahre 1838 erhoben jo bie beutichen 
Hanfeftädte Einfprache gegen bie franzöſiſche Friedensblocade in Mexiko, und im 
Jahr 1848 (1. März) erklärte fih ber franzdfifche Statsrath gegen bie Eonfiscation 
ber Schiffe bei ber Friedensblocade. 


508 
419, 


Die geſundheitspoliceiliche Verkehrsſperre zur Abwendung von Epi⸗ 
demien wird durch das Bedürfniß und durch ihren Zweck ſowohl näher 
beſtimmt als beſchränkt. 


Sie kann als Vorbeugungsmaßregel gegen die Einſchleppung und 
Verbreitung menſchlicher oder thieriſcher Krankheiten nöthig werden, und je nach 
Umſtänden zur Einrichtung von Contumazanſtalten führen. Soweit irgend 
die Intereſſen der Geſundheitspflege es erfordern, müſſen alle dieſe Anſtalten und 
Maßregeln von den verſchiedenen Nationen geachtet werden, welche dieſe Grenze 
berühren. 


509. 


Das gewaltſame Embargo, wodurch fremde Schiffe einſtweilen in 
Vorausſicht einer nahen Kriegseröffnung am Auslaufen verhindert werden, 
it nur als Nothmaßregel und nur jo weit gerechtfertigt, als das Kriegs⸗ 


recht fie nachträglich) gut heißt. 


Man unterjcheibet das civile Embargo als eine Maßregel ber hohen Stats: 
policei ohne völkerrechtliche Bedeutung von dem Embargo als völkerrechtliche 
Borbereitungsmaßregel für den erwarteten Krieg, welches baber als 
eventuelle Kriegsmaßregel zu betrachten iſt. Der Zuftand der zurüd- 


Berlekungen bes Völkerrechts und Verfahren zur Herftelung besfelben. 985 


gehaltenen Schiffe (von embargar, anhalten) ift einſtweilen zweifelhaft. Kommt 
es nicht zum Krieg, fo müfjen fie wieder frei gegeben werben und in biefem Fall 
wird auch Entfhädigung zu gewähren fein. Bricht ber Krieg aus, fo tritt bezüglich 
ber vorläufig in Beichlag genommenen Schiffe bas Kriegsrecht ein. Dann dient das 
Embargo insbejondere bazu, um für den Fall, baß ber Feind ein übermäßiges 
Priſenrecht in Anſpruch nimmt, ein Mittel zur NRepreffalie in ber Hanb zu baben. 
Das Embargo wurde übrigens vielfach zu Gewalthandlungen mißbraudt, und ins: 
befondere wurbe oft das Privateigenthum in völlig ungerechter Weile baburd ver: 
letzt. Zuweilen ift durch Statenverträge das Embargo im Verhältnig ber Vertrags: 
taten ausgefchloffen worden. Handelsvertrag von Preußen mit den Vereinigten 
Staten von Nordamerifa vom 11. Zuli 1799 Art. 16. Vgl. über eine Anwen⸗ 
dung des feindlichen Embargo durch England gegen Holland in nicht englifchen 
Gewäffer, am Cap ber guten Hoffnung, die Ausführung des Lord Stowell bei 
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Achtes Bud). 
Das Kriegsredt. 


1. Begriff des Kriegs, Kriegsparleien, Kriegsurfachen und 
Kriegserklärung. 


510. 


Krieg it bewaffnete Selbfthülfe_einer fatlichen Macht im Widerftreit 
mit_einer_andern_ ftatlihen_ Macht. 


Zunächſt erfcheint der Krieg nicht, wie ber gerichtliche Proceß in ber Form 
eines Nehtsmittels, fondern in der furdtbaren Geftalt eines phyſiſchen 
Kampfes wiberftreitender Gewalten. Diefe Ericheinung bes Kriegs Hat, ohne Rück⸗ 
fit darauf, aus welchem Rechtsgrunde ber Krieg unternommen und was für Kriegs⸗ 
ziele verfolgt werben, eine Menge auch von rechtlichen Wirkungen. Der Krieg iſt 
immer eine gewaltfame Unterbredung bes frieblichen Zuftands und bes Friedens⸗ 
rechts und nur nothdürftig gelingt es dem Völkerrecht, ihn in beftimmten Schranken 
zu Balten. Auch der ungerechtfertigte Eroberungsfrieg ober ein Krieg aus 
bioßem dynaſtiſchen Ehrgeiz ober aus nationaler Eiferſucht Bat biefe 
tief in die öffentliche Rechtsordnung eingreifenben Folgen. 

Dennoch befteht ein großes humanes Intereſſe, ben Krieg möglichft als 
Rechtshülfe aufzufaffen und barzuftelen, bamit feine Anwendung befchräntter 
und bie in ihm zu Tage tretende Gewaltthat georbneter werbe. Vgl. $$ 511. 516 ff. 


511. 


In der Regel ift der Krieg ein Rechtäftreit zwiſchen Staten als 
Kriegsparteien Über öffentliches Recht. 





. IT En 
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Es wiberftreitet ben civiliſirten Statszuſtänden, in denen für eine privatrecht⸗ 
liche Gerichtsbarkeit geſorgt iſt, daß über ftreitiges Privatrecht Krieg geführt 
werde. Im Mittelalter noch war es anders. Das Fehderecht war in der That 
das Recht der bewaffneten Selbſthülfe auch bei Streitigkeiten zwiſchen Privatperſonen 
über ihr Eigenthum. Es iſt durch die Durchführung der ſtatlichen Gerichtsbarkeit 
verdrängt worden. Aber heute noch ſtehen bie Völker, wenn fie mit einander über 
ihr öffentliches Recht ftreiten, auf demfelben barbarifchen Standpunkt, wie im Mittel- 
alter die Ritter und die Stäbte. Sie greifen zu ben Waffen und ſchlagen zu, um 
fi ihr Recht zu verfchaffen. Das Völkerrecht hat noch einen weiten Weg zu machen, 
bis es ihm gelingen wird, den Streit ber Gewalt in einen wahren Rechts⸗ 
ſtreit umzubilden, 


512. 


Eine bewaffnete Partei, welche nicht von einer beftehenden Stat3- 
gewalt zur Gemwaltübung ermächtigt worden ift, wird dennoch infofern als 
Kriegspartei betrachtet, als fie als felbftändige Kriegsmacht organifirt ift 
und an States Statt in gutem Glauben für öffentliches Recht ftreitet. 


1. Es ift das zwar eine Ausnahme von der Regel, daß nur Staten Krieg 
führen, aber wenn bie politiihe Partei flatlihe Zwecke verfolgt und wie eine State: 
macht organifirt ift, fo frellt fie gewiffermaßen ben Stat dar. Das Ir 
treffe der Humanität fordert, baß im Zweifel eine folde Partei eher als Kriegs: 
partei, nicht als eine Mafje von Verbrechern behandelt werde. Indem fie flarl 
genug iſt, fih als öffentlihe Macht, analog ber Statsmacht zu behaupten, durch 
ihre kriegsmäßige Organifation au Garantien ber Ordnung gewährt, und 
durch ihre politifchen Ziele ihr ftatliches Streben kund gibt, hat fie auch einen 
natürlichen Anfpruch darauf, einem ftatlichen Heere ähnlich behandelt zu werben. 
Die Gefahren der Gewaltübung werben dann nicht bloß für fie felber, fondern 
ebenjo für ihre Gegner ermäßigt. Wird fie dagegen nur ſtrafrechtlich verfolgt, 
fo wird dadurch der thatfächliche Kampf verwildert und es ift Gefahr, daß bie bei⸗ 
ben ftreitenden Parteien in bie Barbarei verfinfen und einander mit graufamen 
Reprefjalien zu überbieten fuchen. 

2. Bon ber Art find manche Unternehmungen von Freifgaren, um eine 
politifche Umgeftaltung zu erzwingen. Wenn biefelben wie ein wohlgeordnetes Kriegs⸗ 
heer operiren, wie 3. B. bie beutfchen Freifcharen unter Major Schill ober bie 
italienischen Freifcharen, die mit Garibaldi nah GSicilien und Neapel zogen, ſo 
ift es angezeigt, fie als Kriegspartei zu behandeln. 

3. Am nöthigfien ift es, den obigen Grundſatz bei Bürgerfriegen zur 
Anwendung zu bringen, obwohl gerade ba bie Leibenfchaften am liebſten unter der 
ernften Maste ber Gerechtigkeit Ihren Haß und ihre Rachſucht beffer verbergen und 
ungehemmter wirkfam zu machen fuchen. Die Partei, welche bie obrigfeitliche Aus 
torität für fih bat, erffärt dann gern bie Partei, welde fi ber Statsgemall 
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widerſetzt, als Hochverräther und Aufrührer. Aber auch bie auffländifche 
Partei fieht fich meiftens nach Nechtstiteln um, in der Abficht, bie Negierungspartei 
als bes Landesverraths und bes Berfaffungsbrudhs zu befchulbigen. 
Wenn einmal bie Strafgerichtsbarfeit ihre Macht verloren bat und thatfächlicher 
Krieg um politifche Ziele geführt werben muß, dann ift es richtiger, auch das 
Strafrecht in Beurtheilung ber Kriegsparteien ruhen zu laſſen und dieſe politifch 
und militärifh als Feinde zu betrachten und zu behandeln. Es ift baber als ein 
Fortſchritt des heutigen Völkerrechts zu betrachten, baß es geneigt ift, fowohl eine 
aufftändifche Partei wie georbnete Freiſcharen als SKriegspartei zu behandeln, obwohl 
es an ftatlicher Ermächtigung fehlt, wenn biejelben a) als Kriegsheer wohl geordnet 
find, b) fjelber die Rechte des civilifirten Kriegsrechts beachten und c) in gutem 
Glauben für politifche Ziele kämpft. 

4. Am unbebenflichiten wird die Behandlung eines Kriegsheers, ohne Stat, 
als Kriegspartei dann zugeflanben, wenn ein Volk feine Heimat verläßt und 
während es eine neue ſich zu verfchaffen fucht, in Krieg verwidelt wird. Die 
Nömer haben fo alle Zeit die auf ber Wanderung begriffenen germa=s 
niſchen Völker als Kriegsparteien betrachtet. 


5183, 


Bloße Piraten und Räuber find niemals Kriegäparteien, wenn gleich 
fe als Kriegsmacht organifirt find, 


1. Gegen biefelben wird nicht Krieg geführt, fondern Siraſgerichtebarkeit ge⸗ 
übt, wenn gleich mit kriegeriſchen Mitteln. Weil dieſelben offenbar gemeine Ver⸗ 
brechen begehen, und es ihnen augenſcheinlich an gutem Glauben fehlt, ſo verlangt 
das beleidigte allgemeine Rechtsgefühl die Beſtrafung, und gibt ſich nicht mit dem 
Siege zufrieden. Die Italieniſchen Briganti find Feine Kriegspartei, fo wenig 
als die alten Flibuſtier. 

2. Dagegen wird ein Stat, welcher feinen Einwohnern Seeräuberei ver: 
ftattet, wie im Alterthum viele Seeftäbte im Mittelmeer, und bis in unſer Jahr⸗ 
hundert hinein noch die afrifanifchen Raubſtaten, troßbem zur SKriegspartei, wenn 
er Krieg führt. Die einzelne wölferrehtswibrige Handlungsweiſe zerftört nicht den 
Rechtscharakter eines Stats, wenn fie gleich feine Ehre befledt. 


514, 


In zuſammengeſetzten Staten ift der Srieg zwiſchen der beſtehenden 
Statögewalt des Geſammtſtats (Reichs- oder Bundesgewalt) und der 
Truppenmacht der Einzelftaten, wenn er den Schub des Reichs⸗ oder 
Bundesrechts bezweckt, lediglich Executionskrieg, nicht ein völkerrechtlicher 
Krieg zwiſchen gleichgeftellten Staten. Indeſſen betrachtet das moderne 
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1. Beifpiele aus neuerer Beit find dr Schweizer Sonderbundskrieg 
vom Jahr 1847 und ber norbamerifanifhe Bürgerkrieg von 1861 bis 
1865. Die Bundesgewalt bezeichnete zwar in beiden Kriegen bie wiberftreitenden 
Sonderbünde als ftrafbare Nebellen, und verzichtete auch nicht völlig auf die Beſtra⸗ 
fung ber Anftijter und Führer ber Rebellion. Aber troßdem wurden bie Truppen 
ber Einzelftaten doch, und mit Mecht, als wirkliche Kriegspartei behandelt und da⸗ 
buch der Schuß bes cinilifirten Kriegsrechts Über das ganze Kriegsfeld ausgebehnt. 
Noch entjchiedener jahen die auswärtigen Staten in beiben Mächten, bie fi} befrieg- 
ten, wahre völferrechtliche Kriegsparteien. 

2. Auch in bem deutſchen Krieg von 1866 verfuchte es die Mehrheit des 
Bundestags dem Krieg ben Charakter eines Erecutionsfriege gegen Preußen beizu: 
legen, aber ohne Glück. Preußen und Oeſterreich, bie fi um: bie Führung der 
beutichen Nation firitten, waren beide feine bloße Bunbesftaten, ſondern europäijche 
Mächte und ihr Krieg baber ein völferrehtliher Krieg im vollen Sinn bes 
Wortes. Bon einer Anwendung einer bundesmaͤßigen Strafgerichtsbarkeit konnte 
daher Feine Rede ſein. 


515. 
Ted 
Der Krieg ift gerecht, wenn und foweit die bewaffnete Rechtshitlfe 
durch das Völkerrecht begründet ift, ungerecht, wenn diefelbe im Widerſpruch 
mit den Vorſchriften des Völkerrechts ifi. 


Es ift das nicht bloß ein moraliſcher, jondern ein wirklicher Rechtsſatz, 
freilich vorerfi noch von geringer practifcher Bedeutung, weil jebe Kriegäpartei bie 
Gerechtigkeit ihrer Sache behauptet und es an einem unparteiifchen Richter fehlt, 
welcher über bie Wahrheit biefer Behauptung entfcheidet. Indeſſen einige Wirkungen 
hat biefe Unterfcheidung doch, insbefondere bezüglich der Allianzpflidt und 
unter Umftänden auch ber Intervention bisher unbetbeiligter Mädte 
Jene ift nur für ben gerechten Krieg zu fordern, dieſe gegen ben ungerechten Krieg 
erlaubt. 


516. 


Als rechtmäßige Urſache zum Krieg gilt eine ernſte Rechtsverletzung 
‚oder eine gewaltſame Beſitzſtörung, melde dem zum Krieg greifenden 
State widerfahren ift oder womit er in gefährlicher Weife bedroht ift, 
oder eine ſchwere Verletzung der allgemeinen Weltordnung. 


Die Gewalt von Menſch gegen Menſch geübt, iſt nur buch die Nothwen⸗ 
bigfeit zu rechtfertigen, die wir ihres fittlihen Charakters wegen Recht nennen. 
Der Krieg als Rechtshülfe feßt daher die Verletzung eines Rechts voraus, das 


nur mit Gewalt zur Anerkennung zu bringen if, ganz ebenfo wie der gerichtliche 


Proceß eine Rechtsverletzung vorausſetzt, welche die Klage begründet, 
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Als rechtmäßige Urſache zum Krieg ift aber nicht bloß die Verlegung 
geſchichtlich anerkannter und erworbener Rechte, jondern ebenfo die unge- 
rechtfertigte Behinderung der nothwendigen neuen Rechtsbildung und der 
fortſchreitenden Rechtsentwicklung zu betrachten. 


Die Nothwendigkeit der zeitgemäßen Neugeftaltung des Stats muß ebenfo aners 
fannt und burchgeführt werden, wie ber Beitand des gefchichtlich geworbenen Rechts, To 
lange es lebensfähig und zeitgemäß it, gefhüßt werden fol. Wer die Verfechtung 
bes werdenden Rechts beitreitet, ber verfennt bie lebendige Natur bes Rechts und 
hindert deren Fortbildung, welche mit der Entwidlung der Völker Schritt halten 
muß, wenn das Recht feine Beltimmung erfüllen jol. Es ift eine eher kindiſche 
als juriftifhe Anficht, daß ein Volk berechtigt fei, für das dynaſtiſche Erbrecht eines 
Fürften Krieg zu führen, aber nicht berechtigt fei, für feine nationale Einigung 
zu den Waffen zu greifen, weil jenes Erbrecht in einer mittelalterlichen Urkunde 
vorbehalten worden, bie nationale Einigung bagegen burch eine traurige Gefchichte 
bisher verhindert und gehemmt worben ift. Dennoch bat diefe wunderliche Meinung 
im Jahr 1866 in Deutjchland manche Vertreter gefunden, Meines Erachtens ift das 
Recht eines Volkes, fich die ftatliche Geftalt zu geben, deren es bedarf, um feine 
natürliche Anlage zu entwideln, feine Beſtimmung zu erfüllen, für feine Sicherheit 
zu jorgen und feine Ehre zu wahren, unb daher fein Necht, dafür nöthigenfalls zu 
ben Waffen zu greifen, ein fehr viel heiligeres, natürlichereg und wichtigeres Recht 
als irgend ein urfundliches Oynaftenredt. 


518. 
Das bloße Statäinterefje für fi) allein rechtfertigt den Krieg nicht. 


Ehen weil in bem Krieg die Gewalt zwingend auftritt, find nur Rechts⸗ 
gründe, nicht aber bloße Zweckmäßigkeitsgründe geeignet, benfelben zu 
rechtfertigen. Es gibt freilich viele Kriege, welche ohne Rechtsnothwendigkeit, aus bloß 
politifhen Motiven unternommen worben find, um das Anfehen einer Macht zu 
vergrößern, eine politifche Richtung zu hindern oder zu unterftüßen, günftige Ver: 
bindungen zu erreichen u. dgl. Aber als bloßes Mittel der Politik ift ber Krieg 
burchaus verwerflich. 

Völlig verfchieden von diefer Frage ift die andere, ob ber Krieg, wenn er als 
Rechtshülfe unternommen worden, nicht auch als politifges Mittel benützt 
werben dürfe. Das ift meines Erachtens nicht zu tadeln. Im Gegentheil, die Be⸗ 
nutung des Kriegs, um wenn er einmal da ift, auch nübliche Zwecke zu erreichen, 
ſchafft ein Nequivalent für die unvermeidlichen Kriegsübel und Bringt die Völker 
vorwärts. 


19* 


999 Achies Bud. 
519. 


Auch in einem ungerechten Krieg gelten dennoch die Vorfchriften 
des Völkerrechts über die Art der Kriegsführung und die Rechte und 
Pflichten der Kriegsparteien. 


Ueber den Begriff des ungerechten, d. h. des nicht durch eine rechtmäßige 
Kriegsurſache gerechtfertigten Kriegs vgl. oben zu $ 516 bis 518. Die Vorfchriften 
bes Kriegsrechts find aber auch für dem ungerechten Krieg bindend. Würde man 
bas nicht zugeben, und etwa gegen bie Kriegspartei, welcher man vorwirft, fie habe 
feinen Rechtsgrund für fich, firengere und graufamere Maßregeln ergreifen oder ihr 
nicht diefelben Rechte zugeftehen, fo würde ber Krieg überhaupt wieder barbarifcher 
werden; benn wie jede Partei gewöhnlich behauptet, nur ihr Recht zu verfechten, fo 
beftreitet fie gewöhnlich ben Rechtsgrund der Gegenpartei. Das Kriegsrecht civilifirt 
ben gerehten und ben ungerechten Krieg ganz gleichmäßig. Nur weil es dieſe 
Unterfcheidung nicht wirken läßt, fichert es feine allgemeine Anwendung. 


520. 


Die rechtmäßige Kriegsurſache rechtfertigt den Krieg nur dann, 


wenn die Herftellung des Rechts und Die entjprechende Genugthuung und 
Sühne nicht auf friedlichem Wege ſicher und ohne Zögerung zu erreichen 
ſind. 


Daß man die Verhandlung über das ſtreitige Recht nicht mit dem Krieg be⸗ 
ginnen darf, war ſchon den antiken Völkern klar. Der Krieg iſt nicht das erſte, 
ſondern das legte Mittel, ſich Recht zu verſchaffen, im Grunde doch nur ein un: 
ſicheres, mit den ſchwerſten Uebeln verbundenes Nothmittel. 


521. 


Wenn ein Stat einen Angriffskrieg beginnt, ſo iſt er ſchuldig, vorerſt 
den Verſuch zu machen, ob nicht ſeine Forderungen ohne Krieg anerkannt 
und erfüllt werden und ebenſo verbunden, vorher ſeinen Entſchluß zum 
Krieg vor Eröffnung der Feindſeligkeiten anzukündigen. 


Wird ein Angriffskrieg ohne Kriegsdrohung oder ohne vorherige Kriegs⸗ 
erklärung lediglich durch thatſächliche Ueberraſchung mit Feindſeligkeiten begonnen, ſo 
wird dieſe Handlung von dem civiliſirten Völkerrecht gemißbilligt, es wäre denn, 
daß ausnahmsweiſe das Völkerrecht die ſofortige Anwendung der Kriegsgewalt, 
wie z. B. gegen Seeräuber geſtattet. In der Regel wird freilich die Verfolgung 
der Seeräuber als Anwendung der völkerrechtlichen Strafgerichtsbarkeit, 
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nicht als eigentliche Kriegsführung zu betrachten fein. Aber fie kann fich unter Um⸗ 
ftänden zum Kriege fleigern, wenn die verfolgten Piraten Schuß bei einer fiatlichen 
Macht finden. 


922. 


Die Ankündigung des bevorftehenden Kriegs kann durch Geſante 
oder Herolde dem Gegner gegenüber förmlich erkärt oder fie kann duxch 
ein allgemeines Kriegsmanifeſt aller Welt gegenüber eröffnet werben. 


1. Die antife Rehtsübung der Römer betrachtete die feierliche Krieges 
androhung und fobann die nahfolgende Kriegserflärung als eine Bes 
bingung des gerechten Kriegs (bellum justum), Auch im Mittelalter mußte bie 
rehtmäßige Fehde drei Tage vor Beginn der Gewalt feierlich angefagt werben. 
Mit Rüdficht darauf erflären manche Publiciften die vorherige Kriegserfläs 
runganden Feind für ein Erforberniß eines civilifirten Kriegsrechts. 

2. Es läßt fi nicht verfennen, daß ein foldhes formelles Verfahren, wenn 
es allfeitig beachtet wird, für bie Nechtsficherheit nützlich iſt. Es wird dadurch ber 
Zeitpunft genau conftatirt, in dem ber Friede aufhört und ein ausnahms⸗ 
weiſer Notbftand des Kriegs eintritt. Das genau zu erfahren und ficher zu wilfen, 
ift aber für eine Menge von Necdisverhältniffen und Rechtsfragen von größter Wich- 
tigfeit. Aber man darf ebenſo wenig überſehn, daß der neuere Kriegsgebrauch jeit 
mehr als einem Jahrhundert biefe Form nicht mehr als nothwendige Bedingung 
einer rechtmäßigen Kriegsführung beachtet. In der That kommt es denn auch nicht 
auf biefe befondere Forın ber Kriegserflärung an, um ben Entſchluß zum Krieg zu 
verfünden und die Thatjache des Kriegs zu conftatiren. Ganz basfelbe kann durch 
ein Kriegsmanifeft erreicht werden, welches beides aller Welt und aljo auch dem 
Feind gegenüber verfiinbet. 

Das heutige Völferrecht legt daher einem foldyen Kriegsmanifeft ganz biejelbe 
Bebeutung bei, wie ber gegenfeitigen Kriegserflärung. Weberhaupt ift es geneigt, 
bie ganze Frage weniger formell zu betradten, als bie frühere Völferfitte. Die 
Rechtsklarheit hat dabei gelitten, aber die Intereſſen ber Politik und ber Kriegs: 
führung haben ſich dabei beffer befunden, Vgl. befonders Phillimore IIL 
Gap. 5. 


523. 
In der Androhung, daß eine bejagte Handlung eines States ala 


Kriegsfall betrachtet und fofortige kriegeriſche Maßregeln nad fich ziehen 
werde, liegt unter Umftänden eine epentuelle Kriegserklärung. 


Fälle ber eventuellen Kriegserflärung find in ber neueren Kriegs: 
geſchichte nicht felten, jo daß dann eine nochmalige Kriegserflärung ober ſelbſt ein 
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Kriegsmanifeht als entbehrlich betrachtet wirb.. Wenn biebei in bona fide verfahren 
und nicht etwa ber Geyner abſichtlich getäufcht wird, um ihn unerwartet und plößs 
lich zu überfallen, fo kann man biefe Praris nicht als völferrehtäwibrig verurtheilen. 
Aber da der Mißbrauch nahe Tiegt und jebe Unficherheit über Trieben ober Krieg 
ſchädlich wirkt, fo ift biefe Methode, einer offenen Erklärung auszuweichen, nicht 
empfehlenswerth und ihre Anwendung möglihft auf folde Fälle zu beichränfen, in 
benen raſcheſtes Handeln durchaus nöthig und zu einer gehörigen Erflärung feine 
Zeit mehr if. Fälle folder Art waren bie Verhinderung ber Spanien Erpebition 
nad Sicilien im Jahr 1718 buch ben Angriff der englifchen Flotte, bie Kämpfe 
zur See zwilchen engliſchen und franzöfiihen Schiffen im Jahr 1788, während nur 
bie Kriegsipannung Mar, eine eigentliche Kriegserflärung noch nicht geſchehen und 
noch nicht befannt war. Weil man im Krieg auf Heberrafchungen gefaßt fein muß, 
jo find die Staten zur Zeit ber Vorbereitung und Spannung auf ben Krieg zur 
Wachſamkeit veranlaft, und fängt die militärifche Nothwendigkeit, den Drohungen 
bes Feindes rechtzeitig zum begegnen, an mitzuwirken. Es ift banı eine Aufgabe ber 
Politik, dieſe militärische Nücficht mit der auf bas Völkerrecht in Harmonie zu 
bringen. 


524, 


Zum Bertheidigungsfrieg bedarf es einer vorherigen Kriegserklärung 
durch den Bertheidiger nicht. Die kriegeriſche Abwehr des kriegeriſchen 
Angriffs macht die Kriegserklärung entbehrlich. 


Der Vertheidiger ift nicht gehindert, aber er iſt nicht verpflichtet, den Krieg 
zu erklären. Auch er kann aber feinen Vertheidigungsfrieg durch ein Manifeft bes 
gründen und erklären, und er wird in ber Negel gut daran thun, ein ſolches Ma⸗ 
nifeft zu erlaffen. 


925. 


Es ift nicht nothiwendig, daß ein längerer Zeitraum zwiſchen der 
Kriegsandrohung und dem Beginn der Yeindfeligkeiten für Unterhandlun- 
gen verftattet werde. Aber der gute Glaube und die Rüdficht auf die 
Regel des Friedens erfordern, daß dem Gegner ſoviel Zeit gegeben werde, 
um noch den Ausbruch des Krieges durch raſche Nachgiebigkeit zu ver— 
meiden. 


Die gleichzeitige Kriegserflärung und Eröffnung des Kriegs ohne vor: 
herige unzweibentige Kriegsdrohung verfiößt nicht allein gegen bie Intereſſen ber 
Humanität, fondern auch gegen bie rechtliche Natur des Kriegs, als ber gewaltſamen 
Nechtshülfe aus Noth. Siehe oben F 516 f. Aber es genügt unter Umjtänden eine 
ganz Kurze Frift vielleicht vou wenigen Tagen, wenn bie Gefahr brängt, fogar von 
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menigen Stunden; insbefondere da, wo ſchon frühere ernfte Drohungen ober Kriegs- 
Spannungen vorausgegengen waren und es weientli davon abhängt, Gewißheit 
über bie Friedens: oder Kriegsentfchlüffe des Gegners zu erhalten. 


926. 


Das bloße Anerbieten, über den Frieden zu unterhandeln oder ſo— 
gar Genugthuung zu gewähren, hindert den Vollzug der Kriegsdrohung 
nicht, wenn nicht zugleich verläflige Garantien für wirkliche und fofortige 
Befriedigung gegeben werben. 


Ein ſolches Anerbieten kann auch gemacht werden, um Zeit zu gewinnen 
für volftändigere Kriegsrüftung. Würde basfelbe daher ein Hinderniß fein für den 
Beginn bes Kriegs, fo könnte das Teicht nicht ben Krieg, aber ben Erfolg bes 
Kriegs vereiteln. 


927. 


Die Kriegserklärung bezeichnet zugleich den Zeitpunkt der Striegd- 
eröffnung, wenn der Krieg nicht ſchon vorher thatfächlich durch Acte ber 
militärischen Gemalt begonnen worden ift. 


Die thatſächliche Kriegseröffnung beendigt unter allen Umftänden ben 
bisherigen Triedenszuftand, auch wenn noch Feine Kriegserflärung erfolgt ifl. Aber 
die Kriegserflärung eröffnet den Krieg ebenfalls, auch wenn bie Feindſeligkeiten 
noch nicht begonnen haben. Es entſpricht das theils der thatjächlichen Natur des 
Kriegs, theils der ausdrüdlichen Willensbefiimmung der SKriegspartei. Die Frage 
it befonders wichtig für bie Beurtheilung einzelner Acte der Gewalt, die nur im 
Krieg, nicht im Frieden erlaubt find. Die Wegnahme von Prifen fegt den Beginn 
des Kriegs voraus. 


928. 


St der Krieg auch nur von einer Partei thatfächlih oder durch 
Kriegserklärung begonnen worden, jo ift bon dann an aud Die andere 
Partei berechtigt, daS Kriegsrecht anzurufen und anzuwenden. 


Es folgt das aus der gegenfeitigen Natur des Kriegs. 
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2% Wirkungen des Kriegszuffondes im Allgemeinen. Kriegsziel. 
529, 


Die Kriegseröffnung hebt die Rechtsordnung nicht auf, aud nicht 
im Berhältnig der Triegführenden Staten zu einander. 
Aber fie übt die Rechtsordnung verändernde Wirkungen aus 
1%) im Verhältniß der Staten, welche Krieg führen zu einander und 
zu ihren Bundesgenoſſen, 
x») im DVerhältniß zu den neutralen Staten, 
se) mit Rüdfiht auf die Angehörigen der Sriegäparteien oder Die 
Bewohner des Sriegäfeldes. 


4. Die ältere naturrechtliche Vorftellung bildete fich einen rechtloſen Natur 
zuftand ein, welder aller Statenbilbung vorausgehe, in weldem bie 
Menſchen wie die Thiere weder eigene Rechte haben, noch Rechte andern Menſchen 
zugefiehen, und Jeder jo weit feinen Willen geltend mache, als er bie phufilche Macht 
befite. Die alten Naturrechtsichrer meinten, nur buch Friedens: und Geſellſchafts⸗ 
verträge werbe biefer Zuftand eines bellum omnium contra omnes, bes allgemeinen 
Krieges Aller miteinander befchränft und ein vertragsmäßiger Rehtszuftand 
eingeführt und fie behaupteten, wenn nun bie Staten wiber einanber ben Krieg 
erfiären, fo bebeute das Rückkehr in jenen urſprünglichen völlig vechtlofen Kriegs: 
zuftand. Sie nahmen in Folge beffen an, in Krieg werben Feine Rechte mehr 
anerfannt, ſondern berriche nur bie phyſiſche Gewalt. Dieje ganze Anjicht wirb von 
ber heutigen Rechtswiſſenſchaft als Irrthum verworfen. 

2. Im Gegentheil, wir erkennen an, daß es natürliche Menſchenrechte 
gibt, die im Krieg wie im Frieden zu beachten find, und daß die Rechtsordnung der 
Welt und der einzelnen Völker in einer ſteten geſchichtlichen Entwicklung 
begriffen iſt, welche nicht auf einmal durch einen Völkerſtreit abgebrochen und gänzlich 
zerſtört werden kann. So wenig die Sprache und die Civiliſation einer Nation in 
Folge einer Kriegserklärung plötzlich verſchwindet und in die urſprüngliche Roheit 
und Barbarei zurückſinkt, ebenſo wenig kann bie Rechtscultur, das Erzeugniß 
einer Arbeit von Jahrhunderten auf einmal wieder erlöſchen und ein Zu⸗ 
ſtand völliger Rechtloſigkeit an feine Stelle treten. Da der Krieg weſentlich Reſcht s⸗ 
hülfe ift, fo barfer niht bie Rechtsordnung verneinen, welder er 
bienen will, 

3. Die Rechtsordnung im Ganzen bleibt alfo unverfehrt. Aber weil ber Krieg 
einen Notbftand theils vorausſetzt, theils herbeiführt, übt er eine Reihe von Wirkun⸗ 
gen aus, welde bas befiebende Recht tbeilweife fuspendiren, theil- 
weije abändern. Es tritt nun ein eigenthümliches Kriegsrect ein, 
welches als Aus nahmerecht das regelmäßige Friedensrecht modificirt. 
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Der_Krieg wird zwiſchen den Staten_geführt und nicht unter_ und. 
mit den Privatperjonen. 


Die Erkenniniß dieſes großen Geſetzes, welches aus ber Natur bes völker⸗ 
rechtlichen Rechtsſtreites folgt, Hat auf bie Humanifirung des Kriege und auf die 
Sicherung der Privatrechte die wohlthätigften Wirkungen hervorgebracht. Vergleiche 
barüber die Einleitung zu biefem Werke. So Tange freilich, wie im Alterthum, ber 
Einzelmenſch im State aufging, konnte biefe Unterfcheibung nicht vollwirkſam werben. 
Aber feitdem der Gegenfaß bes Öffentlihen und bes Privatrechts Flarer ges 
worben ift und die neuere Nechtsbildung begriffen hat, daß bie Privatperion eine 
Eriflenz für fich habe, auch im Gegenfag zum State, hat biefelbe das ganze 
aus dem Alterthum bergebrachte Kriegsrecht wohlthätig umgebildet. 


531. v 


Die kriegführenden Staten find Feinde im eigentliden Sinn, Die 
PBrivatperfonen Dagegen find als ſolche nicht Feinde, weder unter einander 
noch dem feindlichen State gegenüber. 


Nur die Statsgewalt tritt mit Heeresmacht den feindlichen Staten ents 
gegen und unternimmt es, diefelbe zu zwingen, daß fie das von jener behauptete 
Recht anerfenne oder auf ihre beftrittenen Forderungen verzichte. Die Privaten als 
folche find bei dieſem Streite nit unmittelbar betheifigt, fie find nicht Kriegs- 
und nit Broceßparteien, und eben deßhalb nicht Feinde im eigentlichen 
und vollen Sinn des Worte. Der von ben früheren Publiciften, ſogar noch von 
Kent (Comm. $ 6, 7, H als allgemein anerfannt behauptete Soap: „Wenn ber 
Stat im Kriege jei, fo feien alle Bürger bes Stats Feinde” if 
offenbar falfch und darf daher nicht mehr gelten. Der Stat ift eine anbere Pers 
fon als die Privatperfonen im State. Der Stat hat eine ihm eigenthümliche 
Nechtsiphäre, das große Gebiet des öffentlihen Rechts, und bie BPrivatper- 
jonen haben ebenfo ein ihnen eigenes Nechtsgebiet, ihre perjünlichen 
Familien: und Bermögensrechte, welches von dem Streit der Staten nicht unmittelbar, 
jondern nur mittelbar betroffen wird, über welches Fein Streit zwiſchen ben Sta= 
ten ift. Daher find die Privatrerfonen nicht im eigentlihen Sinne Feinde. Sie 
können troß bes Kriegs in ben freundlichftien Beziehungen Teben, ber Verwandiſchaft, 
ber Wirtbichaft, des Verkehrs. Sehr wahr erflärte der berühmte franzöfiiche Minifter 
Portalis im Sabre VIII. bei der Snftallation des Priſengerichtshofs: „Entre 
deux ou plusieurs nations bellig6erantes, les particuliers dont ces nations se 
composent, ne sont ennemis que par accident: ils ne le sont point comme 
hommes, ils ne le sont m&me pas comme citoyens; ils le sont uniquement 
comme soldats“, Bgl. Heffter $ 119. 
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532, 


Inwiefern aber bie. Ungehörigen. eines States, der Krieg führt, als 
Stat3bürger oder Unterthanen der Statsgewalt öffentlich-rechtlich verpflich- 
tet find, werden fie auch bon der Kriegsgewalt des Feindes betroffen und 
inwiefern fie perjönlih an dem Kampfe des States Theil nehmen, werden 
fie auch al3 mittelbare Yeinde betrachtet und behandelt. 


1. Der Stat gebietet, ſoweit bas öffentliche Necht es gut heißt, und bie öffent- 
liche Wohlfahrt es erfordert, au über bie Kräfte feiner Bürger, Er legt 
benjelben Kriegslaften auf. Inſoweit hemmt natürlich bie feindliche Kriegsgewalt, 
foweit ihre Macht reicht, die Unterftüßung des Stats durch die Bürger und fordert 
im Gegentheil, ſoweit das Völkerrecht es zuläßt, für ſich biefe Unterfüßung. 

2. Wenn ferner bem feindlichen State bie Truppen bes Stats — gleichviel ob 
fie nur aus Bürgern bes Stats oder vielleicht auch aus fremden Söldnern beftehen 
— mit ben Waffen entgegentreten, jo ericheinen dieſe Truppen thatſächlich 
als Feinde, und obwohl auch fie nur im Auftrag und Dienfte bes States Feind⸗ 
Ihaft üben, fo werben fie nun boch von ben friedlichen Unterthanen bes gegnerischen 
States unterjchieden und als Feinde im weitern Sinn bes Worts (mittelbare 
Feinde) angejehen. ALS ſolche find fie im Kampfe ber Todesgefahr und befiegt 
der Kriegsgefangenfchaft ausgejebt. 


533. 


Der antike Satz, daß der Feind xechtlos ſei, wird von dem heutigen 
Völkerrecht als unmenſchlich verworfen. 


Vgl. zu 529. Die Menſchenrechte dauern auch im Kriege fort und ebenſo 
die Privatrechte, ſoweit nicht der Nothſtand des Kriegs eine Beſchränkung nothwen⸗ 
dig macht. 


534. 


Ebenſo wird der Satz, daß wider den Feind Alles erlaubt ſei, was 
dem Krieg führenden State nützlich erſcheint, von den civiliſirten Völker— 
recht als barbariſch mißbilligt. 

Das Voölkerrecht verbindet auch die Kriegsparteien während des 
Kriegs als Glieder der Menfchheit und beſchränkt diefelben in der Anwen⸗ 
dung der zuläfligen Gemwaltmittel. 


Da ber Krieg gewaltfame Rechtshülfe und fein Endziel Herfiellung ber 
Rechtsordnung und bes Friedens ift, jo muß auch bie Kriegsgewalt die Schranken 
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ber regelmäßigen Rechtsnothwendigkeit beachten, unb darf dieſelben nur bann unb 
nur infofern überjchreiten, als bie ausnahmsweife militärifhe Nothwendigkeit 
e8 fordert. Zreulofigfeit und barbariihe Graufamfeit..finb auch dam nicht gegen 
ben Feind erlaubt, wenn biejelben für ben Gang bes Krieges vortheilbaft zu fein 
ſcheinen. Die ganze Eriftenz des Kriegsrechts bedeutet Beihränfung ber 
Kriegsleidenjhaft und ber Kriegswillfür. 


535. 


Ausrottungs⸗ und Vernichtungskriege gegen lebens- und culturfähige 
Völker und Stämme find völkerrechtswidrig. 


1. Der Bertilgungsfrieg gegen bie abgöttifchen Bewohner von Valäftina, 
welchen die alten Juden noch für eine heilige Pflicht hielten, wird von dem huma— 
neren NRechtsgefühl der heutigen Welt als Barbarei getabelt und barf nicht mehr 
wie ein nahahmungswiürdiges Beiſpiel gepriefen werben. 

2. Zur Zeit noch weniger empfindlich ift das moderne Rechtsgefühl gegenüber 
von wilden Stämmen. Das Völkerrecht ſchützt diefelben nicht, weil man ans 
nimmt, jie gehören nicht zu den großen Völferfamilien, aus denen bie civilifirte 
Meufchheit beftcht, weil fie Teinen activen Antheil an ber Handhabung bes Völker: 
vechts haben. Ich fehe darin noch einen Mangel in dem heutigen Bölferrecht. Weil 
bie Wilden Menſchen find, fo find fie auch menschlich zu behandeln und darf man 
ihnen nicht alle Menfchenredhte abſprechen. Sie find vielleicht ſchwer an eine Rechts: 
ordnung zu gewöhnen ; ihre Erziehung zu gefitteten Menfchen ift vicleicht ein uns 
dankbares Gefhäft, das nur mit geringen Erfolgen bie großen Mühen lohnt. Aber 
es ift dennoch die Aufgabe und die Pflicht ber civilifirten Völker, fich auch dieſer Heran- 
bildung der roheften Stämme anzunehmen und fie zu einem menfhenwürbis 
geren Zuftand beranzubildben. Nimmermehr darf es zugegeben werben, 
daß die Jagd auf wilde Menfchen ebenfo Jedermann frei ftehe oder auch von ber 
Statsgewalt erlaubt werben dürfe, wie die Jagd auf Füchfe und Wölfe, 


936. 


Das Kriegsziel wird durch die Kriegsurfahe nur zum Theil be 
Stimmt. Die Forderungen wachſen im Verhältniß der Opfer, welche für 
den Krieg geleiftet, und der Gefahren, welche mit dem Kriege übernommen 
worden find. Der. Sieg übt durch feine Bethätigung der wirklichen Macht 
auch_eine Recht bildende Kraft aus. 


1. Das ift ber große Unterjchieb zwiſchen andern Proceſſen und dem furcht- 
baren Nechtsftreit bes Kriegs. Das gerichtliche Urtheil geht niemals über das Klage: 
recht hinaus, es begnügt fi), das Rechtsverhältniß, welches verletzt worden war, 
wieber herzuftellen. Die Proceßkoſten erfcheinen im Givilproceß als eine meift nur 
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unwichtige Nebenſache. Im Civilproceh werben aber auch bie Procegmittel, bie 
Streitſchriften und bie Streitreben ber Parteien in ben bemefjenen Schranfen feſt⸗ 
gehalten, welche ber Natur ber Streitfadhe entipredhen. Sie greifen nicht über das 
Klagbegehren und nicht über ben Umfang ber Einreben hinaus. Am Krieg der 
Bölfer ift das Alles anders. Der Krieg ift ein fo furchtbares Streitmittel, daß ber: 
jelbe eine Menge von Wirkungen und Folgen nach fich zieht, welche mit beim urfprüngs 
lien Streitobject nichts zu fchaffen haben. Er madt Opfer an Gut und Blut 
nöthig, die nicht felten viel größer find, als ber Werth bes flreitigen Rechts. Gr 
regt mit ben Volkskräften auch bie Volfsleidenjchaften aus ber Tiefe auf und ftellt 
das ganze Fünftige Verhältniß der flreitenden Staten in Frage. Nicht bloß über bas 
Recht, auch um die Sutereffen der Politif wird nun geflritten. Es offenbaren fich 
im Krieg bie lange gebundenen und verborgenen Kräfte, und verlangen nun ebenfalls 
Beachtung. So wird ber Krieg zu einem Entwidlungsmoment ber Bölfer: 
gefhichte und In veränderter Geftalt gehen aus ihm bie Staten hervor. 

2. Deßhalb ift das Kriegsziel nicht fo enge begrenzt, wie bie Kriegs: 
urſache. Es erweitert ſich durch andere Momente, welche ber Krieg ſelbſt bem 
urjprünglidem Streitgegenftand hinzufügt. Es handelt fi meiſtens nicht mehr 
allein um die Gewährung des anfangs flreitigen Anſpruchs ober die Anerkennung 
bes beftrittenen Nechts, felbit nicht bloß um die Entjhädigung für die erlittene Un: 
bil und um die Genugthuung für die erfahrene Beleidigung Man will aud 
Sicherheit für die Zufunft und fogar einen neuen Friedenszuftand gewinnen, 
weicher dem im Krieg bewährten Machtverhältniß entipricht und der neuen Rechts: 
bildung des Statenlebens zu zeitgemäßem Ausdrud dient. 

3. Sufofern erfcheint der Krieg nicht ald bloße Abwehr der Rechtsver— 
letzung und alsein Mittel dev Wiederherftellung des verlegten Redts, 
ſondern zugleih als eine treibende Kraft zu neuer Rechtsgeſtaltung. 
Die Neugeflaltung des Statslebens geht num einmal nah dem Zeugniß ber Ge: 
Ihichte meijlens unter Donner und Blitz, im Gewitterſturm vor fich. 


3. Kriegsrecht gegen den feindlihen Htak und in dem feindlichen 
Hfafsgebiefe. 


537. 


Der jtändige diplomatifche Verkehr zwiſchen den feindlichen Staten 
wird, wenn er nicht ſchon vor der SKriegseröffnung abgebrodhen worden 
it, nun in Folge derjelben regelmäßig aufgehoben und die Gefanten wer— 
den wechſelſeitig zurüdgerufen oder zurückgeſchickt. 
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Indeſſen kann der Gefantenverfeht ausnahmsweiſe auch mährend 
des Kriegs fortgefegt oder neu angelnüpft werden. 


1. Der Abbrud des Gejantenverfehrs geht oft ber Kriegserflärung 
voraus und wird dann als Einleitung zu bem drohenden Bruch bes Friedenszuftands 
angefeben. Derfelbe kann aber auch mit ber Kriegserflärung verbunden werben. 
Auf einer Rechtsnothwendigkeit beruht er nicht; denn es ift Fein innerer 
Widerſpruch darin zu finden, daß zwei Staten über ein einzelnes Streitobject mit 
einander kämpfen und zugleich in andern Beziehungen mit einander burch Gelante 
friedliche Verhandlungen pflegen. Der Krieg Tann ja durch Uebereinfunft Tocalifirt 
und dadurch auf ein engeres Gebiet beyränzt werden, ald bie beiderjeitige Stats: 
herrſchaft reicht. Die wechſelſeitige Abberufung der Gefanten erjcheint baber 
durchweg als ein freier, burch politifche Erwägungen beftimmter Aet der Politik, 
nicht als Rechtspflicht. Eben deßhalb ift die Fortdauer der Gefantfchaft nicht unmög- 
lich, troß des Kriegs, und ber Erneuerung bes Gefantenverfehrs flieht 
auch während bes Kriegs Fein vechtliches Hinderniß im Wen. Diefelbe kann ebenfo 
ben Frieden vorbereiten, wie früher die Abberufung ben Krieg. 

2. Als politiicher Grund kommt neben ber Abneigung, einen freundlichen 
Geſchäftsverkehr fortzufeten, während man einander mit töbtlihen Waffen befämpft, 
hauptſächlich die Rüdjiht in Betracht, baß man nit in dem Centrum ber cigenen 
Stats: und Kriegsleitung eine Repräfentation bes feindlichen Stats haben will, 
welche diefe Stellung gegen die bießfeitigen Statsintereffen benutzen Tann und allen 
feindlichen Beflrebungen zu einem Stüßpunfte dient. 

Nicht diefelben Gründe ſprechen für die cinftweilige Aufhebung ber con: 
Tularen Bertretung, welde weniger im Statsintereffe als zu Gunften bes inters 
nationalen Privatverfehrs thätig if. Es kommt daher eher vor, daß bie 
Thätigkeit ber Conſuln fogar des feindlihen Stats auch während des Kriegs unge: 
hemmt fortgefeßt wird, felbitverftändlich aber nur fo lange, als der Stat fein Ere: 
quatur nicht zurüdzieht. Weber die Conſuln der neutralen Staten vgl. $ 555. 


538, 


Auch die Vertragsverhältniffe zwiſchen den Staten, melde Krieg 
führen, werden nicht nothwendig durch die Hriegseröffnung aufgelöst oder 
juspendirt. 

Die Wirkſamkeit der Verträge wird während des Krieges nur in- 
foweit gehemmt, al3 die Kriegsführung mit derjelben unvereinbar ift. 

Die eigens für den Sriegszuftand gefchloffenen Statenverträge gelan- 
gen erſt im Sriege zu ihrer Wirkſamkeit. 


1. Bon vielen Publiciften ward früher behauptet, daß ber Krieg ipso 
facto bie Verträge zwifhen ben Friegführenden Staten aufbebe, 
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Auch in biplomatifdgen Actenſtücken findet ſich biefe Behauptung oft, wie ein ſelbſt⸗ 
verftändliches Recht ausgeſprochen. Offenbar ift biefelbe eine Folge jener faljchen 
Grundanficht, welche eine Zeit lang das Kriegsrecht verborben Hat, daß durch den 
Krieg ein rechtloſer Naturzuftand herbeigeführt werde. (Vgl. zu F 529). Sobald 
man einmal erkannt hatte, daß der Krieg als Nechtshülfe nicht die Rechtsordnung 
aufbebt, fo überzeugte man ſich von ber Derwerflichkeit jener Älteren Lehre. Die 
Thatfahe des Kriegs Tann fo wenig alles Vertragsrecht zeritören, als fie bie Rechtes 
ordnung überhaupt aufhebt. Der Krieg kann fogar als Mittel dienen, um einen 
Stat zur Erfüllung feiner Vertragspflicht zu zwingen. 

2. Sehr oft werden auch Verträge eigens für den Kriegsfall geichloffen, 
wie 3. B. über die Beichränfung der Contrebande, über die Geftattung des freien 
Handels während des Kriegs, über Neutralifirung eines Gebietstheils, zum Schuß 
gewiſſer Anftalten gegen die Kriegsgefaht, über die Prijengerichtsbarfeit. Da bat 
man auch früher ſchon anerfannt, daß derartige Verträge troß bes Kriege Gel- 
tung baben, freilich im Widerfpruch mit jenem Grundirrtfum. Cs ift aber eben fo 
wenig Grund, um bie fortdauernde Rechtsgültigkeit anderer Verträge, die Teinen 
Bezug auf den Krieg haben, im Princip zu verneinen, lediglich weil zwijchen 
ben Staten über eine andere Rechtsfrage Streit iſt. Weßhalb follen 3. B. vertrags- 
mäßige Fetftellung ber Grenze, oder bie Verträge über Unterhaltung ber Flußufer, 
oder über die Treizügigfeit ber Einwohner, über das Erbredht und das Vormund⸗ 
Ichaftsrecht Fraftlos werden, ungeachtet der Anhalt berfelben nicht ftreitig geworden 
ift und diefelben troß' des Kriegs ausgeführt werben können? 

3. Verſchieden von der rechtlichen Ungültigfeit ift die thatfählihe Wirk— 
famfeit ber Verträge. Diefe Tann leicht duch den Krieg thatſächlich behindert 
werden, unter Umftänden ſchon deßhalb, weil ber friedliche Verkehr zwifchen ben 
Staten abgebrochen wird, oder weil die Kriegführung die Kräfte abforbirt, welche im 
Frieden für vertragsmäßige Leiftungen verwendet wurben. Wenn 3. 3. ber Stat A 
fih durch Vertrag mit bem State B verpflichtet bat, eine Eifenbahn bis zu einem 
beftimmten Termin auszubauen, ober eine Flußcorrection auszuführen, jo macht 
wohl, wenn e8 vorher zwifchen dieſen Staten zum Kriege kommt, in ben meilten 
Fällen das Bebürfniß ber Kriegsführung, welche alle financiellen Kräfte an fich zieht, 
ben Bollzug jenes Vertrags unmöglid. Inſofern fuspendirt ber Krieg bie 
Wirkſamkeit vieler Verträge; unb e8 bebarf dann oft im Frieden einer erneuer- 
ten Regulirung diefer Verhältniffe. (Vgl. oben $ 459.) Weil man das in man: 
hen Fällen erfahren Hatte, fo meinte man bie allgemeine Rechtsregel ausſprechen zu 
bürfen, daß ber Krieg bie Wirkſamkeit ber Verträge überhaupt verbindere, 
Indeſſen geht auch biefe Regel zu weit. Vielmehr ift im einzelnen Fall zu prüfen, 
ob die Natur bes Kriegs zu einem Hinberniß für bie Vertragserfüllung werde ober 
nicht. . Da bie privatrechtliche Gerichtsbarkeit während des Kriegs auch ben Angehös 
tigen bes feindlihen Stats gegenüber fortbauert, jo kann leicht bei Entjcheidung 
eines Privatprocefies das beſtehende Vertragsrecht für das richterliche Urtheil 
maßgebend und daher wirkfam fein. 
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939. 


Wenn ein Theil des feindlichen Statsgebiet3 — ein Plab, eine 
Stadt, ein Bezirk, ein Land — von der gegnerifchen Kriegsgewalt bejebt 
wird, jo verfällt dieſer beſetzte Theil jofort dem Kriegsrecht des Heeres, 
welches Beſitz ergriffen hat. Die Gegenwart der kriegführenden Truppen 
in Yeindesland wirkt auch ohne vorherige Erklärung. 


Bol. die Amerifanifhen Kriegsartifel, 1. Die militärifche 
Beſitznahme von Feindesland im Krieg fhließt die militärifhe Autorität 
in ieh. Man kann e8 daher ben Bewohnern bes befeßten Gebietes nicht als Schuld 
anrechnen, wenn fie fih num ben Befehlen biefer Gewalt fügen. Im Gegentheil, 
ber Widerſtand gilt nicht mehr als berechtigt, wenn gleich er durch fittliche Motive 
ber Baterlanbsliebe ober Treue gegen ben heimatlichen Fürſten veranlaßt wird, ſon⸗ 
bern wirb je nad) Umſtänden fchwer beſtraft. Es ift bas eine notbwendige 
Wirkung bes Kriegs, in welchem fich eine geordnete Statsmacht geltend macht, 
bie zugleich gendthigt if, für ihre Sicherheit zu forgen, bamit fie ihre Zwecke weiter 
verfolgen und fchließlich erreichen könne. ' 


540. 


Das Kriegsrecht juspendirt die Autorität der feindlichen Statsgewalt 
in dem beſetzten Gebietätheil und ſetzt die militärische Autorität der be= 
jebenden Macht an ihre Stelle. 


Amerik. Kriegsartifel 2. Es gilt das fowohl von der Geſetz⸗ 
gebenden Gewalt als bejonbers von ber obern, im einzelnen Fall anorbnenden 
und befehlenden Regierungsgemwalt. Wenn fie weiter befehlen wollte, jo würbe 
fie nicht mehr auf Gehorfan rechnen dürfen und bie Bewohner nur in einen uns 
natürlichen Conflict ber Neigung und ber Pflicht und in eine höchſt gefährliche Lage 
verjeten; denn unmöglich kann die beſetzende Kriegsautorität es dulden, daß ihr 
eine feindliche Gewalt in bem Bereich ihrer errungenen Herrichaft entgegentrete, Die 
militärifche Autorität im Feindesland ift zugleih Statsautorität und zwei 
entgegengejette Statsautoritäten können nicht in bdemjelben Gebiete be: 
ſtehen. Mit Nothwendigfeit wird die eine durch bie andere aus ber Ausübung 
verdrängt. Vgl. unten $ 544. Aber man gebt zu weit, wenn man biefe Suspen⸗ 
fion au auf das ganze beſtehende Landesrecht, ſowohl bas öffentliche 
als das Privatrecht ausdehnt. Vielmehr dauert bie Rechtsordnung fo weit fort, 
als fie mit den Kriegszuftänden verträglich ift und nicht von ber Kriegsgewalt außer 
Wirffamfeit geſetzt wirb. 


541. 
Der Befehlshaber liber die bejegenden Kriegstruppen kann die bür- 
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gerliche Verwaltung und Rechtspflege ganz oder theilmeife in dem be 
jeßten Gebiet fortdauern laffen, wie in Yriedenszeiten und wie bor der 
Belibnahme. 

Aber diefe Verwaltung muß hinwieder ſich den Anordnungen unter: 
werfen, welche die militärische Nothivendigkeit und das Bedürfniß einer 
wirffamen SKriegführung fordern. 


Amerif, Kriegsartifel 3. Die Snterelfen dev allgemeinen 
Sicherheit und Wohlfahrt, für welche die ftatlichen Policei- und Verwaltungs: 
bebörden und die Gerichte zu ſorgen haben, dauern auch im Kriege fort und bebür- 
fen einer Befriedigung. Es ift daher durchaus vwerfehrt, wenn die ganze Beamtung 
und ſogar die Policeimannfchait (Gensbarmeric) bei bem Vormarfchiren tes feind- 
lichen Heeres aus bem Gebiete, das es zu bejeßen im Begriffe ift, weggezogen wer: 
ben, wie ed noch 1866 in dem letzten Kriege von Dejterreih in Böhmen gejcheben 
if. Der Feind leidet babei viel weniger, als bie eigenen Landsleute, für welde ja 
bie Verwaltung eingeführt ift. Diefen gegenüber begeht bie Landesregierung, welche 
ale Anftalten zum Schuß ber öfjentlihen Ordnung befeitigt, ein ſchweres Unrecht. 
Allerdings ift aus politiichen Motiven ein Unterfchieb zu machen zwiſchen ben Be: 
amten und Angeſtellten, welche wejentlih verwaltenbe unb benen, welche vors 
nehmlich politifche Functionen hatten. Die erflern haben feinen Grund, zu 
flüchten, aber viele Grünbe, in ihrem Amte auszuharren und ihre Verwaltung 
im Orts- und Landesintereſſe fortzuüben, wenn bie feindliche Kriegs⸗ 
gewalt fie nicht daran behindert. Die letztern dagegen mögen eher vor ber Feindes⸗ 
gewalt weichen, welcher zu bienen fie nicht verpflichtet find, und welche ihnen ſchwer⸗ 
lich die fortgefekte politifche Leitung anvertrauen würbe. Dieſe Unterfcheidung wirft 
aber eher politifch als rechtlich und ift ebendeßhalb eine fließende. Einzelne Vers 
waltungsbeamte, welche politifh vorzüglih compromittirt find, mögen zureichenbe 
Motive haben, die beſetzte Gegend und ihr Amt zu verlaffen, wenn ber Feind eins 
zieht, und umgekehrt auch politiiche Beamte nach Umftänden es zwedmäßig finden, 
zurüd zu bleiben und bie weiteren Entfchlüffe ber befetenden Kriegsgewalt abzu⸗ 
warten. Nur die Nechtöregel fteht feſt: Bis zur Belebung haben bie Beamten ben 
verfaffungsmäßigen Anordnungen und Befehlen ihrer Regierung Gehorſam zu Ieiften. 
Nach vollzgogener Beſetzung dagegen hört bie Wirkfamfeit ber frühern Autorität auch 
für die Beamten auf und müfjen fie fih ber Autorität ber befekenden Kriegsgewalt 
jo weit fügen, als dieſelbe völkerrechtlich begründet ift. 

Am wenigften werben von der Nendberung bie Gemeinde⸗ und überhaupt 
ale Localämter betroffen. Da biefelben eine rein-örtliche Aufgabe und Beziehung 
haben, jo Taffen fie fi nicht von dem Orte trennen und gerathen mit diefem unter 
bie Autorität bes Feindes. 


542, 
Die Träger der militäriichen Autorität find nicht entbunden von 
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den Gefeher der Menschlichkeit, der Gereätigteit, ber Ehre und des civili⸗ 
firten Kriegsgebrauchs. 


Militäriſche Tyrannei und Unterbrüdung ift nicht Ausübung, fondern Miß⸗ 
brauch bes Kriegsrehts. Je größer die Ueberlegenheit der bewaffneten Macht 
ift über bie unbewafineten Bürger, deſto nöthiger ift es, daß dieſelbe burch jene 
menschlichen Tugenden und Vorzüge veredelt und ermäßigt werde. Es ift nicht ein 
Zeichen militärischer Tapferkeit ober Ehre, wenn ber Soldat feine Gewalt zur Uns 
gebühr mißbraucht, fondern nur ein Zeichen von unwürdiger Roheit, und es iſt ber 
Stolz einer civilifirten Armee, Recht und gute Sitte zu achten. Eben dadurch uns 
terjcheidet fie fih von barbariihen Kriegern. Amerik. Kriegsart. 4, 


543. 


Das Kriegsrecht ift weniger ftreng zu handhaben in Plätzen und 
Bezirken, deren Beſitznahme gefichert erfcheint und frenger da, wo die 
Gefahr des Kampfes um den Beſitz fortdauert und nahe ift, am ftrengften 
im Ungeficht des wirklichen Kampfes jelbit. 


Am. Kr. 5. Diefe Regel wirkt ſowohl auf die Beſtimmung kriegsrechtlicher 
Anordnungen, al8 auf bie Anwendung und Auslegung bes Kriegsrehts. Die Steis 
gerung ber Strenge ift wie bas ganze Kriegsrecht durch bie militärische Nothwen⸗ 
bigfeit und bas Bebürfniß ber Sicherheit bedingt. Wenn es fih 3. B. rechtfertigt, 
im Angefiht bes gegenwärtigen Kampfs Häufer von Privaten ganz in Beſitz neh: 
men, mit Wegweifung ber Bewohner und vielleicht biefelben nieberzureißen, fo 
würbe eine folhe Maßregel, wenn ein Iocaler Kampf an ber Stelle noch völlig 
ungewiß iit, als Barbarifch erfcheinen. Ebenſo wird die Hemmung alles Verkehrs, 
unter Umftänden duch militärifche Vorfihtsmaßregeln geboten, ohne ſolches Bebürf: 
niß ungerecdtfertigt fein. 


544. 


So weit die Beſitznahme der feindlichen Kriegsmacht reiht und jo 
lange fie dauert, erjcheint die Regierungsgewalt des gegneriihen States 
verdrängt. 

Inzwiſchen find die Bewohner der befegten Gebiete zu feinem Ge— 
horſam gegen die verbrängte Regierung verbunden, aber genöthigt, der 
thatfächlich Herrichenden Kriegsgewalt ftatlihen Gehorjam zu leiften. 


Bol. oben zu $ 539. Die Befignahme eines Gebietstheilg Hört aber nicht 

Schon dadurch auf, daß die befetenden Truppen wegziehen. Wenn bie Armee vor⸗ 

wärts marſchirt in Feindesland, fo bleibt zunächſt das Hinter ihr Liegenbe 
Bluntfähli, Das Volkerreqht. 20 


306 Achtes Buch. 


Gebiet in ihrem Beſitz, auch wenn fie keinen Soldaten mehr dort ſtehen bat, und 
zwar fo lange, bis fie entweder den Beſitz abſichtlich aufgibt, oder bis fie wieder mit 
Gewalt aus bem Beſitze verdrängt wird. gl. unten $ 551. 


545. 


Die Kriegsgewalt kann allgemeine Verordnungen erlaffen, Einrich⸗ 
tungen treffen, Policeigewalt und Steuerhoheit ausüben, ſoweit ſolches 
durch das Bedürfniß der Kriegsführung geboten iſt, oder durch die Bedürf⸗ 
niſſe des beſetzten Gebietes und ſeiner Bewohner erfordert wird. 

Sie hat ſich aber bis zu definitiver Regelung der Statsverhältniſſe 
ſolcher geſetzgeberiſcher Acte möglichſt zu enthalten, durch welche die Verfaſ⸗ 
ſung geändert wird und darf die hergebrachte Rechtsordnung nur aus 
dringenden Gründen außer Wirkſamleit ſetzen. 


1. Die Kriegsgewalt iſt wejentlih Nothgewalt und proviſoriſche Ge= 
walt. Daher find ihre Anordnungen durch bie Nothwendigkeit bedingt und bes 
ſchränkt, und nicht berufen, die dauernden Grundlagen bes öffentlichen Rechts zu 
verändern. Schon deßhalb ſoll fie die beſtehende Verfaſſung und Geſetzgebung mög⸗ 
lichft wenig antaſten und ihre Wirkſamkeit nur hindern, wo das militäriſche Be⸗ 
dürfniß es erfordert. Dieſe Beſchränkung kann freilich durch die Umſtände geboten 
werben. Wenn z. B. das Vereins: und Verſammlungsrecht ber Bewohner 
buch bie Verfaffung gewährleiftet ift, fo wirb bennoch bie feindliche Kriegsgewalt die 
freie Ausübung besfelben nicht dulden können, ohne ihren Befit und ihre Sicherheit 
zu gefährden. Auch bie Preßfreiheit erleidet im Krieg nothwendige Befchränfung. 
Iſt durch bie Verfafjung eine jährlihe Berfammlung ber Volfsvertretung 
angeorbnet, fo werben auch biefe Wahlen und wirb bie VBerfammlung in bem bejek- 
ten Gebiete gewöhnlich gehemmt werben müſſen. 

2. Wenn Befreiungstriege geführt werden, dann freilich Tiegt e8 oft im 
Intereſſe ber Kriegführung, fo weit die Macht ber Kriegsgewalt reicht, auch neue 
Drdnungen vorläufig einzuführen, durch welche ben bisher gebrüdten Bewohnern bes 
bejeßten Landes befjere Rechte verliehen und die Sympathien berfelben gewonnen 
werben. Derartige Veränderungen haben bie franzöfifchen Revolutionskriege zu An: 
fang dieſes Jahrhunderts mit fich gebracht, aber auch ber neuefte Bürgerkrieg in ben 
Vereinigten Staten von Amerika. 


546, 


Da der Kriegszuftand ein Nothftand und das Kriegsrecht ein Noth- 
recht ift, fo koönnen die militärisch gerechtfertigten Anordnungen der Kriegs⸗ 
gewalt nicht aus dem Grunde als ungültig angefochten werden, daß fie 
der. Berfaflung oder dem Landesrecht widerſprechen. 
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Beilpiele ber Art finb in ber Erläuterung zu $ 545 gegeben. Das muß 
aber ſogar von ber Kriegsgewalt bes eigenen Landes ebenfo gelten, benn 
„Roth kennt fein Gebot”. 


547, 


Soweit nicht die Kriegsgewalt befondere abweichende Vorfchriften 
erläpt, hat die bürgerliche und die StrafgerihtSbarkeit des Landes ihren 
regelmäßigen Fortgang. 

Die Einführung einer x außerorbentlichen kriegsgerichtlichen Rechtspflege 
— des jogenannten Standrehts — ift nur aus dem Grunde einer 


ernften und dringenden. fair zuläffig und ift vorher öffentlich. zu ver⸗ 
künden. 


Am. Kr. 6. 1. Die ariegegewalt kann z. B. die Wirkſamkeit der geſetz⸗ 
lichen Schutzmittel gegen Verhaftungen (Habeas⸗Corpusacte) ſuspendiren ober auch 
in Folge der Verkehrsſperre bie Durchführung bes Wechſelrechts hemmen u. dgl. 
Bol. zu $ 545. 

2, Die Einfegung von Kriegsgerichten zur Ausübung des ſtandrecht⸗ 
lichen Verfahrens ift einer ber fchwerflen Eingriffe in die bürgerliche Freiheit und 
Rechtsſicherheit, weil fie eine Menge von Garantien aufhebt, weiche das regelmäßige 
Proceßrecht den Parteien gibt. Es kann daher nur durch bie Noth gerechtfertigt 
werden. Die frieblihen Bewohner aber dürfen den Gefahren besjelben nicht ausge⸗ 
jet werben ohne vorherige öffentlihe Warnung. 


548. 
Auch die ſtandrechtlichen Kriegsgerichte dürfen nicht nah Willkür 


und nicht leidenſchaftlich verfahren, fondern find verpflichtet, die Funda— 
mentalgefeße der Gerechtigkeit zu beachten. Insbeſondere follen fie den 
Angejehuldigten freie Vertheidigung geftatten, Teine Tortur anwenden, den 
Thatbeftand wenn auch ſummariſch doch unparteiiſch prüfen und nur eine 
verhältnigmäßige Strafe über den Schuldigen erkennen. Aber fie find 
nicht gebunden an die ftrengeren Vorfchriften der gewöhnlichen Proceß— 


gejeße. 


Am. Kr. 12. Die Beftelung diefer Kriegsgerichte geſchieht nach ben Vor⸗ 
foriften der Landesverfafjung oder ber militärifchen Borfchriften ber einzel- 
nen Länder. Die obigen Grundſätze dagegen haben eine allgemein menſch⸗ 
liche Bedeutung. Würden fie verleßt, To würde das Standrecht aufhören eine 
Rechtspflege zu fein und würde zu einer Bethätigung zügellofer Leidenſchaft 
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werben. In den Amerikaniſchen Kriegsartikeln iſt auch der Say enthalten, ber ſich 
einer allgemeinen Unerfennung empfiehlt: „Die Tobesftrafe barf ohne Erlaubniß 
bes Statshbauptes nicht vollzogen werben, außer wo ber Drang ber Umflände einen 
fchnelleren Vollzug fordert und dann nur mit Erlaubniß bes oberfien Befehlshabers 
ber betreffenden Truppen“. Ueberdem machen bieje Artifel darauf aufmerfjam, daß 
bie militärifche Gerichtsbarkeit eine zwiefache Begründung babe, einmal in dem 
Statsrecht bes Landes für Aufrechthaltung ber militäriihen Orbnung und fo= 
dann im Völkerrecht für Fälle, die nicht ſchon nad Landesgeſetz ftrafbar find, 
für welche e8 daher einer befondern Ermächtigung bedarf, das Kriegsrecht in biefer 
Form zu handen. Das gilt vorzügli in feinblihem Land. 


949. 


Die Kriegsgewalt darf alles das thun, mas die. militärijche Notb- 
wendigfeit erfordert, d. h. ſoweit ihre Maßregeln als nöthig erſcheinen, 
um den Kriegszweck mit Sriegsmitteln zu erreichen und in Webereinftim- 
mung find mit dem allgemeinen Recht und dem Kriegsgebrauch der civi= 
liſirten Völker. 


Am. Kr. 14. Im Grunde iſt das die entſcheidende Hauptregel für das 
Recht der Kriegsgewalt. Was nothwendig ſei, ergiht ſich nur aus den Umſtänden. 
So weit die Nothwendigkeit reicht, ſo weit reicht die Kriegsgewalt. 
Darüber hinaus wird ſie rohe Willkür. Freilich iſt es nicht immer leicht, die Gren⸗ 
zen in ber Praris zu beſtimmen und es iſt unmöglich, hier nach formellen Merk: 
malen zu verfahren. Wenn eine Armee feinen Mangel bat an Lebensmitteln, Klei⸗ 
bungsftücden, Fuhrwerken u. ſ. f., fo ift fie nit in ber Nothwendigfeit, weitere 
Forderungen ber Art an bie Gemeinden oder bie Privatperfonen zu fielen. Wenn 
fie dagegen Mangel leidet, fo find je nach Umſtänden fogar ftarfe Eingriffe in das 
Privateigenthbum ganz unvermeiblih. Niemals aber hört die Wirkſamkeit ber 
Moral auf, gejebt auch, bie regelmäßige Rechtsordnung würde momentanen Schas 
ben leiden. Schön fagen bie Amerikaniſchen SKriegsartifel (15): „Wenn bie Männer 
einander in offenem Krieg mit ben Waffen befümpfen, fo hören fie boch nicht auf 
moralifche Weſen zu fein und bleiben den andern Menſchen und Gott verantwortlich 
für ihre Thaten“. 


500. 


Dagegen berivirft das Kriegsrecht allen Wort und Treubruch auch 
gegen den Feind, alle unnötige Graufamteit, alle Ausübung der Privat- 
rache und alle die Handlungen der Gewinnfucht oder der Wolluft, welche 
überall als gemeine Verbrechen verboten und beftraft werden, alle barba= 
riſche Zerſtörung, alles was mit der Ehre der Truppen nicht vereinbar ift. 
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Am. Kr. 11. Bol, unten 574. 575. Die Regel, daß auch bem Feinde 
Treue zu Balten fi — Fides etiam hosti servanda — ($ 566) ift 
uralt, und es kann von biefer natürlihen Menſchenpflicht Feine priefterlihe Auto⸗ 
rität dispenfiren. Die Schranfe der Ehre bat fi von jeher als befonders mäch⸗ 
tig erwiejen in civilifirten Heeren, oft fogar noch ftärfer als bie Schranfe des 
natürliden Rechts. 


551. 


Die Kriegsgewalt darf von den Beamten in Feindesland den Eid 
eines zeitlichen Gehoxſams fordern und fie entlaſſen und fortweiſen, wenn 
fie denfelben verweigern. Der Gehorfam, den fie der Kriegsgewalt ſchul⸗ 
den, ift durch die Dauer der Beſitznahme beſchränkt. 


Vgl. oben 540 und 544. Einen Untertbaneneib barf die Kriegsgewalt 
nicht fordern, bevor bie Eroberung dauernd geworben und burdh ben Frieden gefichert 
if. Die Autorität ber Kriegsgewalt in Feindesland ift nur eine proviſoriſche, 
durch ben Kriegszuftanb bedingte. Aber es kann unter Umſtänden nöthig oder zweck⸗ 
mäßig fein, daß bie Beamten, welche ihre öffentlihen Functionen fortſetzen, eid⸗ 
lich verpflichtet werden, in ber Zwiſchenzeit nichts gegen bie Striegsgewalt zu thun 
und deren Anordnungen zu befolgen. Wenn biejelben einen ſolchen, nur proviforifch 
wirfenden Eid verweigern, fo weist bas auf die feindliche Gefinnung biefer Beamten 
bin und bie Kriegsgewalt bat Urfache, benjelben mindeſtens jede öffentliche Autorität 
zu entziehn, 

Veber die Dauer des proviforifhen Gehorfams vgl. zu $ 544. 


552. 


Der Bertheidiger eines bedrohten Platzes ſoll die friedlichen Bewohner 
rechtzeitig auf die Gefahren aufmerkſam machen, denen fie ausgeſetzt mer- 
den und darf ihrem Wegzug feine anderen Hinderniffe in den Weg legen, 
ala welche die Sorge für die Kriegsführung nöthig macht, 


598. 


Wenn der Commandant eines feften Platzes die unkriegeriſchen Be— 
wohner in der Abficht fortweist, um den Pla gegen den Feind länger 
behaupten zu können, fo kann diefe Maßregel durch die militärische Noth- 
wendigfeit gerechtfertigt fein. 

Uber auch der Belagerer kann fi auf dieſelbe Nothwendigkeit be— 
rufen, wenn er in der Abficht, die Uebergabe des Platzes zu bejchleunigen, 
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jene Bewohner nicht wegziehen läßt. Greift der Belagerer zu dieſer zwar 
extremen aber nicht völkerrechtswidrigen Maßregel, ſo iſt der Belagerte 
genöthigt, den Aufenthalt der Bewohner wieder im Platze zu geſtatten. 


Am. Kr. 18. Die Ausweiſung wird vorzüglich durch den Mangel an 
Lebensmitteln in dem befeſtigten Platz motivirt und die Zurückweiſung ebenſo 
durch die Hoffnung begründet ſein, den Platz durch AUshunger ung zur Ueber: 
gabe zu nöthigen. Beide Maßregeln ſind gegenüber den friedlichen Bewohnern ſehr 
hart, aber die letztere iſt noch härter, weil ſie dieſelben auch den größten perſönlichen 
Gefahren ausſetzt. Nur die ſtrengſte militäriſche Nothwendigkeit vermag 
dieſelbe zu rechtfertigen. Ohne dieſe muß es den Bewohnern frei ſtehen nach ihrer 
eigenen Wahl, ſei es in dem Platze fort zu wohnen, ſei es denſelben zu verlaſſen. 
Es liegt aber in der Natur der Dinge, daß die Ausweiſung unter Umſtänden von 
den Belagerungstruppen verhindert werden kann. Wenn ſie verhindert wird, ſo 
bleibt für den Commandanten des feſten Platzes nichts anderes übrig, als die Be⸗ 
wohner, die nicht wegkommen können, wieder aufzunehmen, Keine militäriſche Noth⸗ 
wendigkeit könnte es jemals rechtfertigen, daß dieſelben zwiſchen den beiden ſtreitenden 
Kriegsgewalten wie zwiſchen zwei harten Mühlſteinen zerrieben werden. 


904, 


Die gute Kriegsſitte verlangt, daß der Belagerer, wenn es thunlich 
eriheint, vor dem Bombardement eines Platzes die Abficht dazu ankündige, 
damit bie Nichtftreiter, ingbejondere Weiber und Kinder entfernt oder fonft 
in Sicherheit gebracht werden. Indeſſen Tann Ueberrafhung mit einem 
Bombardement nöthig fein, um den Platz bald zu gewinnen und dann ift 
die Unterlaffung jener Anzeige gerechtfertigt. 


Am. Kr. 19. Es entſpricht dieſe Sitte dem Wefen des Kriegs als eines 
Streites zwifhen Stat und Stat, und nicht mit den Privaten. Möglichſte Schonung 
biefer ift das Kennzeichen ber civilifirten Kriegsführung. Um bie Bewohner großer 
Städte möglihft vor ben Gefahren bes Kriege zu bewahren, werben baher diefe 
Städte meiftens ald offene Plätze dem Sieger überlaffen und nicht als fefte 
Plätze gegen eine Belagerung vertheibigt. Aber auch im letztern Fall erfordert es 
bie Menſchlichkeit, daß die friedlichen Bewohner gewarnt werden, bevor bie Stadt 
bef'hoffen wird, wenn irgend der Gang bes Krieges es geflattet. Nur in ben brins 
gendften Fällen wird ein plößlicher Heberfall, verbunden mit einer rafchen Beſchießung 
fih als militärische Nothwendigkeit vertheidigen lafjen. 


555. 
Die Thätigkeit der fremden Geſanten und diplomatifchen Perfonen, 





Das Kriegerecht. 31T: 


melche bei ber feindlichen Regierung beglaubigt find, hört von Rechtswegen 
für das beſetzte Gebiet auf. ' 

Indeſſen pflegt die bejegende Sriegsgewalt im Intereſſe des völfer- 
rechtlichen Verkehrs die neutralen Gefanten - in diefem Gebiete ebenfo zu 
ſchützen und ihnen thatfählihe Wirkſamkeit zu geftatten, wie wenn dieſelben 
vorübergehend bei ihr beglaubigt mären. 


Wird bie Refidenzftadbt vom Feinde eingenommen, fo verlaffen oft bie 
Gefanten auch ber neutralen Staten ben Ort ihrer bisherigen Wirffamfeit und fol- 
gen zuweilen bem Hofe nach, ber fich zurüdzieht. Da fie bei dem weichenden 
Souverän accrebitirt find, fo ftehen fie zunächft nur mit ihm in einem völferrecht: 
lihen Verhältniß. Es ift aber möglich, daß fie ben Befehl erhalten, an ihrem bis: 
berigen Wohnſitz auszuharren, wenn gleich berjelbe in feindliche Gewalt gerathen ift. 
Da fie bei ber bejeßenden Kriegsgewalt nicht beglaubigt find, fo können fie 
auch nicht ferner bier ben diplomatifchen Verkehr fortfegen. Indeſſen Tiegt es ge- 
wöhnli im Intereſſe der feindlichen Kriegsgewalt, welche erobernd vorgeht, möglichft 
freundliche Beziehungen auch zu ben anwefenden Gefanten ber neutralen Staten zu 
erhalten; daher wird diejelbe felten gegen die Fortſetzung ihres Aufenthalts und felbft 
ihrer Thätigkeit Schwierigfeit machen und auch die Privilegien ber Gefanten einft: 
weilen unbeftritten fortwirfen Tafjen. Würde aber der Verdacht entjtehen, daß bas 
Bleiben eines Gefanten bazu mißbraucht würde, um der befebenden Kriegsgewalt 
Berlegenbeiten zu bereiten, fo wäre biefe nicht gehindert, ben bei ihr nicht beglaubigten 
Gefanten ohne Verzug wegzumweifen. 


906. 


Auch die fremden Conſuln, melde von der feindlidfen Regierung 
ermächtigt worden find, im Lande thätig zu fein, werden von der erobern- 
den Sriegägemwalt in ihrer Wirkfamfeit möglichſt wenig beläftigt, und fo 
behandelt, als ob fie von der letztern inzwiſchen ermächtigt wären. 


Bol. zu F 537. Man nimmt an, das Erequatur wirfe fort, ganz 
ebenfo wie die Ernennung ber Aemter, bis die feindliche Kriegsgewalt dieſe rubige 
Fortdauer der urfprünglichen Vollmacht durch eine entgegengefebte Erflärung abbricht. 
Weil die Conſuln wefentlih für ben internationalen Privatverkehr und 
nicht für ben völferrechtlihen Verkehr der Staten ermächtigt find, fo läßt fich biefe 
Fortdauer ber Confularthätigfeit noch unbebenflicher gewähren, als bie bes Gefantens 
verkehrs. 
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4. Anerlaubte Kriegsmittel. 
557. 


Der Gebrauch vergifteter Waffen oder die Verbreitung von Gift 
ftoffen und Contagien in Feindesland ift völkerrechtswidrig. 


Schon das uralte indbifhe Geſetzbuch Manus (VII 96) enthält diejes 
Verbot. Die Beachtung besfelben ift ein Kennzeichen der civilifirten Krieg: 
führung im Gegenfage zu der Kriegsübung mander wilden Stämme, welche fich 
der vergifteten Pfeile bedienen. Die Verbreitung von anſteckenden Stoffen in Feindes⸗ 
land, um eine Epidemie dahin zu verpflanzen, iſt noch abſcheulicher, als der Ge⸗ 
brauch von vergifteten Waffen und ein abſolut unzuläſſiges Mittel, den Feind zu 
ſchädigen. 


558. 


Ebenſo ſind unterſagt, Waffen, welche zweckloſe Schmerzen verur⸗ 
ſachen, wie Pfeile mit Widerhacken, gehacktes Blei oder Glasſplitter Hatt 
der Flintenkugeln. 


Da ber Krieg nur von Stat gegen Stat geführt wirb, fo find bie Kriegs: 
mittel befchränft auf bie Mittel, den Widerftand bes feindlihen Stats zu brechen 
und denfelben zum Nachgeben zu nötbigen. Jede unndtbige Grauſamkeit 
ift Barbarei. 


999. 


Die Benugung von Wilden, welche das Völkerrecht nicht achten, 
zur Kriegshülfe, wird den civilifirten Staten durch das PBölferredht 
berwehrt. 


Die civilifirte Kriegsführung duldet überhaupt bie Barbarei nicht und barf 
baher auch barbariſche Stämme nicht zu Kriegsgenofjen machen. Dagegen ift es 
ihr nicht verwehrt, folche barbarifche Individuen oder Stämme, welde fih ben 
Schranken bes Völferrehts fügen und den Anordnungen ber civilifirten Officiere 
gehorchen, zu verwenden. Vgl. Wheaton (Dana) Elem. of intern. law. $ 343. 


n. II. 
560. 


Der guten Kriegsſitte widerſpricht das Schießen von Kettenkugeln 
im Land⸗ und von glühenden Sugeln und Pechkränzen im Seekrieg. 
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Im Mittelalter verfuchte e8 ber Papſt Innocenz II., bie Anwendung 
von Wurfgeſchoſſen überhaupt gegen Chriften zu unterfagen. cap. un X. de 
sagittariis (B. 15). Aber vergeblich. Die moderne Kriegsführung berubt gerade auf 
den Schußwaffen. Auch gebt man zu weit, wenn man alle töbtlihen Waffen, 
weile maſſenhaft wirken, für völkerrechtswidrig erklärt. Weßhalb follten bie 
Waffen erlaubt fein, durch welche einzelne Individuen getöbtet werben, aber 
die verboten, welhe Reihen von Individuen bedrohen, da ja doch nicht gegen die 
Individuen ber Krieg geführt wird, fonbern gegen bie Macht bes feindlichen Stats? 
Jede Kanonenfugel bebroht mehr als Ein Menfchenleben, die Kartätfchen werfen 
ganze Scharen nieber und die ſchweren Kanonen ber Stranbbatterien und ber Kriegs: 
ſchiffe können ganze Schiffe in den Grund bohren; eine erplodirende Mine kann 
eine Menge Menſchen verihütten, durch ein Branderjchiff auch ein feindliches Schiff 
angezündet werben. Dennoch hält bie Kriegsfitte dieſe Mittel für erlaubt, aber fie 
verwirft die Kettenfugeln (boulets à chatne) und bie Stangenfugeln 
(boulets & bras) al8 barbariſch und nimmt an bem Beſchießen ber Schiffe mit 
glübenden Kugeln und dem Werfen von brennenden Pehfränzen in 
bas feindliche Schiff Anftoß. Offenbar ift die Kriegsfitte noch zu lax und zu graus 
ſam, und nicht etwa zu empfindfam und zu ängflli in ihrem Urtheil über Erlaubtes 
und Unerlaubtes, 


561. 


Das Völkerrecht verwirft den Meuchelmord eines feindlichen Indi— 
viduums al3 unerlaubtes Kriegsmittel. 


Am. Kr. 148. Nicht bloß der Meuhelmorb durch verrätheriiches Dei: 
bringen von Gift, fondern auch durch heimliches Nachfchleichen und Erdolchen ober 
Erſchießen wird durch das Kriegsrecht nicht legitimirt, wenn glei ber Mörber oft 
ftraflos bleibt. Die Tödtung im Kampf iſt erlaubt, der Mord außerhalb 
bes Kampfes ift unehrlich und verboten, auch wenn er, wie 3.9. die Ermordung 
bes feindlichen Feldherrn oder Fürften für bie eigene Kriegsführung nützlich if. 
Der Unterfhied war ſchon ben civilifirten Völkern bes Alterthums klar, beburfte 
aber von Zeit zu Zeit erneuerter Ausfprache, um nicht von ben wilden Leidenfchaften 
verfannt zu werben. Selbft im Kampf ift alles unnöthige Tödten ber Feinde ver: 


werflich. 
562. 


Auch die Achterklärung gegen einen Einzelnen, durch welche er als 
rechtlos und vogelfrei der ſtrafloſen Mißhandlung und Tödtung von Jeder⸗ 
mann Preis gegeben wird, und die Ausſchreibung von Preiſen auf den 
Kopf eines Menſchen werden von den civiliſirten Völkern als eine barba- 
riihe Hebung mißbilligt. 


— — ——— 


814 Achtes ud. 


Am Mittelalter war bie Acht noch ein Hauptwittel bes Strafrechte und 
man ließ fie daher im Kriege ohne Bebenfen ebenfalls zw. Das Heutige Kriegs⸗ 
wie das Friebensrecht erfennt bie große Rechtsregel an: „Der Menſch ifi nies 
mals rechtlos“, und kann baber jene Acht nicht mehr zugeftehen. In anderem 
Sinne freilih Tann man heute noch von ber Achtung einer feindlichen Perſon reben, 
infofern als fie entweder aus bem Lande gewiejen, ober ber Verfolgung in ber Ab- 
fiht ausgefeßt wird damit man ſich ihrer bemächtige und fie gefangen zur Stelle 
bringe. Das kann aus politifhen und militäriihen Gründen als nothwendig er- 
feinen und infofern gerechtfertigt werden. In den Napoleoniſchen Kriegen zu Anfang 
bes Jahrhunderts it wiederholt gegen politifh bebeutende Männer, bie als Feinde 
erflärt und geächtet wurden, jo verfahren worben. Eine folde Aechtung erinnert 
an ben atheniſchen Oftracismus. Bon ber Art war aud bie berühmte Nechtung 
bes Preußiſchen Minifters Stein durch Kaifer Napoleon I., aber auch die fpätere 
Achtung Napoleons felbft durch bie alliirten Mächte. 


— 


8683. 


Das Völkerrecht verwirft überhaupt alle Anftiftung. zu Verbrechen, 
auch wenn diefelben der Kriegsführung nützlich wären. Aber es Hindert 
nicht, die Vortheile zu benußen, welche durch die Verbrechen dritter ‘Ber- 
fonen der Kriegsführung zufällig dargeboten werben. 


So wenig ber Feldherr Mörder dingen barf, ebenjo wenig darf er zu 
Brandftiftung, Raub, Diebſtahl u f. f. anfliften. Das Völkerrecht achtet 
auch im Kriege bie gemeine Rechtsordnung und verabfheut bas Verbreden. 
Aber wenn durch ben Mord eines feindlichen Heerführers das feindliche Heer in 
Verwirrung gebracht, ober wenn durch eine Brandfliftung ein Vertheidigungswert 
des Feindes zerfiört worden ift, jo find das für ben Gegner vielleicht glückliche Er: 
eigniffe, die zum Siege zu benugen ihm nicht verwehrt if. Die Rückſichten ber 
Ritterlichfeit, der Großmuth und der Ehre Fünnen auch in folchen Fällen eine haſtige 
und fchonungslofe Ausbeutung jolcher Vortbeile als unanftändig oder unebel dar: 
ftellen, aber das weniger empfindliche Necht läßt dieſelbe gewähren. 


564, 


Dagegen gilt die Aufforderung zu Handlungen, welche zwar in dem 
feindliden State als politische Verbrechen ftrafbar, aber von dem Stand- 
punkte feines politischen Gegners ehrenhaft find, und die Unterftügung 
folder politiicher Verbrecher im Feindeslande, al3 ein erlaubtes Mittel der 
Kriegsführung. 


1. Die Natur ber eigentlihen politifhen Verbrechen unterfcheibet fih 
barin von bem gemeinen Verbrechen ſehr wefentlih, daß biefe dns allgemeine 
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Nehtsgefühl aller civilifieten Völker tief verlegen und beleidigen, währenb jene 
nur einem beffimmten State gegenüber verübt werben und nur deſſen 
Statsordnung betreffen. Dieſelbe Handlung kann baber in einem State ſchwere 
Strafe verdienen, und von ben benachbarten Völkern als eine rühmliche That geprics 
fen werben. Auch in ber mobernen Kriegsführung fommt es oft vor, daß bie ſym⸗ 
pathiſch gefinnte Partei in Feindesland oder eine unterbrüdte Bevölkerung, welche 
man buch den Krieg befreien will, zum Auffland angeregt, daß Zuzüger aus bem 
Feindesland unter bie Truppen aufgenommen werben, welche basfelbe einnehmen 
follen, daß mit einem Prätendenten, der Anfprüche auf bie Regierung im Feindes⸗ 
land erhebt, Verbindungen angelnüpft und im ber Abficht unterhalten werden, bie 
feindliche Regierung im Innern ihres Landes in Gefahr zu bringen. Keine einzige 
europäilche oder amerifanifche Kriegsmacht bat fich ſolcher Mittel enthalten, wenn fie 
ih ihr darboten und für die Kriegsführung nüglich erfchienen. Sowohl die Re: 
volutions- als bie Neftaurationspolitif hat fich berfelben bedient; aber auch 
bie neuefte Befreiungs- und Nationalitätspolitif in Stalien und Deutſch⸗ 
land bat bdiejelben nicht verfhmäht. Die politifhen Rückichten finb in 
diefer Beziehung fo enticheibend, baß bie firafrehtliden in den Hinter: 
grund treten. 

2. Dagegen wirb bie Aufrelzung ber feindlichen Dfficiere und Soldaten zur 
Defertion oder zum Verrath — wenigftens in ber Negel — für ein unerlaubtes 
Kriegsmittel angeſehen, weil hier auch das allgemeine Intereſſe aller Staten an ber 
Aufrehthaltung ber militärifhen Orbnung und Disciplin fo überwiegend 
erſcheint, daß die politifchen Rüdfichten eine derartige Störung nur felten zu ent= 
ſchuldigen vermögen. 


965. 


Die Lift ift im Kriege erlaubt und daher aud die Täuſchung des 
Teindes nicht völkerrechtswidrig, fogar nicht die Täufhung dur Uni- 
formen, Fahnen und Flaggen. Bor dem wirklichen Zufammenftoß aber 
muß ‚jeder Heereskörper unter feiner wahren Fahne und Ylagge erjcheinen 
und darf nur als offenbarer Feind fechten. 


Im Kriege kämpfen Gewalt und Lift bald gemeinfam, bald wiber ein« 
ander. Es ift erlaubt, ben Feind über die Stärke und bie Bewegungen bes Heeres 
zu täufchen, 3. B. indem man durch Anzünden zahlreicher Wachfeuer die Anweſenheit 
eines ſtarken Truppenförpers glaublich macht, während die Truppen bereits abgezogen 
find, oder indem ein geringes Streifcorps bald da, bald dort ericheint und die Mei- 
nung verbreitet, e8 feien zahlreiche Truppen in ber Nähe. Ebenfo Tann ber Feind 
burch eine fcheinbare Flucht in einen Hinterhalt gelodt und ba überfallen werben. 
Die Lift dient dazu, bie phufifche Weberlegenheit bes Feindes durch ein geiftiges 
Gegengewicht zu vermindern ober zu überwinden. Bedenklich ift allerdings bie Bes 
nußung ber Kennzeichen bes feindlihen Heeres — Uniformen, Fahnen, 
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Flaggen — zur Täuſchung desſelben, um basjelbe ſorglos zu machen und leichter 
in Verwirrung zu bringen. Dieſe Art der Täuſchung darf nicht über die Vorberei⸗ 
tungen zum Kampf hinausgetrieben werden. In der Schlacht ſollen die Feinde 
einander offen entgegenſtehn und nicht hinterrücks in ber Maoke bes Freun⸗ 
bes unb MWaffenbruders ber Feind den Feind anfallen. 


566. 


Auch dem Feinde muß man Treue halten. Der Bruch eines dem 
Teinde im Sriege gegebenen Verſprechens ift völkerrechtswidrig. 


„Etiam hosti fides servanda® ift ein uralter Nechtsfat felbft des 
antifen Völkerrechts (F 550). Ohne Vertrauen auf bie gegebene Zufage und ohne 
Treue ift überhaupt Fein gefiherter Nechtszuftand unter ben Völkern denfbar. Bon 
jeher hat ber natürliche Nechtsfinn ber Menſchen 3. B. ben Bruch bes ertheilten 
freien Geleites, oder ber zugefidherten Schonung bei Uebergabe eincs feften Plabes 
oder bes verfprochenen freien Abzugs als ein ſchweres Verbrechen an ber menjchlichen 
Rechtsordnung gebrandbmarft. 


567. 


Wenn der Yeind die Schranken der guten Sriegsfitte mißachtet oder 
völkerrechtswidrige Kriegsmittel anwendet, fo find Repreſſalien geftattet. 
Indeſſen dürfen bei der Anwendung von Repreffalien nicht die Grund- 
gebote der Menjchlichkeit verlegt werden. 


Bol. oben $ 499 f. Am. Kr. 27. 28. Die Barbarei bes Feindes vecht: 
fertigt nicht die eigene Barbarei. Wenn Wilbe die gefangenen Feinde zu Tode mar: 
tern, fo dürfen bie civilifirten Truppen die gefangenen Wilden höchſtens aus 
Repreſſalie tödten, aber niht martern. Die feindliche Leidenjchaft des 
Hafjes und der Rache fucht ihre Meiffetbaten zu befchönigen, indem fie fih auf das 
Recht ber Repreſſalien beruft. Die Ausbildung eines bumaneren Völkerrechts 
fordert baher die Beſchränkung diefes Nothrechts auf das wirklich Noth- 
wendige. Würbdiger iſt ed, von demjelben möglichft wenig Gebraudy zu machen. 
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5. Recht und Pflicht der Kriegsgewalf gegenüber den feindlihen 

Derfonen und den friedfihen Wewohnern in Zieindesland. Buarfier- 

geben. Derwundefe in der Schlacht. Kriegsgefangene Geifeln. 
Auswechslung der Gefangenen. Intlaſſung auf shrenworf. 


568. 


Das moderne. Völkerrecht der civilifirten Völker erfennt fein abfo- 


— in a 


lutes Recht ber. Kriegsgewalt an weder über die friedlichen Bewohner in 


dem_feindlichen. Sande, noch ſelbſt über. die: Triegerifchen Ungehörigen des 
feindlichen Stats, 

Bol. die Einleitung S. 30 f. Am. Kr. 23. Eine große Zahl von Ältern 
Bölferrechtsiehrern ftellte noch ben barbariſchen Grundſatz an bie Spite, baß dem 
Feind wider ben Feind Alles erlaubt fe. Bynkershoek ſpricht noch 
von einem Recht bed Siegers über Leben und Tod ber Feinde und verfteht unter 
Feinden alle Statsangehörigen des feinblihen Stats. Sogar Heffter behauptet 
noch das überlieferte „Kriegsrecht auf Leben und Tod“ ($ 126) ale eine vermeint- 
liche Regel und fucht nur bie Anwendung besfelden zu beichränfen. Diefes angeb: 
liche Recht des Siegers fteht aber im offenbarem Wibdberfprud mit bem 
natürliden Menfhenreht, welches im Krieg nicht aufhört, und mit ber 
netürliden Befhränfung aller Statsgewalt auf bie Bedürfniffe 
bes Gemeinlebens ber Menſchen, folglih auch mit der Beichränfung ber 
Kriegsgewalt, welche nur Ausübung ber Statsgewalt iſt. Dasfelbe hat auch Teinen 
Grund in dem Rechtsgrund des Kriegs, noch wirb es durch ben Zweck bes Kriegs, 
Herftellung ber Rechtsordnung und bes Friedens geforbert. Es iſt eine ganze halt⸗ 
fofe Erfindung der Juriſten, welche ber Wilbheit ber Kriegsgewaltigen mit einer 
ungebhbeuerlihen Rechtsfiction zu Hülfe fommen wollten. 


569. 


Als feindliche Perfonen im eigentlichen activen Sinne gelten die, 
welche an dem Kampfe der Staten perfönlih und im georbneter Weife 
heil nehmen, indem fie zu dem Heere gehören und unter den Befehlen 
ber feindlichen Macht ftehen. 


1. Sn weiterem paffiven Sinn find alle Angehörigen bes feind- 
lichen States den Folgen ber Feindſchaft der Staten ausgefeßt und infofern pafs 
five Feinde. Da aber nur die Staten bie eigentlihen Kriegsparteien 
find, jo find im firengften Sinne bes Wortes nur bie Staten Feinde. Die Trup⸗ 
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pen ber Staten, welche bie Feindfchaft im Auftrag bes Stats thatſächlich aus⸗ 
üben, werben aber deßhalb ebenfalls als active Feinde betrachtet und behandelt, 

2. Unerheblich ift es, ob die Perfonen, welche zum Heere gehören, zugleich 
Lanbesängehörige bes feindlichen States oder Lanbesfremde find. Sobald 
fie ins Heer aufgenommen find, haben fie Antheil an feinen Rechten und Pflichten 
und an feiner feindlichen Stellung und Hanbdlung. Es flieht bem State frei, frembe 
Truppen in feinen Sold zu nehmen, und bieje find volterreqhtlich den nationalen 
Truppen gleich. 


570. 


Die Parteigänger und die Freiſcharen werden inſofern als Feinde 
betrachtet, als fie zu ihrem Unternehmen von einer Statsmacht beauftragt 
oder ermächtigt find oder wenigſtens in_gutem Glauben an ihr politifches 
Recht eine Kriegsunternehmung wagen und als militäriſch geordnete Trup⸗ 
pen erſcheinen und handeln. 


Am. Kr.81. 1. Die autoriſirten Freicorps find, wenn gleich fie 
getrennt von dem eigentlichen Hecreöförper einzelne Unternehmungen wagen, eben 
weil fie von ber Statsgewalt autorifirt und den Befehlen ber Kriegsmacht unter: 
worfen find, unzweifelhaft nach Völkerrecht ben regelmäßigen Truppen.gleich zu ach⸗ 
ten. Don der Art waren bie Freicorps Garibaldi's in ben beiden Kriegen 
Staliens mit Oeſterreich 1859 u. 1866. 

2. Zweifelhafter ift die Gleichſtellung der nit autorifirten Frei: 
fharen. Die firengere Meinung betrachtet biefelben durchweg als außerhalb 
bes Kriegsrechts ſtehend. Indeſſen überwiegt in neuerer Zeit bie humanere Meis 
nung, baß ſolche Freilharen bann wie feindlihe Truppen behandelt werben, wenn 
fie in militärifher Ordnung fümpfen und für politiide Zwede, nit 
wie Räuber aus Gewinnjucht ober aus Rache. Das Kriegsrecht auch gegen Yeinbe 
ift fireng genug; und wo bie politifchen Sheen und Sntereffen fo mafjenhaft zum 
Kampfe treiben, daß fich geordnete Truppen bilden, da ericheint es geredhter, das 
politifhe Kriegsreht und niht das gemeine Strafredht anzuwenden. 
Ueberdem jpricht dafür bie Zweckmäßigkeit; denn die Gefahren unb Leiden bes 
Kriegs werben vermindert durch bie Friegsmäßige Behandlung ber bewaffneten 
Truppenkörper, und verichärft und erhöht burch bie criminaliftiiche Bedrohung ber 
Freiwilligen. Ein berühmtes neueres Beifpiel einer folchen militärifch geordneten 
Treifchar, die ohne — menigftens ohne offene und anerfannte — Autorifation 
eines States Krieg führte, ift ber Feldzug Garibaldi's gegen Sicilien und 
Neapel im Sahr 1860. 


571. 
Perſonen, welche ohne flatlihe Ermächtigung auf eigene Yauft Trie- 
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geriſche Streifzlige machen und dann wieder willkürlich ala Bürger fich 
gebaren und ihren Beruf als Kriegsleute verbergen, werden nicht als 
Öffentliche Teinde betrachtet und können nach Umftänden als Räuber zur 
Verantwortung und Strafe gezogen werden. 


Am. Kr. 82. Bei ſolchen Unternehmungen iſt der militäriſche Charakter 
nicht mehr offenbar und daher auch nicht entſcheidend. Möglich, daß auch hier 
patriotiſche und politiſche Gedanken einwirken, aber die Gefahr der gemein⸗verbreche⸗ 
riſchen Handlungen — Mord, Mißhandlung, Raub, Diebſtahl — iſt hier ſo groß, 
daß der Schuß der Strafgerichtsbarleit nicht entbehrt werden kann. In einzelnen 
Fällen mag durch die Gnade die Härte der Strafjuſtiz billig gemildert werden, in 
den mehreren wird gerade die ernſte Strenge der Juſtiz die e Rechtsſicherheit und den 
Frieden am beſten herſtellen und befeſtigen. 


572, 


Ebenſo werden Treifcharen, welche ohne flatlihe Ermächtigung in 
jelbftfüchtiger sont ee Gewalt üben und bie ht bon 


Im Alterthum wurben ſolche Abenteuerfahrten zur See und zu Land als 
rühmlich betrachtet; und heute noch werben zuweilen im Orient unter Turkmannen 
und Serben foldhe Raubzüge gegen die Ungläubigen unb bie Keter als preiswürdige 
Heldenthaten gefelert. Die civilifirte Welt mißbilligt biefelben aufs entfchiebenfte, 
und erfennt darin durchaus firafwürbige Verbrechen. 


573. 


Die friedlichen Bewohner in Feindesland, welche an dem Kampfe 
feinen thätigen Antheil nehmen, unterliegen zwar den nothiwendigen Wir- 
tungen de3 Kriegs und müffen der fiegreichen Kriegsgewalt Gehorſam 
leiften, aber fie find nicht als öffentliche Tyeinde zu betrachten und. zu 
behandeln. 


Bol. Einleitung S. 31. Don größter practifcher Bebeutung ift bie Unter: 
ſcheidung ber friedlichen Bewohner des feindlichen States von dem Heere desſel⸗ 
ben. Erft ſeitdem bie friedliche Cigenfchaft berjelben erkannt und auch won der 
feindlichen Kriegsgewalt beffer als früher gewürbigt wird, iſt bie Barbarei bes Kriegs 
einigermaßen gezähmt worden. So Yange man noch alle Angehörigen bes kriegfüh— 
renden States gleichmäßig als Feinde anfah, ſchien jede Gewaltthat und Bebrüdung 
erlaubt. Die große Maffe ber Einwohner ift aber in den meiften Fällen ganz ums 
ſchuldig an dem Streit ber Staten, und fügt fi) bem Kriege nur, wie einer furcht⸗ 
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baren Nothwenbdigkeit, bie über fie fommt, ohne an dem Kampf thätigen Antheil 
zu nehmen. Gelbft in ben Fällen, in welchen das ganze Volk für bie höchften natios 
nalen Güter und Intereſſen begeiftert ift, welche im Kriege errungen oder vertheidigt 
werben, enthält fid) doch die Menge der Privaten jeder Friegeriichen Handlung und 
betreibt im Krieg wie vor dem Krieg ihre frieblichen Geſchäfte; Hirten und 
Bauern, Handbwerfer und Krämer, Kaufleute und Yabrifanten, 
Aerzte und Lehrer fuchen, fo gut es geht, ihren Beruf fortzufegen und biefer 
Beruf Hat Feine feindlichen Eigenfchaften an fih. Weßhalb denn follten fie als 
Feinde behandelt werben, ba fie wie friedliche Leute Teben? Der bloße 
Statsverband, bie Statsangehörigfeit rechtfertigt das nicht, denn ber Krieg wirb von 
Stat gegen Stat geführt, nicht gegen bie Privaten; und biefelben Privaten, welche 
heute dem State A angehören, werben, wenn bie Kriegemacht bes States B fiegreich 
fortjchreitet, auch ber Öffentlichen Kriegsgewalt des Siegers geboren. Sie können 
fi diefem Gehorfam nicht entziehen, wenn es ihren auch fchwer wird, fich zu unter⸗ 
werfen, fo lange fie in bem Lande wohnen, über welches ber Sieger feine Macht 
erftrecft hat. Der Sieger ergreift bie Statögewalt im Lande, und diefer müfjen fich 
bie einzelnen Bewohner fügen. Auch der Sieger zieht jetzt von ihren friedlichen 
Arbeiten Bortheil für feine Herrſchaft. Es wird auch dem Heere Teichter, ſich in 
Feindesland zu ernähren und feine Bedürfuiſſe zu befriedigen, wenn bie frieblichen 
Bewohner desjelben ungefränft bleiben, wenn bie Aecker bebaut werben und das 
Vieh gezüchtet wird, wenn die Induſtrie brauchbare Güter hervorbringt und ber 
Handel fie herbeiſchafft. Wird dagegen bas Land barbariſch verwüftet, jo findet auch 
ber Sieger barin ftatt ber Nahrung uud Unterftügung nur unheimliche Verzweiflung 
und gefährliche Rache. 

In ber Kriegsführung ber civilijirten Völker ift die friedliche Natur der 
Privaten früher — freilich nur theilweiſe — refpectirt, als von den Bublis 
ciften begriffen worden. Auch Vattel noch betont bie alte Vorftelung, daß 
nicht bloß bie beiden Völker, fondern auch alle Angehörigen der beiden Staten 
Feinde feien. Selbft die Frauen und Kinder nimmt er nicht aus (III. $ 70. 
72). Freilich verlangt er eine größere Schonung berfelben, als ber kämpfenden 
"Feinde (III. F 145). Aber die ganze Grundlage bes NRechtsverhältniffes wirb vers 
dorben, wenn basfelbe von dem Geifte ber Feindſchaft durchwühlt und verbitfert 
wird. Die humane Rectsbilbung drängt bie Feindfchaft in die engſten Schranfen 
zurüd und verftattet bem Geifte bes Friedens und ber wechfelfeitigen Lebensförberung 
möglihft viel Raum. Deßhalb hebt fie mehr die friedlihen Eigenjhaften 
ber Brivaten bervor, und legt barauf und nicht auf ihren fiatsrechtlichen Verband 
mit dem feindlichen State den Nahdrud. Als Privatperfonen find fie 
überall feine Feinde, als Statsgenoffen aber nur fo lange und nurim 
fofern, als noch die feindlihe Statsgewalt über fie öffentlihe Macht übt, 
von bem Augenblide an nicht mehr, wo biefe Statsgewalt durch den fiegreichen 
Gegner zurüdgeworfen und verbrängt iſt. Aber nicht bloß ber vordringende Sieger, 
auch der zurückweichende Feind bat Fein Recht, fie nun als Feinde zu behandeln, 
benn nicht fie zwingen ihn zum Rückzug, indem fie fih bes Kampfs enthalten, für 
ihn find fie nach wie vor friedliche Privatperfonen, über welche er eine Zeit lang 
bfientlihe Macht gewonnen und dann wieder verloren Bat. 
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974. 


Weder die Kriegsgewalt noch die einzelnen fiegreihen Krieger find 
berechtigt, einzelne Perſonen willkürlich und zwecklos zu töbten, zu ber- 
wunden, zu mißhandeln, zu quälen, zu Sclaven zu machen oder zu ber= 
faufen, die rauen zu mißbrauchen oder ihre Keuſchheit zu verlegen. 


Am. 16. 23. 42. Diefe Beftimmung gilt ganz allgemein, nicht bloß bezüg: 
lich der fFriedlihen Privatperfonen, fondern felbft zum Schuß ber feind=- 
lien Berjonen, obwohl diefe während des Kampfs auch der Todesgefahr aus: 
gejekt find. Tödten des Feindes im Kampf, um den Widerſtand besfelben zu 
brechen, ift Triegsrechtlich erlaubt, weil nothwendig, aber Tödten ohne Kampf, ledig: 
lich aus Blutdurſt oder Haß ift auch den Soldaten gegen feindlihe Soldaten nicht 
erlaubt. Es gibt Fein jus vitae ac necis gegen ben Feind. Vgl. zu $ 573 und 
S 579. 


975. 


Die Kriegsgewalt ift verpflichtet, da8 Menjchenreht auch in den 
feindlichen Perſonen zu beachten und durch ihre Autorität zu ſchützen und 
wenn ſolche Miffethaten von Soldaten verübt werden, die Thäter zu 
betrafen. 


Die Kriegsführung im breißigjährigen Kriege und ſelbſt in ben Zeiten 
Ludwigs XIV. war in Europa noch entjeglih roh. Die ſcheußlichſten Mißhand⸗ 
lungen und Folterqualen, wie bie Nothzucht an den Weibern kamen damals noch 
häufig vor. Alle folche widerrechtliche und verwerflihe Sraufamfeit wirb von ber 
heutigen Kriegsfitte und dem civilijirten Kriegsrecht als barbariſch unterjagt. 


976. 


Es ift wider das Völkerrecht, die Untertanen der feindlihen Staten 
zu nöthigen, daß fie in den Kriegsdienſt der fiegenden Macht eintreten, jo 
lange nicht die Eroberung vollzogen und die Beſitznahme des eroberten 
Landes al3 dauerhaft und feitbegründet erjcheint. | 


. 


1. Wenn auch die feindliche Kriegsgewalt, inbem fie ſich eines Landes be⸗ 
mädtigt, bie bisherige Statsautorität verdrängt und fih an ihre Stelle ſetzt (vgl. 
oben $ 540 f.), fo ift doch während des Kriegs ber proviſoriſche Charakter bie 
fer Beſitznahme zu beachten und es gilt als unrechtmäßig, die Bewohner des nur 
vorläufig befeßten Landes zum Kriegsdienft gegen ihr bisheriges Vaterland zu zwin⸗ 

gen. Die ſittliche Wirkung des bisherigen und ſtatsrechtlich nicht zerſtörten 
Bluntfhli, Das Völkerredt. 21 
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Statsverbandes bauert im Kriege einftweilen noch fort, wenn gleich bie rechtliche 
Autorität der bisherigen Statsgewalt durch bie feindliche Beſetzung unterbrochen 
und gehemmt if. Es ift daher unnatürlich, unfittlih und widerrechtlich, ben Etats: 
angehörigen zuzumuthen, daß fie nun auch activ gegen ben Stat feinblich auftreten, 
ben fie nody als ihr vechtmäßiges Vaterland betrachten dürfen. Es war baher völfer- 
rechtswidrig, als die engliihe Marine nad) der Lostrennung ber Vereinigten Staten 
noch amerifaniihe Matrofen weggenommener amerikanischer Schiffe zwingen wollte, 
auf englifchen Kriegsfchiffen zu dienen. (Vgl. Laboulaye hist. des Etats-Unis II. 
p- 307.) Wenn fih Freiwillige aus dem eingenommenen Lande an das Heer 
bes Siegers anſchließen, fo ift das eine ganz andere Sache. 

2. aber bie Eroberung vollzogen und die Souveränetät auf ben 
Sieger übergegangen, dann tritt bas regelmäßige Unterordnungsverhältniß unter Die 
neue Statsgewalt auch in militärifcher Hinficht ein; und die geſetzliche Krieg & 

pflicht wird auf die Bewohner des neu erworbenen Gebietes ausgedehnt, ohne 
Rückſicht auf die frühere Statsgenofjenfchaft derſelben. 


577. 


Die Religion und die Sprache, die Bildung und die Ehre der be- 
fiegten Feinde und der unterworfenen Privatperfonen find, jo weit e3 Die 
Umftände erlauben, zu ſchonen und wider Vergewaltigung zu ſchützen. 


Am. 37. Auch darin befteht ein großer Fortfchritt bes modernen Völker⸗ 
rechts gegenüber ben Anjchauungen bes Mittelalters und den rohen Sitten, bie noch 
im vorigen Jahrhundert in Europa geübt wurden. Die Unterbrüdung bes 
Eultus mit feindliher Gewalt ift Barbarei, es wäre denn, daß biefer Cultus 
jelbft die Menfchenrechte und die Gefeße ber Sittlichkeit verletzte. Wie zähe bie 
bittern Erinnerungen an bie Gräuel bes breißigjährigen Kriegs fih in Deutjchland 
erhalten haben, und wie ſchädlich die neuen Lehren ultramontaner Verfeterungsfucht 
fortwirfen, bat ber beutjche Krieg des Jahres 1866 gezeigt. In vielen ſüddeutſchen Land⸗ 
gemeinben fürchteten die Proteftanten eine neue Verfolgung ihrer Religion durch fanati- 
firte Katholifen und umgekehrt waren manche Fatholifche Gemeinden ganz erftaunt, als 
bie fiegreichen Preußen ihren Gottesdienft mit Achtung behandelten. Erſt bei den 
gebildeten Glafjen und bei ben Regierungen bat ber humane Grundfaß eine ſichere 
Stätte gefunden, bedarf aber auch dba noch einer weitern Ausbildung, insbejondere 
mit Rückſicht auf bie Eulturintereffen der unterworfenen Bevölkerung. 


578. 


Die bewaffneten Yeinde find den unbermeidlichen Gefahren des 
Kampfes überhaupt ausgefebt und können auch im Einzelnfampf mit Recht 
verwundet, verſtümmelt, getöbtet werden. Die fogenannten Nichtfämpfer 


im Heere (Juſtiz⸗ und Verpflegungsbeamte, Feldgeiſtliche, Aerzte, Marle⸗ 
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tender) können fih dem Schidfal, das ihren Truppenkörper betrifft, nicht 
entziehen und find aud den allgemeinen Gefahren des Kampfes der Heere 
ausgejeßt, aber fie werden nur ausnahmsweiſe, vorzüglih aus Mißver⸗ 
ſtändniß und Nothwehr, in den Einzellampf verwidelt. 


Die Schlacht richtet fih zunähft nicht gegen einzelne Individuen, 
fondern gegen einen Heerestörper, deſſen Widerftand überwunden werden foll. 
Inſofern erſcheint es nicht Abficht, fondern Zufall, daß einer von ben feindlichen 
Kugeln getroffen werde; und es daher auch nicht möglich, die fogenannten Nicht = 
fämpfer (non combattans) vor diefer allgemeinen Gefahr zu bewahren, infofern 
fie fich innerhalb des Schußbereih8 und unter ben Kämpfern (combattans) be⸗ 
finden. Die Gefahren bes Einzellampfes dagegen von Mann gegen Mann find 
möglichft auf bie letztere Claſſe einzufchränfen, welche den Widerftand allein gewaltfam 
aufrecht halten und baber überwunden werden muß. Die erflere Claffe von Ber: 
fonen übt auch im Feld einen friedlihen Beruf aus und nimmt an bem pers 
ſönlichen Kampf Feinen Theil, Es ift daher gegen bie gute Kriensfitte, diefe Per: 
ſonen einzeln anzugreifen unb zu verwunden ober zu töbten. Indeſſen nicht immer 
wird im Gebränge ber Schlacht und bei Verfolgungen richtig unterfchieden und 
Maß gehalten. Dann ift es felbftverftändfih auch dem Nichtfämpfer erlaubt, ſich 
zu vertheidigen. Dadurch Tann auch er ausnahmsweiſe in ben Einzelfampf hinein— 
gezogen und vielleicht ſogar getöbtet werben, vielleicht ben Gegner tödten. 


579. 


Der civilifirte Krieg darf nicht mehr auf mwechjelfeitige Schädigung 
und Zödtung gerichtet fein, jondern nur auf ein gerechtes Friedenzziel. 
Jede unnöthige Tödtung felbjt der bewaffneten Feinde ift Unrecht. 


Vgl. oben $ 533. 568. 585. Am. 68. rüber faßte man ben Krieg noch 
fo auf, als gelte e8 nun, bem Feinde möglichſt viel Schaben zugufügen. Die 
Schädigung bes Feindes kann aber nicht Zweck bes Krieges fein, wenn gleich fie 
oft eine Folge des Krieges ift, denn der Krieg ift ein Rechtsmittel und fein Ziel 
. muß baber ein neuer Friedens: und Nechtszuftand fein. Die Schädigung anderer 
Menjchen ift aber niemals eine Aufgabe ber Rechtsordnung. Jene Ältere Borftellung 
war alſo noch barbariih. Das Chriftentbum, welches bie Feinde als Brüder lieben 
lehrt, und das Menjchenrecht, welches bie Eriftenz ber Menfchen neben einander und 
ihre Wohlfahrt fihern will, verwerfen biefelbe gleihmäßig. Die Tödtung auch bes 
waffneter Feinde aus bloßem Muthwillen ober aus Haß und Rache ift widerrechtlich. 
Auch die feindlihen Soldaten dürfen nicht wie wilde Thiere dem Schufje ber Jäger 
preisgegeben werden. Das Menſchenleben darf nur aus höherer Nothwendigkeit, 
nicht aus Leidenſchaft und zur Luft angegriffen werden. 

21* 


⸗ 
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Der militäriſche Befehl, dem Feinde kein Quartier (feinen Pardon) 
zu_geben, darf nur aus Gründen der Wiedervergeltung (Reprefjalie) oder 
in äußerften Nothfällen insbejondere dann gegeben werden, wenn e3 der 
eigenen Sicherheit wegen unmöglich ift, fih mit Sriegägefangenen zu be- 
Iaften, niemal3 aber aus Haß und Radıe. 


Am. 60. Kein Truppenkörper ift berechtigt, zu erklären, baß er überhaupt 
Quartier weder gebe noch annehme. Bas wäre nicht mehr Kriegsführung, fondern 
mörberifhe Barbarei, 


581, 


Feindliche Truppen, welche ihrerjeitS fein Quartier geben, haben auch 
den Anjpruch verwirkt, daß ihnen Quartier gewährt werbe. 


Am. 62. 


982, 


Auh wenn das Quartier mit Recht verweigert wird, jo dürfen Doch 
Teinde, welche unfähig geworden find, Widerftand zu leiften oder bereits 
in der Kriegsgefangenſchaft ſich befinden, nicht getödtet werden... 


Am. 61. Bol. oben $ 501. 


583. 


Truppen, welche in der Uniform oder mit den Fahnen oder Ylaggen 
ihrer Feinde fechten ohne ehrliche und offenbare Kennzeichen ihrer Partei⸗ 
ſtellung dürfen kein Quartier erwarten. 


Am. 63. 65. Zuweilen werden erbeutete Uniformen und Waffen vom Feinde 
zur eigenen Bekleidung und Ausrüſtung benutzt. Darin liegt kein Unrecht. Es 
kann das ſogar zur Nothwendigkeit werden. Aber es dürfen dieſe Uniformen doch 
nicht zur Täuſchung im Kampfe felbft mißbraucht werben; daher find in fol- 
chem Falle bie eigenen Yeldzeichen (3. 3. befondere Armbinben) anzulegen, bamit bie 
Feinde ſich wechfeljeitig erkennen. (Vgl. oben $ 565.) 


584. 
Die eigene noch jo lebhafte Ueberzeugung, daß der Yeind für eine 
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offenbar ungerechte Sache kämpfe, begründet niemals das Recht, den feind- 
lichen Zruppen da3 Quartier zu vermeigern. 


Die Kriegsparteien find faft immer und fogar Teibenfchaftlih ber Meinung, 
daß fie felber für eine gerechte Sache und ihre Feinde für eine ungerechte 
Sage jtreiten. Sogar wenn fie von Anfang an noch Zweifel haben, werden durch 
bie Steigerung ber Parteileibenfchaft während bes Kriegs biefe Zweifel meiftens ver: 
brängt, unb der Glaube an das eigene Recht und das Unrecht des Feindes oft bis 
zum Fanatismus erhitt. Das Völkerrecht vermuthet auf beiden Seiten guten 
Glauben und fann der Ueberzeugung ber einzelnen Parteien durchaus nicht ben 
Einfluß verftatten, daß die humanen und das Menſchenleben ſchonenden Grundfäte 
bes Völkerrechts zur Seite gejchoben, und ein Vernihtungsfampf gegen bie feind> 
lihen Truppen geübt werbe. 


585. 


Zeindliche_Perfonen, welche die. Waffen ftreden und fi dem Sieger 
ergeben, find zu ſchonen und dürfen weder verwundet nod) getödtet, wohl 
aber_entwaffnet_und zu Sriegögefangenen gemacht werden. 


Bol, oben $ 533. 568. 579. Schon in bem uralten Indiſchen Geſetzbuch 
Manus (VII. 91 f.) ift die Pflicht anerkannt worden, ben Feind, der fi) ergibt, 
zu ſchonen. Aber diefe milde Gefeggebung fteht im Altertbum noch ſehr vereinzelt 
als ein Zeugniß bes früh in Indien erwachten humanen Rechtsbewußtſeins. Die 
Römer erflärten ihre Benennung ber Sclaven „gervi“ davon, baß ben befiegten 
Feinden das verwirfte Leben geſchenkt worden fei, und meinten, die Sclaverei aus 
folder Schonung zu rechtfertigen. (Florentinus Instit, IX. L. 4. de statu 
hom.: „Servi ex eo appellati sunt, quod imperatores captivos vendere ac 
per hoc servare nec occidere solent“.) Im Mittelalter noch wurden bie gefans 
genen Feinde wie eine gute Beute betrachtet und ihnen, wie das heute noch bie 
Stalienifhen Briganten thun, ein möglichft hohes Löfegeld ausgepreßt. Erft bie 
moberne Kriegsführung ift gefitteter geworben und bat ben alten humanen Grund⸗ 
fat der Feindesfhonung wieder zu Ehren gebradt. Man braudt nur bie 
Aeußerung von Hugo Grotius (Bud III. Cap. 4) mit benen von Vattel 
(III. $ 139 u. 140) zu vergleichen, um ben großen Fortjchritt in ber KHumanität 
wahrzunehmen, welcher vom fiebzehnten bis zum achtzehnten Jahrhundert gemacht 
worben ift; und doch ſpricht Vattel noch von einem Recht über Leben und Tod bes 
Feindes, das wir heute als Barbarei verneinen. 


4 


586. 
Die Krankenwagen (Ambulancen) und Militärſpitäler werden als 
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neutral anerfannt und demgemäß bon den Striegführenden geſchützt und 
geachtet werden, jo lange fi) Kranke oder Verwundete darin befinden. 

Die Neutralität würde aufhören, wenn folde Ambulancen oder 
Spitäler mit militärischer Macht bejebt wären. 


Erfter Artifel des am 22. Aug. 1864 zu Genf abgefchloffenen Vertrags, 
um das Schidfal ber Verwundeten im Krieg zu verbeffern. Gen 
Anfto zu biefem Vertrag, einer ber ebelften Errungenjchaften ber fortfchreitenben 
Humanität, gab eine Schrift bes Genfer Arztes Dunant, unter bem Titel: 
„Souvenir de Solferino“, worin er bie entjeßlichen Eindrüde jchilderte, welche ber 
Befuh des Schlachtfeldes von Solferino und der Militärjpitäler auf ihn gemacht 
hatte, Der Präfident der Genfer Gemeinnüßigen Geſellſchaft, Moynier, nahm 
ben Gedanken, daß die Krankenwagen zu neutralifiren jeien, auf unb 
beide Menfchenfreunde wenbeten fi nun an mehrere Regierungen, um beren Aufz 
merkſamkeit auf die wichtige Frage zu Ienfen. Weberall bildeten ſih Vereine zu 
freiwilliger Kranfenpflege für die verwunbeten Krieger und zur 
Unterfiüßung ber Verwundeten. Gin Jahrhundert früher fchon, am 
7. Sept. 1759, war zwiſchen Sranfreih und Preußen ein Vertrag zu Stande 
gefommen, nad) welchem bie verwundeten Krieger gefchont und verpflegt werben fols 
Ien. Damals ſchon wurden bie Spitäler als Afyle bezeichnet, welche aud im 
Kriege heilig zu achten feien. ine internationale VBerfammlung von Commiflären 
vieler Staten bildete num, unter bem VBorfib bes Generald Dufour, ben Gebanfen 
ber Neutralifirung weiter aus auf die ganze Pflege ber Berwundeten 
und umgab ihn mit ſchützenden Garantien. So Tam jener Vertrag zu Stande, 
welcher fofort im Namen ber Staten Baden, Belgien, Dänemarf, Franf- 
reih, Großbrittanien, Heſſen-Darmſtadt, Italien, Niederlande, 
Portugal, Preußen, Sahjen, Shweben und Norwegen, Schwerin, 
Spanien, Vereinigte Staten von Amerifa und Würtemberg zuges 
flimmt wurde, Erſt nad) bem beutfchen Kriege von 1866 trat Defterreich bei. Auch 
Rußland bat nun 1867 feine Zuflimmung erflärt. Wan darf daher wohl biefen 
Vertrag als ben allgemeinen Ausbrud des heutigen Völkerrechts bezeichnen. 


587. 


Das Perjonal der Spitäler und Ambulancen für die Auffiht und 
den Geſundheits⸗, Verwaltungs und Sranfentransportdienft, ſowie die 
Feldprediger Haben, jo lange fie ihren Verrichtungen obliegen und Ver— 
wundete aufzuheben oder zu verpflegen find, Theil an der Wohlthat der 
Neutralität. 


Genfer Bertrag Art. 2. - 


N 
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Die im vorgehenden Artikel bezeichneten Perfonen können auch nach. 
der Beſitznahme durch den Feind in den von ihnen beſorgten Spitälern 
oder Ambulancen ihrem Amte obliegen oder ſich zu dem Corps zurüd- 
ziehen, dem ſie angehören. 

Wenn dieſe Perſonen unter ſolchen Umſtänden ihre Verrichtungen 
einſtellen, ſo ſind ſie den feindlichen Vorpoſten von Seite des den Platz 
inne habenden (beſitzenden) Heeres zuzuführen. 


Ebenda Art. 3. 


589. 


Das Material der Militärſpitäler unterliegt den Kriegsgeſetzen und 
die denjelben zugetheilten PVerfonen dürfen daher bei ihrem Rüdzug nur 
die ihr Privateigenthbum bildenden Sachen mitnehmen. 

Dagegen verbleibt den Ambulancen unter gleihen Umſtänden ihr 
Material. 


Ebenda Art. 4. 


590. 


Die Landesbewohner, welche den Verwundeten zu Hülfe Tommen, 
ſollen geſchont merden und frei bleiben. Die Generale der Triegführenden 
Mächte find verpflichtet, die Eimmohner von dem an ihre Menfchlichkeit 
ergehenden Rufe und der daraus folgenden Neutralität in Kenntniß zu 
ſetzen. | 

Jeder in einem Haufe aufgenommene und verpflegte Verwundete 
ſoll diefem als Schub dienen. Wer Verwundete bei fih aufnimmt, ſoll 
mit Truppeneinguartierungen und theilweile mit allfälligen Sriegscontri= 
butionen verſchont werden. 


Ehenda Art. 5. 
591. 


Die vertvundeten oder Franken Krieger follen, gleichviel welchem 
Volke fie angehören, aufgehoben und verpflegt werben. 
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Den Feldherren foll geflattet fein, die während des Kampfes Ber- 
wundeten fofort den feindlichen Borpoften zu übergeben, wenn die Um— 
ftände es erlauben und beide Theile zuftimmen. 

Diejenigen, welche nach ihrer Genefung dienftuntüdtig befunden 
werben, find heimzujchiden. 

Die andern können ebenfall® nah Haufe entlaffen werden unter der 
Bedingung, daß fie für die Dauer des Krieges die Waffen nicht mehr 
fragen. . 

Die Evacuationen und das fie leitende (beforgende) Perſonal ter- 
den durch unbedingte Neutralität geſchützt. 


Ebenda Art. 6. 
592. 


Eine auszeihnende und überall gleihe Fahne wird für die Spitäler, _ 
Ambulancen und Evacuationen angenommen. Ihr joll unter allen Um— 
ftänden die Landesfahne zur Seite ftehen. 

Degleihen wird für. das neutralifirte Perfonal ein Armband zu— 
gelafien, deſſen Verabfolgung jedoh der Militärbehörde überlaffen bleibt. 

Fahne und Armband tragen das rothe Kreuz auf weißem Grund. 


Ebenda Art. 7. 


593. 
Die fiegende Kriegsgewalt iſt berechtigt, Kriegsgefangene zu machen. 


Die moderne Kriegsgefangenſchaft hat einen durchaus andern Charakter als 
die antike und ſelbſt die mittelalterliche. Der Grundgedanke der antiken Kriegs⸗ 
gefangenſchaft war die Sclaverei, wenn nicht gar die Abſicht des Siegers, mit 
den Gefangenen im Triumphzuge zu prunken und ihre Führer ſchließlich aus Rache 
dem Tode zu weihen; das Mittelalter betrachtete die Gefangenen entweder als ein 
Mittel, Löſegelder zu erpreffen, oder geradezu als Gegenſtand ber perſön⸗ 
lichen Rache. Das moderne Kriegsrecht ſieht in der Kriegsgefangenſchaft vorzüglich 
ein Mittel, die feindliche Kriegsmacht zu ſchwächen und den Sieg 
zu ſichern. 


594. 
In der Regel find alle feindlichen Perſonen der Kriegsgefangenſchaft 
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ausgeſetzt, friedliche Bewohner in Feindesland aber wur ausnahmsweiſe, 
infofern ſolches die Sicherheit des Friegführenden Heeres oder des krieg⸗ 
führenden State3 erfordert. 


1. Am. 49. Weil nur biejenigen Perfonen, welche am Kriege thätigen An: 
tbeil nehmen, verhindert werben ſollen, bie feindliche Macht zu verftärfen, find zunächft 
nur bie Glieder bes feindlichen Heeresförpers und voraus die Kämpfer der Kriegsgefan: 
genſchaft ausgeſetzt, nicht aber die friedlichen Verfonen. Der obige Unterfchied zwiſchen 
feindlichen und friebliden Perſonen fommt bier wieber zur Wirfung. 
Früher war man fich befjen weniger bewußt. Noch Vattel (II. $ 148) erklärt 
es zwar für eine löbliche Sitte der neueren Kriegsführer, daß fie minbeftens 
Weiber und Kinder nicht mehr zu Kriegsgefangenen machen. Aber er meint, 
das Recht der Generale, bie Kriegsgefangenſchaft auf alle Angehörige des Feindes, 
auch auf die frieblichiten Clafjen, zu erftreden, fei nicht zu bezweifeln. Man würde 
einen General, der ohne Grund, aus Laune die ganze Bevölkerung Triegsgefangen 
machte, wohl für einen harten und rohen Dann halten, aber er würde das Völker⸗ 
recht nicht verlegen. Seither ift aber die Sitte feiter und das Recht felbft humaner 
geworden. Seber unnöthige und launenhafte Angriff auf die perfünliche 
Freiheit, jede unbegrünbete Knechtung frieblicher Menfchen ift eine Verletzung 
bes natürlihen Menjchen: und bes bumanen Völkerrechts. 

2. Allerdings find auch ſolche Perfonen, welche nicht zum Heere gehören, 
und im übrigen einem friedlichen Berufe leben, dann ber Kriegsgefangenichaft aus: 
gefett, wenn ihre Freiheit zu einer Gefahr wird für bie Kriegspartei, welche an bem 
Orte bie Macht hat. Diefe ift berechtigt, 3. 2. feindlih gefinnte Journa= 
liften und Barteiführer ebenfo zu Kriegsgefangenen zu machen, wie feindliche 
Dfficiere, weil fie wie diefe bie Macht des Feindes flärfen und vergrößern, oder ber 
herrſchenden Kriegsmacht Schwierigkeiten und Verlegenheiten bereiten. Die offenbar 
activsfeindlihe Sefinnung gibt Anlaß und Grund, ſich biefer Feinde zu 
bemächtigen. Vgl. zu $ 596. 


595. 


| Die Nichtkämpfer im Heere und ſelbſt foldhe Perſonen, welche ſich 

dem Heere anſchließen, ohne dazu zu gehören, Berichteritatter, Correſpon— 
denten von Zeitungen, Lieferanten, können zu Sriegögefangenen werben, 
wenn fi) der Truppenkörper ergibt, an den fie ſich angefchloffen haben, 
oder fie auf der Verfolgung ergriffen werben. 


Am. 50. Indem fi dieſe Perſonen dem Heereöförper anfchließen, werben 
fie in bie Gefahren besfelben verwidelt, und können fi nicht beſchweren, wenn fie 
— wenigftens vorläufig — als feindliche Perfonen betrachtet und 
friegsgefangen gemacht werben. Ein Grund aber, fie als Sriegsgefangene zu be⸗ 
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halten — (der Amerikaniſche Art. 50 gefleht ber Kriegsmacht auch biejes 
Net zu) — ift doch nur dann vorhanden, wenn ihre Gefangenſchaft die Macht bes 
Teindes verftärkt, oder mit ihrer Freigebung eine Gefahr für bie Kriegsmacht ver- 
bunden ift. Senes wird durchweg ber Zal fein, wenn Verpflegungsbeamte 
ber feindlichen Armee gefangen werben, biejes zuweilen auch, wenn fremde Be⸗ 
richterſt atter gefangen werden. 


596. 


Die Eigenſchaft einer ſouveränen oder diplomatischen Perjon befreit 
nicht von der Gefahr der Kriegsgefangenſchaft, wenn diefelben zu der 
feindlihen Macht gehören oder Bundesgenofjen derjelben find, oder wenn 
diejelben an der Kriegsführung ſich perfünlich betheiligt haben. 


Am. 50. Die Kriegsgefangenfchaft bes feindlihen Souveräns oder 
bes feindlichen Minifters bes Aeußern iſt meiltens ein ſehr förderliches 
Mittel, um eher einen günftigen Frieden zu jchließen. Ein Grund, biefe Perfonen 
von ben Gefahren bes Krieges zu befreien, ift nicht vorhanden. Im Gegentbeil, ba 
fie gewöhnlich den Krieg verſchuldet ober boch entjchieden haben, fo ziemt es fich, 
baß bie Verantmwortlichfeit des Kriegs vorzugsweile auf ihnen laſte und fie die Ge⸗ 
fahren besjelben mit befiehben. In ähnlicher Weile find auch die politifhen 
Negenten und Führer ber einzelnen Provinzen und Kreiſe eher der Gefahr 
ausgejeßt, zu Kriegsgefangenen gemacht zu werben, als bie frieblihen Verwal 
tungsbeamten, Richter, Gemeinberätbe. 


597. 


Wenn die Bevölkerung fih in Mafje zur Bertheidigung ihres 
Landes erhebt, jo wird dieſelbe als feindlich behandelt und Tann kriegs⸗ 
gefangen werben. 


Am. 51. Es gilt das überhaupt von jeber geordneten activen Theilnahme 
durch die Bürger an ber Kriegsführung. Die bethätigte PBarteinahme zer 
ftört die Eigenfchaft der Friedlichfeit und verwandelt bie friedlichen Bürger in feind- 
liche Perſonen. 


898, 


Kein Befehlshaber ift zu der Drohung berechtigt, daß er die nicht 
uniformirten Landflürmer al3 Räuber behandeln werde. 

Menn aber eine feindliche Gegend bon der Kriegsgewalt eingenommen 
und befebt ift, jo gilt während dieſes Beſitzes ein Aufſtand als Verlebung 
des Kriegsrechts und kann ſtrafrechtlich behandelt werben. 
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41. Am. 52. Der Lanbfturm ift in feinem Recht, wenn er fi zur Ver⸗ 
theidigung des Landes erhebt. Er fteht dann unter ben Befehlen feiner Regierung 
und ihrer Kriegsgewalt. Lanbftürmer find dann, wie bie Solbaten bes ftehenden 
Heeres und ber Landwehr, als feindlihe Berfonen zu behandeln und Fönnen 
friegsgefangen werben. Das Kriegsrecht, nicht das Strafrecht, findet auf fie Ans 
wendung. 

2. Aber anders ift e8, wenn innerhalb bes vom Feinde eingenommenen Ge⸗ 
bietes bie Landftürmer fich gegen die Kriegsgewalt erheben, benn biefe ift, jo lange 
fie im Befit bes Gebietes ift, als ermächtigt anzujehn, bie öffentliche Gewalt in 
bemfelben auszuüben. Sie kann baber einen Aufftand nicht bloß wie einen feind⸗ 
lihen Widerſtand friegerifch bewältigen, fondern bie Schulbigen ftrafrechtlich verfols 
gen. Das gilt au von Aufſtänden im Rüden eines fortſchreitenden 
Heeres. Allerdings kann bie Volkserhebung jo groß werben, daß fie bie Grenzen 
bes Strafrechts überjchreitet, und eine neue friegerifhe Macht ſchafft. Dann 
fommen bie obigen Grundfäge von $ 512 zur Anwendung. Freilich find bie 
Krieggmächte nicht immer geneigt, biefe Milderung zuzugeftehn. Indeſſen bie öffent: 
lihe Meinung bat boch mit gutem Grund fhon zur Zeit eines weniger humanen 
Kriegsrechts es gemißbilligt, daß bie franzöſiſchen Revolutionsheere gefangene Aufs 
ftändifche in ber Benbse und Napoleon I. ben Tyrolerführer Andreas Hofer 
firafrechtlich haben erſchießen laſſen. 


599. 


Geiftliche, Aerzte, Apotheker, Heilgehülfen dürfen, wenn fie nicht am 
acdiven Kampfe Theil nehmen, nicht zu Sriegögefangenen gemacht werden, 
es wäre denn, daß fie verlangten, die Kriegsgefangenſchaft mit ihren 
Truppen zu theilen, oder die Unterflüßung diefer durch jene als nothwendig 
erſcheint. Indeſſen find fie auch in diefen Ausnahmsfällen um ihres 
friedlichen Berufes willen im Dienfte der Menjchheit mit möglichiter Scho- 
nung und Rüdficht zu behandeln. 


Am. 53. Bol. oben $ 587. 588. Die Neutralifirung biefer Ber: 
fonen bilbet die Megel, aber fie findet doch in ben Bebürfniffen ber Verwundeten 
und Kranken felbft eine Grenze. Wenn bie feindlichen Aerzte nad) einer Niederlage 
bas Schlachtfeld verlaffen wollten, wo vieleicht Hunderte von Verwundeten in Noth 
find und dringend nad Hülfe fchreien, fo darf ber Heerführer, in deſſen Gewalt fie 
geratben, ihnen wohl zumutbhen und fie nötbigenfalls mit Gewalt dazu anhalten, 
daß fie fich ihrer Pflicht nicht während ber höchſten Noth entziehn. Immer aber 
ift ihnen möglichft bald wieder volle Freiheit zu gewähren. 


600. 
Die Geifeln, welche von dem feindlichen State oder der feindlichen 


,. 
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Bevölkerung geftellt oder von der Kriegsggewalt aus dringenden Gründen 
der Sicherheit genommen werden, find den Kriegsgefangenen ähnlich in 
ihrer freien Bewegung gehemmt. Indeſſen wird der Entzug oder die Be— 
ſchränkung ihrer Bewegungsfreiheit dur) die NRüdficht auf den Zweck 
näher bejtimmt und begrenzt, um deſſen willen die Geifeln gegeben oder 
genommen find. 


Am. 54. Geifeln (vgl. oben F 426) werben zuweilen während bes Kriegs 
gegeben in der Abficht, für eine übernommene Leiftung, 3. B. für Bezahlung 
einer Kriegscontribution, für Weberlieferung eines feiten Platzes Sicherheit zu ges 
währen. Sie werben aber auch zuweilen genommen, um Sicherheit zu gewinnen 
vielleicht für bie Ruhe einer eingenommenen Stabt ober Gegend. Vorzugsweiſe 
werben dann angeſehene Perſonen als Geiſeln veriwenbet, weil nur biefe theils 
durch ihren Einfluß auf die Bevölkerung, tbeils um ber Rückſicht willen, welche die⸗ 
felde auf jene Perfonen zu nehmen pflegt, eine perfönliche Gewähr zu geben im 
Stande find. Solche Geifeln find im wefentlihen nicht anders zu behandeln, als 
bie griedensgeifeln, nur wird eine größere Sorgfalt barauf zu nehmen fein, 
baß fie fich nicht der feindlichen Gewalt burch die Flucht entziehen. 


601. 
Kriegsgefangene_ find nicht Strafgefangene, fondern Sicherheitg- 


gefangene. Sie dürfen nicht mißhanbelt, noch gequält, noch zu unwürdigen 
Handlungen gezwungen. werben. 

1. Am. 56. 75. Die feindliden Perfonen haben vehtmäßig gehans 
belt, als fie am Kriege Theil genommen hatten, indem fie bazu von Seite ihrer 
Statögewalt beauftragt oder ermächtigt waren. Sie dürfen baher von dem Gieger 
nicht firafrechtlich verfolgt werben, Kriegsgefangene werden fienur aus potitifhen 
und militärifchen, nicht aus ftrafrechtlichen Gründen. Eben deßhalb ift es nicht 
bloß barbarifh und graufam, eines civilifirten States nicht würdig, bie Kriege- 
gefangenen zu mißhandeln, fondern auch widerrehtlich, benn jede ungerecht: 
fertigte Gewalt, bie gegen Anbere geübt wird, ift wider das Recht. 

2. Schon auf bem Transport find daher bie Kriegsgefangenen vor ber Beleibdi- 
gung bes vielleicht feindlich aufgeregten Pöbels zu hüten. Dann find fie — wo 
möglid — in feſten Plätzen, aber nicht in eigentlichen Gefängniffen, unterzus 
bringen. Als bie franzöfifchen Gefangenen noch in ben Jahren 1812 u. 1813 von 
Rußland wie Verbreder nah Sibirien transportirt wurben, war bas eine Maß⸗ 
regel, welche der ältern Kriegspraxis wohl erlaubt fcheinen mochte, aber dem heuti⸗ 
gen Rechtsbewußtſein nicht mehr entſpricht. Ebenſo war bas Berfahren, welches 
während bes norbamerifanifchen Bürgerkriegs in einem füdftatlihen Gefängniß gegen 
Kriegsgefangene ber Union gehandhabt wurde, indem bie Leute an Luft und Nah⸗ 
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rung beftigen Mangel litten und überbem noch roh behandelt wurben, wiber bas 
Völkerrecht. 


602. 


Perſonen, welche wegen eines vor ihrer Kriegsgefangenſchaft ver⸗ 
übten Vergehens der Strafgerichtsbarkeit des Nehmeſtats unterworfen ſind, 
können auch nachher von dem Gerichte verfolgt und beſtraft werden. 


Am. 59. Die Kriegsgefangenſchaft macht natürlich nicht frei von der ohnehin 
begründeten Verantwortlichkeit für Vergehen und Verbrechen, welche vor ber Kriegs⸗ 
gefangenſchaft verübt worden find. Wenn z. B. Jemand, der zuvor in dem Nehmes 
flat Wertbpapiere unterjchlagen oder geftohlen hatte, fpäter SKriegsgefangener wird, 
jo wirb er ebenfo ber Verfolgung des Strafgerichts überliefert, wie wenn er in 
bem eingenommenen State vorher einen gemeinen Morb begangen batte, 


603. 


Die Kriegsgefangenen find nicht Gefangene des Individuums, dem 
fie fid ergeben haben, fondern des States. Sie können daher auch nicht 
bon jenem Iosgefauft und freigelaffen werden, fondern nur vom State, 


Am. 74. Die Kriegsgefangenihaft iſt Kriegsmittel bes Stats, und 
nicht Machtübung ber Einzelnen. Sie befteht nur zu Statszweden, und nidt 
zur Befriedigung von Privatinterefien und Privatleibenfchaften. Daher Tann nur 
ber Stat barüber verfügen. Die Kriegsgefangenen find abzuliefen an das Com⸗ 
manbo, welches orbnungsmäßig und Traft feines Amts über das weitere Schickſal 
derſelben entjcheibet. 


604. 


Sriegögefangene find der Eingrenzung in eine Feſtung oder eine 
Stadt oder einen anderen Ortsumfang und fogar, wenn nöthig, dem Ge— 
fängniffe unterworfen, ſoweit die Intereffen ihrer Sicherung es erfordern. 


Am. 75. Das leitende Motiv ber Eingrenzung darf nie das fein, den 
Kriegsgefangenen ein Leiden zugufügen, fondern immer nur bag politifhemilis 
tärifche, diefelben einftweilen von ber Theilnahme am Kampf fern zu halten und 
durch den Gewahrſam, in dem fie gehalten ‚werben, ben eigenen Sieg und einen 
günftigen Frieden zu fördern. Officieren, welche fih auf Ehrenwort erklären, Teinen 
Sluchtverfuch zu machen, wirb baber oft bie Freiheit verftattet, beliebig in einer 
Stadt zu wohnen und fich fogar in ber Umgegend frei zu bewegen. Die Feſthaltung 
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in einem Gefängniß iſt eine ertreme Maßregel, zu welcher man insbefondere 
gegen ſolche Kriegsgefangene berechtigt ift, welche fich berjelben durch die Flucht 
hatten entziehen wollen. Vgl. zu $ 601. 


605. 


Der Nebmeftat ift verpflichtet, für die Ernährung und für die Ge— 
jundheit der Kriegsgefangenen joweit nöthig zu jorgen. 


Vgl. oben zu 601. Die Art ber Ernährung wird burd die Landes- 
und Bolfsfitte beitimmt. 


606. 


Soweit die Kriegägefangenen aus eigenen Mitteln für ihren Lebens⸗ 
unterhalt zu forgen im Stande find, ift der Stat nicht dazu verpflichtet. 


Sie können ihr mitgebrachtes Gelb dazu verwenden ober ihren Erebit benutzen. 
Die Verpflichtung des Stats, fie zu ernähren, beruht nicht auf einer Unterftüßungss 
pflicht an fich, fondern darauf, daß er das vermeintliche Recht über Leben und Tod 
nicht hat, fondern verpflichtet ift, ihr Leben zu erhalten, für beffen Unterhalt 
fie wegen der Gefangenſchaft außer Stande find, jelber zu jorgen. 


607. 


Die Kriegsgefangenen müſſen fi allen den Anordnungen fügen, 
welche der Nehmeftat im Intereſſe ihrer fichern Verwahrung für nöthig 
erklärt. 


Sie dürfen wohl gegen Täftige und unpafjende Anorbnungen ber nähern Aufs 
fiht je an die übergeordnete Stelle Beſchwerde führen und aud ihre Wünſche 
äußern. Aber Widerſetzlichkeit kann nicht gebuldet, fondern muß ſofort unter- 
drückt werben, wenn nicht für den Stat und feine Kriegsführung baraus ernfte 
Gefahren und Nachtheile enijteben jollen. 


608. 


Diefelben können auch inzwifchen zu Arbeiten angehalten werden, 
welche ihren bürgerlichen VBerhältniffen und ihrem Range angemefjen er= 
ſcheinen. Aber niemals dürfen fie zur Theilnahme an dem Waffenkampf 
zu Gunften des Nehmeftates angehalten werden. Auch dürfen fie nicht 
gezwungen werben, irgend welche Aufichlüffe zu geben oder Mittheilungen 


! 
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zu machen, welche die Intereſſen des States gefährben, welchem fie gedient 
haben. | 


Am. 76. 80. Die Berwendung zu angemeffenen und verhältniß: 
mäßigen Arbeiten bient al8 Erjaß für bie Koften, welde ber Stat auf ben 
Unterhalt ber SKriegsgefangenen auszulegen genöthigt if. Es ift bas dem MWefen 
nah nit Strafarbeit, fondern Erfatarbeit. Die bona fides, welche bie 
Staten einander jehulben, erfordert, baß man auch den Kriegsgefangenen nichts Un⸗ 
würbiges zumutbe; und moralifh unwürdig wäre e8, fie zum Kampf wiber ihr 
Vaterland und ihre Stats: und Kriegsgenofjen zu zwingen. Dagegen bat bie 
Arbeit an Feitungsbauten, während der Kampf noch fern ift, nicht diefen Charakter 
unmittelbarer. Feindfeligfeit. Dazu können baher Kriegsgefangene wohl angehalten 
werben. Vgl. oben $ 576. 


609. 


Ein Kriegsgefangener, welcher entſpringt, kann bei der Verfolgung 
auf der Flucht getödtet, aber er darf nicht, wenn er wieder eingefangen 


wird, wegen des Fluchtverſuchs geſtraft werden. 


1. Am, 77. Die Kriegsgefangenſchaft wird durch einen Act ber feindlichen 
Kriegsgewalt begründet, welche ihre Weberlegenheit bewährt. Es ift ein Unglüd, 
friegsgefangen zu werben, aber es ift fein Unrecht, ſich der Gefangenfchaft wies 
der zu entziehn, ben das heißt nur, bie natürliche Freiheit wieder erwerben und 
einer Demütbigung entgehn. 

2. Flüchtige Kriegsgefangene können freilich wieder mit Gewalt ver: 
folgt werden. Wenn die Flucht vereitelt und fie wieder eingebradht werden, dann 
ift eine rengere Bewadhung, nad Umfländen eine engere Einjchließung wohl 
gerechtfertigt, aber nicht die Beſtrafung derer, welche Fein Vergehen begangen, fonbern 
nur einen menſchlich untabelhaften und kriegsrechtlich erlaubten 
Verſuch gemacht haben, bie verlorene Freiheit wieder zu gewinnen. 


610, 


Eine Verſchwörung unter den SKriegsgefangenen zu allgemeiner Be⸗— 
freiung kann wegen ihrer Gefährlichkeit kriegsgerichtlich beſtraft merden. 
Ebenjo ein Complot unter den Kriegsgefangenen zum Aufruhr gegen die 
beitehenden Autoritäten. Sogar die Todesftrafe ift in ſchwereren Fällen 
der Art gerechtfertigt. 


Am. 77. Die Kriegsgefangenen find feindlihe Perfonen, welche nur ber 
Vebergewalt fich fügen. Jede gemeinjame Auflehnung berfelben ift daher 
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von äußerfier Gefährlichkeit. Sowohl Triegeriihe als ſtrafrechtliche Mittel Finnen 
bier angewenbet werben, um bie Gefahr zu bewältigen. Werben bie empörten 
Kriegsgefangenen von Bewaffneten umftellt und für ben Fall, daß fie nicht fofort 
zum Gehorfam zurüdfehren, mit Erſchießen bebroßt, jo ift das Erneuerung bes 
Kampfs, eine Eriegerifche oder, wenn man will, eine policeilihe Maß: 
regel, nicht Juſtiz. Aber die Gefährlichkeit ſolcher Verſchwörungen und Aufftände 
rechtfertigt auch ein ftrafgerichtliches Einfchreiten der Kriegsgerichte. 


611. 


Wenn es einzelnen Striegögefangenen oder aud) den Striegägefangenen 
insgefammt gelingt, zu entlommen und diejelben Perſonen jpäter wieder 
friegögefangen werden, ſo können fie wegen der frühern Flucht nicht ge= 
ftraft werden. 


Am. 78. Sie Einen wohl forgfältiger verwahrt werben. Vgl. oben zu sd 
612. 


Die Auswechslung der Kriegsgefangenen während des Krieges ift 
Sache der freien Convenienz der Friegführenden Staten. Ohne vorherigen 
Vertrag ift fein Stat verpflichtet, diefelbe zu gewähren. Auch eine bor- 
herige Verabredung verliert ihre Verbindlichkeit, wenn der andere PBacifcent 
diejelbe verleht hat. 


Am. 109. Das wechjeljeitige Intereſſe der beiden Triegführenden Parteien 
beſtimmt biefelben, zumal bei lange bauernden Sriegen, wohl, bie beiderjeitigen 
Kriegsgefangenen gegen einander aAuszuwechſeln. Sie vermindern baburch bie 
Laften ber Unterhaltung und Bewachung, und verlieren nichts babei, denn bie Vor: 
theile, welche eine Kriegspartei ber andern gegenüber von bem Befite von Kriegs- 
gefangenen erwartet, können erſt beginnen, wenn bie eine Partei mehr Kriegs: 
gefangene befitt, al& bie andere. Soweit ſich beide gleichitehen, werden bie Vor—⸗ 
theile bes Beſitzes aufgewogen und pur die Nachtbeile bleiben beiberjeits. Aber eine 
Pflicht, die Gefangenen umzutaufchen, befteht nicht. Vielmehr bedarf es einer beſon⸗ 
bein Berftänbigung beiber Parteien, um die Auswecholung vorzunehmen, 


613. 


Im Zweifel ift anzunehmen, daß die Auswechslung Mann für 
Mann, Rang für Rang, Berwundete für Verwundete gemeint fei und daß 


“die Entlafjenen wechjeljeitig für die Dauer des gegenwärtigen Sfrieges nicht 


mehr zu Sriegsdienften verwendet werden. 


Das Kriegsrecht. 9937 


| Am. 105. Der Grundfah ber Gleichwerthung (Parität) entipriht dem 

| natürlichen Nechtsfinn, welcher die feineren und beftreitbaren Unterjchiede nicht bes 

achtet willen will. Es find daher auch Linienofficiere den Landwehroffi— 

' cieren, und bie Soldaten der verjchiedenen Waffengattungen einander gleich zu 

ftellen. Die Zeitfrift, während welcher die Entlaffenen nicht mehr am Kampfe Theil 

v nehmen bürfen, Tann durch Vertrag näher beftimmt werben. Gewöhnlich wird die⸗ 
jelbe auf bie Dauer des gegenwärtigen Kriegs befehränft und deßhalb barf das im 
Zweifel als die Meinung der Partei vermutbet werben. 


614. 
Für Gefangene von höherem Rang werden in Crmanglung bon 
gegnerifchen Gefangenen desjelben Ranges je nach der Berabredung eine 


Anzahl Gefangener von geringerem Range ausgewechſelt. 


j Am. 106. Die Schätung iſt freilich jeher willkürlich, fie ift aber nicht zu 
| entbehren, wenn ber Zwed bes gleichmäßigen Austaufhes von Gefangenen ers 
reicht werben fol. Das Nähere wird gewöhnlich durch Cartelverträge beflinimt, 
welche von ben feindlichen Regierungen oder Befehlshabern abgefchloffen werben. 


615. 
f 
£ Die Kriegägefangenen haben die Chrenpflicht, ihren wirklichen Rang 
£ anzumelden und weder einen niedrigeren Rang in der Abficht anzugeben, 


ihrem State bei der Auswechslung einen Bortheil zuzumenden, noch einen 
höheren Rang zu behaupten, um eine befjere Berpflegung zu erhalten. 


B Verletzungen diefer Pflicht können beftraft und eine gerechte Urſache werden, 
r die Entlaffung folder Gefangenen zu verweigern. 

“ Am. 107. Der Nehmeſtat ift jedenfalls berechtigt, eine derartige Täuſchung 
Y bisciplinarijch oder ftrafrechtlich zu ahnden. Aber auch ber heimiſche Commandant 
F fann den Untergebenen nad) ber Entlaffung zur Verantwortung ziehen und beftrafen. 


Freilich wirb ber letere weniger bazu veranlaßt fein, wenn bie Täuſchung in ber 
Angabe eines geringern Ranges, als wenn fie in der Anmaßung eines höhern 
⸗ Ranges beſtanden hatte. | 


616. 
. Die Ueberzahl | bon entlaffenen Gefangenen mag durch ein entſpre⸗ 
— chendes Löſegeld oder andere Gegenleiſtungen ausgeglichen werden. Solche 
x Berabredungen bedürfen aber im Zweifel der Genehmigung der oberſten 
it Autoritäten. 
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Am. 108. Zu Gegenleiftungen bient unter Umftänden bie Lieferung von 
Nahrungsmitteln oder Kleidungsftüden beffer noch als Geld. Unter ber oberften 
Autorität ifl aber nicht nothwenbig bie Statsregierung, fondern auch ber Höchſt⸗ 
commandirende ber betreffenden Armee zu verftehen. 


617, 


Kriegsgefangene können nad) Umftänden auch auf Ehrenwort ent- 
laſſen werden. 


Am. 119, 


618, 


Ehrenwort (Parole). bedeutet die Einfekung. der -perfönlicfen Ehre 
und_der ehrlichen Treue, die verſprochene Zujagelzu erfüllen, mit Rüdficht 
auf melde die Entlafjung gewährt ift. 1.63 ß 


Am. 120. 


619. 


Die Abgabe des Ehrenworts ift zwar ein individueller aber fein 
bloßer Privatact, jondern gehört dem öffentlihen Rechte an. 


Am, 4121. Der Gefangene Tann nur fein individuelles Wort geben 
und nur feine perſönliche Ehre verpfänden. Inſofern ift das eine individuelle 
That; aber doch nicht ein Privatgefhäft, denn er Tann e8 wieber nur als Kriegs- 
gefangener thun, d. 5. aus einem völfer- und Friegsrechtlichen Zuftande heraus und 
in ber Abficht diefen zu löſen. Inſofern hat ſchon die Erklärung eine öffentlid- 
rechtliche Bedeutung. Noch entjchiedener tritt biefe Bedeutung hervor in der 
Annahme der Erklärung von Seite ber Statsmadht und in ber Entlafjung 
aus der Gefangenjdhaft. 


620. 


Kein Kriegsgefangener Tann zur Ertheilung’des Ehrenmwort3 gezwun— 
gen werden und feine Regierung ift verpflichtet, Sriegsgefangene auf Ehren- 
wort bin frei zu geben. Die Sriegspartei kann aber durch eine allgemeine 
Verordnung erklären, ob und unter meldhen Bedingungen fie Gefangene 
auf Ehrenmwort entlafien werde, 
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Am. 132. 133. Aehnlich verhält es fih mit der Ertbeilung einer be- 
[hränften Freiheit an bie Kriegsgefangenen, mit Bezug auf ihr Ehrenwort, 
baß fie diefelbe nicht zur Flucht mißbrauchen werden. Einem gefangenen Officier 
kann jo verftattet werden, in einer Stadt frei zu leben auf fein Ehrenwort Hin, 
daß er den Umkreis derjelben nicht verlaffen werde. Weigert er ſich, das Ehrenwort 


zu geben, fo ift der Nehmeftat veranlaßt und berechtigt, ihn in fihern Gewahrjam 
zu bringen. 


621. 


Soldaten können das Ehrenwort nur dur) Vermittlung ihrer Of- 
ficiere und auch diefe nur mit Genehmigung ihres oberften Officiers geben, 
der zur Stelle ill. 


Am. 126. 127. Weil das ganze Verhältniß eine politifche und vorzüg- 
ih militärifche Bebeutung hat, fo bedarf es der Ermädtigung eines Officiers, 
bem ein Commando übertragen ift und barf nur, wenn ein folcher nicht da ift, von 
einem andern Officier eingegangen werben. Wenn fein Officier ba ift, dann freilich 
können bie Soldaten auch auf ihr perfünliches Ehrenwort bin entlaffen werben. 
Die Soldatenehre ift nicht auf bie Officiere befchränft. Wie man bem Eide der 
Soldaten vertraut, fo kann man auch ihrem Ehrenwort vertrauen. Aber bie Sitte 
bes Ehrenworts beſchränkt fi gewöhnlich auf die höher gebildeten Glafjen, und in- 
jofern kann es Bebenfen haben, dasſelbe bei gemeinen Soldaten, ohne DOfficier, 
zuzulaſſen. 


622. 


Während der Schlacht iſt die Entlaſſung auf Ehrenwort nicht zu= 
läſſig und unwirkſam. 


Am. 128. Wohl können ſich während der Schlacht Truppentheile als Kriegs⸗ 
gefangene ergeben, aber bie Löſung bes Verhältniſſes auf Ehrenwort hin wird als 
ber Kriegafitte zuwider betrachte. Das amerikaniſche Statut geht weiter. Es er: 
Märt auch bie Entlaffung ganzer Truppenkörper nad der Schlacht auf Ehrenwort 
für unzuläffig und unverbindlich, und ebenfo die allgemeine Entlaffung einer Menge 
Gefangener mit der bloßen Erffärung, daß fie auf Ehrenwort entlaffen fein. Es 
bedarf vielmehr eines beſondern perſönlichen Acts. 


623. 


Die gewöhnliche Einſetzung des Ehrenworts hat den Sinn, daß der 
auf Ehrenwort Entlaffene während des Krieg! nicht mehr gegen den ent- 
laffenden Stat Tämpfen werde, außer es wäre für ihn fpäter ein anderer 
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Kriegsgefangener ausgewechſelt worden und in Folge deſſen das Recht der 
Auswechslung maßgebend geworden. 


Am. 130. Auch bei der Auswechslung kann biejelbe Beſtimmung bes 
Nichtdienens verabrebet oder auch ohne Verabredung gemeint fein. Vgl. F 612. 
Es find aber auch entgegengefette Verabrebungen möglich, in Folge beren bie aus⸗ 
gewechjelten Gefangenen wieber in bie Reihen der Armee eintreten dürfen. 


624. 


Das Verjprechen bezieht ji nur auf den activen Felddienſt gegen bie 
entlaffende Sriegspartei und ihre Bundesgenoffen, nit auf den innern 
Milttärdienft und nicht auf civile oder diplomatische Dientleiftungen, auch 
nicht auf das Fechten wider andere Tyeinde. . 


Am. 130. Nur das Fechten wider die Kriegspartei gift als Treu: 
bruch und als ftrafbarer Mißbrauch ber zurüdgegebenen Freiheit. Die auf Ehren: 
wort entlaffenen Officiere können aber zum Ginerercieren von Rekruten, 
oder zu Befeftigungs= oder Bureauarbeiten verwendet werden, obne baf 
darin ein Treubruch erfannt wird. 


625. 


Ein Officer, welcher dem. Ehrenwort zumider gegen die entlaffende 
Kriegspartei ficht, kann um dieſes Treubruches willen, wenn er neuerdings 
in die Gewalt derjelben geräth, kriegsgerichtlich geftraft und ſogar zum 
Tode verurtheilt werden. 


Am. 130. Es ift das ein fchweres Vergehen gegen ben Stat, ber ihn frei: 
gelafjen hat, aber auch vor dem Ehrgefühl ber eigenen Truppen nicht zu rechtfer⸗ 
tigen. Werben folde wortbrüchige Dfficiere wieder ergriffen, jo können fie vor 
ein Kriegsgericht geftellt und von dieſem verurtheilt werben. Freilich wenn ber 
Krieg zu Ende fommt, bann hört auch bas Recht zur Verfolgung und Beltrafung 
folder Verletzungen bes Kriegsrechts auf. Man darf im Frieden nicht wieber auf 
ſolche Straffälle zurückgreifen. 


626. 


Wenn die Regierung, welcher der auf Ehrenwort entlaffene Officier 
angehört, das Verſprechen nicht billigt, jo ift derſelbe verpflichtet, ſich wie⸗ 
der zur Kriegsgefangenſchaft zu ftellen. Nimmt ihn der Feind nicht mehr 
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al3 Gefangenen an, fo ift er von feiner Zufage befreit und des Ehren⸗ 
wortes entbunden. 


Am, 131. Er darf nicht etwa, geftüßt auf die Nichtgenehmigung, ſich als 
thatſächlich frei betrachten und in feinen Truppenförper wieder eintreten, fonbern er 
muß fi, da bie Entlaffung unwirffam geworben ift, nun wieder als Kriegs: 
gefangenen betrachten und fib dem Feind wieber ftellen. Nur biefer 
Tann ihm die Freiheit wieber geben; fie zu nehmen ift Treubruch am Chrenwort. 


6. Verfahren gegen Deferfeure und Aebexläuſer, Spione, Kriegs 
verräfher, Wegeführer, Räuber, Marodenrs, Ariegstebellen. 


627. 


Dejerteure, die wieder eingebracht werden, oder Ueberläufer zum 
Feinde, welche wieder gefangen werden, find der ftrafgerichtlichen Behand- 
lung des Kriegsrechts unterworfen und Tünnen mit dem Tode beftraft 
werden. 


Am. 1. Es ift das, genau genommen, eher ein Sa bes einheimiſchen 
Strafrehtes als des Völkerrechts. Indeſſen mag die Rüdficht darauf, daß 
bie Dejerteure, indem fie ihrer Fahnenpflicht untreu werben, fich gewöhnlich 
in ein frembes Land begeben und baß bie Ueberläufer geradezu zum Feinde 
übergeben, e8 rechtfertigen, baß dieſe Fälle auch in einer Darfiellung des Völker⸗ 
rechts erwähnt werben. 


628. 


Spione fönnen, wenn fie bei Erfüllung ihrer Abficht ergriffen wer- 
den, kriegsrechtlich mit dem Tode beitraft werden, ohne Rückſicht darauf, 
daß fie aus Auftrag handelten und ob ihre Späherei von Erfolg mar 
oder nicht. 


Am. 88. Der Grund ber firengen Beftrafung ber Spione liegt vorzüglich 
in ihrer Gefährlichfeit für die Kriegsführung, verbunden mit ber als nicht 
ehrenhaft betrachteten Hanblungsweife der Spione, nicht barin, daß biefelben- 
eine verbrederifhe Gefinnung beihätigen. Wenn fie im Auftrag ihres 
States handeln, fo können fie in gutem Glauben fein, eine Pflicht zu erfüllen; und 
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fogar wenn fie aus freien Antrieb handeln, jo kann auch Bier ber Patriotismus fie 
bazu treiben. Die Todesftrafe fol zur Abſchreckung dienen. Der Kriegsgebraud 
hat fie fogar in der entehrenben Form bes Hängens eingeführt. Uber fie darf doch 
nur als äußerſte Strafe in ben gefährlichſten Fällen zur Anwendung kommen. 
In fehr vielen Fällen wäre fie unverhältnißmäßig hart, Die neuere Praris 
ift auch hier milder geworben und begnügt fich oft mit geringen Strafen, inbejon- 
bere mit Verhaft. Ein befanntes Beifpiel der härteften Strafe, bie an einem höhern 
Dfficier der feindlichen Armee vollzogen wurde, ift bie Hinrichtung bes englijchen 
Majors Andres, bes Generalabjutanten ber Königlichen Armee, welder in dem 
norbamerifanifchen Befreiungsfriege von einem amerikaniſchen Kriegsgericht zum 
Tode verurtbeilt und troß ber Verwendungen ber englijchen Generale gehängt 
wurde. Er hatte vergeblich darum gebeten, als Krieggmann erjchoffen zu werben. 
Bol. Phillimore IL 183 f. 


629. 
AS Spion wird betrachtet, mer. heimlicher Weife oder unter trüge— 


me 


riſchen Vorwänden ſich in bie Linien des Heeres in der Abſicht einſchleicht 
oder begibt, um Erkundigungen einzuziehn, die für die Kriegsführung des 
Feindes erheblich ſind, und dieſelben an den Feind mitzutheilen. 


Am. 88. Die offen geübte Erkundigung kann zum Verrath mißbraucht 
werben (vgl. $ 631), aber fie iſt nicht Spionerie. Der Makel des Anſtößigen und 
Unehrenhaften, welcher der Spionerie anflebt, beruht auf der Heimlichkeit des 
Berfahrens und den trügerifhen Vorwänden. Das — wenn auch heim: 
lide — Erſpähen ber feindlichen Rüftungen und Waffenpläke vor dem Ausbruch bed 
Kriegs kann je nah Umftänden policeilich geahndet, darf aber nicht als Spio- 
nerie Triegsgerichtlich beftraft werden. Nur im Kiege und nach Kriegsrecht gibt es 
Spione. Auch dann aber muß man fih hüten, allzuleicht auf Spionerie zu jchlie- 
Ben. In dem beutfchen Kriege von 1866 war bie Spionenriecherei befonders in 
ben fübdeutjchen Heeren zu einer Manie geworden, welche eine Menge höchſt un: 
ſchuldiger Perſonen momentan arg beläfligte, aber fchließlich doch nirgends ernfte 
Zolgen hatte. 


630. 


Militärperjonen,. welche als erkennbare Feinde in die feindliche Linie 
eindringen, wenn auch in der Abficht, die Stellung und die Verhältniffe 
des Feindes zu erkundigen und Truppentheile, welche recognogeiren, dürfen 
wohl Triegsgefangen gemacht, nicht aber als Spione behandelt werden. 


Die Entfendung von Recognitionspatrouillen gehört zu ben erlaubten 
und wechjeljeitig geübten Kriegsmitteln. Es können auch einzelne ortskundige Sol: 
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baten dazu verwendet werben, und jogar die Führer felbft auf Mecognoscirung 
ausreiten. Die Nbficht ift auch bier die Erkundung der Schwächen ober Stärken 
ber feindlichen Stelung und aller Bebingungen ber militärifhen Action. Diefe 
erlaubte Art ber Beobachtung ift nicht minder gefährlich als bie Spionerie, aber 
weil fie als ein Beftandtheil ber Kriegsführung felber gilt, darf fie auch vom Feinde 
nicht ſtrafrechtlich behandelt werben. x 


631. 


Auch mer ſolche Erfundigungen über die Kriegsführung, die ihm 
auf geſetzlichem Wege oder in erlaubter Weile zugelommen find, zum 
Nachtheil des Heeres, in deffen Bereich er fi befindet, an den Feind 
mittheilt, wird als Kriegsverräther kriegsrechtlich und in ſchweren Fällen 
mit dem Tode beitraft. 


Am. 89. 90. Diefe Handlung kann zugleih ein gemeines Verbrechen 
bes Landesverrathes fein, wenn ein Officier des Heeres, ober ein Civilbeamter 
bie ihm anvertrauten Kriegspläne bem Feinde verräth ober wenn ber Bewohner 
einer Stadt oder Feſtung den feindlichen Heerführern Mittbeilungen in ber Abficht 
zufommen läßt, die Eroberung ber Stabt ober Feſtung zu erleichtern. Aber fie Tann 
auch unter Umfländen vorkommen, in denen das bürgerlihe Strafgefeg 
fein Verbrechen findet, und dennoch ber großen Gefährlichfeit wegen Friegsgericht- 
Lich geftraft werben. Vielleicht gehört der Verräther perfönlich dem State an, befjen 
Heer fih als Feind nähert unb macht feine Mittheilungen aus Patriotifcher Gefin- 
nung. Trotzdem läuft ev Gefahr, von dem am Ort berrichenden Feind als Verräther 
vor ein Kriegsgericht geftellt und vieleicht erfchoffen zu werden. Es Hilft ihm nicht 
einmal bie Einwenbung, daß bie Kriegsgewalt, ohne wirkliche Landes hoheit zu bes 
figen, nur vorübergehend ben Ort bejett habe. Dagegen beſchränkt jich diefe Straf: 
befugniß ber Kriegsgerichte auf die Fälle, in denen ein berfelben Kriegsgewalt, wenn 
auch nur vorübergehenb unterworfener Bewohner ihr zum Nachtheil dem Feinde 
Mittheilungen gemacht bat, und barf nicht auf foldhe Fälle ausgedehnt werben, in 
benen die Kriegsgewalt erfi nachher in ben Beſitz des Ortes kommt, von dem aus 
bie Mittheilung gemacht worben ift. 


632. 
rund 
Dan der Strafe des Kriegsverraths wird auch der bedroht, welcher 
aus einem bon der feindlichen Kriegsmacht bejeßten Orte an jein heimat= 
liches Heer oder feine heimatlihe Regierung Mittheilungen in der Abſicht 
macht, die jene„Drte beſetzende Krieggmacht zu gefährden. 


Am. 92%. Vgl. zu $ 631. Indeſſen wird in folden Fällen bie Strafe nur 
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ans dem Triegerifchen Nothrecht zu rechtfertigen fein. Die That‘ ſelbſt Tann nicht 
als ehrlos gebrandmarkt werben. 


633. 


Wenn ein Spion oder Kriegsverräther glücklich zu feinem Heere 
zurüdfehrt, dem er t zugehört, oder das feinem Vaterlande dient und jpäter 
wieder bon dem Tyeinde gefangen wird, ſo wird er wegen feiner früheren 
friegögefährlihen Handlung nicht mehr beitraft, aber ift als beſonders 
gefährlicher Gefangener ſchärferer Ueberwachung ausgeſetzt. 


Am. 104. Das Kriegerecht iſt Nothrecht. Indem fi) ber Spion ober ber 
Kriegsverräther ber feindlichen Kriegsgewalt entzieht, hat er ſich auch der State: 
gewalt des Feindes entzogen; und dieſe einmal erloſchen, lebt nicht wieder auf, ohne 
eine neue wegen ihrer Gefährlichkeit für bie Kriegsführung kriegsrechtlich ſtraf⸗ 
bare That. 


634. 


Mer freiwillig dem feindlihen Heere als Wegeführer ſich anbietet 
und die Wege zeigt, wird als Kriegsverräther betrachtet und beitraft. 


Am. 95. 96. Auch bier ift zu wunterfcheiden zwifchen bem gemeinen 
Berbrehen bes Landesverraths, weldhes der gewohnten Strafjuftiz dann 
anheimfällt, wenn bie Kriegsgewalt entweder nicht befugt oder nicht geneigt iſt, ein- 
zufchreiten und ber bloß Friegsgerichtlich firafbaren That, bie an fi Tein 
Verbrechen ift, aber wegen ihrer bejondern Gefährlichkeit für die Kriegsführung ges 
firaft wird. Wenn 3. B. ber Bürger eines von dem Feinde beſetzten Ortes fich als 
Wegeführer einem vaterländifchen Truppenförper anbietet, damit derfelbe den Feind 
überfalle und wieder verbränge, und wenn er bei dem Verſuch ergriffen wird, fo 
kann er von bem feinblihen Kriegsgerichte als Kriegsperräther verurtheilt und er- 
hoffen werden, obwohl er eine patriotifche That zu vollziehen in guter Mei: 
nung war und nicht zur Treue, fondern nur zum Gehorfam vorübergehend 
der feindlichen Kriegsgewalt verpflichtet war. 


635. 


Wer dagegen von den feindlichen Truppen genöthigt wird, als 
MWegeführer die Wege zu zeigen, ift auch vor dem Kriegsrecht gerechtfertigt. 


Am. 93. 94. Der Einzelne Tann ber Kriegsgewalt nicht Wiberitand 
leiften und muß fchlieplich der Bedrohung fich fügen ; benn man barf nad) menſch⸗ 
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fihem Net Niemandem zumuthen, daß er eher zum Märtyrer werbe unh ſich eber 
mißhandeln ober tödten laſſe, als ber thatſächlichen Statsgewalt Folge leiſte. Alle 
Armeen bebürfen ber Wegeführer und alle wenden im Nothfall Drohung und Zwang 
an, um biefelben zu befommen. Daher barf auch Niemand geftrafl werden, weil er 
dieſer Nothwendigkeit [ih unterwarf. 


636. 


MWegeführer, welche die Truppen abfichtlich mißleiten, verfallen dem 
Kriegsrecht diefer Truppen und können mit dem Tode beitraft werden. 


Am. 97. Die große Gefahr, in welche bie Truppen durch abfichtliche 
Irreleitung gebracht werben können, vechtfertigt auch hier bie militärische Strenge. 
Die Kriegsgerichte müffen fi) aber davor hüten, Teichthin eine verrätheriiche Abjicht 
bes Wegeführers zu vermuthen, denn es ift ſehr möglich, daß dieſer fich felber ge: 
täufcht und fich verirrt bat, während er bie Abficht Hatte, dem richtigen Weg zu 
finden und zu fuchen. In biefem Falle darf er nicht geftraft werben. Es bebarf 
daher zur Beftrafung des Irreführers eines Beweiſes der böfen Abſicht, 
welche freilich nur aus ben Umſtänden zu erfchließen ifl. 


637. 


Auch den diplomatiſchen Agenten ift nicht geftattet, während des 
Kriegd aus dem von Truppen bejeßten Lande über die militäriihen Zu— 
fände und Vorgänge Mittheilungen nad außen zu machen, melde ber 
friegführende Gegner zum Schaden der erjtern Kriegspartei benugen Tann. 
Zumiderhandelnde können fofort weggewiefen und bei großer Gefahr jogar 
verhaftet und einftweilen ficher verwahrt werden. 


Am. 98. Die privilegirte Stellung ber biplomatifchen Perfonen barf nicht 
mißbraucht werben, um bie Kriegsführung zu fhäbigen. Die Sicherheit biefer 
ift eine jo überaus wichtige Angelegenheit, daß jelbft ein Eingriff in das Privilegium 
ber Unverleglichfeit der Gefanten und in ihre Erterritorialität gerechtfertigt erjcheint, 
fobald und in fo weit derſelbe nöthig ift, um die Kriegsführung gegen ſolche Ge⸗ 
fährbung zu hüten. , 


638. 


Auch den fremden Beſuchern und Berichterftattern ift in dieſer Hin 
ficht große Vorficht zur Pflicht gemadt. Die Befehlshaber können ihnen 
beftimmte Mitteilungen unterfagen und nah Umftänden eine Gontrole 
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ihrer Correſpondenzen anordnen, fie in Yolge der Mißachtung der nöthigen 
Vorſicht wegweiſen oder wenn Gefahr vorhanden ift, fie in ſchweren Yällen 
ungehöriger Mittheifung fogar der kriegsgerichtlichen Beftrafung überant- 
orten. 


1. Am. 98. Auweilen werden Officiere neutraler Staten in ber Ab: 
fit dem Heere beigegeben, damit fie den Gang bes Krieges beobadhten und bie 
Kriegsführung fudiren. Es hängt natürlich von ben Kriegsführern ab, ob fie die⸗ 
jelben zulafjen wollen oder nicht. Dieſe DOfficiere Haben ben Auftrag, an ihre Re⸗ 
gierungen zu berichten. Dabei ift bie Grenze nicht immer leicht zu finden zwiſchen 
ber unverfänglihen und daher erlaubten, und ber gefährlichen und 
baber verbotenen Mittheilung. Der nächfte Entjcheib barüber muß ber Krieges 
gewalt felber vorbehalten bleiben. 

2, Aehnlich verhält es fih mit ben Berichterfiattern ber Zeitungen, 
fei e8 aus neutralen Staten ober aus ben Triegführenden Staten felber. Auch da 
ift große Vorſicht nöthig, damit nicht gefährliche Meittheilungen gemacht und bafür 
die Eorrefpondenten zur Verantwortung gezogen werben. 


639. 


Couriere mit Depefchen oder Boten mit mündlichen Aufträgen wer— 
den, wenn fie offen in folder Eigenſchaft reifen oder als Soldaten in 
Uniform den Dienft erfüllen und in die Gewalt des Feindes gerathen, 
als Kriegsgefangene behandelt. Wenn fie aber heimlih und nicht als 
Soldaten erkennbar ſich durchzuſchleichen ſuchen, jo find fie zwar nicht als 
Spione oder Kriegsverräther anzufehen, aber fie verfallen doch einer den 
Umftänden entiprechenden kriegsrechtlichen Beitrafung. 


Am. 99. Es gilt als ein burhaus ehrenvoller militärifher Auf: 
trag, in einen vom Feinde belagerten Pla von ben Entfattruppen ber einen Boten 
zu ſchicken oder umgefchrt. Troß ber Gefährlichfeit folder Verbindung darf ber Soldat, 
welcher bei der Erfüllung feines Dienftes von ben feindlichen Wachen ergriffen wirb, 
doch nicht als Spion ober Verräther betrachtet und beftraft, fondern nur zum Kriegs⸗ 
gefangenen gemacht werben. Wenn aber Nichtfolbaten in heimlicher Reife 
ben Botenbienft übernehmen und heimlich ausführen, dann laufen fie Gefahr, vor 
ein Kriegsgericht geftellt zu werben. 


640, 


Bösartige Verſuche, den Feind zu ſchädigen, welche nicht zu_ber 
militäriſch georbneten Kriegsführung gehören, können wegen ihrer Geführ- 
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lichkeit Triegsrechtlich, in beſonders ſchweren Fällen jogar mit dem Tode 
beftraft werben. 


Am. 101. Hieher Tonnen 3. 3. das Abfangen der Kriegspoften buch unbe: 
rufene Perfonen und das Verbreiten falfcher Nachrichten gerechnet werden. Die 
Kriegsführung muß fi) ſolcher feindlichen und nicht gerechtfertigten Schädigung er: 
wehren und darf deßhalb im Notbfall eine abjchredende Strenge eintreten Taffen. 


641. 


Bewaffnete Räuber oder andere Miffethäter, welche auf eigene Fauft 
morden, berwunden, vauben, plündern, brennen, Brüden und Canäle zer- 
ftören, Eifenbahnfchienen aufreigen, Telegraphendrähte abjchneiden, um den 
Truppen Schaden zuzufügen oder unter dem Schein der Sriegsführung 
ihren Leidenschaften zu fröhnen, können, wenn fie in die Gemalt der 
Truppen fallen, kriegsrechtlich, in ſchweren Fällen mit dem Tode beitraft 
werden. 


Am. 84. Hier concurrirt wieder ſehr oft, aber nicht immer, ein gemeines 
Verbrechen mit einer kriegs rechtlich ſtrafbaren That. Werben bie Ein: 
wohner eines Ortes zu gemeinfamer Abwehr bes Feindes von der militärifchen Ges 
walt aufgefordert und verüben fie in Folge deſſen Thaten ber Gewalt, jo ift das 
friegerifche Action. Aber nicht als folche gilt es, wenn etwa bie Einwohner bie bei 
ihnen einquartierten Soldaten im Schlafe überfallen und binden oder tödten, oder 
wenn Parteigänger unter dem Scheine ber autorifirten Truppen Erprefjungen üben 
oder wenn fanatifirte Weiber auf die einrüdenden Feinde heißes Waſſer ausgießen. 
Auch wenn jolhe Thaten vielleicht nicht aus einer verbrecherifchen, fondern einer 
patriotifhen Gefinnung verübt werben, jo find fie ihrer Verderblichkeit wegen 
bennoh und weil fie außerhalb ber geordneten Kriegsführung geſche— 
ben, Triegsrechtlich zu beftrafen. 


642, 


Ebenſo unterliegen der kriegsrechtlichen Beſtrafung bis zur Todes— 
ſtrafe die Marodeurs, welche den Truppen nachſchleichen und auf uner— 
laubte Beute ausgehen. 


Den Truppen folgt im Kriege ein Schwarm frechen und diebiſchen Gefinbels 
nach, welches fich auf die Schlachtfelder flürzt, wie bie Raben und unleidlichen 
Unfug treibt. Dieſe Marodeurs beftehlen die Leichen, morden auch wohl Vers 
wundete, um fie zu berauben. Um fie zu verfcheuchen und zu bänbigen, Hilft nur 
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eine gute Feldpolicei (Gensdarmerie) und bie äußerſte Strenge einer raſchen militä- 
riſchen Juſtiz. 


643. 


Auch die Kriegsrebellen, d. h. die, welche in einem von den Trup⸗ 
pen beſetzten Gebiete die Waffen gegen dieſelben oder gegen die von der 
Kriegsgewalt niedergeſetzten Autoritäten ergreifen, können vor ein Kriegs⸗ 
gericht geſtellt und mit dem Tode beſtraft werden. 


Am. 85. Derartige Aufſtände werden nicht bloß mit Waffengewalt unter⸗ 
drückt, ſondern auch, weil fie nicht zur ordentlichen Kriegsführung gehören und um 
ihrer Gefährlichkeit willen kriegsrechtlich beſtraft. Es gilt das auch dann, 
wenn etwa die ganze Bevölkerung einer beſetzten Stadt oder Gegend aufſtehen ſollte, 
während die feindlichen Truppen noch dieſe Orte beſetzt oder in ihrer Macht haben. 
Die Aufſtändiſchen können ſich auch nicht damit gegen die herrſchende Kriegsgewalt 
rechtfertigen, daß fie ſich auf Befehle berufen, welche fie von ihrer rechtmäßigen — 
aber zur Zeit außer Beſitz gejebten — Regierung erhalten haben, 


7. Recht der Kriegsgewalt über das feindfihe Vermögen und das 
Dermögen der friedlihen Verſonen in Feindesland. 


A. Im Landfrieg. 
644, 


Die fiegende Kriegsgewalt eignet ſich nach Kriegsrecht alle öffentliche 
Habe des Feindes an, jo weit fih ihre Macht erjtredt. Borbehalten 
bleibt das Necht des Heimfalls an den Stat, dem diefe Habe nad) Friedens— 
recht zugehört hat bis zur endlichen neuen Friedensordnung. 


Am. 31. Als Feind im eigentfihen und vollen Sinne ift nur ber Stat 
zu betrachten, gegen welchen ber Krieg geführt wird (vgl. Einleitung ©. 30 f.). 
Dem Stat gegenüber wirb heute noch eine Art Beuterecht infofern anerkannt, 
als die Öffentliche Habe besfelben von dem feindlichen Sieger weggenommen und 
angeeignet werden darf. Aber bie rechtliche. Grundlage desſelben ift nicht mehr, wie 
im Alterthum, die Anficht, daß Feindesgut herrenlos (res nullius) und deßhalb 
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ber Occupation preisgegeben fei, fondern es wirb im Gegentheil vorans⸗ 
gefegt, gerade weil es dem feindlihen Stat zu gehöre, bürfe es bemjelben 
im Krieg weggenommen werben. Dan fieht darin ein Friegerifch gerechtfer: 
tigtes Zwangsmittel gegen ben feindlihen Stat. Indeſſen fogar innerhalb ber 
Habe des feindlihen Stats werden weitere Unterfcheidungen zur Beſchränkung ber 
feindlichen Wegnahme gemadt. Vgl. unten $ 648 f. 


645. 


Insbeſondere find die Sriegscafen, Waffen und Waffenvorräthe, 
Magazine mit Lebensmitteln, Transportmittel für das Heer und überhaupt 
alles da8 Vermögen, welches der Kriegsführung unmittelbar dient, als 
Kriegäbeute zu betrachten und fallen zur Verfügung und Benubung dem 
liegenden Heere zu, vorbehalten die befondern Anordnungen der fliegenden 
Statögewalt. 


Am entichiedenften macht fih nah ber Natur und den Bebürfniffen ber 
Kriegsführung das Recht ber Wegnahme geltend mit Bezug auf die gefammte 
Kriegsausrüftung bes Feindes. Da greift bie Kriegsgewalt zu, foweit fie fich 
berfelben bemächtigen kann, felbft ohne zu unterfuchen, ob dieſelbe nicht vielleicht 
zum Theil Privatgut ſei. Wenn die Beziehung zur feindlichen Kriegs: 
ausrüftung offenbar ift, fo verfallen alle derartigen Gegenflände der Wegnahme 
des fiegenden Heeres, indem es eine der wichtigften Aufgaben ber Kriegsführung if, 
ben Feind zu entwaffnen. Es gilt das in neuerer Zeit au) von bem Material 
der Eiſenbahnen (Locomotiven, Perfonene und Güterwagen), obwohl basjelbe 
vielleicht nicht Eigenthum des Stats, fondern einer Privatgefellihaft if. Die Eiſen⸗ 
bahnen dienen doch dem öffentlihen Verkehr in eminenter Weife und ihre 
Verwendung für bie Kriegsführung zu Truppenmärfhen und Lieferungen von Lebens: 
mitteln u. f. f. ift fo äußerft wichtig, daß bie Kriegsgewalt biefelben wenigſtens pro⸗ 
viſoriſch als Hffentliches Gut behandelt und es den Geſellſchaften überläßt, fich Dep» 
halb im Frieden mit dem State, in befjen Gebiet die Eiſenbahnen verbleiben, aus 
einander zu ſetzen. Aehnlich verhält es fih mit Waffenmagazinen, weldhe zur 
Kriegsführung dienen, aber vielleicht einer Privatperfon gehören. Die Beftim:- 
mung biefer Sachen für Kriegszwede bringt fie in bie Gefahr, von ber Kriegsfüh- 
rung weggenommen zu werden. Magazine von Lebensmitteln verfallen aber 
nur dann biefer Wegnahme, wenn fie für Kriegszwede, nicht aber, wenn fie 
zur Ernährung ber frieblihen Bevölkerung beflimmt waren. Natürlid) 
bleibt immer das Recht ber Kriegsgewalt vorbehalten, für bie nöthige Ernährung 
des Heeres burcchgreifende Sorge zu üben. 


646, 
Ebenſo ift die fiegende Kriegsgewalt berechtigt, ſich der öffentlichen . 


- 
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Gebäude und Grumdftüde in Feindesland zu den Zwecken der Kriegsfüh— 
rung und zur Verwaltung der Statögewalt einftweilen zu bemächtigen 


‘und die Einkünfte derjelben zu benugen. Ob das Eigenthum an dieſen 


liegenden Gütern auf den fiegenden Stat übergege, hängt von dem Frie⸗ 
densfchluffe und insbejondere davon ad, ob der fiegende Stat dauernde 
Hoheit über den Gebietstheil erwerbe, in welchem dieſe Güter gelegen find. 


Es gilt das nicht bloß von Feftungen, Cafernen und Ähnlihen unmit- 
telbäar der Kriegsmacht dienenden Gebäuden, fondern ebenfo von NRefidenzen, 
Miniiterialgebäuben, Amts: und NRatbhäufern jeder Art. Auch über 
bie Einfünfte der Domänen kann bie fiegende Kriegsgewalt verfügen, foweit biejelben 
in ihren Bereich fallen. Aber das Eigenthum an bem liegenden Gute geht mit ber 
Beſitznahme noch nicht auf diefelbe über, fondern erft dann und nur dann, wenn fie 
auch die Statshoheit endlich im Frieden erwirbt. inwiefern der bisherige 
Stat Eigentbümer if, tritt ber neue Stat, ber die Gebietshoheit erwirbt, 
an feine Stelle. Vgl. oben $ 54. 


647. 


Die fiegende Kriegägewalt verfügt auch über die öffentlichen Ein- 
fünfte und Steuern, welche in dem eingenommenen Gebiete erhoben wer⸗ 
den, in dem Sinne jedoch, daß die regelmäßigen und unvermeidlichen 
Ausgaben für die Verwaltung de3 Rechts und der öffentlichen Intereſſen 
daraus fortbeftritten werben. 


Vgl. oben F 541. 547. Auch andere Eafjen, als bie Striegscaflen, welche dem 
State zugehören, können von bem Feinde weggenommen werben ($ 644). Nber bie 
civilifirte Kriegsführung barf biefe Gelder doch nicht ohne weitere als gute Prife 
behandeln. Es fol auch während bes Kriegs für die Handhabung bes Rechts 
und eine geordnete Berwaltung geforgt werden. Das ift eine Forberung 
bes allgemeinen Rechts und zugleih ein Intereſſe der Kriegsführung ſelbſt. Die 
Aufdfung aller Ordnung ift ebenfo Barbarei, wie bie VBerwüftung ber Pflanzungen. 
Soweit daher jene Gelder für bieje Öffentlichen Intereſſen beſtimmt und nöthig find, 
foweit find fie auch bafür zu verwenden. Ueberhaupt greift bie civilifirte Kriegs: 
führung möglihft wenig in die beftehende Lanbes- und Gemeinde: 
verwaltung ein unb nur bann, wenn ihre militärifch=politifhen Auf: 
gaben e8 verlangen. 


648, 
Das Eigenthum der Kirchen, Spitäler, wohlthätigen Anftalten, der 
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Säulen, Univerfitäten, Akademien, Obfervatorien, Mufeen und anderer 
Bulturanftalten ift möglichſt zu fchonen und daS dazu gehörige bewegliche 
Bermögen ift nicht al3 öffentliche Habe des Feindes im Sinne des $ 644 
zu betrachten. Indeſſen übt der fiegende Stat auch in diefer Hinficht einft- 
weilen die Rechte der verdrängten Statsgewalt aus. 


Am, 34. Diefe Anftalten haben durchweg einen öffentlich-rechtlichen 
Charakter und gehören großentheils auch dem State zu Eigenthum. Aber ihre Be- 
ftimmung ift-fo entfchieden friedlich und fie dienen fo fehr ben örtlichen und ben 
allgemeinen Eulturbebürfniffen, baß es der civilifirten Kriegsführung nicht 
würdig und dem humaneren Rechtsbewußtfein ber Gegenwart nicht zuläffig erjcheint, 
biejelben feindlich zu behandeln. Vielmehr ift ihre Schonung und Achtung hier bie 
Regel; und nur ausnahmsweife, foweit bie Notb, 3. B. das Bedürfniß Verwundete 
unterzubringen, einen Eingriff erfordert, ift derſelbe gerechtfertigt. Das Völkerrecht 
Tann nur den humanen Grundſatz ausſprechen, im Gegenfaß zu brutaler Gewalt: 
übung. Im Einzelnen muß natürlich Vieles der Einfiht und dem Nechtsgefühl 
der Commandirenden überlaffen werben. 


649. 


Die muthwillige Zerftörung oder Schädigung wiſſenſchaftlicher In⸗ 
jtrumente oder Sammlungen, der Denkmäler und Kunſtwerke in dem ein- 
genommenen Gebiete wird durch das civilifirte Kriegsrecht nicht entſchuldigt, 
ſondern ift offenbare Barbarei. 


Am. 35. Esift die Pflicht der Führer, welche nicht als Barbaren, fonbern als 
cioilifirte Männer den Krieg leiten, daß fie derartige Brutalität, welche die edeln 
Güter der Menſchheit Shädigt, ohne dem Kriegszwed irgend zu nützen, verhindern. 
Niemals ift zweckloſe Zerfiörung und Schädigung zu entjhuldigen. 
Wenn fogar noh in unferm Jahrhundert Soldaten im Dienſte von europäijchen 
Eulturvölfern durch gemalte Fresfen Nägel in die Wand gejchlagen, Delgemälde 
gerfchnitten, Statuen verftümmelt, Denkmäler zerftört haben u. bgl., fo Hat unfere 
Zeit Urfache, fich defjen zu fchämen. Den Barbaren mag man bas verzeihen, weil 
fie nicht wiffen, was fie thun, eine civilifirte Armee darf ihre Ehre nicht damit be= 
flecken. Vieleicht erfcheint die Aufnahme folder Sätze in das Völkerrecht manchen 
zu wenig juriſtiſch, und zu ſehr moralijc. Ueber diejes Bedenken fommen 
wir leicht durch den Gedanken hinweg, daß die Rettung aud nur eines wahren Kunſt⸗ 
werks durch Verbreitung folcher humaner Grundfäge einen größern Werth hat, als bie 
juriſtiſche Enthaltſamkeit, welche diefelben ruhig verſtümmeln und zerſtören läßt. 


| 650. 
Das heutige Völkerrecht vermehrt dem Sieger nod nicht, Kunſtwerke, 
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wenn e3 ohne Beichädigung derſelben geſchehen kann, wegzunehmen und 
anderwärts aufzuftellen. Weber das Eigenthum daran entjcheidet dann der 
Friede. ber e8 wird von der heutigen Völkerſitte nicht mehr geftattet, 
daß ſolche Kunftwerfe von dem Sieger während des Krieges verkauft, 
verfchentt oder in anderer Weile zu Privateigenthum gemacht werben. 
Heute Schon gilt die Wegnahme von wiſſenſchaftlichen Sammlungen, 
Bibliothefen, Inftrumenten zum Schaden der wiljenjchaftliden Cultur des 
betreffenden Landes als eine Maßregel, welche wider die civilifirte Völker⸗ 


fitte verftößt. 


1. Am. 36. Unter den Namen von Kriegstropbäen wurben früher wohl 
Kunſtwerke und Kunftfchäge von bem Sieger weggenommen und nad) feiner 
Hauptitabt gefchleppt, um biefe zu ſchmücken. Wie in alten Zeiten bie Römer 
Griechenland und die Vandalen Rom geplündert hatten, jo Haben in neuerer Zeit 
noch die Franzojen aus Stalien eine Menge von Kunftfhäten nah” Paris gebracht 
und damit die Säle bes Louvre und dffentliche Plätze geſchmückt. Obwohl biejes 
Berfahren ben früheren NRechtsanfichten wenig anſtößig erfchienen und immerhin bie 
Aenderung im Eigentum durch bie Friedensſchlüſſe Tegitimirt war, fo ift es doch 
als ein Kortfhritt in der Humanifirung bes Völferrechts zu betrachten, baß bie 
alliirten Mächte im Jahr 1815 die franzdfifche Megierung nöthigten, dieſe Kunſt⸗ 
erzeugniffe wieder an die Länder zurüdzuerftatten, benen fie vor der Wegnahme zu: 
gehört hatten. Das künftige Völferreht wird wohl die Regel ausiprechen, daß 
Kunftwerfe überhaupt fein Gegenftand Friegerifcher Erbeutung feien, benn fie dienen in 
feiner Weije der Kriegsführung, indem fie in militärifcher Beziehung ganz unbrauchbar 
und als Zwangsmittel, um eher Frieden zu erhalten, ebenfalls ungeeignet find. Sie 
zu verfaufen und das Gelb für den Krieg zu benuten, bas ift ebenfalls gegen alle 
gute Sitte und eine offenbare Verlegung der Rüdficht auf die dauernden Cultur—⸗ 
intereffen des Landes, welde der Krieg, als ein vworübergehendes Zwangs⸗ 
mittel, möglichſt ſchonen fol. Es ift aber noch zu früh, diefe Regel anszufprechen, 
da biefelbe auch von den heutigen Staten ber civilijirten Welt noch nicht allgemein 
anerkannt wird. Vgl. übrigens Wheaton, Intern. Law. $ 352—354. 

2. Man Fünnte baran benfen, jener Regel die Ausnahme beizufügen, daß fie 
auf ſolche Kunftwerfe, die eine wefentlih politifhe Bedeutung Haben, wie 
vorzüglich bie Siegesbentmäler, Teine Anwendung leide. Indeſſen fogar in 
dem Fall ift e8 würbiger, die geſchichtliche Errichtung folder Denkmäler zu 
refpecliren, und wenn in ber Folge ber Sieg fi dem früher Befiegten zumendet, 
bie erforderliche, Ergänzung und Gorrectur anzubringen, als das Ältere 
Kunftwerf wegzunehmen. 

3. Soweit barf man in ber Ausipradhe bes heutigen Volkerrechis ſchon 
gehen, daß bie kriegsmäßige Wegnahme von wiſſenſchaftliche Sammlungen und 
Inſtrumenten nicht mehr als zuläffig gilt. Tiefe Dinge können offenbar nicht als 
„Trophäen“ benugt werben, unb fie gehören als Culturſchätze ben bauernden 
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und frieblihen Eulturintereffen des Landes an. Unfere Univerfitätsftadt Heibelberg 
beflagt e8 heute noch als ein ſchweres, nicht hinreichend gelühntes Unrecht, daß ihre 
bandichriftlichen Schäke als „Palatina” von dem Bayerifchen Eroberer ber Stadt 
weggenommen und bem römiſchen Bapft zur Bereicherung bes Vaticans gefchenft 
worden find. Die Stadt Cöoln freut ſich dagegen darüber, baß die Preußifche Res 
gierung nach dem beutichen Kriege von 1866 die Großherzoglich Heſſiſche im Frieden 
vom 3. Sept, 1866 angehalten bat, die zur Zeit ber Nevolutionskriege von 1794 
weggenommenen Werke der Cölner Dombibliothek zurüdzuerftatten. 


651. 


Die muthwillige Zerftörung oder Schädigung der dem Verkehr ge 
widmeten Anjtalten ohne militäriiche Nothwendigkeit, wie insbeſondere der 
Straßen, Brüden, Eiſenbahnen, Seehäfen, Leuchtthürme u. dgl. ift wider⸗ 
rechtliche Barbarei. 


In manchen Fällen wird die militärifhe Notbwendigfeit bie Zers 
ftörung ſolcher Werke rechtfertigen, 3. B. um den Rüdzug ber Truppen gegen bie 
Verfolgung des Feindes zu beden oder ben feindlichen Angriff eruftlich zu erfchweren. 
Aber bloß aus Uebermuth oder aus übertriebener Furcht darf das nicht gejchehn; 
denn die Antereffen des Verkehrs find auch nach dem Kriege von höchfter Bedeutung 
für die Wohlfahrt der Völker, und der Krieg darf nur foweit Schaden anrichten, 
als die Noth des Krieges und die Kriegszwecke e8 erfordern. 


652, 


Das Privateigentfum ift auch im Kriege von Seite ber fiegenden 
Kriegsgewalt zu refpectiven und darf nur in Folge der militärifchen Noth— 
wendigfeit angegriffen werben. 


Am. 38. Da der Krieg nicht gegen die Privaten, fondern gegen 
ben Stat geführt wird und die Rechtsordnung auch im Kriege infoweit forte 
befteht, als nicht die militäriiche Nothiwendigfeit ausnahmsweiſe eine Verletzung ers 
fordert, fo verfteht ih die Schonung und Achtung des Privateigenthbums 
als Hauptgefeb des civilifirten Seriegsreht. Es gilt das nach allen Seiten unb 
Richtungen hin. Damit wird der moderne Orundgebanfe des natürlichen Rechts 
ausgefprochen, im entichiebeniten Gegenſatz ſowohl zu dem antifen römiſchen Necht, 
welches im Kriege kein Privateigenthum ber Feinde, wie die Angehörigen 
bes feindlichen States genannt wurden, anerkannte als zu dem mittelalterlichen 
Rechte, welches möglich ſte Schädigung aud der feindlichen Unterthanen für 
erlaubte Kriegsführung hielt. Nur die Rückſicht auf die militärifhe Noth— 
wenbigfeit entihuldigt und rechtfertigt eine Verlegung bes Privateigenthums. 
Wenn eine militäriſche Stellung erobert werben muß, fo treffen bie Kanonenkugeln 
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auch die Privathäufer. Wird eine andere Stellung vertheibigt, fo mäſſen vielleicht 
bie Bäume eines Privatgartens umgehauen oder gar ein Privathaus niebergerifen 
werben. Die Bewegung bes Marſches und der Schlacht geht oft burch bie Saat: 
felder verheerend hindurch. Alle biefe Schädigungen bes Privateigenthums find Fol: 
gen bes Friegerifchen Nothreihte. Inwiefern ber einheimifche Stat dafür ben 
Privateigenthümern Entſchädigung leiften folle, ift Teine Frage bes Völkerrechts, 
fondern eher bes befondern Stats= und Landesrechts, meiftens auch ber be- 
fonderen Landespolitif und ber Finanzwirtbiähaft. Ber feindlide 
Stat Teiftet Feine Entſchädigung. 


653. 


Die herrſchende Kriegsgewalt ift berechtigt, die dur die Kriegs— 
führung nothivendig gewordenen Leiſtungen der Bevölkerung für die Ver- 
pflegung und Trangportirung der Truppen und de3 Kriegszeugs ſoweit 
ohne Entjhädigung zu fordern, al3 diefe Leiſtungen der Kriegsſitte und 
Vebung gemäß al3 öffentliche Pflichten anzufehen find. 


1. Die Armee bedarf bee Quartiere, ber Lebensmittel, der Berflei: 
dung, ber Transportmittel. Die neuere Sitte ber civilifirten Kriegsführung 
ift die, daß möglihft durch vertragsmäßig bezahlte Lieferungen für 
bie Nahrung und Kleidung der Armee geforgt wird. Indeſſen nicht immer langen 
bie beftellten Transporte rechtzeitig an, ober fie find überall nicht zu erwarten, oder 
ungenügend, Unter Umftänden kann e8 auch ungefährlich und zweckmäßig fein, bie 
Steuerfräfte bes befeßten Landes für dieſe Zwede anzuſpannen. Da bie Krieges 
gemalt auch die Kriegs: und Steuerhoheit ausübt, fo weit ihre Gewalt fi 
thatſächlich erftredt, fo Fannı fie auch von ber Bevölkerung biefes Gebietes bie erfor: 
berliche Beihülfe für die Verpflegung ber Truppen fordern. 

2. Sie übt vorerfi bad Net der Einguartierung aus, wenn gleich zus 
nächſt Durch Vermittlung der einheimifchen Behörden und wmöglichft den Lanbeseins 
richtungen und Landesfitten gemäß. Befondere Immunitäten und Privilegien ein: 
zelner Perfonen oder Claffen braucht fie freilich nicht anzuerkennen. Ebenſo Kann 
fie die Hauswirthe anhalten, ben einquartierten Officieren und Soldaten ihren 
Kräften gemäß und nad) Bebürfniß bie erforderliche Speife zu geben und den Ge: 
meinden, joweit nöthig und ausführbar, Beiträge von Fleiſch, Brod, 
Hafer, Heu u. |. f. für die Ernährung von Mannſchaft und Pferden auferlegen. 
Auch bier bildet das: „ Ultra posse nemo tenetur“ eine natürliche Schranfe 
für die zugemutheten Leiftungen, und übermäßige Anfprüce brauchen aud 
dann nicht befriedigt zu werben, wenn e8 möglich wäre, fie zu gewähren, 

3. Ueberdbem bedarf die Kriegsgewalt unter Umftänden auch Kleidungs⸗ 
ſtücke, beſonders Schuhe, für die Mannfchaft. 

4. Sie kann endlid Wagen und Pferde requiriren zum Transport zw 
ber nächſten Station, anf welcher neue taugliche Transportmittel zu Haben find. 
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5. Alle biefe Leiſtungen begründen je nad Umfänden einen Anſpruch auf 
Entjhäbigung. Dean muß bier unterfcheiben: 


a) Leiflungen, welche einfach aus Kriegs» und Steuerpflicht ohne 
Entſchädigung von ber Bevölkerung gefordert werben Können. Ber 
Umfang berfelben wirb entweder durch die Landesgeſetzgebung 
ober durch die Webung beflimmt. Im Einzelnen freilich wird immerhin 
Bieles der Discretion bes Commanbo’s überlaffen werben; 

b) Leiftungen, welche dieſes Maß überfchreiten und daher nad naturlichem 
Recht nur gegen Entſchädigung zu fordern ſind. 


6. Freilich ift diefe Entſchädigungspflicht in ber Praris ſchwer zu 
normiren unb noch fchwerer durchzuſetzen. Die feindliche Kriegsgewalt, welche jene 
Leiftungen für ihre Kriegszwede bedarf und empfängt, wäre zun ächſt veranlaßt, 
ben Gemeinden und ben Privaten, gegen welche fie nicht Krieg führt, ben Werth zu 
vergüten. Aber dazu fehlen ihr im Kriege oft bie Gelbmittel, und doch Tann fie 
bie Leitung nicht entbehren. Sie wirb daher in manchen Fällen bloß ben Em⸗ 
pfang beſcheinigen unb bie Bezahlung in ber Zukunft in Ausficht ftellen. 
Ueberdem kann fie fih auf ihr vermeintliches Recht berufen, daß ber gegneriſche 
Stat mit ben Kriegskoſten auch dieſe Leiftungen zu übernehmen und baber jeinen 
Gemeinden und Landesangebörigen gegenüber die Entſchädigung zu leiften habe. 
Aus diefem Grunde wird fie oft ihre Zablungspflicht überhaupt bejtreiten, und bie 
Gläubiger an den gegnerifchen Stat verweilen, bem dieſelben angehören. Dieſer 
Stat aber erfennt feine Entihädigungspflicht gewöhnlich wieder nicht an, weil er 
die Beiträge nicht begehrt, noch empfangen babe und weil er feinerfeits 
bie Meinung vertritt, daß ber Krieg mit Unrecht gegen ihn geführt worben ſei. Er 
betrachtet baher jene Belaftung als ein Unglüd, das mit bem Kriege verbunden 
und von beim zu tragen fei, den e8 betroffen habe. Nur aus Billigfeitsrüds 
fiäten und meift nur, wenn feine financiellen Verhältniſſe günſtig befchaffen find, 
läßt er fi zur Entihädigung, je nach feinem Ermelfen, herbei. Der Friedensſchluß 
orbnnet das felten näher, und wenn er darüber fchweigt, jo werben bamit alle Ans 
forderungen der Gemeinden und Privaten an den feindlichen Stat, welcher bie Beis 
träge eingeforbert hatte, höchſt unficher und ihre Befriedigung ſehr unwahrſcheinlich. 
Es bleibt benfelben dann kaum ein anderer Weg offen, als ber, bie billige Berüds 
fihtigung ihres Landes anzurufen. 


654. 


Das Völkerrecht erkennt fein Recht der Sriegsgewalt an, in feind- 
lihem Lande von Gemeinden und Privaten andere als die für die Erxiftenz 
und Thätigfeit des Heeres unentbehrlihen Leitungen zu verlangen. Ins— 
bejondere Hat die Auflage von reinen Geldcontributionen keine kriegsrechtliche 
Begründung. 

23” 
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1. Die Forberung von Gelbcontributionen wurde in frühern Kriegen oft 
bamit gerechtfertigt, daß fi mit ber Bezahlung der Gontribution die Städte ober 
Gemeinden von ber Gefahr ber Plünderung ober Zerftörung loskaufen. Allein das 
civilifirte Kriegsrecht erfennt Fein Recht mehr an zur Plünderung und ebenfo wenig 
ein Recht zu unnöthiger Zerftörung. Es Tann alfo aud nit mehr von einem 
Losfauf dieſes Rechts die Nebe fein. Zu andern Geldeontributionen, etwa zur 
Füllung ber Kriegscaffe oder des Statsſchatzes oder gar zur Befriekigung ber Genuß: 
und Gewinnſucht ber Führer ift bie Kriegsgewalt auch nicht berechtigt, denn fie bat 
feine willfürlihe Gewalt über das Bermögen der Gemeinden unb 
Privaten, gegen die fie nicht Krieg führt. Eo wenig fie bie Bewohner bes feind: 
Tiches Landes zwingen barf, bie Lüden ihres Heeres zu ergänzen und perjönliche 
Kriegsbienfte zu Teiften, ebenfo wenig barf fie bie Bevölkerung zwingen, bie erfor: 
berlichen Gelber für ihre Kriegsführung zu bezahlen. Vgl. oben F 545. 576. 

2. In manden, fogar noch neueren Kriegen, ſelbſt in ber Preußifchen Kriegs: 
führung von 1866, find die richtigen Grundſätze nicht hinreichend beachtet und zu: 
weilen ohne zureichenden Rechtsgrund Contributionen in Geld von eingenommenen 
Städten erhoben worben. Das heutige europäifche Nechtsgefühl Tann fih aber mit 
folhen Reſten einer früheren barbarifchen Kriegsführung nicht mehr verföhnen; es 
wird durch jede unnöthige und ungerechte Härte gegen die friebliche Bevöfferung in 
Teindesland gefränft. 


659. 


Wenn die Kriegsgewalt in Ermanglung der geordneten Lieferung 
von Lebensmitteln, Kleidern, Waffen und Geräthichaften, deren das Heer 
dringend bedarf, auf dem Wege des Zwangs Abtretung von Privateigen- 
thum verlangt, jo ift der betreffende Statäfiscus zu angemeffener Ent- 
ſchädigung verpflichtet und die Kriegsgewalt hat daher dem Cigenthümer 
eine Beiheinigung über die abgelieferte oder abgenommene Habe zu 
ertheilen. 


Am. 38. Das Nothrecht bes Kriegs rechtfertigt, ſoweit das unmittel⸗ 
bare Bedürfniß des Heeres reicht, wenn ſich die Beſitzer der erforderlichen Habe nicht 
freiwillig zur Veräußerung herbeilaſſen, ſogar den gewaltſamen Eingriff 
auch in das Privateigenthbum, 3. B. großer Grunbdbefiter oder Kornhändler, deren 
Speicher mit Getreide oder mit Hafer und Heu gefüllt find, ber Lederhändler und 
Schuhmacher, die Vorräthe von Leber ober Schuhen haben u. f. fe Aber nur 
gegen Entfhädigung, für welche nach natürlichen NRechtsgrundfägen zun ächfl 
ber Fiscus bes States haftet, welcher biefe Habe wegnimmt und für feine 
Snterefjen verwendet, Nur wenn biefe Entſchädigungsforderung nicht durchzuſetzen ift, 
beſtimmen Billigfeitsrüdfichhten ben Stat, in deſſen Gebiet bie feindliche 
Gewalt die Abtretung erzwungen hat, bafür fubfidiär einzuftehen. Bol 
zu $ 652. 
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656. 


Den Kriegsleuten iſt nicht. erlaubt, . Privateigentfum mwegzunehmen 
‚oder muthwillig oder aus Rachſucht zu jchädigen. Handlungen der Art 
werden ftrenge nach Sriegsrecht beſtraft. Nur die unmittelbare Nothdurft 
rechtfertigt ausnahmsmweile die Aneignung der erforderlihen Nahrungsmittel 
und Sleidungsftüde, wenn nicht durd) die Anordnung des Militärcommando’3 
für die Befriedigung geforgt ift. Auch in ſolchen Fällen ift in der Regel 
der Werth zu erftatten, ſoweit nicht die Quartierpflicht zu unentgeldlicher 
Leitung nöthigt. . 

Die mtlitärifhe Disciplin bat bier mande Mißbräuche, welde die 
ältere Kriegsführmg befledt Hatten, abgefchafft oder boch ermäßigt. Mit Recht wird 
jeder Tiebjtahl oder Raub, von Soldaten im Quartier oder auf bem Marſch verübt, 
ftrenge beftraft. Niemals barf die Wegnahme von Koftbarkeiten, Uhren u. dgl., 
wohl aber aus Notbburft die Wegnahme von Lebensmitteln, Brod und Fleifch, 
Hausthieren zum Schlachten u. dgl. gejtattet werden. Auch die Bier: unb Weins 
bäufer bürfen fo wenig, wie bie Bäder: und Mebgerläden ber Plünderung ober 
freier Befigergreifung preisgegeben werden, fondern was ba, über bie Quartierlaft 
hinaus verabreicht oder nöthigenfalls genommen wird, das foll bezahlt werben. 
Aber es ift, insbeſondere auf ermüdenden Märſchen oder nach der Schladht nicht 
zu verhindern, baß nicht Hunger und Durft zuweilen zu raſchem Zugreifen drän⸗ 
gen, welches freilich von ber falten Berechnung und Beurtheilung der privatrechts 
lihen oder ftrafrechilichen Logik ale rechts widrig erflärt werden müßte, und 
dennoch von der Kriegsgewalt als unvermeidlih geduldet und gefhügt 
wird. 


6957, 


Das heutige Völkerrecht verwirft das fogenannte Beuterecht im 
Kriege als rechtswidrige Barbarei. 


1. Vgl. oben $ 652. Hugo Grotius (lib. TIL cap. 6) ſetzt nod bie 
römische Anficht, daß die Beute wider einen fremden Feind, db. b. wider alle 
Statsangehörige bes feindlichen Stats erlaubt, und nur im Bürgerfrieg unterfagt 
fei, al8 gemeines Völkerrecht voraus. Es war nur eine thatfählihe Ermäßigung - 
bes Beuterechts, wenn das römiſche Recht den Truppen zur Pflicht machte, bie 
Beute jederzeit an ben Stat abzuliefern, damit er barüber verfüge, deßhalb 
eine Ermäßigung, weil die Soldaten ein geringeres Intereſſe Hatten, Beute für ben 
Etat zu machen. Aber der Eigenthümer fand feinen Rechtsſchutz, indem er als 
Feind rechtlos war und feine Sachen als berrenlos betrachtet wurden. Zu vollem 
Durchbruch gelangt erſt in unferm Jahrhundert und nicht ohne Widerfpruch vieler 
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“und angefehener Schriftfieller über das Bölferrecht, welche ſich ſchwer von bem über: 
Yieferten Grundſatz ber Beute ober ber ftatlichen Eonfiscation losmachen Tönnen (vgl. 
Phillimore III. S 75), der entgegengefekte Grundſatz, daß das Privateigens 
thum zunächſt der friedlichen Perfonen, dann aber felbft ber feindlichen 
Perſonen, auch im Kriege regelmäßig zu achten und deßhalb bas ver: 
meintliche Beuterecht ein offenbares Unrecht fei. Ein merfwürbiges Erfenntniß bat 
ber oberfte Gerichtshof der Vereinigten Staten im Jahr 1812 erlaffen, in 
bein ber Webergang aus dem alten Beuterecht in bas neue Recht bes Kigenthuns:- 
ſchutzes deutlich erkennbar wird. Es wurde nämlich noch das Mecht bes Stats, das 
in feinem Gebiet zur Zeit ber Kriegseröfinung vorhandene Vermögen ber feindlichen 
Statsangehörigen zu confisciren, als bergebrachte Regel anerkannt, aber für bie 
Ausübung biejes Rechts ein vorheriger Act ber Geſetzgebung gefordert. 
Offenbar wollte man auf einem Umweg das Privateigentbum fihern, benn ein bes 
fonderes Geſetz war nicht ba und wurbe auch nicht erlaflen. (Kent Comm. $ 59. 
60). Ein Keim zur Befeitigung bes Beuterechts ift ſchon in ber englifhen 
Magna Charta von 1215 zu finden, indem fie ba8 Vermögen fremder Kaufs 
leute in England auch im Kriege ſchützt, wenn Gegenrecht gehalten wird, Vgl. 
unten zu $ 669. Bgl. oben bie Einleitung S. 33 und Berner Art. Beute im 
beutfchen Statswörterbud von Bluntſchli und Brater. 

2, Die Beute ift demgemäß nicht mehr als Regel erlaubt, fonbern nur aus: 
nabmsweife aus befondern Gründen und in engfier Beichränfung. Die wichtig: 
fien Fälle einer noch erlaubten Beute find: 

a) bie Habe des feindlihen States jelbft, $ 645, 

b) bie Waffen und friegeriiche Rüftung ber befiegten feindlichen Perfonen, 

G 659. 660, 

ec) bie Eontrebanude (Bub IX. Abſch. 4). Daneben noch, obwohl bereits 

angezweifelt 

d) die Seflattung, einen erſtürmten Pla zu plünbern, g 661, 

e) bie Seebeute, $ 664 f. 


658. 


Wenn der eine Stat an den andern feindlichen Stat eine Gelb- 
jumme aus Darlehen oder einem andern Rechtsgrunde ſchuldet, fo darf er 
wohl während des Kriegs die Verzinſung und Bezahlung diefer Schuld 
berweigern, nicht aber, wenn er die Statsſchuld an Privatgläubiger ſchul— 
det, welche dem feindlichen State angehören. 


In bem befannten Streit zwifchen Preußen und England vom Jahr 1753 
vertheidigte Fried rich II. bie Befchlagnahme der Schleſiſchen Statsſchuld zum Nachtheile 
ber engliihen Gläubiger, worüber fic) die englifchen Publiciften als über eine fchreiende 
Verletzung bes Völferrechts befchwerten, nur aus bem Gefichtspuntte ber Repreſ⸗ 
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Talien gegen das Unrecht, welches bie engliſchen Kaper zur See gegen bie Preu⸗ 
Bilden Kauffahrer begehen. Bgl. oben zu $ 500. 


659. 


Ausnahmsweiſe ift es den Kriegsleuten erlaubt, den von ihnen bes 
fiegten feindlichen Perſonen ihre Waffen und Pferde und andere zur Frie- 
geriichen Ausrüftung gehörige Sachen megzunehmen und fi jelber als 
Kriegsbeute anzueignen, aber nicht erlaubt, Geld oder Kleinodien des 
Teindes zu erbeuten. Nur wenn der getödtete Feind ſolche Koftbarkeiten 
auf dem Schlachtfelde zurüdläßt, jo ift es bei der völligen Ungewißheit, 
wer der Erbe jei und ob ſolche Habe für denjelben zu retten jei, eher dem 
Sieger geftattet, dieſe Sachen ſich anzueignen, al3 fie vergraben oder ver— 
derben zu laffen. 


Das Einzelne beflimmt im jedem Heer das Commando. Das Völkerrecht 
fpricht nur den allgemeinen Grundfaß aus, ber bei dieſen Verordnungen nicht verlegt 
werben darf, ohne gerechte Mißbilligung zu erfahren. 


660. 


Die erbeuteten Fahnen, Kanonen, Munitionswagen, Sriegscaffen 
und überhaupt alles ‚öffentliche Kriegszeug dürfen niemals von einzelnen 
Nehmern. angeeignet werben, ſondern find an den Befehlshaber abzu— 
liefern. 


Am. 45. Das ift feiner Beftimmung nach öffentliches Kriegsgut und kommt 
daher dem State, nicht dem Nehmer zu. Es ift bas ber alte Grundſatz ber römi⸗ 
ſchen praeda, der in dieſer Beſchränkung noch fortwirft. 


661. 


&3 gilt unter civilifirten Völkern nicht mehr als gute Kriegsfitte, 
um die Soldaten zur Erftürmung eines Platzes oder Lager aufzureizen, 
ihnen die freie Plünderung des eroberten Ortes zu erlauben. 


Man vertheidigt zunveilen biefe verwerfliche Maßregel bamit, daß unter Uns 
fländen nur durch foldhe Anreizung der Gewinnſucht bie Soldaten dazu gebracht 
werben Fönnen, das Wagniß eines Sturmes zu unternehmen und den bartnädigen 
Widerſtand zu brechen und mit der Berufung auf die eigenen Verluſte an Gut und 
Blut, bie bamit einigermaßen ausgeglichen werben. Aber biefe Lappen verhüllen 
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nicht bie nackte Barbarei ber Maßregel. Es ift auch militäͤriſch unehrenhaft, bie 
Soldaten dadurch zu ihrer Friegerifchen Pflichterfüllung anzureizen, daß man fie zu 
Räubern macht und das offenbare Unrecht folder Plünderung ift in Feiner Beziehung 
ein Erſatz für das in ehrlihem Kriege vergoffene Blut und aufgebrauchte Gut. Die 
Privaten führen nicht Krieg und dürfen daher auch nicht ber brutalen Raubſucht 
preisgegeben werben. 


662. 


Inſoweit die Zerftörung von Privateigenthum als bloße nothmendige 
Folge der Kriegsführung ſelbſt erjcheint, ift biefelbe Tein Unrecht, ſondern 
als Unglüd für die Privatperfonen zu betrachten. 


Bol. zu $ 652. Möglicherweife werben einzelne Privateigenthümer fehr hart 
von ben zeritörenden Wirkungen bes Kriegs betroffen, indem ihre Felder verwüſtet, 
ihre Gebäude niebergeriffen, ihre Wohnungen abgebrannt werben. Soweit dieſe 
Uebel unvermeidlich erfcheinen, foweit muß dev Eigenthümer diefelben ertragen, wie 
ben Hagelichlag oder wie bie Ueberſchwemmung des ausgetretenen Stromes, wie den 
Brand, ben ber Blitz entzündet bat, Es ijt das für fie ein Unglüd, nicht ein erlit: 
tenes Unrecht. Daber haben fieauch Feine Rechtsforderung auf Entfhäbigung 
weber gegen ben feindlichen Stat, beffen Truppen bie Zerſtörung gemacht haben, 
noch gegen den eigenen Stat, auf deſſen Schuß fie angewiefen find. Aber bie Rück— 
fihten ber Billigfeit ſprechen bafür, daß ber lebtere Stat, wein jeine Finanz⸗ 
fräfte dazu ausreichen, binterber den Schaden, ben Einzelne um feines Krieges 
willen erlitten haben, wenigftens in ber Hauptfache vergüte, 


. 663. 


Muthwillige oder rachfüchtige Zerftörung oder Schädigung von 
Privateigenthum ift ein Rechtsbruch und als folder ftrafbar. 

Insbeſondere find die Brandftiftung oder die Ausrodung von Eul- 
turpflanzen, die Zerftörung von Dämmen u. ſ. f., wenn fie nit durch 
die militärische Nothwendigkeit gerechtfertigt werden, eine völkerrechtswidrige 
Barbarei. 


Schon Megaſthenes rühmt es den alten Indiern nad, baß fie im 
Kriege bie Pflanzungen ber Bauern verfchonen, während felbft die civilifirten Hel⸗ 
Venen zuweilen bie Delbäume in feindlichem Gebiete umbauen (Laurent, hist. 
de l’hum. I. ©. 132). Tas claffifche Alterthum fledt nod tief in diefer Barbarei 
und das Mittelalter verftand unter Kriegsführung vorzugsmeife die möglichfte Schä- 
digung aud bes Privateigenthbums in Feindesland. Erſt bie fpätere Kriegsführung 
wird allmählich milder. Laurent (X. ©. 387) hebt es rühmlich heraus, daß 
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zuerft im Jahr 1552 ber franzöfifche Marſchall Brifac einen Bertrag mit bem 
Spaniſchen General durchgeſetzt habe, welcher die Baumpflanzungen gegen bie unnütze 
Verwüſtung ficherte- Aber viel fpäter noch trieben bie Truppen Lubwig XIV, 
in bem Pfälzerkriege alle Gräuel barbarifcher Verwüſtung. Die heutige Kriegs: 
führung mißbilligt das entjchieden. Freilich ift auch jetzt noch ber Rechtsſchutz ber 
Privateigenthümer gering gegen ſolche Miffethaten ber Truppen. Es bleibt ihnen 
zunächft Fein anderes Mittel, al8 die Hülfe ber Commanbanten anzurufen, und nicht 
immer ſind biefelben geneigt, einzufchreiten. Offenbar ift in ſolchen Fällen ber Stat 
verpflichtet, fich feiner Angehörigen anzunehmen unb wo möglich bei bem Friedens⸗ 
ſchluß Entſchädigung zu forbern ober vorzubehalten. 


B. Am Seekrieg. 


664. 


Feindliche Kriegsſchiffe können ſowohl auf offener See als innerhalb 
der Eigengewäſſer der kriegführenden Staten jeder Zeit genommen und 
ihre Mannſchaft kriegsgefangen gemacht werden. 


Die Kriegsſchiffe find Kriegsmacht und Krie gsrüſtung und verfallen daher 
der Wegnahme des Feindes. Inſofern ſteht das Seekriegsrecht dem Kriegsrecht zu 
Lande (vgl. F 644. 645) völlig gleich. 


669. 


Obwohl auch der Seekrieg wider den Stat und nicht die Privat- 
perjonen geführt wird und nach dem natürlichen und humanen Völkerrecht das 
PrivateigentHum im Seefrieg ebenjo geachtet werden follte wie im Land- 
trieg, jo ift die gegenwärtige Statenprari® auch mancher civilifirten See= 
mächte noch nicht in Uebereinftimmung mit diefen Grundfägen und wird 
bon denjelben heute noch der Kriegsmarine ein fogenanntes Recht. der 
Seebeute zugeſprochen gegen Schiffe, welche ein Privateigentfum von An- 
gehörigen des. feindlichen States find und gegen die darin befindlichen 
Waaren folder Perſonen. 


Vgl. die Einleitung S. 40. Gegenwärtig noch hat die engliſche Regie: 
rung ſich nicht entſchließen können, das Völkerrecht von dieſem böſen Flecken reinigen 
zu helfen, wenngleich auch in England vorzüglich unter dem zunächſt betheiligten 
Hanbdelsftande der Grundjaß der Gleichftellung des Rechts im Sees wie 
im Landfrieg eine wachlende Zuſtimmung erhält. Die Refolutionen bes Bremer 
Handelsſtandes vom 2, Dec. 1859 (abgebrudt bei Heffter Anl, IX.) geben 
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dem richtigen mobernen Princip folgenden berebten Ausbrud: „In Erwägung, daß 
bie Unverleglichleit ber Perfon und bes Eigentbums bie einzige Grundlage bildet, 
auf welcher ber geiflige und materielle Austaufch ber Völker fiher gedeihen, auf wel⸗ 
der Geſitkling und Wohlſtand fich frei entwideln und ungefährdet in die entlegen: 
fien Gebiete ber Erde bringen Tönnen, daß deßhalb von allen Nationen, bie eine 
Ehre darein ſetzen, als Vorkämpfer ber Civilifation zu gelten, dieſer Grundſatz auch 
im Kriege heilig gehalten werben follte; 

| „in Erwägung, baß dem zuwider völkerrechtlich im Seekrieg noch geftattet 
wird, was am Lande jelbit als rohe Gewalt gebranbmarft ift, in frieblicher Auss 
übung ihres Berufes begriffene Privatperfonen ihrer Freiheit und ihres Eigen: 
thums zu berauben, Hanbelsfahrzeuge nebft ihrer Ladung wegzunehmen und zu zer: 
ftören, ihre Mannſchaft gefangen zu halten ; 

„in fernerer Erwägung, baß das Unrecht biefes Verfahrens bereits allſeitig 
in das Bewußtfein getreten, daß bie von faft ſämmtlichen Staten anerkannte De: 
claration bes Pariſer Congrefjes vom 16. April 1856 einer richtigen Anfchauung 
Bahn zu brechen begonnen hat, daß fie nicht nur die Intereſſen ber Angehörigen 
neutraler Staten, baß fie bas Eigenthum felbft der Angehörigen Friegführender Staten 
in dem Falle, wenn es fih an Bord neutraler Schiffe befindet, in Schuß nimmt; 
daß in Folge theils dieſes Vorganges, theils des offenfundigen Wunfches mander 
Regierungen, 3. B. ber Vereinigten Staten von Nordamerika, nad vollftändiger 
Befeitigung bes eingewurzelten Unrechts bie alljeitige Anerkennung bes Anſpruchs 
von Handel und Schiffahrt treibenden Privatleuten auf Sicherheit für fih und ihr 
Eigenthum, foweit fie ben Bedingungen des Krieges nicht entgegenhandeln, weſentlich 
erleichtert ift; 

„in Erwägung ſodann, daß bem gegenwärtig wieder zufammentretenden 
Eongrefje der Europäifchen Großmächte die Aufgabe nahe liegt, bas begonnene Werk 
feiner Vorgänger zu vollenden und ſich durch völlige Verbannung ber Willfür roherer 
Zeiten aus ben Normen bes Seerechts ein fegensreiches und ewiges Andenken in 
ben Annalen ber Givilifation zu fiften; 

„in Erwägung endlich, daB zu dem Zwecke Alle, welche das eigene Intereſſe 
oder eine warme Theilnahme am Fortſchritte des Rechts zunächſt dazu antrieb, laut 
ihre Stimme erheben, und der eigenen Regierung, wie dem verſammelten Rathe 
der Nationen, das einſtimmige Urtheil der gebildeten Welt verkünden ſollten; 

„beſchließt die Verſammlung: 

1. Die Unverletzlichkeit der Perſon und bes Eigenthums in Kriegszeiten zur 
See, unter Ausdehnung auf die Angehörigen kriegführender Staten, ſoweit die Zwecke 
bes Krieges fie nicht nothwendig beſchränken, iſt eine unabweisliche Forderung des 
Rechtsbewußtſeins unſerer Zeit. 

2. Ein Hoher Senat der freien Hanſeſtadt Bremen iſt angelegentlich zu er⸗ 
ſuchen, dieſen Grundſatz vertreten und feine Durchführung, ſei es bei ben verbün: 
beten beutjchen Regierungen, fei es bei ben Mächten bes Congreſſes, in Anregung 
bringen zu wollen. 

3. Der gleihflimmige Ausſpruch und bie gleihftimmige Einwirkung auf ihre 
Regierung von Seiten Aller, welchen bie Durchführung jenes Grundſatzes im eigenen, 
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wie im Interefſſe bes Rechts unb ber Civiliſation am Herzen Itegt, ift moͤglichſt zu 
eritreben. 

4. Zur Ausführung diefer Beichlüffe wirb ein Comité niebergefet, welches 
namentlich bie Mittheilung berjelben an Einen Hoben Senat, an bie Hanbelsfammer, 
an die hier refidirenden Confuln anderer Staten und in ausgebehntem Maße an 
ſolche Kreife und Perfonen Deutichlands und bes Auslandes, die an ber Wohl: 
fahrt des Seeverfehrs eng betheiligt find, mit der Aufforderung übernehmen wirb, 
in gleihem Sinne thätig fein zu wollen”. 

In dem beutfchen Kriege von 1866 verzichteten Preußen und Defterreich auf 
Prifen von Hanbelsihiffen. Aber zu einer völferrechtlichen Abſchaffung ber Seebeute 
ift es bis jett leider noch nicht gefonmen, wenn gleich die Hoffnung wächſt, daß‘ 
biefelbe nicht mehr ange aufgehalten werben könne. 


666. 


Dieſes fogenannte Seebeuteredht erftredt ſich nicht auf feindliches 
Privatgut im Lande, ſondern ift beſchränkt auf die feindlichen Schiffe und 
das feindliche Gut in den Schiffen. 


Gerade diefer Gegenfak ber Behandlung zeigt, wie inconfequent das ganze 
Verfahren if. Die dem Angehörigen bes, feindlichen States zugehörige Kauf: 
manns waare iſt Gegenftand ber Seebeute, fo lange fie auf bem feindlichen Schiffe 
ſich befindet, aber noch nicht, bevor fie auf das Schiff geladen if, und nicht 
mehr, wenn fie aus dem Schiff ausgeladen if. Die Dods und Magazine ber 
Seeſtädte fihern die Waare vor ber Beute, nur das Schiff nicht. Weßhalb nicht, 
bas ift durch bie gewöhnlich angeführten Vorwände nicht zu erflären. Das Schiff 
ift ja nur ein wandernder Theil des Landes; und injofern es die Waaren auf: 
nimmt und birgt, gleichſam ein ſchwimmendes Magazin. Es ift daher unlogifch, 
bas Privateigentbum an ber Waare zu [chonen, wenn es auf feitem Lande, 
und ed al8 gute Beute zu behandeln, wenn es in einem Schiffe maga— 
zinirt ift. her laſſen fih Gründe dafür anführen, daß die Schiffe weggenom⸗ 
men werben, weil biefe ihrer Natur nach au ber Kriegsführung dienen 
Fönnen, ei e8 zum Transport ber Truppen, fei e8 gerabezu zum Seekrieg felber. 
Die genommenen Schiffe find übrigens von dem Nehmer einem Prifengerichte zur 
Beurtheilung zu übermitteln. Vgl. unten Buch IX. Cap. 6. 


667. 


Die Fiſcherboote der Angehörigen des feindlichen States dürfen nicht 
als Priſe weggenommen werben. 


In biefer Ausnahme, welche die Kriegsfitte macht, und insbefonbere von ben 
franzoͤſiſchen Gerihtshöfen in weiteftem Umfang gefhüßt wurde (vgl. Heffter 
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$ 137), bricht das natürliche Recht Durch, welches zur allgemeinen Regel zu werben 
geeignet if. Wenn bie Fifcherboote zu friegerifchen Zwecken dienen, dann find fie 
ber Wegnahme ansgefeßt, aber nicht, jo Iange fie von bem friebliden Berufe 
ber Fiſcher benubt werben. 


668, 


Auch auf geitrandete Schiffe und geborgene Güter aſhredt ſih das 
Priſenrecht nicht. 


Freilich wenn das der Wegnahme ausgeſetzte Schiff auf der Flucht ſcheitert, 
ſo kann der Nehmer ſich noch desſelben bemächtigen. 


669. 


Die gute Kriegsſitte erfordert, daß die feindlichen Handelsſchiffe nicht 
mehr fofort nad) dem Ausbruch des Krieges durch unerwartete MWegnahme 
überrafcht, fondern denjelben eine Friſt gewährt werde, innerhalb melcher 
fie aus den feindlihen Häfen auslaufen und einen ficheren Zufluchtsort 
aufſuchen können. 


Bor dem Krieg iſt die Wegnahme nicht erlaubt, ſondern höchſtens bie Be⸗ 
Ihlagnahme (Embargo). Vgl. F 509. Aber es ift offenbar fehr Hart, friedlich 
gefinnte Kauffahrer, ohne vorherige Warnung, am Tage ber FKEriegseröffnung, zu 
überfallen und ihre Schiffe und Ladung als Prife wegzunehmen. Da ſträubt fidh 
das heutige Nechtsgefühl ftärfer gegen die Anwendung des alten Satzes, daß bie 
Schiffe und Waaren ber „Feinde“ der Gonfiscation verfallen. in völferrechtlicher 
Fortichritt ber Art ift vornehmlich in dem Ruſſiſchen Kriege von 1854 gemacht wor⸗ 
ben, indem bie beiden Weftmächte Franfreih und England den Ruſſiſchen Sciffen 
in ihrem Bereich eine Zrift von 6 Wochen gaben, um fi und ihre Ladung in 
Sicherheit zu bringen. Man nennt dieje Verftattung In dult. 


670. 


Nah dem in Europa anerkannten Böfterreiittüirfen feine _Saper- 
ſchiffe mehr zur Seebeute ermächtigt werdnn. 9 


1. Die Kriegsfitte der Seeitaten hatte ſich nit damit begnügt, buch ihre 
Kriegsichiffe den Handel der feindlichen Nation zur See möglihft zu ſchädigen, zu 
berauben und zu unterbrüden. Sie fuchte dieſe Gefährbung bes Handels noch da= 
durch zu vergrößern, daß fie die Raubſucht und ben Haß ber Privaten benußte und 
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Brivatichiffe erinächtigte, ebenfall® auf Seebeute auszufahren. Die Ermächtigung 
wurbe durch fogenannte Kaperbriefe (Lettres of Marque) gegeben, und dieſe 
legitimirten Raubjchiffe wurben Kaper genannt. Das Kaperſchiff erkannte zwar 
die Autorität bes Abmirals an, welcher bie Kriegsflotte commanbirte, aber es bildete 
doch nicht einen eigentlichen Beſtandtheil ber Kriegsflotte, ſondern blieb eine Unter: 
nehmung ber Freibeuter. Es war bas ein Brivatfrieg, welcher neben bem mili: 
tärifch georbnneten Statsfrieg herlief und die Garantien und Schranfen der militäri- 
fen Orbnung abjtreifte. Zu ber mittelalterlihen Kriegsführung paßte das nod, 
mit ben humaneren Grundſätzen der modernen Welt fam es in fchroffften 
Widerſpruch. 

2. Seit dem vorigen Jahrhundert wurden daher verſchiedene Verſuche gemacht, 
die Kaperei zu unterſagen. Zuerſt wurde in einem Vertrag, den Franklin als 
Geſandter der Vereinigten Staten von Nordamerika mit Preußen unter 
Friedrich dem Großen im Jahr 1785 abſchloß, beſtimmt, daß keine der beiden 
Mächte im Fall eines Krieges Kaperſchiffe ausrüſten dürfe zur Schädigung des feind⸗ 
lichen Handels. Aber auch dieſer Artikel wurde bei der Reviſion des Vertrags von 
1795 nicht wieder aufgenommen (Wheaton, Elem. $ 358). Die in den Zwan⸗ 
zigerjahren unfers Sahrhunderts erneuerten Unterhandlungen unter ben Seemädhten 
zur Abſchaffung der Kaperei waren erfolglos. Erit auf dem Pariſer Congreß 
von 1856 fam am 16. April eine gemeinfame Erflärung ber europäiſchen Mächte 
über das Seerecht in Kriegszeiten zu Stande, beren erfter Artikel lautet: „La 
‚course est et demeure abolie*. Die Erffärung wurde urſprünglich von ben fünf 
europäifchen Großmächten England, Frankreich, Defterreid, Preußen 
und Rußland, ſodann dem Königreih Sarbinien (Italien) und der Türfei 
unterzeichnet, erhielt aber fpäter auch bie ausdrüdliche Zuſtimmung der übrigen 
europäifchen Staten und von manchen amerifanifchen Staten. Offenbar enthält bie 
Erklärung nicht eigentlihes (conventionelles) Vertragsrecht, fonbern 
burh gemeinfame Anerlennung ausgejprodenes nothwenbiges 
(Geſetzes) Recht. Als europäifches Völkerrecht ift nun der Grundſatz anerfannt 
und fein europäifcher Stat darf mehr davon zurüdtreten und die alte Barbarei 
erneuern. 

3. Der allgemeinen Anerkennung aber bes Grundſatzes ſteht hauptſächlich 
noch im Weg, daß die Vereinigten Staten von Nordamerifa ihre Zuflims 
mung verfagten, und zwar nicht deßhalb, weil fie die Kaperei guthießen, ſondern 
deßhalb, weil ihnen bie Kaperei fo Tange als Nothwehr unentbehrlich ſchien, als 
nit die Kriegsmarine felbit auf die Seebeute gegen Kauffchiife verzichte. Sie 
fanden, baß die Seeftaten mit ausgebehnter Handeldmarine und geringer Kriegs: 
marine durch die bloße Befeitigung der Kaperei in eine höchſt ungünftige Lage ver: 
feßt werben gegen die Seeftaten mit flarfer Kriegsmarine, indem biefe ihren See= 
handel vernichten Fünnen, aber fie ohne Hülfe von Privatſchiffen als Kapern nicht 
ebenfo den feindlichen Handel. Franfreih, Preußen, Stalien und Ruß—⸗ 
land waren bereit, auf ben Amerikanischen Verbefferungsvorichlag einzugehen und 
bie (widerrechtliche) Seebeute mit der Kaperei abzufchaffen. Allein England ließ 
fi noch nicht dazu herbei. In dem norbamerifanifchen Bürgerkrieg 1861 gaben 
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bie Sübftaten Kaperbriefe aus; aber fremde Schiffseiguer Tießen fi, abgemahnt 
und gewarnt von ihren Regierungen, nicht barauf ein. Auch ber Präfibent ber 
Union wurde vom Kongreß dazu ermächtigt, aber er machte von feiner Vollmacht 
feinen Gebrauch (Wheaton, Elem. of int. law. $ 359. Anm.). 


671. 


Auch inwiefern es noch durch die hergebrachte Hebung der Seemächte 
als geftattet erjcheint, Seebeute zu maden, ift da3 doch nad europäiſchem 
Völkerrecht nur wirklichen Kriegsſchiffen, die einen Beftandtheil der Kriegs⸗ 
flotte bilden, erlaubt. _. 


In der militärischen Unterordnung und Disciplin liegt eine gewifle Garantie 
gegen Ercejje, welche bei Kaperjchiffen gänzlich fehlt. Vgl. im übrigen zu $ 665. 670. 


672. 


Das genommene Schiff muß in der Regel dem Prifengericht des 
Nehmeſtats überliefert und von diefem über die Rechtmäßigkeit der Priſe 
entſchieden werben. 


Die PBrifengerichte dienen zur Controle über bie Ausübung des Seerechts 
in Kriegszeiten. Die Prifengerihtsbarfeit wird als Kriegsgerichts— 
barkeit zur See bettachtet. Neutrale Staten baben Feine Prifengerichte. Bol. 
barüber unten Buch IX. Cap. 6. Die Befeßung der Prifengerichte und das Ver⸗ 
fahren vor benjelben ift noch immer ftatsrechtlich geordnet. Aber das Recht, 
welches fie handhaben, ift in erfier Linie völferrehtlih. In der Regel follen 
bie genommenen feindlichen Schiffe in einen Hafen. bes Nehmeftats aufgebracht und 
ba der Beurtheilung bes Prifengerichtshofs unterworfen werden. Aber nicht immer 
ift das möglich, befonders nicht, wen ber Krieg in entlegenen Gewäfjern geführt 
wird. Dann müſſen diejelben vorerfi in neutralen Häfen untergebracht wer⸗ 
ben, infofern folhes von neutralen Staten gejtattet wird. Unzuläſſig ift es, bie 
Zerftörung des genommenen Schiffs damit zu entjchuldigen, daß bie Häfen des 
Nebmeftats blofirt feien und daher bie Aufbringung besfelben dahin unmöglich ge= 
worden fei. Der Mangel an Häfen dehnt nicht das Recht ber Wegnahme aus. 
Nur die Äußerfte Noth könnte die Zerfiörung rechtfertigen. Als Darime ift biefelbe 
völkerrechtswidrig. Der norbamerifanifche Bürgerkrieg von 1861—65 gab zur Er: 
Örterung biefer Frage ben Anlaß, indem füdflatliche Kreuzer einen ſolchen Ver⸗ 
nihtungszug gegen Kauffahrer bes Nordens unternahmen. Vgl. Clark in dem 
Papers read before the Juridical society. London 1864. 
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673. 


ſchiffs zu. Der Stat hat freie Verfügungsrecht darüber und kann den 
Nehmern einen beliebigen Antheil daran einräumen oder auch ganz auf 
die Annahme verzichten und Schiff und Waare wieder den Privatperſonen 
zuſtellen, welche — abgeſehen von dem Beuterecht — als die rechtmäßigen 
Eigenthümer derſelben anzuſehen ſind. 


„Bello parta cedunt reipublicae“ (Bynkershoek). Auch in 
England gilt e8 vorzugsweile ald ein Recht ber Krone, frei über die Beute zu 
verfügen. Es ift die Beute eine Folge des Kriegs und das Beuterecht eine Anwen: 
dung bed Kriegsrechts. Der Kriegsherr enticheibet bier, wie in andern Fällen ber 
Kriegsleitung. Es ift daher in feiner Macht, das erbeutete Schiff, wenn er folches 
aus humanen ober aus politifchen Gründen für zwedmäßig erachtet, wieder frei und 
bem urſprünglichen Eigenthümer zurüdzugeben, ohne daß ber Schiffsmannjchaft, 
welche ihr Leben und ihre Arbeit daran gefebt bat, basfelbe zu erbeuten, ein Recht 
ber Einſprache zufteht. Vgl. die Urtheile der Lords Stowell und Broug ham 
bei Phillimore III. $ 128. Ebenfo kann er einen beliebigen Antheil an ber 
Beute zur Belohnung ber Mannſchaft des Nehmeſchiffs verwenden. 


8. Verkehr und Verhandlungen unker den KAriegsparfein. Waffen- 
unbe Waftenfiilfland. Kapitulation. 


674. 


Jeder Verkehr zwiſchen den bon den feindlichen Kriegsheeren befebten 
Gegenden ift in der Regel unterfagt. Ausnahmen bedürfen der Geneh— 
migung der Befehlshaber. Uebertretungen des Verbois werden je nach 
Umftänden ſtrenge beſtraft. 


1. Am. 86. Die ältere, von Bynkershoek (Quäſt. I. 3) vertretene, 
heute noh von Wildman, Wheaton, Phtllimore vertheidigte Meinung 
geht viel weiter. Sie nimmt an, durch bie Kriegseröffnung werde aller Verkehr 
zwifchen ben Ländern, bie im Kriege find, grundſätzlich unterſagt. Diefe Meinung 

wird damit erflärt, daß bie eigenen Unterthanen burch bie Kriegserflärung aufgefordert 
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werden, dem Feinde möglichſt viel Uebel zuzufügen und daß die patriotiſche Pflicht 
gebiete, mit dem Feinde ſeines Landes keine Gemeinſchaft zu pflegen. Indeſſen hat 
Bynkershoek ſelber zugleich darauf aufmerkſam gemacht, daß die Handelsinterefjen 
dem widerſtreben und daß deßhalb der Handel mit gewiſſen Waaren gewöhnlich er⸗ 
laubt und nur bezüglich anderer Waaren verboten werde. Da der Verkehr meiſtens 
zweiſeitig iſt, fo ſchädigt überdem der Abbruch alles internationalen Verkehrs 
nothwendig beide Nationen, und ſchon dieſe Erwägung der Folgen des Verbots läßt die 
Erlaſſung desſelben meiſtens als unzwedmäßig erſcheinen. Wäre jene Begründung 
an ſich richtig, daß man den Feind möglichſt ſchädigen ſoll, was ſie offenbar nicht 
iſt, ſo würde fie doch in unſerm Falle nicht zutreffen, weil der ſich ſelber ins Fleiſch 
ſchneidet, der den Feind mit diefer Waffe verwunden will, Der ganze Grundgebanfe 
aber ift faljh. Die Hemmung des Verkehrs verſteht fich nur infofern von ſelbſt, 
als fie eine Bedingung ober Folge ber Kriegsführung, nicht ber Kriegs: 
erflärung if. Nur die militärifhen Motive oder ausnahmsweile befonbere 
politifhhe Motive fünnen fie rechtfertigen. Die erfiern werden in der Ausnahme 
vollfommen gewürbigt, bie lettern bebürfen einer ftatlihen Anordnung. Da 
bie Privatperjonen einander nit befriegen, jondern als Privaten 
mit einander im Frieden leben, fo ift nicht einzufehn, weßhalb fie nicht während 
bes Kriegs mit einander beu friedlichen Verkehr fortfeßen können, der für beide 
Nationen nüglih ift und die Kriegsführung nicht gefährdet. Wenn der Bauer ge 
wohnt war, über die Grenze zur nächſten Mühle zu fahren, oder Weinberge und 
Aecker jenfeits der Grenze befitt, weßhalb follte er nicht auch dann fein Kom in 
jene Mühle fahren, oder bier Weinlefe und Ernte balten dürfen, folange ihm bas 
nicht unterjagt wird. Auch dieſe Intereſſen der Wirthichaft fpielen bin und Her in 
ben Grenzgegenben. Die Intereſſen ber Fabrication und des Handels wirken weiter 
und tiefer ins Land hinein, werben aber wieder duch einen Abbruch des Verkehrs 
gewöhnlich nach zwei Seiten Hin gejchädigt. Die natürlihe Rechtsregel iſt alfo 
nicht das Verbot, fondern die Fortbauer bes friebliden Verkehrs. 

2, Offenbar fieht die Ausbreitung ber entgegengefetten Regel bei den engliſch⸗ 
amerikaniſchen Schriftftelern noch mit dein Princip in Verbindung, baß die Kauf: 
fabrteifchiffe fammt ihrer (feindlichen) Labung ber Seebeute ausgeſetzt find. 
Wird biefe Seebeute endlich aufgegeben, dann wird die Unbaltbarfeit eines allge: 
meinen Handelsverbots auch zur See Jedermann einleuchten. Man wird dann aud 
zugeben, baß bie Geftattung des Seehandels, außer nad ben blofirten feindlichen 
Häfen in dem Ruſſiſchen Kriege von 1854 (Wheaton Int. L. $ 315 Anm.) nidt 
ein jus singulare ift, fondern ben Aufgang eines humaneren Rechtsſatzes 
bedeutet, Vgl. Heffter $ 132, 133. 

3. Aber die Megel bes Verkehrs erfordert eine Beſchränkung. So weit bie 
Truppen wider einander im Felde ftehn, muß der Verkehr zwifchen ben beſetzten 
Gebieten aufhören, benn feine Fortfegung wird Teieht zur Gefahr oder zum 
Hemmniß für die Truppen. Weber Reijende noch Briefe, noch Waaren bürfen baber 
ohne Erlaubniß der Commanbdanten aus einem Gebiet in bas andere hinüber. 
Diefe hemmende Folge ber Kriegsführung gilt als ſelbſtverſtändlich, weßhalb 
es gefährlich ift, ohne militärifchen Sicherheitspaß ben Webergang zu wagen. nd 
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befondere Iäuft der fo Reifende, wenn er offen verfährt, Gefahr, zurückgewieſen zu 
werden, und wenn er fih heimlich durchzuſchleichen fucht, Gefahr, verhaftet zu 
werben. Der Handelsmann ift in Gefahr, baß feine Waaren mit Beſchlag belegt, 
oder gar zur Strafe confiscirtt werben. Wenn damit überbem eine Verrätherei 
verbunden ift, jo Tann eine ſchwerere Strafe, ſogar unter Umſtänden die Todesftrafe 
verhängt werben. 

4. Außerdem Fann ber Triegfübrenbe Stat au in weiterem Umfange 
und überhaupt ben Verkehr während des Kriegs verbieten, wenn er das für 
nothwendig erachtet, um den Krieg mit Nachdrud zu raſchem Ende zu führen. Nur 
verficht fich ſolche Allgemeinheit des Verbots nicht von felbft. Iſt basjelbe erlafien, 
dann Fünnen noch in Form von fogenannten Licenzen (Erlaubnißiheinen) 
für einzelne Berfonen und für gewiffe Handels: oder Verkehrsbeziehungen Ausnahmen 
verftattet werben. 


_ 


675. 


Delitzriche Siherheitshäſ für Perſonen und Geleitſcheine für 
Waaren werden von dem Befehlshaber der Truppen ausgeſtellt und ſichern 
das Recht der betreffenden Perſonen, die militäriſchen Linien ungehindert 
und ungefährdet zu paſſiren und der Frachtführer, die betreffenden Güter 
ebenſo durchzuführen. Sie beruhen nicht auf perſönlicher Ermächtigung, 
ſondern auf der Erlaubniß des Amts. 


Dieſe Päſſe und Geleitſcheine beruhen im letzten Grund auf der Auto⸗ 
rität ber Kriegs- beziehungsweiſe Statögewalt. Sie bedürfen aber den Verhältniſſen 
gemäß im Einzelnen ber militärifhen Gontrole. Es ift je nah Umftänden 
aus militärifhen Gründen nothwendig, ber Erlaubniß im einzelnen Kalle Feine weis 
tere Folge zu geben, wenn Gefahr damit verbunden ifl. Auch die untern Befehle: 
baber find oft ermächtigt, folche Scheine auszuftellen, fo jedoch, daß der obere Be- 
fehlshaber deren Wirkfamkeit hemmen kann. Aber es wäre gegen bie bona fider, 
wenn ein Schein nicht weiter geachtet würde, weil er von einem Befehlshaber aus: 
geftellt worben ift, ber vielleicht nicht mehr am Leben oder doc, durch eine andere 
Berfon inzwifchen im Commando erjeßt worden iſt. Die Erlaubnig ift nicht von 
ber Berfon, fondern von der amtlihen Stellung und Vollmacht befjen 
abhängig, welcher fie gegeben hat. j 


676. 


Der Sicherheitspaß gilt lediglich für die Perfon, welche darin genannt 
ift, und ift nicht übertragbar. 
Der Geleitichein für den Güterverkehr ift übertragbar, inſofern nicht 


gegen die Perjon des Frachtfuhrmanns bejondere Bedenken borhanden find, 
Bluntfhli, Das Böllerredt. 


ig — — - 
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Sigerheitspäffe dürfen baber nit an anbere Perſonen zum Ge 
Brauche überlaffen werden. Wenn eine politifh ober militärifch gefährliche Perfon 
als Frachtfuhrmann verwendet wird, um mit Hülfe des Geleitfcheins in biefer Ver⸗ 
Heibung ins feindliche Lager fi) hinüber zu reiten und er wird entbedt und troß 
bes Geleiticheins arretirt, jo kann er ſich nicht über einen Treubruch beflagen, fon: 
bern liegt im Gegentbeil ein je nad Umſtänden, insbejondere wenn Spionerei 
ober Verrätherei beabſichtigt iſt (vgl. SG 683), Triegsgerichtlih zu beſtrafender 
Mißbrauch jener Erlaubniß vor. Wohl kann aber ber Paß außer ber benannten 
Perfon auch ihre Familie, Dienerſchaft, Gefolge, Gefellichaft, wenn das angedeutet 
ift, ſchirmen. Nur darf auch bier nicht bamit fo Mißbrauch getrieben werben, baß 
PVerfonen, welche für gefährlicher betrachtet werben, als ber genannte Paßinhaber, 
unter bie allgemeine Formel verftedt werben. 


677. 


Die Wirkſamkeit des Sicherheitspaffes und. des Geleitſcheins reicht 
joweit al3 die militärifche Gewalt des Heeres reicht, aljo je nad) Umftänden 
in feindfiches Gebiet hinein, aber nicht über jenen Bereich hinaus. 


Diefe Urkunden beruben auf militärifher Autorität unb Tönnen 
baher nur innerhalb der Grenzen wirfen, in benen biefelbe Gehorfam findet, nicht 
aber in Gegenden Beachtung erwarten, in benen bie feindliche Kriegsgewalt herrſcht. 


678. 


Iſt der Paß nur auf eine beftimmte Zeitfrift ertheilt, jo erliſcht 
feine Wirkſamkeit mit dem Ablauf der Zeitfrift. Wenn jedoch der Träger 
des Paſſes ohne feine Schuld durch höhere Gewalt verhindert war, durch 
das befehte Gebiet hindurch zu kommen, jo wird er zwar nicht durch den 
Buchftaben der Erlaubniß, aber durch ihren Geift foweit geihübt, als es 
die Umftände geftatten. 


In allen Fällen ift die bona fides zu berüdfihtigen. Gerade in Kriege: 
zeiten können ſich dem Vollzug einer vielleicht auf wenige Tage ober fogar auf eine 
Anzahl Stunden befchränften” Durchreife durch bie Linien bes Heeres jo viele uner⸗ 
wartete Hinderniſſe entgegenfeßen, daß es burchaus unbillig wäre, bie Zeitbefchräns 
fung ohne Rüdfiht auf ſolche Zufäle nah dem Wortlaute der Urkunde auszu⸗ 
legen. 










679. 


Auh während des Kriegs und auch dem Feinde gegenüber find 
Verſprechen und Verträge in gutem Glauben zu halten, und das ven 
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dem Feinde erhaltene Vertrauen nicht zu mißbrauchen. Insbeſondere gilt 
das bon den Sartelverträgen, welche zwiſchen den Befehlshabern feindlicher 
Truppen über Päſſe und Couriere, über den Poft- und Telegraphen- 
verkehr, über das Begräbniß der Todten, Über die Bezeichnung und Bes 
handlung der Parlamentärs, über die Behandlung oder Auswechjelung 
oder den Loskauf von Kriegsgefangenen verabredet werden. 


Die Rechtsgültigkeit und völferrechtliche Verbinblichfeit der im Kriege abge: 
ſchloſſenen Verträge ift eine der wichtigſten Beſchränkungen ber verberblichen Wildheit 
bes Kriege. Ohne diejelbe würben die kriegeriſchen Leidenfchaften zügellos walten 


und der Krieg fich nicht in einen geficherten Friedenszuſtand verwandeln können. 


Das Princip: „Etiam hosti fides servanda* if ſchon im Altertbum 
anerkannt worden. Vgl. oben zu $ 550. Das Kanoniſche Recht bat dasfelbe 
ebenfalls der Chriftenheit im Mittelalter eingefchärft. Dec. Grat. II. Causa 28. 
Qu. 1. c.3 (Auguftinus): „Fides enim quando promittitur, etiam hosti ser- 
vanda est, contra quem bellum geritur, quanto magis amico, pro quo pregna- 
tur? Pacem habere debet voluntas, bellum necessitas, ut liberet Deus a neces- 
sitate et conservet in pace, Non enim pax quaeritur, ut bellum excitetur, 
sed bellum geritur, ut pax acquiratur“. 

Der Inhalt folder Eartelverträge ift fo mannigjaltig, als die Bedürf⸗ 


nifje der Triegführenden Parteien Befriedigung verlangen und Anerkennung bes 
Gegners erwarten. 


680. 


Die Cartelfhiffe genießen auf dem Hin- und Rückweg den Schuß 
des Völkerrechts. Indeſſen ift ihre Mannjchaft verpflichtet, fich inzwiſchen 
aller Handlungen der Feindjeligkeit zu enthalten und auch feinen durch 
das Kriegsrecht unterfagten Verkehr zu treiben. 


Die Cartelſchiffe machen ſich felber zunächft als folche Tenntlich, können 
aber nur infofern auf Achtung rechnen, als fie bona fide bie vertragsmäßige 
Unterhbandlung einleiten oder bie Uebereinkunft ausführen. Vgl. Bhillimore III. 
$ 112. 


681. 
Die Parlamentäre d. h. bie Perſonen, melde im Auftrag einer 
Kriegspartei_ bei den Truppen der andern erſcheinen zum Behuf der Unter- 


handlung mit dem Befehlshaber derſelben über Kriegsverträge, werden 
24° 
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durch die Parlamentärflagge oder Fahne bezeichnet und genießen den 
Schutz des Völkerrechts. 


-Die Barlamentäre find keine Geſante, weil fie nicht von ber Statsgewalt 
und nicht zu Stellvertretern derſelben ernannt find, aber fie dienen als Boten ber 
Kriegsparteien boch dazu, ben Verkehr zwilchen beiden in einzelnen Fällen und zu 
beftimmten Zweden neu anzufnüpfen und eine Webereinfunft ber Gegner einzuleiten 
ober abzuſchließen. Inſofern haben fie eine ähnlich privilegirte Stellung. 
Gie dürfen nit zu Kriegsgefangenen gemacht, jondern e8 muß ihnen freie und 
möglihft jihere Rückkehr geitattet werben. 


682. 


Der Befehlshaber der bejendeten Truppen ift jedoch nicht verpflichtet, 
unter_allen Umftänden und jederzeit einen feindlichen Parlamentär zuzu- 
zulaffen und anzuhören und er ift berechtigt, Vorſicht zu gebrauchen und 
Mapregeln zu treffen, damit der feindliche Parlamentär nicht feine An- 
wejenheit zum Nachtheil der Kriegsführung benube. 


683. 


Wenn es entdedt und unzweifelhaft erwieſen wird, daß der Par— 
lamentär feine privilegirte Stellung mißbraucht hat, um militärische Spio- 
nerei zu betreiben oder gefährliche Verſchwörungen und Berrath anzuftiften, 
jo verliert er den Anspruch auf völkerrechtlichen Schub und kann Triegs- 
rechtlich beitraft werden. Aber es bedarf eines völlig ficheren, jedermann 
erfennbaren Beweiſes der Schuld, damit nicht die Verurtheilung als Ber- 
letung des Völkerrechts betrachtet werde. 


Am. 114. Der Parlamentär darf wohl, ohne Verlegung des Völferrechts, 
firenge überwacht und von jedem weitern Verkehr, als mit bem bejendeten Be- 
fehlshaber abgejperrt werden. In manden Fällen werben ihm die Augen 
verbunden, damit er nicht Dinge wahrnehme, welche man vor bem Feinde verbergen 
will. Denn ift er einmal wieber zurüdgefehrt, To ift er durch Nichts verhindert, 
über Alles zu berichten, was er wahrgenommen hat. 


684, 


Wird der Träger einer PBarlamentärflagge unverjehens während 
eines Gefechtes verwundet oder getödtet, jo gibt das feinen Grund zur 


f 
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bölferrechtlichen Beſchwerde. Das bloße Erjcheinen der Parlamentärflagge 
bedingt für ſich allein nicht nothwendig das Einftellen des Feuers. 


Am. 113. 116. Abjihtlihe Verwundung ober Tödtung bes fichtbaren 
Parlamentärs ift eine jchwere Verlegung bes WVölferrechts (681), Die Truppen 
müſſen e8 baber vermeiden, auf ihn zu fchießen. Aber während bes Kampfes gibt 
es feine völlige Sicherheit. Wenn Teinerlei mala fides mitwirft, fondern nur ein 
unglüdliher Zufall ihntrifft, jo darf man diefen dem Feind nicht als Rechte: 
bruch zur Laft legen. In vielen unb fogar ben meiften Fällen wird das Feuer 
überhaupt eingeftellt, wenn das Erjcheinen der Parlamentärflagge oder zu Land bie 
Ankunft eines Parlamentärs auf bie Neigung fchliepen Täßt, zu verhandeln, öfter 


- jogar auf die Abficht des Feindes, fich zu ergeben. Aber würde man genüthigt, in 


allen Fällen, fobalb ein Parlamentär fich zeigt, ben Kampf abzubrechen, fo wiürbe 
vielleicht der entfcheidende Moment des Sieges unbenutzt vorübergehen und ber Gieg 
felbft wieder verloren oder die Verfolgung gelähmt werden. In folhen Fällen barf 
bie Annahme des Parlamentärs verweigert oder troß ber Unterhandlung mit dem— 
jelben der Kampf durchgeführt werden. 


685. 


Es ift gute SKriegafitte, die Spitäler und je nah Umftänden auch 
andere bejonders geheiligte Orte mit Schutzfahnen von beſonderer Farbe 
zu bezeichnen, damit ſie eher von dem feindlichen Feuer geſchont werden. 


Am. 115. Nur für die Spitäler iſt das als völkerrechtliche Pflicht durch 
die Genfer Convention vorgeſchrieben. Vgl. oben F 592. Aber Ähnliche Rückſichten 
ber Humanität können auch eine befondere Nüdficht empfehlen. Immer aber gilt 
es für eine fchlechte und entehrende Handlung, wenn ber Feind buch Ausfleden 
einer Schußfahne, ohne innern Grund, zu täufhen und etwa gar feine Angriffs: 
ftelung vorläufig beffer zu ſichern ſucht. Solche Täuſchung berechtigt den Gegner, 
ber feindlihen Schußfahnen nicht weiter zu achten und Repreſſalien zu nehmen, 
Am. 117, 


686. 


Es Tann auch von der feindlichen Kriegsgewalt ein befonderer Schuß 
bemwilfigt und je nach Umftänden können von ihr Schutzwachen oder Schub- 
briefe gewährt werden, damit Perfonen und Sachen, z. B. wiſſenſchaftliche 
Sammlungen und Kunſtwerke vor der kriegeriſchen Beſchädigung oder 
Gefährdung gewahrt bleiben. Auch ſolche Schubgebote find in guter Treue 
zu beachten. 


374 Achtes Buch. 


Am. 118. Es ift das befonders wichtig bei ber Erflürmung einer Stabt 
ober eines befefligten Plabes, und kann je nach Umſtänden auch einzelnen angeje: 
henen Perfonen zu Gute fommen. Schon im Alterthum Tommen mande Beijpiele 
ber Art vor. Damals hatten folde Privilegien noch mehr als gegenwärtig zu be: 
beuten, weil bie heutige Kriegsführung überhaupt friedliche Perfonen und ihr Vermögen 
weit weniger gefährdet, als bie antike. 


687. 


Wenn die beiderfeitigen Befehlshaber über eine zeitweife und örtliche 
Maffenruhe übereingeflommen find, jo haben die beiderfeitigen Truppen 
inzwiſchen in guter Treue fi jeder. Feindſeligkeit zu enthalten. 


Solche Waffenrube wird gewöhnlid durch Parlamentäre begehrt und 
zugeftanden, ober gemeinfam verabredet. Es gefchieht das z. B. zum Behuf ber 
ungeftörten Beerbigung ber auf bem Schlachtfeld gebliebenen Krieger, ober 
im Sntereffe ber Feier eines Gottesbienftes, ober auch um weitere Unter 
bandlungen über einen Waffenftillftand oder Frieden zu pflegen 
u. ſ. ſ. Die bloß ſtil lſchweigend eintretenbe Waffenrube ift zwar möglich, aber 
wenig gefichert, weil fie nicht ben Charakter eines Vertrags bat. An und für fidh 
berechtigt eine religiöſe Feier Feineswegs, auf Waffenruhe zu fchließen. - Tie Kriegs: 
geſchichte ift voll von Beifpielen, daß an foldhen Feittagen ber Kampf begonnen 
wurde, und das Völkerrecht hindert das nicht. Im Mittelalter bemmte ber Gottes: 
friebe (treuga Dei) bie Fortfekung des Kampfes unter den chrifflichen Völkern. 
Das ganze Inſtitut aber, welches aufgefommen war, um bie wilden, nie raftenden 
Tehden einigermaßen zu bejchränfen, ift im Mittelalter felber wieder außer Uebung 
gekommen, als bie Fehden verfhwanden und nur ber große Krieg noch als Aus: 
nahmszuftand ben regelmäßigen Frieben unterbrach. 


688, 


Ein eigentliher und allgemeiner Waffenftillftand (treve), welcher 
auf längere Zeit zur Einleitung de3 Friedens abgefchloffen wird, bedarf in 
der Regel der Genehmigung der oberften Statsgemalt. Die Ermädtigung 


zum Abſchluß kann indeffen auch einem diplomatischen Vertreter oder Dem 
Teldherrn übertragen werden. 


1. Der Waffenftillftand im eigentlichen Sinne ift ein Act der Sou⸗ 
veränetät im eigentlihen und vollen Sinn, analog bem Friebensichluß, und 
kann daher nicht von untergeordneten Befehlshabern unternommen werden. Aller: 
dings gelten auch dieſe, inwiefern ihnen ein velativ felbfländiges Commando über: 
tragen ift, bucch ihre Stellung für ermächtigt, im Notbfall und befonders in ent⸗ 
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legenen Gegenden jelbft eine Längere Waffenruhe abzuſchließen, beven Wirkung 
dann aber auf bie betreffende Gegend beſchränkt ifl. Zuweilen werben auch folde 
Waffenruben befondere Waffenftillftänbe genannt, im Gegenfate zu ben 
allgemeinen. Indeſſen ift e9 zwedmäßiger, jenen Ausbrud auf bie Acte zu 
beichränfen, welche bie Fortſetzung ber Friegerifchen Action überhaupt von Stat zu 
Stat hemmen und nicht bloß an beichränften Stellen und zwiſchen einzelnen Truppen 
Törpern. 

2. Die Zeit, auf welche ber Waffenſtillſtand abgeſchloſſen wird, iſt entweder 
eine beſtimmte — bis zu einem Termin, auf eine Anzahl Wochen oder 
Monate ober Jahre — ober eine unbeſtimmte bis zur Kündigung. 


689. 


Die bloß vorübergehende und drtlide Waffenruhe und ebenfo der 
uneigentliche und bejondere Warfenftillftand wirken nur in dem bezeichneten 
oder als maßgebend vorausgeſetzten Gebietsumfang, und für die dafelbft 
befindlichen oder da erjheinenden Truppen, nicht aber für andere Kriegs⸗ 
felder und die dortigen Truppen. 

Der eigentliche und allgemeine Waffenftillftand dagegen wirkt_über- 
haupt und überall berhindlit für die beiden Kriegsparteien und ihre An⸗ 
gehörigen. 


Jene Waffenruhe und der beſondere Waffenſtillſtand ſind weſent⸗ 
lich militäriſche Maßregeln, ber allgemeine Waffenſtillſtand iſt 
wefentlih ein Statsact. Die Wirkung ber erſtern iſt daher begrenzt durch bie 
befondere Dertlichfeit, 3. B. bie Beſchießung einer Feſtung wirb eingeftellt, 
bie Fortfegung einer Schlacht oder bie feindliche Verfolgung. wird abgebrochen, ber 
feindliche Einmarfh macht an einer beftimmten Linie Halt u, bgl. Die Wirfung 
bes letztern erftredt fih auf das ganze Land und bie offene See. Soweit bie 
Statsmacht reicht, werben bie Feindjeligfeiten eingeſtellt. Der allgemeine Waffen: 
ſtillſtand ift noch nicht ber Triebe, aber er hemmt bie Gewalt bes Krieges vollftänbig 
und bereitet ben Trieben ernſtlich vor. 


690. 


Die Befehlshaber find verpflichtet, fo fchnell als möglich bon bem 
Abſchluß des Waffenſtillſtands allen Zruppen Kenntniß zu geben, und 
dadurch das Aufhören der Zeindfefigfeiten zu bewirken. Wenn in gutem 
Glauben, daß der Krieg ungehemmt fortdauere, von einzelnen entlegenen 
Truppenkörpern der Kampf nad dem Abſchluß fortgeſetzt wird, jo kann 
das nicht als Verletzung des Waffenftillftands betrachtet werben. 


376 Achtes Buch. 


Es iſt möglich, daß die Truppen ber einen Partei früher unterrichtet werben, 
als bie ber andern Partei, welche vielleicht von ihrem Hauptquartier abgefchnitten 
iſt. In ſolchen Fällen find jene veranlaßt, biefen davon Anzeige zu machen, aber 
auch diefe veranlaßt, bie Wahrheit ber Anzeige forgfältig zu prüfen, bevor fie der⸗ 
felben Glauben fchenfen. Es gilt in allen biefen Beziehungen nur bie Eine durch⸗ 
greifende Regel ber bona fides. 


691. 


Mährend der Waffenruhe und des Waffenftillftands ift jede Partei 
berechtigt innerhalb des von ihr befetten Gebietes Alles das zu thun, was 
fie im Frieden thun dürfte, ausgenommen ſolche auf die Kriegsführung 
bezügliche Handlungen, welche der Feind, wenn der Kampf fortdauerte, zu 
verhindern veranlagt wäre. Sie darf daher außerhalb des eigentlichen 
Kampffeldes neue Rüftungen vornehmen, und Plätze befeitigen, aber fie 
darf nicht innerhalb desſelben neue militärifche Stellungen beziehen, oder 
einen Rüdzug der Truppen ausführen, noch in dem Bereich der feind- 
lichen Geſchütze neue Werke anlegen oder die zerjtörten Werke wiederher⸗ 
ftellen, jei e8 zum Angriff, ſei es zur Vertheidigung. Sie darf auch nicht 
einen Aufitand erregen in dem von ben feindlihen Truppen bejebten 
Gebiet, noch die Einwohner zur Webergabe einladen. 


Die Wirkungen ber Waffenrube und bes Waffenſtillſtandes ſind weſentlich 
negativ. Sie hemmen die kriegeriſche Action. Es darf alſo voraus nicht mehr 
gekämpft werben, das Feuer wird eingeſtellt. Es muß überhaupt jeder Angriff 
unterlafjen werben; auch die VBorwärtsmärfche auf feindlichem Gebiet werben ein: 
geſtellt. Schwieriger aber ift es, zu beflimmen, ob und welche Vertheidigungs— 
maßregeln ebenfalls zu unterlafjen find, benn auch das ift Friegerifche Action, 
welche der Gegner zu hindern das größte Antereffe hat, und welche er je nach feiner 
Macht verhindern Fönnte, wenigftens zu verhindern verſuchen würde, wenn 
ber Kampf fortgefeßt würde. Der Waffenftillitand allein hält ihn zurüd, entgegen- 
zuwirfen. Eben deßhalb darf auch der Gegner ſolche Handlungen inzwifchen nicht 
vornehmen; benn dürfte biefer fie unter dem Schutze bes Waffenftillftands unges 
fährdet vollziehen, ſo würde ber Waffenſtillſtand nicht gleichmäßig beide Parteien 
zur Ruhe verweilen, jondern die eine begünftigen und bie andere benad= 
theiligen. Wenn alfo 3. B. das eine Heer eine neue günftigere Stellung vor 
bem Feind beziehen und vielleicht befefligen wollte, was ber. Feind, wenn der Kampf 
fortgefeßt würbe, verhindern Fönnte, jo wäre das nicht Waffenrube, fondern eine 
militärifche Action, welche vielleicht für den erneuerten Kampf entjcheibend 
würde. Wenn ferner bei ber Belagerung einer Feftung bereits eine Breſche ges 
Ihoffen unb ber vorbereitete Sturm durch eine Waffenruhe verjchoben wird, fo 
barf ber Belagerte nicht während berfelben zum Nachtbeil ber Belagerer bie Brefche 
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wieber fchließen und neue Werke erbauen, bern wäre bie Waffenrube nicht eingetres 
ten, fo könnte ber Belagerte biefe Ausbefferung durch feine Geſchütze verhindern. 
Ebenſo wenig darf der Belagerte inzwilhen neue Truppen in bie Feſtung wer⸗ 
fen, deren Anmarjch ohne die Waffenruhe ber Feind zu verhindern verfuchte. Dagegen 
wirft die Ruhe immerhin flärfendb für beide Theile, infofern fie fich babei von ber 
Anftrengung bes Kampfs erholen. Auch ift Feine Partei gehindert, fern von bem 
eigentlichen Kriegsſchauplatz, wo baber eine Behinderung durch Feindesgewalt zunächft 
nicht möglich wäre, Truppen auszubeben, zu fammeln, zum Kriege vorzubereiten. 
Ausführliche Erörterungen darüber hat Vattel III. $ 245 ff. 


692. 


In der Zwiſchenzeit darf die Kriegspartei wohl Pläbe in Beſitz 
nehmen, welche von dem Feinde aufgegeben find, aber nicht, wa3 nur 
zufällig von demfelben nicht bejeßt oder verwahrt ift. 


Battel $ 252: „C’est une hostilitö que d’enlever & l’ennemi ce qu'il 
prôtend retenir“. 


693. 


Ob e3 während des Waffenftillftandes den Bewohnern geftattet fei, 
unbeläftigt hin und ber zu gehen zwiſchen den beiderſeits bejebten Gebieten 
und den Verkehr zu erneuern, hängt theils von den Umftänden ab, unter 
denen derſelbe gefchloffen worden ift, theils von der Erlaubniß oder dem 
Verbot der Striegsgewalt. * Bei dauernden und allgemeinen Waffenftill- 
ftänden wird die Freiheit des Verkehrs vermuthet. 


Nur ber allgemeine auf eine längere Zeit abgefchloffene Waffenftillftand ift ein 
Bild des Friedens, unb baber im Zweifel ber friedliche Verkehr während bes: 
felben überall geftattet. Bei einer kurzen, zu beſtimmten Zwecken abgeichlofjenen Waffen 
tube ſtehen oft bie militäriichen Rückſichten auf die mögliche und oft fogar wahrſchein⸗ 
lie Erneuerung bes Kampfes biefer Yreigebung bes Verkehrs zwiſchen ben beiden 
von Truppen bejebten Gebieten im Wege. 


694. 


Geht die Frift zu Ende. ohne Stundung der Waffenrufe, oder ohne 
Erneuerung des Waffenftillftandes oder ohne Friedensſchluß, fo bedarf es 
feiner Kündigung, fondern können die Teindfeligfeiten jofort wieder auf: 
genommen und fortgejeßt werden. 


Die Friſtbe fimmung beſchränkt die Dauer ber Waffenrube und des 
Waffenſtillſtands. Iſt die Friſt abgelaufen, ſo hört damit die Wirkſamkeit der Ver⸗ 
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werden, dem Feinde möglichſt viel Uebel zuzufügen und daß die patriotiſche Pflicht 
gebiete, mit dem Feinde ſeines Landes keine Gemeinſchaft zu pflegen. Indeſſen hat 
Bynkershoek ſelber zugleich darauf aufmerkſam gemacht, daß die KHandelsinterefjen 
bein wiberjireben und daß deßhalb der Handel mit gewifjen Waaren gewöhnlich er- 
laubt und nur bezüglich anderer Waaren verboten werde. Da der Verkehr meiſtens 
zweifettig ift, fo ſchädigt überdem ber Abbruch alles internationalen Verkehrs 
notbwenbig beide Nationen, und ſchon dieſe Erwägung der Folgen bes Verbots läßt bie 
Erlaffung besfelben meiftens als unzweckmäßig ericheinen. Wäre jene Begründung 
an jich richtig, daß man ben Feind möglichit fchäbigen fol, was fie offenbar nicht 
ift, fo würbe fie doch in unferm Falle nicht zutreffen, weil der fich felber ins Fleiſch 
fchneibet, der ben Feind mit diefer Waffe verwunden will. Der ganze Grundgebanfe 
aber ift falſch. Die Hemmung bes Verkehrs verfteht fih nur inſofern von jelbft, 
als fie eine Bedingung ober Folge ber Kriegsführung, nit der Kriegs⸗ 
erklärung if. Nur bie militärifhen Motive ober ausnahmsweiſe bejonbere 
politifhe Motive können fie rechtfertigen. Die erftern werben in ber Ausnahme 
vollfommen gewürdigt, die letztern bedürfen einer fatlihen Anordnung Da 
die Brivatperfonen einander nit befriegen, ſondern als Privaten 
mit einander im Frieden leben, jo ift nicht einzufehn, weßhalb fie nicht während 
des Kriegs mit einander ben friedlichen Verkehr fortfegen können, ber für beide 
Nationen nützlich ift und bie Kriegsführung nicht gefährdet. Wenn der Bauer ge 
wohnt war, über bie Grenze zur nähften Mühle zu fahren, oder Weinberge und 
Aecker jenfeits der Grenze befitt, weßhalb follte er nicht auch dann fein Korn in 
jene Mühle fahren, oder bier Weinlefe und Ernte halten dürfen, ſolange ibm bas 
nicht unterfagt wird, Auch dieſe Sntereflen der Wirthfchaft fpielen hin und ber in 
ben Grenzgegenden. Die Intereſſen der Zabrication und bes Handels wirken weiter 
und tiefer ind Land hinein, werben aber wieder durch einen Abbruch bes Verkehrs 
gewöhnlich nad zwei Seiten bin geſchädigt. Die natürliche Nechtsregel ift alfo 
nicht bas Verbot, fondern bie Fortdauer bes friebliden Verkehrs. 

2. Offenbar fieht die Ausbreitung der entgegengefeßten Regel bei den engliſch⸗ 
amerifanifchen Schriftftelern noch mit dem Princip in Verbindung, daß die Kauf: 
fahrteifchiffe jammt ihrer (feindlichen) Ladung der Seebeute ausgeſetzt find. 
Wird diefe Seebeute endlih aufgegeben, dann wird die Unbaltbarfeit eines allges 
meinen Handelsverbots auch zur See Jedermann einleuhten. Man wird dann auch 
zugeben, baß bie Geftattung des Seehandels, außer nach ben blofirten feindlichen 
Häfen in dem Ruſſiſchen Kriege von 1854 (Wheaton Int. L. $ 315 Anm.) nit 
ein jus singulare ift, fondern ben Aufgang eines humaneren Rechtéſatzes 
bedeutet. Vgl. Heffter $ 132. 133. 

3. Aber bie Hegel bes Verkehrs erfordert eine Beſchränkung. So weit bie 
Truppen wider einander im Felde ftehn, muß ber Verkehr zwifhen ben befeßten 
Gebieten aufhören, benn feine Fortfeßung wird leicht zur Gefahr oder zum 
Hemmniß für die Truppen. Weber Reifende noch Briefe, noch Waaren dürfen baber 
ohne Erlaubniß ber Commandanten aus einem Gebiet in bas andere hinüber. 
Dieje hemmende Folge der Kriegsführung gilt als ſelbſtverſtändlich, weßhalb 
es gefährlich ift, ohne militärischen Sicherheitspaß den Hebergang zu wagen. Ins⸗ 
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beſondere Täuft der jo Reiſende, wenn er offen verfährt, Gefahr, zurückgewieſen zu 
werden, und wenn er ſich heimlich durchzuſchleichen ſucht, Gefahr, verhaftet zu 
werden. Der Handelsmann ift in Gefahr, daß feine Waaren mit Beichlag belegt, 
oder gar zur Strafe confiseirt werben. Wenn bamit überbem eine Verrätherei 
verbunden ift, jo kann eine ſchwerere Strafe, ſogar unter Umſtänden die Todesſtrafe 
verhängt werben. 

4, Außerdem Tann ber Triegführende Stat au in weiterem Umfange 
und überhaupt ben Verkehr während bes Kriegs verbieten, wenn er bas für 
nothwendig erachtet, um den Krieg mit Nachdruck zu raſchem Ende zu führen. Nur 
verſteht fich ſolche Allgemeinheit des Verbots nicht von felbft. Sit dasſelbe erlafien, 
dann Finnen noch in Form von fogenannten Licenzen (Erlaubnißfheinen) 
für einzelne Perfonen und für gewiſſe Handels: oder Verfehrsbeziehungen Ausnahmen 
verftattet werden. 


675. 


Wilitäcfäe Siherheitshöſſ für Perſonen und Geleitſcheine für 
Waaren werden von dem Befehlshaber der Truppen ausgeſtellt und ſichern 
das Recht der betreffenden Perſonen, die militärischen Linien ungehindert 
und ungefährdet zu pafjiren und der Frachtführer, die betreffenden Güter 
ebenjo durchzuführen. Sie beruhen nit auf perjönlicher Ermädtigung, 
jondern auf der Erlaubniß des Amts. 


Diefe Päſſe und Geleitſcheine beruhen im letzten Grund auf ber Auto: 
rität der Krieges beziehungsweife Statsgewalt. Sie bebürfen aber den Verbältniffen 
gemäß im Einzelnen ber militärifhen Controle Es ift je nach Umfländen 
aus militärifhen Gründen nothwendig, ber Erlaubniß im einzelnen Falle Feine weis 
tere Folge zu geben, wenn Gefahr damit verbunden if. Auch bie untern Befehls: 
haber find oft ermächtigt, ſolche Scheine auszuftellen, fo jedoch, baß der obere Be⸗ 
fehlshaber deren Wirkfamfeit hemmen kann. Aber es wäre gegen bie bona fides, 
wenn ein Schein nicht weiter geachtet wiirde, weil er von einem Befehlshaber aus: 
geftellt worben ift, ber vielleicht nicht mehr am Leben oder body durch eine andere 
Berfon inzwifhen im Commando erjegt worden if. Die Erlaubniß ift nicht von 
ber Berfon, fondern von der amtlihen Stellung und Bollmadt deſſen 
abhängig, welcher fie gegeben Bat. \ 


676. 


Der Sicherheitäpaß gilt lediglich für die Berfon, welche darin genannt 
ift, und ift nicht übertragbar. 
Der Geleitfhein für den Güterverkehr ift übertragbar, injofern nicht 


gegen die Perjon des Frachtfuhrmanns bejondere Bedenken bor handen ſind. 
Bluntſchli, Das Völlerrecht. 
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drohen oder belagern, gilt al3 ermächtigt, die Sapitulationsbedingungen zu 
bemwilligen, fomweit dabei die perjünliche Freiheit und das Eigenthum der 
Truppen und der Bewohner des capitulirenden Platzes betheiligt erſcheinen, 
oder es fih um militärische Maßregeln handelt. Er darf aber nicht eigen- 
mächtig Zugeſtändniſſe machen, welche ſich auf die politijche Verfaſſung und 
Verwaltung des Ortes beziehen. 


Der Grund dieſer Unterſcheidung liegt einerſeits in den militäriſchen 
Befugniſſen des Befehlshabers, Alles das zu thun, was zum Behuf der eigentlichen 
Kriegsführung nöthig und zweckmäßig erſcheint, andrerſeits in der politiſchen 
Statsgewalt, welche nicht an das Militärcommando übertragen iſt. Es iſt freilich 
für die Ehre und den Credit eines Stats ſehr bedenklich, wenn ein Obergeneral 
politiſche Zuſicherungen macht, welche nachher der Stat nicht zu erfüllen geneigt iſt. 
Ein bekannter Fall der Art aus unſerm Jahrhundert iſt das unerfüllt gebliebene 
Verſprechen des Lord Bentinck im Jahr 1814, die Unabhängigkeit und Freiheit 
Genua’s anzuerkennen, während ſchließlich die engliſche Regierung die Stadt dem 
Königreich Piemont zuerkannte. Vgl. darüber Phillimore III. $ 123 (Rebe 
von Sir James Macintoſh gegen ſolchen Treubruch). Vattel IIL S 262. 


9. Beendigung des Kriegs. Ziriedensfhluß. 


700. 


Der_ Krieg Tann thatfächlih aufhören und ohne Friedensvertrag da- 


—— — — 


durch in den Friedenszuſtand übergehen, daß die Feindſeligkeiten nicht 
fortgeſetzt werden und der friedliche Verkehr wieder beginnt. 

Der thatſächliche Beſitzſtand zur Zeit wenn der Krieg aufhört, wird 
ſodann als Grundlage des Friedenszuſtandes betrachtet. 


In dieſem Falle iſt immerhin der Zeitpunkt, in welchem der Krieg aufgehört 
hat und der Friede wieder beginnt, unſicher. Nur allmählich ſtellt ſich das Gefühl 
der Sicherheit wieder ein, wie z. B. nach dem Kriege zwiſchen Schweden und Polen 
1716. Ebenſo iſt auch die Streitfrage, die zum Kriege geführt hat, gewöhnlich nicht 
klar entſchieden, ſondern es behält jede Partei ihre urſprüngliche Rechtsbehauptung 
ſich vor, ſoweit nicht durch die im Krieg herbeigeführten Thatſachen der Streit eine 
factiſche Erledigung gefunden hat und nun durch das Aufgeben des Kampfs und 
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ben erneuerten Frieden anerfannt wird. Soweit alfo eine thatſächliche Umges 
ftaltung ber Dinge unangejochten fortdauert, foweit gilt ber status quo post 
bellum res sunt. Abgeſehen davon aber ift ber status quo ante bel- 
lum res fuerunt als maßgebend zu betrachten. 


701. 


Der_Krieg Tann durch Unterwerfung des befiegten Yeindes unter 
den Siege eger beendigt werden. Bleibt die befiegte Bartei auch nachher noch 
als Stat fortbeitehen, fo werden die auferlegten Yriedensbedingungen wie 
ein Friedensvertrag betrachtet. Hört dieſelbe auf, ein Stat für fi zu 
fein, jo fommen die Grundfäße der Ermeiterung des Statögebiet3 bezie- 
hungsweife der Bereinigung berjchiedener Statsgebiete zur Anmendung. 
Die Eroberung begründet erft in Yolge der Ergebung oder des Friedens⸗ 
vertrages einen neuen friedlichen Rechtszuftand. 


Re oben zu $ 287. 289. 


702. 


Der Sieger kann in Folge der Unterwerfung de3 Beſiegten Teine 
andere Rechte über Land und Leute erwerben, als welche in der Natur 
der Statsgewalt und der öffentlihen Rechtsordnung ihre Begründung und 
Schranke finden. Die Statsgewalt geht auf ihn über, aber nicht mehr 
al3 die Statsgewalt. 


Es folgt das aus dem heutigen Begriffe des Stats, welcher nicht abfolute 
Gewalt über Perſonen und Eigenthum bedeutet, fondern nur öffentlich-rechtliche 
und infofern verfaffungsmäßige Gewalt. Die Privatperfonen und ihre 
Familien haben cine Eriftenz für fi, über welche der Stat nicht willkürlich ver: 
fügen barf. Ebenfo ift bie Kirche nicht Statsfahe. Das Alterthum dachte darüber 
anders, wie auch bie alterömijhe Deditionsformel zeigt: Livius J. 37. 
„Rex interrogavit: Estisne vos legati oratoresqus missi a populo Collatino, 
ut vos populumque Collatinum dederitis? Sumus. Estne populus Collatinus 
in sua potestate? Est. Deditisne nos, populum Collatinum, urbem, agros, 
aquam, terminos, delubra, utensilia, divina, humanaque omnia in meam po- 
pulique Romani deditionem? Dedimus, At ego recipio*, Der antife Stats 
begriffift allumfaffendb und abjolut. Der moberne Statsbegriff 
dagegen ift im Gegenfaß zu ber Kirche auf die politifche Volfsgemeinfchaft und mit 
Beachtung bes Privatrechts und ber Privatfreiheit auf das öffentlihe Recht 
beſchränkt, alfo relativ. Bol. Bluntſchli Allg. Statsreht S. 51. 64, 


\ 
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Der Krieg wird regelmäßig_beendigt durch den Friedensſchluß, 
d. h. durch einen Vertrag. zwiſchen den kriegführenden Staten, welcher bie 


Bedingungen und Beſtimmungen des ernenerten Friedenszuſtandes feſtſetzt. 


Ter Friedensvertrag ift eine völferredhtliche Rechtshandlung, welche ben 
Kriegszuftand abſchließt und den Friedensz uſtand erneuert. Er ver: 
kündet ber Welt, woran fie ift. Die feindliche Gefinnung freilid Tann er nicht for 
fort heilen, noch ben Glauben an befeftiate Zuftände fchaffen, aber das Rechtsver⸗ 
hältniß bringt er zur Klarheit und bezeichnet genau ben Unuterſchied ber beiden 
Nechtszuftände. 


704. 


Die Uebermacht des Sieger hindert nicht die Gültigkeit des Friedens- 
ichluffes, wohl aber der äußere Zwang gegen den bebollmädhtigten Ver⸗ 
treter der Kriegspartei, welche über den Frieden unterhandelt. 


Bol. oben $ 408. 
708. 


Das Verfaſſungsrecht der einzelnen Staten entjcheidet über die Frage, 
wer und unter welchen Bedingungen er berechtigt jei, Frieden gültig abzu— 
ſchließen. Das Völkerrecht vermuthet, daß der jeweilige Träger der oberften 
Statögewalt kraft feiner Repräfentativbefugnig dazu bereditigt fei. Wenn 
derfelbe aber nach dem in anerkannter Wirkfamteit beftehenden Statsrecht 
jeines Landes der Zuflimmung der PVollövertretung oder eine andern 
politifchen Körper bedarf, um wirkſamen Frieden zu ſchließen, jo ift dieſe 
Beichräntung auch völferrechtlih zu beachten und die Nechtögültigfeit und 
die Ausführbarkeit des Yriedenfchlufies jo lange in Yrage geftellt, als nicht 
die nothivendige Zuftimmung Hinzutritt, oder in Yolge der Verfaffungs- 
änderung als entbehrlich hinwegfällt. Indeſſen erfordert der gute Glaube 
und die Rückſicht des Völlerrechts auf die mögliche Beichränfung des 
Kriegszuftandes, daß auch inzwilchen von Seite der Träger der Stat3- 
gewalt nichts gethan, angeorbnet oder zugelafen werde, was geeignet ift, 
die hinterherige Gutheißung des von ihnen vorläufig verabredeten Friedend« 
vertrags zu erſchweren oder zu verhindern. 
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1. Die Eröffnung ber Friedensunterhandlung kann durch eine ber 
beiden Kriegsparteien felber geſchehen, ober burch eine neutrale Macht, welche ent: 
weder ihre guten Dienfte oder ihre Vermittlung anbietet. Vgl. oben F 483 f. Auch 
im legten Fall kann ber Friedesabſchluß unmittelbar von ben SKriegsparteien 
vollzogen werden, damit ber Vermittler nicht einen Vorwand zu fpäterer Einmiſchung 
erhalte, 

2. Ein Fürft, welcher durch ben Krieg aus dem Lande verbrängt worben ift 
und feine thatfächliche Gewalt mehr im Lande hat, ift nicht mehr beredtigt, 
bas Land zu rvepräfentiren, fondern kann nur über feine dynaftifchen Rechte 
oder feine Anfprüce auf Wiebereinfeßung in bie Gewalt, an bem Friedensſchluß 
fih betheiligen ($ 118). Es mag unter Umftänden für ben Sieger erwünſcht 
und nüßlich fein, ſich mit ihm friedlich zu verfländigen, um fpätern Berwidlungen 
vorzubeugen, aber ber Friede kann auch ohne biefen Verzicht vollſtändig bergeftellt fein. 
Aehnlich verhält es fich mit ben Anſprüchen einer aus bem Lande vertriebenen republi⸗ 
Tanifchen Regierung. 

3. In ben meiften Monardien wird bas Recht, Frieden zu fchließen, als ein 
Recht der Krone betrachtet, fo jedoch, daß diejenigen Beſtimmungen bes Friedens, 
welche dem Lande Laſten auferlegen oder das beſtehende Verfaſſungs⸗ oder Geſetzes⸗ 
recht ändern, ber Zuſtimmung ber Kammern bedürfen, damit fie in Lande anerkannt 
und ausführbar werden. In vielen Fällen wird ſich dieſe Zuſtimmung aber als 
bloße Ratihabition des bereits Vollzogenen darſtellen, indem die Noth und das Be⸗ 
dürfniß, von den Gefahren und Leiden des Kriegs befreit zu werden, vorher ſchon 
zum Vollzug ber im Frieden gemachten Zugeſtändniſſe treibt. Nach dem Bundesrecht 
ber Vereinigten Staten bebarf ber Yyriebensvertrag, um gültig zu werben, ber Ge: 
nehmigung bes Präfidenten und ber Zuftimmung bes Senats (nicht beiber Häufer 
bes Congreſſes), nach dem ber fchweizerifchen Gidgenofjenichaft eines Beſchluſſes ber 
Bundesverfammlung. 


706. 


MWird in dem Friedensſchluß ein Theil des Statsgebietes abgetreten, 
jo gilt die Mbtretung nad) Völkerrecht als rechtsgültig, wenn gleich bie 
Verfaſſung des abtretenden Landes die Abtretung unterfagt, injofern der 
Stat feinen Widerftand nicht fortſetzt, ſondern thatſächlich den Frieden 
vollzieht und die feindliche Beſitznahme gewähren läßt. 


In vielen Statsverfaffungen wird das ganze Statsgebiet als einheitlich 
und unveräußerlich erflärt und fo jede Abtretung eines Stücks besjelben unters 
fagt. Würde diefe Beſchränkung ber Regierung und ber Kammern als abjolute 
Regel auch bei den Friedensſchlüſſen feftgehalten, fo wäre in manchen Fällen überhaupt 
fein Friede möglich, weil ber Sieger auf bie Abtretung nicht verzichtet und der Bes 
fiegte fie nicht gewähren könnie. Es müßte alfo ber Krieg bis zur Vernichtung bes 
Stats felber durchgeführt werben. Dadurch aber würbe nicht bloß jene Verfaſſunge⸗ 
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beſtimmung, fonbern mit ber Eriftenz bes befiegten Stats jelbft auch befjen gunze 
Verfaſſung zerſtört. Die Noth zwingt baber, unter Umftänden troß jenes ſtatsrecht⸗ 
lichen Hinderniffes die Abtretung zu vollziehen, und das Völlkerrecht erfennt dieſen 
Bollzug als notbwendig und demgemäß als rechtmäßig an, im Intereſſe ber 
Beendigung bes Kriegs unb ber Heritelung des Friedens. 


707. 


Die Abtretung gibt der erwerbenden Statögewalt alle Rechte, welche 
die abtretende Statögewalt gehabt hat, aber nicht mehr Rechte. 

Das öffentlihe Recht der Bevölkerung und des Landes wird durd) 
die Abtretung nicht aufgehoben, jondern nur injofern und injoweit geän- 
dert, als der neue Verband mit einem andern Stat eine Aenderung nöthig 
macht. Im Vebrigen dauert e& fort. 


Vgl. oben F 701. 702. Die Verfegung der Gentralgewalt an eine andere 
Stelle und die Verbindung bes abgetretenen Gebiets mit einem andern State find 
freilich fo entſcheidende Umgeftaltungen, daß fie gewöhnlich eine gründliche und weit 
wirkende Veränderung der Berfaffung in jenem Gebiete nach ſich ziehen. Immer 
ift bier ber Webergang aus bem einen Recht in das andere fehwierig und kaum 
anders, als durch eine vorübergehende Ausnahmsgewalt (Dictatur) ber 
erwerbenden Statsgewalt auszugleichen. Das Völkerrecht fpricht nur bie Regel aus, 
daß nicht das bisherige öffentliche Necht (in Gemeinden, Körperfchaften, Aemtern, 
Gerichten, politifchen Freiheiten u. f. f.) durch den bloßen Act der Abtretung erlöfche, 
fondern daß basfelbe im Gegentheil, foweit die Einheit bes nenen Statenverbands 
und bie Nothwenbigfeit ber öffentlichen Verhältniffe es verftatten, erhalten bleibe. 
Die Vermuthung fpriht für bie Fortbauer, bie Umänderung bebarf 
einer Anorbnung ber neuen Statsgewalt. 


708. 


Der Friedensſchluß beendigt mit dem Kriege auch den bisherigen 
Rechtsſtreit unter den Friegführenden Staten. Es dürfen nad) demſelben 
feine teitern Teindfeligkeiten geübt werden. Die Wirkſamkeit des Kriegä- 
rechts hört auf und das, Yriedensrecht tritt wieder ein. 


4. Der Friede beendigt auch dann den Rechtsſtreit, welcher zum Kriege 
geführt bat, wenn er über denfelben feine ausbrüdliche Entjcheidung trifft. Die 
anfängliche Beſchwerde barf nicht nochmals zur Urfache eines zweiten Kriegs gemacht 
werben. Vgl. unten 709. 713, Wheaton Int. Law. $ 544. 

2. Die Beendigung bes Kriegsrechts muß jofort eintreten, injoweit basfelbe 
zu feindlihen Handlungen ermächtigt. Aber es Finnen nicht ebenfo auf den 
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Zag alle Wirkungen ber erfchienenen Kriegsgewalt abgebrochen werben. Wenn 
das Heer zur Zeit des Friedensſchluſſes fich in Feindesland befindet, fo bedarf es 
zum Wegzug einiger Zeit und kann inzwildhen bie Maßregeln feiner Sicher: 
heit nicht aufgeben. Es gibt alfo auch hier Uebergänge, welche das gänzliche 
Erlöfchen bed Ausnahmszuftandes möglih machen. In allen biefen Beziehungen 
verlangt das Völferreht bona fides in der Ausführung bes Friebens. 


709. 


Wenn nad Abjchluß des Yriedens durch einzelne Heeresabtheilungen, 
wenn auch in gutem Glauben, weil fie noch nicht von dem Friedensſchluß 
Kenntniß hatten, feindliche Handlungen verübt, worden find, fo ift der 
Zuftand, wie er vor denjelben geweſen ijt, ſoweit möglich wieder berzu- 
ftellen, beziehungsweiſe Entſchädigung zu leiſten. 


Der Friede iſt verbindlich für die Friegführenden Staten und daher auch 
für ihre Heere, und ihre Statsangebörigen. Hugo Grotius III 20. 
632: „Est enim pax actus civitatis pro toto et pro partibus“, 
Wenn daher einzelne Truppenförper, ohne den Frieden zu fennen, noch eine Stadt 
oder eine Feltung einnehmen, jo müflen fie diefelbe wieber räumen. Ebenſo wenn 
nachher noch feindliche Schiffe als Prije genommen werden, jo find biefelben wieder 
frei zu laſſen. 


710. 


Mit dem Friedensſchluß ift die Regel der Ammeftie verbunden, jo- 
weit nicht befondere Vorbehalte eine Ausnahme begründen, d. h. e3 wird 
in ber Regel feine weitere Klage geftattet wegen Schädigungen und Un⸗ 
bilden, welche von den Angehörigen einer Kriegspartei wider die Ange— 
hörigen der andern Partei während des Kriegs verübt worden find, 


1. Die Amneftie ijt nothiwendig, damit das Gefühl bes Friedens fich be- 
feige. Würde es geftattet, ben Streit fortzufegen, fo wäre immer wieder bie Gefahr 
da, daß bie Parteien neuerdings zu den Waffen griffen und ber Krieg wieder ent: 
flammt würde. Wenn auch die Klagen über erlittene Unbil oder Schädigung zus 
nächft gegen einzelne feindliche Perſonen gerichtet würden, fo ift doch hinter biefen ber 
Stat, für den fie kämpften. Je weniger bie Kriegsführung ben normalen Rechts⸗ 
zuſtänden entipricht, und je gewaltfamer fie vorgeht, um fo leichter if bier Streit 
und um fo öfter find Klagen veranlaßt. Diefen Streit uud biefe Klagen will bie 
Amneftie mit Vergefienheit zur Ruhe bringen. In vielen Friebensverträgen wird fie 
ausdrüdlich vorbehalten, in andern ſtillſchweigend als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt. 
3.8. Wiener Congreßakte von 1815 Art. XI: „Amnistie generale en 

Bluntfhli, Das Bölferredt. 25 
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Pologne. Il y aura amnistie pleine, générale et particuliöre en faveur de 
tous les individus de quelque rang, sexe, ou condition qu’ils puissent &tre* 
und ausführlicher Art. XXII.: Amnistie göndrale en Saxe. Aucun individu 
domicili6 dans les Provinces qui se trouvent sous la domination de Sa 
Majest6 le Roi de Saxe ne pourra, non plus qu’aucun individu domiecili6 
dans celles qui passent par le present Trait6 sous la domination de Sa 
Majest6 le Roi de Prusse, ötre frapp& dans sa personne, dans ses biens, 
rentes, pensions et revenus de tout genre, dans son rang et ses dignites, 
ni poursuivi ni recherch6 en aucune facon quelconque pour aucune part 
qu’il ait pu politiquement ou militairement prendre aux &v&nements qui ont 
eu lieu depuis le commencement de la guerre terminde par la paix conclue 
à Paris le 80 Mai 1814“. 

2. Die Gründe der Antneftie, welche immerhin bie regelmäßigen Rechtsgrund: 
fübe in der Anwendung erheblich befchränft, Tiegt nur in der Rückſicht auf die er: 
ceptionelle Natur des Kriegs unb in bem allgemeinen Friedens: 
bedürfniß. Diefelbe darf daher nicht darüber hinaus auch auf Zerftörung folcher 
Klagen wirken, welche mit dem Kriege nichts zu fchaffen haben und deren Durd): 
führung ben Frieden nicht gefährbet. 

Dahin gehören: 

a) privatrehtlihe Klagen aus Rechtsgeſchäften, 3. B. Lieferungs⸗ 
verträgen ober Geldbarlehen, Loskauf von Gefangenen, welde während 
des Kriegs abgejchloffen worden find, 

b) privatrechtliche Klagen, welche aus einem Altern, vor bem Kriege 
abgeichloffenen Rechtsgeſchäft ſich ergeben, 

e) privatrechtliche Klagen, welche aus einem Rechtsgrunde abgeleitet 
find, welche feinen Bezug auf bie Kriegsführung bat und nicht zu den 
Handlungen feindlicher Parteileidenfchaft gehört. 

Bol. Wheaton Int, Law. $ 544. Heffter $ 180. 


711. 


Die Amneſtie begreift in der Regel auch die Miſſethaten — Ver⸗ 
wundungen, Tödtungen, Mißhandlungen, Schädigungen des Eigenthums, 
Plünderung —, die von Kriegsleuten verübt worden, aber während des 
Kriegs nicht kriegsrechtlich zur Rechenſchaft gezogen worden ſind. 


Die Ausſicht auf die künftige Amneſtie iſt freilich für die Nechtsficherheit ſehr 
bedenklich. Die Privaten haben deßhalb gegen militäriſche Exceſſe faſt keinen andern 
Rechtsſchutz, als den die militäriſche Disciplin und bie KriegsJerichte 
gewähren. Die Strafe, welche die Kriegsgerichte verhängen, wird aber durch die 
Amneſtie nicht beſeitigt. Gewöhnlich ſchützt die Amneſtie auch die andern Perſonen, 
außer den Kriegsleuten, welche ſich einer Rechtsverletzung aus Parteileidenſchaft 
ſchuldig gemacht haben. 
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Someit jedoch der Stat wegen im Srieg und felbft von Kriegsleuten 
verübter Verlegungen, die weder dur das Kriegsrecht noch durch den 
ciwilifirten Kriegsgebrauch gerechtfertigt oder entſchuldigt werden, fondern 
als gemeine Verbrechen ftrafbar find, die Rechtsverfolgung gegen feine 
Angehörigen geitattet, findet jene Amneftie feine Anmendung. 


In der Praris wird die Amneftie oft in weiterem Umfange gewährt, als fi 
durch die Rüdficht auf ihre Gründe rechtfertigen läßt. Es beſteht Fein Recht s—⸗ 
grund, weßhalb gemeiner Diebftahl, eine Brandfliftung aus bloßer Privatrache 
oder Bosheit ungeftraft bleiben follten, wenn ber Stat, bem bie Verbrecher ange 
hören, anerkennt, daß diefe Verbrechen ſich auch durch die Parteileidenfchaften im 
Krieg gar nicht entichuldigen laſſen und ihre Verfolgung und Beftrafung in Teiner 
Weife ben Frieden gefährde. Die übermäßige Ausdehnung ber Amneftie 
erflärt fich theilweife aus ber älteren, nun als irrtümlich erkannten Anfiht, daß 
ber Krieg alles Recht ber feindlichen Nation verneine, und eine Rückkehr in den 
jogenannten Urzufland ber Nechtlofigfeit begründe, Seitdem das Bölferrecht aner⸗ 
kennt, daß auch im Kriege das Recht fortdauere, ſollte es wirkſamer als bisher für 
Beſtrafung gemeiner Verbrechen ſorgen, damit die Privatperſonen beſſern Schutz für 
ihre perſönlichen und Vermögensrechte erhalten. 


713. 


Die Amneſtie bezieht ſich nicht auf Rechtsverletzungen, die vor dem 
Kriege verübt worden ſind und mit der Kriegsurſache in keiner Beziehung 
ſtehen, ebenſo wenig auf Rechtsverletzungen, welche während des Kriegs 
auf neutralem Gebiete von Angehörigen der kriegführenden Staten wider 
einander verübt worden ſind. 


1. In den erſtern Fällen gereicht weder die feind liche Erregtheit den 
Thätern zu einiger Entſchuldigung, noch kommt die Rückſicht auf den Frieden den⸗ 
ſelben zu Statten. Wenn z. B. die Verfolgung eines Diebes ober Betrügers oder 
Mörders wegen des Krieges eingeſtellt werden mußte, ſo kann dieſelbe nach dem 
Friedensſchluß wieder erneuert werden. 


2. In den zweiten Fällen kommt zwar den Thätern der mildernde Umſtand 
zu Statten, daß ſie vielleicht aus Parteieifer gehandelt haben; aber der neutrale 
Stat, welcher keine Gewaltthat auf ſeinem Gebiete duldet, wird dieſelben dennoch 
mit Recht, trotz der Amneſtie verfolgen, weil ſie ſeine Friedensordnung mißachtet 
haben. 

25* 
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714. 


Aller frühere Streit wird durch den Frieden. geichlichtet und alle 
früheren Verlebungen und Beleidigungen werden der Vergeſſenheit über- 
liefert. Ein neuer Krieg darf nur durch neue Kriegsurſachen begründet 
werben. . 


Vgl. oben $ 708. 


715. 


Der öffentliche Beſitzſtand zur Zeit des Friedensſchluſſes wird, joweit 
nicht darin abweichende Beſtimmungen getroffen find, als Grundlage der 
erneuerten Friedensordnung betrachtet. Jeder Theil behält das Gebiet 


— un 


nunmehr zu Recht, das er befikt. 


1. Der Friedensvertrag kann auch eine andere Grundlage bes neuen Friebens⸗ß — 
ftandes feftfegen. Sehr oft greift man auf ben Rechtszuſtand vor dem Ausbruch 
bes Krieges zurüd und ftellt benfelben wieber ber. Es ift das der fogenannte 
Status quo ante bellum sc. res fuerunt. Wenn das aber nicht geſchehen 
ift, jo wird der gegenwärtige Befihftand, d.h. ber Status, quo bellum 
res reliquit ald Grundlage angenommen. Man bezeichnet biefen Grundſatz aud 
in Erinnerung an das Interdict bes römischen Prätors zum Schub des Beſitzes 
eines Grundſtücks gegen gewaltfame oder ſonſt rechtswidrige Störung als Uti 
possidetis. Dieje Bezeihnung ift freilih ungenau, theils weil es fich hier nicht 
um privatrechtlihen Grundbeſitz, ſondern um fintsrehtlihe Gebietshoheit 
handelt, theild weil das römische Interdict nur den Beſitz ſchützt (als interdietum 
retinendae possessionis), ber völferrechtliche Friedensihluß dagegen nicht bloß 
Befigverhältniffe regulirt, fondern auf deren Grundlage die Rechts verhältniſſe 
von neuem ordnet oder befefligt. Erſt durch den Frieden wird die Eroberung 
und die gewaltfame Einverleibung aus einem Befitfland in einen Rechtsſtand 


umgewandelt. Vgl. oben $ 50 u. 545. 


716. 


Die Kriegsgefangenſchaft erlifcht von Rechtswegen mit dem Friedens— 
ihluß, indem diefelbe nur aus Kriegsrecht und nur als Kriegsmittel 
geübt wird. 

Vorbehalten bleiben die Maßregeln ſowohl einer geordneten Ueber- 
gabe und Entlaffung der vormaligen Gefangenen als der Sorge für Be 
zahlung der Schulden, welche diefelben contrahirt haben. 
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Vgl. oben 8 593 ff. Unter Umftänden wäre es gefährlich, die Kriegsgefan: 
genen ohne weitere Disciplin und Aufficht frei zu geben, es wird baber nöthig, fie 
unter militärifcher Zucht ber Heimat zuzuführen. 


717. 


Bon dem Zeitpunkte des Yriedensschluffes an dürfen in fremdem 
Gebiete feine Kriegsſteuern und Requifitionen mehr auferlegt, noch die 
rüdjtändigen eingefordert werden. 


Es ift bas eine nothwendige Nechtsfolge bes Friedens, welcher bie weitere 
Bethätigung bed Kriegsrechts hemmt. Wäre noch eine Contribution oder Requiſition 
erhoben worden, bevor das Commando ben Friedensfchluß gekannt bat, fo find bie 
Gelder zurüdzuerjiatten und die bezogenen Naturalgegenftände zu vergüten. 


718. 


Diejenigen Bertragsverhältniffe unter den Staten, deren Wirkſamkeit 
während de3 Kriegs juspendirt war, treten wiederum von Rechtswegen in 
Wirkſamkeit, injofern fie nicht entweder durch den Friedensſchluß abgeändert 
werden oder Dinge betreffen, melche durch den Krieg aufgelöst oder ums 
gewandelt worden find. 


1. Vgl. oben $ 538. Einzelne Publiciften nehmen an, bie frühen Verträge 
werben überhaupt nur insofern wieder wirffam, als fie ausbrüdlih neu be= 
Träftigt worben fein. Es ift das bie entgegengefebte Bermuthung. Dieſe Mei⸗ 
nung ift enge mit dem Irrthum verwachſen, daß ber Krieg alle Älteren Nechtsvers 
bältniffe umter ben Staten gänzlich auflöfe. Der Friede ift aber nicht ber Anfang 
eines ganz neuen Rechtszuſtands, fondern nur ein Knotenpunkt in ber Gejchichte, 
nicht eine urfprünglie neue Rechtsſchöpfung, fondern eine Entwidlung$: 
Bhafe der Fortbildung des Rechts. Daher ftellt ber Friebe bie Vers 
bindung wieder her mit bem vorübergehend durch den Krieg geftörten Rechts⸗ 
zuſtand. 

2. Wenn der Friedensvertrag ſich über die Erneuerung der früheren Ver⸗ 
träge ausſpricht, oder Abänderungen derſelben feſtſetzt, ſo iſt natürlich 
dieſe Beſtimmung entſcheidend. Die Zweifel, was Rechtens ſei, erheben ſich nur, 
wenn der Friedensvertrag darüber Stillſchweigen beobachtet. Darüber kann 
leicht Streit entſtehen, weil der eine Stat das Stillſchweigen anders auslegt als 
der andere. Ein bekannter Rechtsſtreit der Art fand zwiſchen England und den 
Vereinigten Staten von Nordamerika Statt über bie Fiſcherei an ben engliſch⸗ 
amerifanifchen Küftengewäffern. Durch den Vertrag von 1783 Hatte England ben 
Fiſchern aus ben Vereinigten Staten bie „Freiheit“ zugeftanden, gleich ben engliſchen 
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Fiſchern an ben engliſchen Küften in Amerika bie Fiſcherei auszuüben, und auch bie 


unbefegten Buchten und Häfen zu benugen. In bem Frieden von Gent von 1814 


war biefer Vertrag mit Stillſchweigen übergangen worben. Die englifche Regie: 
rung behauptete nun, baß durch ben Krieg jenes Zugeſtändniß, bas bie Natur 
eines Brivilegiums habe, erlofhen und im Frieden nicht wieber erneuert worben 
ſei. Die Regierung ber Vereinigten Staten bagegen behauptete, daß jener Bertrag 
nur einen Ältern beftehbenden Rechts zuſtand anerkannt und nit ſingu⸗ 
Iäres Recht gefchaffen habe und daher auch nicht im Krieg untergegangen, vielmehr 
im Srieden zu ungehemmter Wirffamfeit gelangt fei. Schließlih wurbe in bem 
Bertrag von 1818 ber Streit Dadurch ausgeglichen, daß innerhalb beftimmter geo⸗ 
graphifcher Grenzen bie Fifcherei an ber engliichen Küfte in Amerika ben Filchern 
ans den Dereinigten Staten geitattet wurde. Vgl. die ausführliche Darftellung bei 
MW heaton, Intern. Law. $ 269-274. 

3. Sollen die früheren Verträge befinitiv außer Wirkſamkeit bleiben, fo müſ⸗ 
fen dafür beſondere Gründe angeführt werben. 

Solde Gründe find: 

a) daß ihr Inhalt mit den Friebensbeflimmungen nicht vereinbar fei. 

3.8 Ueltere Grenzverträge gelten fort, infofern die Grenze 
burch ben Frieden nicht verändert worden ift unb find erloſchen, foweit 
bie Grenze eine andere geworben ift; 

b) baß ber frühere Vertrag der Natur ber Sache burch ben Krieg nicht bloß 

in feiner Wirffamfeit gehemmt, fondern aufgelöst worben fe. 
3. 3. Ein Allianzvertrag zwilchen ben beiden Staten, welche fidh 
befriegt und durch ben Krieg bie Allianz gelöst haben. Es bedarf eines 
neuen Vertrags, wenn ber alte Vertrag zerftört ift, und es genügt nicht 
bie Befeitigung bes Hinberniffes feiner Wirkfamfeit. 

Heffter $ 181 fügt bei: „Vertrageverpflichtungen, beren Erfüllung erft noch 
in Zufunft geichehen follte, wo alfo nod eine Willensänderung in Betreff ber 
übernommenen Berpflihtung möglich war“. Ich fehe den Grund dafür nicht ein; 
benn ber abgeichlofjene Vertrag gilt fort, auch wenn der Wille eines Contrahenten 
fih ändern follte Wenn 3. 8. der Stat A mit dem Stat B einen Vertrag fchloß 
über gemeinſame Herftellung einer Eifenbahn oder Brüde, und bevor ber Bau voll: 
zogen ift, ein Krieg zwifchen ihnen ausbricht, fo wird die Ausführung wohl während 
bed Kriegs gehemmt, aber es fteht der Erfüllung im wieder gewonnenen Frieden 
Nichts mehr im Wege. Nur die Zeitfrift wird mit Rüdficht auf die in Abrech— 
nung fallende Zeit bes Kriegs erftredt werben müffen. 


719. 


Wird in dem Yriedensvertrage die Rückgabe des im Kriege ein- 
genommenen Gebietes verfprochen, fo wird als Meinung der Vertrags- 
parteien angenommen, daß das Rechtöverhältniß der Gebietshoheit wieder 

anerfannt fei, wie es bor ber feindlichen Beſitznahme geweſen war, und 
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daß das Land in dem thatfächlichen Zuftande zurüdgegeben werde, wie er 
zur Zeit des Friedensſchluſſes beichaffen iſt. 


Die Belignahme in Krieg Hatte bie urfprüngliche Gebietshoheit nicht 
zerftört, fondern nur un wirkſam gemacht und in Frage geftellt. Der Friebe 
ftelt ihre Wirkfamfeit wieder ber. Natürlich nicht als eine neue, fonbern als bie 
alte Statsgewalt unb daher mit Beachtung der verfaflungsmäßigen Rechte und 
Zuftände. Aber eine vollftändige Wiederherftelung auch des thatfächlihen Zuſtands 
ift nicht möglich und nicht gerechtfertigt, denn die thatjächlichen Nenderungen bes 
Kriegs müfjen als eine Folge bes Kriegs hingenommen werben. 


720. 


Für allfällige Beihädigung während des Kriegs und mährend der 
feindlichen Beſitznahme ift feine Entſchädigung zu leiften, aber es darf 
nun auch feine weitere Beichädigung vorgenommen werden. Für die in- 
zwiſchen von der Kriegsgewalt erhobenen Einkünfte und Leiſtungen iſt fein 
Erſatz zu leiften, aber es dürfen nun auch die Öffentlichen Caſſen nicht 
weiter von dem Zwiſchenbeſitzer ausgebeutet werden, fondern find zur Ver— 
fügung der beredtigten Statögemwalt zu ftellen. 


Bar. zu $ 644 fi. 
721. 


Auch für. Verwendungen, welche der Beſitzer inzwiſchen gemacht hat, 
iſt fein Erſatz zu leiften, wenn ſolcher nicht in dem Yriedendbertrage bor- 
behalten wird, 

Wohl aber kann derjelbe wegnehmen, was er auf feine Koſten hin- 
zugefügt hat, 3. B. neue befeftigte Werke und den Zuſtand mieder her- 
fiellen, wie er vor feiner Verwendung geweſen ift. 


Wenn ber Befiter Bauten gemadt Hat — 3. B. er hat einen Spital ge 
baut oder neue Feftungswerke angelegt, bie bisherigen Werke reparirt u. ſ. f. — 
fo darf er dafür feine Entfhädigung fordern. Er bat inzwijchen Fraft ber Kriegs: 
hoheit gehandelt und Erſatzklagen find für die Kriegszeit im Frieden nicht zuläfiig, 
es wäre denn, daß im Friedensſchluß Entfhädigung verfprochen worden wäre. 


722. 
Wird einfach Rückgabe eines Gebietes verabredet, jo find auch bie 
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dazu gehörigen Archive, Documente, Acten u. |. f. zurüdzugeben, auch 
wenn diefelben inzwilchen von dem Sieger weggeführt worden find. 


Das Archiv gehört zum Land, gleihjam als Zubehörbe, wie die Haus: 
fhriften zum Haus. Die natürliche Beziehung berfelben, fowie ber einzelnen Urs 
Funden und Actenſtücke zu ben Nechtsverhältniffen des Landes und ber Verwaltung 
ber Statshoheit ift hier fo enge und fo ftarf, daß das Hoheitsrecht jene Gegenftände 
anzicht und das Recht auf-diefe aus jenem Rechte folgt. 


723. > 


Die Rüdgabe anderer feindlicher Kriegsbeute, ſelbſt der wiſſenſchaft⸗ 
lichen und künſtleriſchen Sammlungen und der Denkmäler, die vor dem 
Friedensſchluß weggebracht worden find, verſteht fich nicht von felber, fon- 
dern ift vertraggmäßig zu beitimmen. 


Vgl. oben $ 650. 


724. 


Der Vollzug der Friedensbeſtimmungen joll jofort, d. h. jobald es 
nad den Umftänden möglich ift, und in guten Treuen gejchehn. 


1. Erſt die Ratification macht den Vertrag perfect. Erft von biefem 
Tage an kann baber ber Vollzug rechtlich geforbert werben. Gewöhnlich haben aber 
bie Feindſeligkeiten jhon vorher aufgehört, während ber Friedensverhandlung, bie 
durch einen Waffenftillftand eingeleitet worden ift. 

2. Dit enthält ber Friedensvertrag auch genaue Termine für den Voll: 
zug ber Friedensbeſtimmungen, 3. B. für die Räumung eines befetten Gebietes. 

3. In allen Fällen aber gift die Negel eines möglihft raſchen Vollzugs, 
bamit der Notbfland des Kriegs fobald als möglih dem normalen Zuftand des 
Triebens weiche. 


725. 


Wird der Friedensſchluß, bevor er vollzogen ift, wieder gebrochen, 
ſei es durch thatjächliche Erneuerung der Yeindfeligkeiten, ſei es indem der 
Bollzug verweigert oder verhindert wird, oder dem Vertrag offenbar ent- 
gegengehandelt wird, jo iſt die andere Partei berechtigt, fofort den Krieg 
fortzufeßen und zu Handeln, wie wenn kein Friedensvertrag abgefchloffen 
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worden wäre. Die unmöglide Crfüllung gilt nit als Brud des 
Friedensſchluſſes. 


1. Das Völkerrecht unterſcheidet zwiſchen dem Frieden sbruch und ber 
Verletzung der im Friedensvertrag anerkannten oder durch ben: 
ſelben begründeten Rechte. Der Friedensbruch kann nur in der erſten Zeit 
nach dem Friedensſchluß und bevor der Friede zu beiderſeitiger Geltung gelangt 
iſt, geſchehen. In dieſem Stadium des Uebergangs aus dem Kriegszuſtand in 
ben Friedenszuſtand gefährdet ber Friedensbruch die ganze Eriftenz bes Friedens und 
berechtigt bie verletzte Partei, ben Frieden als unwirkſam zu betrachten und dem⸗ 
gemäß den Krieg fortzujetken, bis es zu einem neuen unb dann durch⸗ 
geführten Frieden sſchluß kommt. Wird aber ber Krieg, trotzdem baß einzelne 
Beitimmungen des Friedens nicht ausgeführt werden, nicht erneuert, fommt es trotz⸗ 
bem zu thatjächlicher Erneuerung des Friedenszuftandes, wie 3.8. nach dem Züricher 
Frieden zwiſchen Defterreich und Stalien von 3859, fo ſpricht man nicht mehr von 
Friedensbruch, wenn gleich bie Beſchwerden über ben Nichtvollzug bed Friedens⸗ 
vertrags fortdauern und unter Umftänden zu neuen ernften VBerwidlungen führen 
koͤnnen. 

2. Die Verletzung bes Friebensvertrags dagegen, zum Unterſchied 
bes Friedensbruchs fieht rechtlich jeder andern Vertragsverlegung gleih, und Tann, 
wen fie fchwer genug ift und anders nicht geheilt wird, unter Umftänden zu einem 
neuen Kriege führen. 

3. Das Ultra posse nemo tenetur gilt aud von ber Nichtaus⸗ 
führung einzelner Friedensartikel. Wenn 3. B. der Bragerfriede zwifchen Defterreich 
und Preußen vom 23. Auguft 1866 dem „Verein ber ſüddeutſchen Staten” eine 
„internationale unabhängige Exiſtenz“ zufchrieb, fo konnten doch dieſe Staten nicht 
gezwungen werden, einen Berein zu bilden Soweit biefer Zwang völfers 
rehtfih unmöglich und daher die Beftimmung nicht ausführbar ift, Tann baber auch 
nicht von Verlegung des Friebensvertrags bie Rede fein. 


726. 


Der Triedendvertrag bildet ein Ganzes. Der Bruch einer Friedens- 
beitimmung zieht den Bruch des Frieden? nad fih, wenn nicht in dem 
Frieden anders beitimmt it. 


Bol. Wheaton Int, Law. $ 550. Ber Friedensſchluß kann beftimmen, 
daß bie übrigen Artikel fortgelten follen, wenn auch einer berfelben nicht zur Aus: 
führung fomme. 
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10. Postliminium. 


727. 


Ohne Friedensſchluß können ein Land und eine Bevölkerung, ein- 
zelne Perfonen und Güter, melde. während des Kriegs in feindliche. Ge- 
malt gerathen waren, wieder bon derjelben befreit werden und es kann 
in Folge deſſen das frühere Rechts- und Beſitzesverhältniß wieder in un— 
gehemmte MWirkfamfeit treten, tie wenn eine Störung nicht vorgefommen 
wäre. Diefe Wiederbelebung des durch die. Kriegägewalt geſtörten Zu⸗ 
ſtandes heißt Postliminium, 


1. Der Ausbrud postliminium ift bem römilchen Recht entnommen, 
hatte aber bort eine andere Grundlage und einen andern Sinn. Die Römer nahmen 
an, baß durch die feindliche Gefangenschaft ber römiſche Bürger, jo lange biejelbe 
bauere, feine Freiheits- und feine bürgerlichen Rechte verlicre, daß er aber fofort 
fein vorheriges Recht wieder erlange, wenn es ihm gelinge, ſich jener Gefangen 
haft zu entziehn. Sie fingirten bann, er fei niemals gefangen worden, 
fondern habe fein Recht fortwährend erhalten, und nannten biefe Fiction post- 
liminium, $ 5. J. Quib. mod. jus pot. solv. (I. 12): „Dictum autem post« 
liminium a limine et post, ut cum qui ab hostibus captus in fines nostros 
postea pervenit postliminio reversum recte dicimus; nam limina sicut in 
domibus finem quemdam faciunt, sic et imperii finem limen esse veteres 
voluerunt“. Diefes antife und privatredtliche postliminium bat nun auf: 
gehört, weil die Kriegsgefangenfchaft nicht mehr die perfünlichen Rechte ber Gefan⸗ 
genen zerftört, fondern nur vorübergehend ihre Ausübung hindert. Es bebarf baher 
feiner Wiederherſtellung des Rechts in diefen Fällen mehr. 

2. Das moderne völkerrechtliche Postliminium ber heutigen Zeit hat 
borzugsweife einen öffentlihzrehtlihen Charafter und wenn es auch privat: 
rechtliche Wirkungen äußert, fo feßt es nicht grundfäglich eine vorherige Verneinung 
bes wieder berzuftellenden Rechts durch die Kriegsgewalt, fondern nur eine Behin- 
berung feiner Ausübung voraus. 


1728. 


Wird ein von dem Feinde defekter Gebietstheil bon demfelben frei» 
willig wieder geräumt mt oder wird derſelbe durch die befreundete Kriegsgewalt 
wieder daraus verdrängt, jo hört das feindliche Kriegsrecht jofort auf und 
es wird das frühere ere Rechtäberhältnif erneuert. Die pormalige Statsgewalt 
tritt wieder in ihre Rechte und Pflichten ein. 
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Die Autorität ber feindlichen Kriegsgewalt beruht nur auf bem thatſäch⸗ 
lien Befig und dem Nothrecht des Kricgs (vgl. oben $ 540 f.). Wenn 
baber jene ben Befig wieder verliert, jo Hört damit auch bie Fortwirfung ihrer 
Kriegshoheit auf. Wurbe inzwiſchen die Landesverfaffung fuspenbirt, fo tritt fie nun 
wieber In volle Kraft. Das Hemmniß, welches ber urfprünglichen Statsgewalt ents 
gegenftand, ift damit wieder entfernt. 


729. 


Geſchieht die Verdrängung des Feindes durch eine dritte Kriegsmacht, 
welche weder die rechtmäßige Statögewalt des befreiten Landes noch ein 
Bundesgenofje desfelben, wohl aber im Kriege mit dem Landesfeinde ift, 
fo verfteht fi) die Wiederbelebung der frühern Regierung und Berfaflung 
des Landes nicht von jelber. Vielmehr ift die befreiende Macht, welche 
inzwifchen die Kriegsgewalt handhabt, berechtigt, bei der neuen Regulirung 
der Öffentlichen Zuftände mitzumirken. Der Befreier darf aber nicht ohne 
NRüdfiht auf den Willen der Bevölkerung dauernd und willfürlich über 
das fremde Gebiet einfeitig verfügen. 


Würde man lebiglich die Analogie des Privatrechts anwenden, fo müßte ein⸗ 
fa das von einer dritten Macht befreite Gebiet an ben Träger ber legitimen Statös 
gewalt überlafjen werden, wie ber Dritte, welcher einem Räuber meine geraubte 
Sache abjagt, biefelbe mir herauszugeben bat. Aber die Analogie paßt nicht, weil 
es fi bier um Öffentliche (politische) Verhältniſſe handelt. Die Statsgeiwalt, 
welhe die Macht nicht mehr befigt, ihr Gebiet zu hüten oder zu befreien, bat aud) 
fein fiheres Recht mehr über das Gebiet; denn ein Volk und Land regieren 
fann man nur mit Macht und Autorität, nicht ohne biefelben. Kerner die fremde 
Statsgewalt, welche durch ihre Anftrengungen und Opfer die Befreiung voll: 
zogen und zugleich ihre Macht bewährt hat, den Feind aus dem Lande zu verdrängen, 
bat ein natürliches Anrecht darauf, daß die neuen öffentlichen Verhältniſſe in dem 
befreiten Lande mit Berüdfihtigung aud ihrer politifchen Intereſſen 
neu geordnet werben. Auch wenn fie das Land nicht für fich erobern wollte, fo 
wäre cd doch völlig unnatürlich, ihr anzufinnen, daß fie Tediglich für fremde In⸗ 
terefjen ihre Volfsfräfte verwende. Es bedarf alfo hier einer billigen Ausglei: 
Hung ber verfchiedenen Nechte und Intereffen, ſowohl bes Befreiers als bes be: 
freiten Landes. Sin Beilpiel der Art bieten bie Verhandlungen Preußens mit 
bem Herzog Friedrich von Auguftenburg über die Herzogthümer Schleswig unb 
Holftein (1865 unb 1866) nad ber Befreiung berfelben von ber Dän iſchen 
Herrſchaft. Vgl. Heffter $ 188. 


730. 


Hat ein Volk, ohne Zuthun der vom Feinde vertriebenen Regierung 
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und ihrer Bundesgenoſſen ſich durch eigene Kraft don der feindlichen Herr⸗ 
ſchaft befreit, fo kann die frühere Regierung nur mit feiner Zuftimmung 
nicht gegen feinen Willen in den Beli eintreten. 


Durch diefe Selbfibefreiung bewährt fich bie ftatliche Kraft bes Volks im 
Gegenfate zu der Ohnmacht ber Träger ber Statsgewalt. Da das öffentliche Recht 
weſentlich der Ausdruck der lebenbig:politifchen Kräfte im Volk ift und fein fol, fo ift 
das Volk durchaus beredhtigt, die Statsverfaflung nad ber Befreiung neu zu 
ordnen, entſprechend ben offenbar gewordenen Verhältniſſen, und fi nicht lediglich 
durch bie Hinweifung auf eine zweifelhaft, weil eine Zeit lang unwirf- 
fam, gewordene Legitimität bes Altern Rechts baran verhindern zu 
laſſen. Freilih üben die aufgeregten Völker in ihrem Eifer für die Herfiellung ber 
angeflammten Dynaſtie in biefem Tritifhen Moment zuweilen nicht bie nöthige 
Borfiht aus für ihre Zukunft. Die Spaniſche, Jtalienifche und bie Deutfche 
Geſchichte der Befreiung von ber Napoleonifchen Oberherrichaft 1813 bis 1815 
liefern manche Belege für bie Wahrheit biefer Bemerkung. 


ı 


131. 


Hat der Yeind in der Zwiſchenzeit nicht bloß Kriegsrecht geübt, 
jondern fi eine wirkliche Landesherrſchaft angemaßt, und inzwiſchen be- 
Hauptet, aber ohne daß diefelbe durch einen Friedensſchluß beitätigt und 
zu anerfanntem Rechtszuftand geworden ift, jo wird zwar nad) der Ber- 
drängung des feindlichen Ufurpatord der vorherige Rechtszuſtand erneuert, 
aber e& können nicht alle einzelnen Regierungsacte des Zwiſchenherrſchers 
als ungejchehen betrachtet werden. 

Vielmehr bleiben diefelben, ſoweit fie bloße Verwaltungs» und Ge⸗ 
riht3acte find oder eine privatrechtliche Bedeutung haben, in der Regel in 
Rraft. Soweit fie dagegen den Verfaffungszuftand des Landes ändern 
oder einen mejentlih politiichen Charakter haben, können fie von der er= 
neuerten Statögewalt für unwirkſam erklärt werden. 


1. Der Unterfchied zwiſchen politifher Regierung und Verwaltung 
im engern Sinn (Abminiftration) muß hier beachtet werben. Auch bie poli= 
tifche Regierung wird inzwifchen von ber Kriegsgewalt und ber Statsgewalt geübt, 
weldhe im Kriege das Land eingenommen bat. Aber bie reflaurirte recht⸗ 
mäßige Landesregierung, welche andere — oft geradezu feindliche — politiſche 
Principien und Richtungen vertritt, ift in Feiner Weife an die politifchen Anord⸗ 
nungen ihres Gegners gebunden. Die Politif ändert fih mit ber Aenberung des 
entjcheidbenden Gentrums, 

2. Dagegen bie Verwaltungsacte — ohne politifhe Bebeutung — 
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wirken in der Regel fort, und zwar ſowohl die Ace der Verwaltung imengern 
Sinne — bie Finanzverwaltung, bie Volkswirthſchaftspflege und 
bie Eulturpflege inbegriffen — als die Acte der Rechtspflege — Urtheile 
im Civil- und im Strafproceß — Da bie AZwifchenregierung durch das 
Kriegsrecht dazu ermächtigt war, bie Verwaltung zu ordnen und zu leiten, ba ferner 
die Fortführung ber Detailgefchäfte nothwendig ift im allgemeinen öffentlichen Inter⸗ 
effe und da endlich bier Feine politifche Bedenken im Wege ftehen, fo ift die 
Anerfennung bes Gejhehenen eine natürliche Folge ber Fortdauer bes 
Rechts und ber nicht unterbrochenen flatlichen Zunctionen. Die Caſſation aller in 
ber Zwifchenzeit erlaffenen Urtheile der vielleicht in ihrem Berfonal veränderten 
Gerichtsbehörden oder aller Verfügungen der neu befeßten Policei- oder Finanzämter 
wäre eine Verfennung bes natürlichen Zufammenhangs und der Bedürfniſſe des 
Lebens und müßte eine Reihe von Verwirrungen und vielfältigen Schaden ftiften. 


132. 


‚Die reſtaurirte Regierung ift nicht verpflichtet, die Veräußerung von 
Statzdomänen oder Renten, welche die feindliche Zwiſchenregierung bor= 
genommen hat, oder Statsjchulden, welche diejelbe für daS beſetzte Land 
contrahirt hat, als rechtsverbindlich anzuerkennen, ſondern berechtigt, jene 
Statsgüter wieder an ſich zu ziehen und die Bezahlung diefer Schulden 
zu berieigern. 


Durd die Beſitznahme im Kriege geht nicht die Statshoheit felber auf den 
Sieger über, fondern nur bie Ausübung derſelben wird, ſoweit e8 die militärifchen 
Rückſichten erfordern, von ihm in die Hand genommen. Die bloß proviſoriſche 
Zwiſchenregierung if baher auch nicht zu dauernder Vertretung bes 
Landes beredhtigt. Demgemäß wird fie nicht befugt fein, die Domänen zu vers 
äußern, noch Landesſchulden einzugehn. Die wiederhergeftellte Negierung wird jene 
Güter daher wieber vindiciren und die Anerkennung und Bezahlung biefer Schulden, 
foweit biejelben nicht für das Land und feine Wohlfahrt verwendet worben find, 
verweigern Fönnen. Obwohl dieſe Acte ber Zwifchenregierung zur Finanzwirtbs 
haft gehören, jo haben fie doch meiſtens einen eminent politifchen Charakter 
und foweit dieß ber Fall ift, braucht fi die mit Gewalt aus dem Beſitze verbrängte 
und bann wieder hergeftellte Regierung jene Acte nicht gefallen zu laſſen. 


733, 


Mird aber die Eroberung dur) die Anerkennung im Frieden boll- 
zogen, fo wird dadurch die Veräußerung der Domänen und die Ueber: 
nahme von Landesſchulden bekräftigt, und wenn ſpäter durch neuen Krieg 
die frühere Regierung reflanrirt wird, jo ift fie nicht mehr berechtigt, Die 
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in der Zwiſchenzeit vollzogenen Rechtsgeſchäfte Hinterdrein als ungültig zu 
erflären und demgemäß zu behandeln. 


Nur in ben Fällen des $ 732 Tanıı von Postliminium gefprochen werben, 
nicht in denen bes F 733. Denn nur in jenen wird ber urfprünglihe Redts- 
zuftand von ben Hemmniffen und Zweifeln ber FTriegerifchen Zwiſchenzeit wieber 
befreit, in diefen ift ein neuer Recht zuſtand erwachſen, ber fpäter nicht mehr als 
nicht vorhanden fingirt werben darf. Wenn einmal ber Friebe bie Eroberung be: 
ftätigt, fo ift ber (Eroberer berechtigt, bie Statshoheit zu üben und auch dritten 
PVerfonen gegenüber für das Land zu handeln. Der Unterfchied der beiden 
Fülle tritt in bem befannten Kurheſſiſchen Rechtsſtreit deutlich hervor. Der 
Kurfürft von Hefjen beitritt nach feiner Reftauration (2. Dec. 1815) bie Güftigfeit 
ber Veräußerung von Domänengütern, welche die Weſtphäliſche Regierung nach ſei⸗ 
ner Verdrängung aus bem Beſitz (1806) vollzogen Hatte und fette fih mit Gewalt 
wieder in ben Befiß ber veräußerten Güter. innerhalb bes Kurheſſiſchen Landes 
freilih Fonnten bie Privatfäufer nicht zu ihrem Rechte gelangen. Dagegen erfannte 
die Preußiſche Regierung bie Nechtsgültigkeit ber gefchehenen Veräußerungen in ihrem 
Gebiete an, weil das Königreih Weftp balen im Frieden von Zilfit (9. Juli 
1807) anerkannt und baber bie Veräußerung von einer wirffihen Statsregierung 
rechtskräftig gemacht worben fei. Vgl. Phillimore II. $ 573. In ähnlichen 
Sinne wurde ein zweiter Proceß von dem Spruchcollegium ber AJuriftenfacultät in 
Kiel (24. März 1831) entjchieben. Auch diefes Urtheil führte aus, daß der reſtau⸗ 
rirte Kurfürft nicht feine vor bem Krieg befeflene Landeshoheit fortſetze, als wäre 
nicht in ber Zwifchenzeit eine andere im Frieden anerfannte Regierung in Caſſel 
geweſen. Ebenda III. $ 572. 


734. 


Der reflaurirte Fürft ift nicht verpflichtet, Beräußerungen oder andere 
Berfügungen anzuerkennen, welche der feindliche Zwiſchenherrſcher bezüglich 
der Privatgüter des erftern vorgenommen hat. Wenn aber dieſe Recht3- 
geichäfte in Yolge des Friedens confolidirt worden find, jo kann der reſtau⸗ 
rirte Yürft diefelben nachher nicht wieder anfechten. 


Das fürftlihe Brivatgut ift in höherm Grabe als das Privatgut an⸗ 
berer Perfonen im Kriege ber Kriegsgewalt ausgeſetzt, weil ber Fürft als folder eine 
feinblihe Berfon in befonderem Sinne ift ($ 569), und eine erhöhte Gefahr 
befteht, daß jene Güter zur Förderung der Kriegszwede benugt werben. Der Fürft 
ift baber in Gefahr, daß nicht bloß die Domänen weggenommen, ſondern auch feine 
Privatgüter von dem Feinde mit Beichlag belegt werben. Gelangt er aber während 
bes Kriegs wieber in ben Beſitz feines Gebiets, jo kann er auch eine allfällige Ver⸗ 
Außerung durch ben Feind als ungültig betrachten, weil ber Feind zu Teiner befinis 
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tiven Verfügung bereitigt war. Der Triebe aber Tegitimirt auch bie im Kriege 
geihehenen unrechtmäßigen Handlungen ber Kriegsgewalt, wenn er nicht barüber 
ausdrüdlich anders beflimmt. Vgl. oben F 710. 


735. 


Die reftaurirte Regierung iſt nicht berechtigt, für die Zwiſchenzeit 
Verfügungen zu treffen mit rückwirkender Sraft, fondern genöthigt, die 


Folgen einer thatlächlihen Zwiſchenregierung, welche fie nicht zu verhindern 
vermochte, auch ihrerjeit3 zu tragen. 


Bol. oben zu $ 733. Das Verfahren des 1813 reftaurirten Kurfürften 
Wilhelm I von Heffen und des 1314 reftaurirten Könige Victor I Emanuel 
von Sardbinien=- Piemont, welche die ganze lange Zwifchenzeit, in welcher jie 
ihrer Stammlanbe entjegt waren, als niht vorhanden fingirten, unb alle 
Zuſtände (aud bie Beamtenftellungen) wieber auf den Zeitpunft zurüdichraubten, in 
dem fie die Herrichaft verloren hatten, macht ben Eindruck einer Farifirten Legiti⸗ 
mität, die an Wahnfinn gränzt. Die großen Ereigniſſe der Geſchichte, welche bie 
Welt verändern, können nicht durch unnatürliche Fictionen als nicht geſchehen be= 
trachtet werben, 


736. 


Das Postliminium tritt in öffentlichen Rechtsverhältniſſen nur 
während des Kriegs in Wirhſamkeit und wird durch den Friedensſchluß 
ausgeſchloſſen. u 


Der Friedensichluß verwandelt die thatſächlichen Veränderungen, bie währenb 
bes Kriegs entflanden find und im Frieden beftätigt werden, in einen anerfannten 
Rechtszuſtand, der daher nur burh neue Rechtsbildung, nicht durch bloße 
Wieberherftellung wieber geändert wird. Vgl. oben $ 715. 


137. 


Kriegsgefangene können thatjächlich ihre Tyreiheit wieder gewinnen, 
wenn fie bon der Kriegsgewalt befreit werden oder fich jelber befreien. 
Diefe Anwendung des Postliminium findet auch nach dem Friedensſchluß 
Statt, wenn die Gefangenfchaft thatjächlih über denjelben hinaus fort- 
dauerte, 

Gefangene, welche ihre Freiheit durch Bruch ihres Ehrenworts wieder 
gewonnen haben, können aber dem Yeinde wieder ausgeliefert werden. 
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Vgl. oben $ 609. Der Bruch bes Ehrenworts ift freilich zunächſt cine Ber: 
letzung des Stats, dem das Ehrenwort gegeben worden ift, aber jo anftößig, daß 
auch der Stat, bem ber Gefangene angehört, berechtigt ift, einen jo Befreiten zurück⸗ 
zuweifen und bem Feind wieder zu überliefern. 


738. 


Das Postliminium_ber Privatperjonen hat die Bedeutung, daß ihre 
perſönlichen Rechte, an deren Ausübung fie durch die Kriegsgefangenſchaft 
gehindert waren, nun wieder von ihnen ausgeübt werden Tünnen. Die 
Bormundjchaft, die inzwifchen für fie beftellt worden ift, hört auf und fie 
treten in den perſönlichen durch feine Yeindesgewalt gehinderten Genuß 
ihres Vermögens wieder ein. hr Recht war aber auch während der Ge- 
fangenfchaft nicht aufgehoben. Nach modernem Recht dauert die Ehe des 
Kriegsgefangenen fort und kann er auch über fein Vermögen gültig unter 
Lebenden oder durch lebten Willen verfügen. 


Da bie heutige Kriegsgefangenſchaft die Bermögensrechte der Kriegsgefangenen 
feineswegs aufbebt, jondern nur fie in ber Verwaltung ihres Vermögens thatjächlich 
hemmt, fo bebeutet das moderne Postliminium nit wie das antife Wieder: 
berftellung bes Rechts, fondern nur Befeitigung jener Hemmniffe. 
Rechtlich ift ber Kriegsgefangene nicht gehindert, über fein Vermögen zu verfügen. 
Er kann 3.9. einen Verwalter beftellen und ermächtigen, ber in feiner Abweſenheit bie 
Wirthſchaft beforge, einzelne Sachen veräußern, Verträge abjchließen, ein Teftament 
maden u. f. f Nur thatfächlich werden manche Anorbnungen wegen ber Vers 
binderung ber Communitation nicht ausführbar fein. In allen dieſen Beziehungen 
beruhte das römiſche Postliminium auf einer ganz entgegengejetten Rechtsgrundlage. 
Der Kriegsgefangene hatte als ſolcher alle Rechte auch Über fein Vermögen verloren 
und nur das Postliminium ſtellte diefelben durch die Fiction wieber ber, baß er 
inzwiſchen nicht gefangen geweſen fei. 738 


Das Postliminium wirft ferner zu Ounften des wieder wirkſam 
gewordenen Grundeigenthums, wenn dasſelbe während des Kriegs dem 
Eigenthümer durch die feindliche Kriegsgewalt entzogen und wieder unter 
die Autorität des befreundeten States zurüdgelangt ift. 


Denn die feindlihe Kriegsgewalt 3. B. einzelne Privaten aus dem Befik 
ihrer Häufer und Güter verdrängt, und biefelben für militäriihe Zwede in ihren 
Befig genommen hat, aber vor bem Krieg wieder aus biejer Gegend zurüdgeworfen 
wird, fo Fünnen die Privaten ſich unbedenklich wieder in ben Beſitz ihres Eigenthums 
jegen. Wären gar jene Güter inzwifchen von ber feindlichen Kriegsgewalt veräußert 
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worben, fo ift die — nicht im Trieben ausbrüdlich ober ſtillſchweigend beftätigte — 
Beräußerung ungültig und die Gigenthümer können vinbiciren. 


740. 


Auch die beweglichen Sachen, welche von dem Tyeinde weggenommen 
worden find, können bis zum Friedensſchluß von dem verletzten Cigen- 
thümer zurüdgenommen werden, wenn die feindliche Gewalt wieder ver- 
drängt it. Vorbehalten bleiben die privatrechtlichen Beichränfungen, welche 
der dinglichen Verfolgung beweglicher Sachen im Wege ftehen und die 
Beitimmungen zu Gunften des reblichen Verkehrs, welche den Erwerber 
ſchützen. 


Wenn z. B. der Feind Vieh wegnimmt und wegtreibt, und im Verfolg der 
Märſche ober des Kampfs ben Beſitz desſelben wieder verliert, fo hindert Nichts ben 
Gigenthümer, fi feiner Hausthiere wieber zu bemächtigen, wenn er berjelben wieder 
habhaft werben kann, auch dann nicht, wenn jene Wegnahme durch bas Kriegsrecht 
legitimirt war. Noch weniger Bedenken bat es natürlich, daß ber Eigenthümer bie 
unvechtmäßiger Weife ihm entzogenen Sachen, wenn er dazu Gelegenheit findet, wieber 
in feinen Befiß nehme. 


741. 
Die Wiedernahme der als Prije von dem Feinde weggenommenen 
Schiffe ift vor der Verurtheilung oder Zuſprechung des Prijengerichts 
jederzeit geitattet. 


Bol. darüber unten Buch IX. Cap. 6, 


Bluntfhli, Das Völkerrecht. 26 





Neuntes Bud. 
Recht der Nentralität, 


1. Begriff and Arten der Neufralität. 


742. 


Neutralität heißt Nichtbetheiligung an dem Kriege Dritter und baher 
Behauptung der Friedensordnung für den eigenen Bereich. 

Neutral heißen die Staten, welche weder Kriegspartei ſind noch zu 
Gunſten ober. zum Nachtheil einer Kriegspartei an der Kriegsführung 
Theil nehmen. 


Das Wort und ber Begriff der Neutralität gehören vorzüglich der neuern 
Rehtsbildung an. Hugo Grotius nennt noch bie Neutralen medii; Byn⸗ 
fershoef „nonhostes, quineutrarum partium sunt“. Die Ausbildung 
bes Rechts ber Neutralität ift eine ber fruchtbarften und nütlichften Errungenfchaften 
bes neueren Völkerrechts; benn bie neutralen Staten beſchränken bie Webel 
bes Kriegs und [hüten während des Kriegs, fo weit es möglich ifl, das Net 
und bie Intereſſen des Friedens. In ber Neutralität liegt die Ablehnung 
und Vermeidung jeber Theilnahme am Krieg. Klüber: „Ein neutraler Stat ifl 
weder Richter noch Partei”. Der neutrale Stat bleibt alſo im Frieden, während 
bie Kriegsparteien einander befämpfen. 


743, 


Die neutralen Staten verzichten nicht auf ihr Kriegsrecht. Aber 


fie enthalten fih, jo lange fie neutral bleiben, der Betheiligung am Kriege. 
26° 
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Das gilt auch von ben Staten, welchen eine fogenannte ewige Neutra= 
lität zugefichert ift. Verzicht auf bas Recht des Kriegs wäre Selbitentmannung, 
wäre Verzicht des States darauf, feine Rechte mit ben Waffen zu fchügen und zu 
vertreten, d. 5. im Grunde Verzicht auf die ſelbſtändige Eriftenz. 


744. 


Die thatfächliche Neutralität ift die Grundbedingung des Rechts der 
Neutralität. 


Ein Stat, welcher ſich am Kriege betbeiligt, ift nicht neutral, fondern er 
wird felber Kriegspartei oder Bundesgenoſſe einer Kriegspartei oder Intervenient 
im Krieg. Wenn er fih nicht neutral verhält, fo Tann er au nidt bie 
Rechte eines Neutralen anfpreden. Der Krieg felber hat zunächſt eine that: 
ſächliche Bedeutung. Wer Krieg führt, if, weil er das thut, Kriegspartei und 
wird von dem Gegner mit Recht als Feind betrachtet und behandelt. 


745. 


Es gibt eine nothmwendige durch völlkerrechtliche Ade und Verträge 
garantirte fogenannte ewige Neutralität einzelner Staten und eine frei-. 
willige auf friedlichem Entſchluß beruhende Neutralität der Staten. 


Die Neutralität kann in dem Charakter eines States und in allgemeinen 
Berhältnifien eine fortwirkende Begründung haben und dann als ewige Neutra⸗ 
lität erfcheinen. Bon ber Art find in Europa: 

a) bie Neutralität ber Schweiz. Seit ben unglüdlichen italienifchen 
Kriegen zu Anfang bes fechzehnten Jahrhunderts Hat die fehweizeriihe Eidgenofjen- 
ſchaft ſich der Politik einer bleibenden Neutralität zugemendet, welche nur vorüber⸗ 
gehend in ben Revolutionsfriegen 1798—1803 und bann wieder zur Zeit der Re⸗ 
ftauration 1814 verlegt worden if. Die Wiener Congreßacte Art. 84. 92. 
und eine befondere Beurkundung ber Mächte vom 20. Nov. 1815 erkennen 
es an, daß die fortwährende Neutralität ber Schweiz in den politifchen Intereſſen 
von ganz Europa begründet ſei. Wenn man erwägt, daß bie Schweiz mitten zwi⸗ 
ſchen großen nationalen Staten gelegen und felber aus Bruchtheifen der beutichen, 
franzöfifhen und italienifhen Nationalität zufammengefügt iſt, daß fie allein eine 
sepublifanijche Verfaffung mitten unter den großen Monarchien behauptet, daß fie 
im Befit der Gebirgspäffe und Uebergänge ift aus einem großen Länbergebiet in 
das andere, daß in ihr bie großen Ströme und Thalöffnungen bes Rheins, ber 
Donau (Inn), der Rhone und des Po (Teſſin) ihren Urfprung nehmen, fo begreift 
man jowohl das fchweizerifche als das europäifche Intereſſe, daß dieſes Centralland 
Europa’s ein Friedenslandb und baber neutral bleibe. Bol. Wheaton 
Int. L. $ 416—420. 

b) Die immerwährende Neutralität bes Königreichs Belgien, gemäß bem 
Londoner Vertrag vom 15. Nov. 1831, wodurd ein Land, bas während Jahr» 
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bunberten vorzugsweife zum Kriegsſchauplatz zwiſchen Frankreich und Deutſchland dienen 
mußte, vor dieſen Gefahren geſichert und das europäiſche Kriegsfeld eingeengt werben 
fol. Wheaton Int. L. & 421. 
c) Die Neutralität des Fürſtenthums Serbien zufolge bes Parifer Vertrags 
vom 30. März 1866. 
d) Die Neutralität des Großherzogthums Luremburg nah bem Londoner 
Bertrag von 1867. 


746. 


Es gibt eine vollfländige und eine theilweife oder beſchränkte Neu- 
tralität, indem ein Stat einer Kriegspartei vertragsmäßig zu einer be- 
ſchränkten Hülfe verpflichtet fein und diefe Pflicht erfüllen kann, ohne ſich 
im übrigen an dem Sriege zu betheiligen. 


Ein Beilpiel ift das Recht ber Schweiz, einige Savoyiſche Gebietstheile in 
einem franzöſiſch⸗-italieniſchen Kriege zu beieken und dadurch zu ſchützen, ein Recht, 
welches freilich einen ganz andern Einn batte, fo lange Savoyen zu Piemont ge: 
hörte, als ſeitdem es eine franzöfiiche Provinz geworden ift. 


7147. 


S 


Es kann jogar zum Behuf der engeren Eingrenzung des Kriegs— 
feldes ein Theil des Statsgebiet3 der Kriegspartei jelbft neutralifirt d. h. 
für neutral erffärt und dadurch von der Gefahr des Kriegs befreit werden. 


Die Localifirung bes Kriegs beichränft bie Leiden des Kriegs und iſt 
baber fehr zu empfehlen. Es fann das freilich nur thatſächlich gefchehen, wie 
3. B. in bem Deutich-Dänifchen Kriege von 1863/64 ber Krieg auf das Herzogthum 
Schleswig und Jütland beſchränkt war. Dann ift das noch nicht wirkliche Neutras 
lifirung der übrigen Gebiete ber Kriegsparteien und hängt e8 von bem Ermeſſen 
ber Heerführer ab, ben Kriegsfchauplag auch dorthin zu verlegen. Es Tann bas 
aber buch Uebereinkunft auch rechtlich feftgeftellt werben, 3. B. daß ber Krieg 
nur in ben überfeeifhen Colonien, nicht in Europa geführt werbe, oder umgekehrt. 
Während bes Kriegs von Defterreih wider Frankreich und Stalien wurde jo ber theil⸗ 
weife von ben Franzoſen und theilweife von den Defterreichern befehte Kirchenftat 
neutralifirt (1859). Die von den Parteien verabrebete Eingrenzung bes Kriegs⸗ 
feldes fchließt alfo eine beſchränkte Neutralifirung ber übrigen Statsgebiete in fid. 


748. 


Die Neutralität heißt eine bewaffnete, wenn der neutrale Stat in 
der Abficht zu den Waffen greift, feine Neutralität und damit feine Friedens- 
rechte gegen jede Verletzung einer der Sriegäparteien zu ſchützen. 
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Die bloße Rüftung und felbft bie Truppenaufftellung bes neutralen 
Stats bedeutet noch nicht Theilnahme am Krieg, ſondern nur Schuß bed Friedens⸗ 
zuftands gegen Webergriffe einer ber Kriegsparteien. Eine Neutralität, die nicht im 
Nothfall mit den Waffen vertheibigt wird, iſt ein höchſt unficheres Gut, und wirb 
leicht von ber einmal losgebundenen Kriegsgewalt mißachtet, wenn fie bas in ihrem 
Intereſſe findet. 


2. Bedingungen der Neutralität und Yflihfen der Nenfralen. 


749. 


Es hängt in der Regel von dem freien Willen eines jeden States 
ab, ob er in dem Kriege anderer Staten neutral bleiben ober fi) an dem 
Kriege betheiligen wolle. 


1. Wenn ein Krieg ausbricht, fo können bie zunächſt unbetheiligten Staten 
entweder einer ber Kriegsparteien, beren Sache fie unterftügen wollen, beiftehn und 
jo ebenfalls in ben Krieg eintreten, oder fie können ſich folcher Theilnahme enthalten. 
Im letztern alle find fie neutral. Die Neutralität bedarf nicht eines beſondern 
Acts, jondern verftebt fih als Regel von felber, wenn nit die Handlungen 
eines Stats auf Friegeriiche Betheiligung binweilen. 

2. Für die Staten mit fortwährendber Neutralität gilt die obige 
Bermutbung in erhöhter Stärke. Wenn dieſe Staten fih, ohne zuvor felber 
verlegt zu fein, bei einem Kriege anderer Staten betheiligen wollten, fo 
wäre das Verzicht nicht wie bei den andern Staten nur auf die gegenwärtige 
Neutralität, fondern zugleih auf die Vortheile ber ewigen Neutralität. 
Die übrigen Staten würben fi nicht mehr durch die früheren allgemeinen Anorb: 
nungen beflimmen lafjen, einen Stat, ber wie bie andern je nach feinem freien Er: 
mefjen bald Theil am Kriege nimmt, bald fich zurüdhält, al8 einen vorzugsweiſe 
und dauernd neutralen Stat zu betrachten und zu behandeln. Gin folder Stat 
würde bann eine abwechſelnde, bald Triegerifche bald friedliche Politik treiben, nicht 
mehr eine dauernd und fpecififch neutrale. Vgl. unten $ 752. 


750. 


Die Bundesgenoffenihaft mit einer Kriegspartei verpflichtet nicht 
immer zur Theilnahme am Krieg. Die Bundeögenoffenichaft kann begrenzt 
und die Behauptung der Neutralität mit derjelben vereinbar fein. 
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Die deutſchen Staten, obwohl für Sicherung bes beutfchen Bundesgebiets bie 
Bundesgenoffen Oeſterreichs, verbielten jih dennoch in dem Kriege Defterreichs gegen 
Frankreich und Italien 1859 neutral und blieben fogar in dem von Preußen und 
Defterreih gegen Dänemark 1863/64 geführten Kriege in neutraler Haltung. 


751. 


Sogar wenn ein Bundesgenofje zur Unterftügung einer Kriegspartei 
verpflichtet iſt, aber fich trotzdem jeder Theilnahme an dem Kriege enthält 
und diefen Willen der Gegenpartei anlündigt, jo hat er einen Rechts- 
anſpruch darauf, von derfelben al neutraler Stat geachtet zu werden. 


Die bloße vertragsmäßige Allianz mit einem Triegführenden State 
macht den Alliirten noch nicht nothwendig zum Feinde ber andern Kriegspartei. 
Wenn der Bunbesgenofje feiner Allianz Teine Folge gibt und feine neutrale 
Geſinnung und Haltung offenbar madt, fo darf ber Feind feines Alliirten 
ihn nicht als Kriegspartei betrachten. Er beobachtet demſelben gegenüber das Recht 
bes Friedens und hat baher auch ein Recht auf Frieden. Die frage, ob er dadurch 
feine Bundespflidten gegen ben Allüürten verle tze, ift nur zwifchen ihm und 
biefem Alliirten zu löſen, fie geht deſſen Gegner Nichts an, 


752, 


Auh wenn ein Stat dur Verträge oder allgemeine bölferrechtliche 
Anordnungen zu ewiger Neutralität wie berechtigt jo verpflichtet ift, Hört 
er dennoch auf, neutral zu fein, wenn er thatſächlich als Kriegspartei oder 
für oder gegen eine Kriegspartei fih am Kriege betheiligt. 


Bol. zu $ 744 und 749. Wenn ber fortwährend neutrale Stat zur Ver: 
theidigung feines Rechts und daher auch feiner Neutralität Krieg führen muß, fo 
verzichtet er damit nur vorübergebend, nicht dauernd auf feine immerwährende 
Neutralität. Wenn er bagegen ohne folche eigene Kriegsurfache fi) an bem Kriege 
dritter Staten betheiligt, jo ift das ein Aufgeben feiner immerwährenden 
Neutralität. 


753. 


Neutralität bedeutet nicht Gleichgüktigkeit und Unparteilichkeit gegen- 
über den Sriegöparteien und dem Fortgang des Krieges. 


Ein Stat Kann ein Tebhaftes Mitgefühl mit ber einen Kriegspartei 
haben und feinem Unwillen wiber bie andere Kriegöpartei einen offenen Ausbrud 
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geben und trogbem neutral bleiben. Bloße Meinungen und Meinungs: 
äußerungen über Necht und Unrecht und über bie Gegenfäte ber Politik find Feine 
Triegerifchen Acte und Feine Theilnahbme am Krieg. Sie heben das Friedensver⸗ 
hältniß der Staten nicht auf, fo wenig als derartige Urtheile unb Aeußerungen von 
Privatperfonen über Andere ſchon einen Proceß bebeuten. Wenn aus ber Art und 
Form ber Meinungsäußerung eine Beleidigung erkennbar wirb, fo Tann bas zum 
Streite und felbft zum Kriege führen. Aber erft muß dieſe Folge eintreten, 
Bis babin bleibt der Friedenszuftand und mit ihm bie Neutralität. 


754. 


Wenn ein Stat nur vorübergehend dureh die Perfon des gemein- 
ſamen Herrſchers mit einem andern State verbunden ift, fo iſt es möglich), 
daß der eine Stat zur Kriegspartei wird und der andere Stat neutral 
bleibt. 


Da jeder von dieſen Staten eine Perſon für fih ift ($ 74), fo kann auch 
ber eine Stat im Kriege fein, ber andere im Frieden leben. Es war nicht noth⸗ 
wendig, daß das Kurfürftentbum Hannover in bie englifchen Kriege vermidelt werde, 
als die Kurfürften von Hannover zugleich Könige von England waren, fo wenig 
als früher die Niederlande genöthigt waren, ſich an ben englijchen Kriegen zu bethei⸗ 
ligen, als ihr Erbftatthalter König von England geworben war. Jeder jelbftänbige 
Stat enticheibet fich felbftändig, ob er ben Frieden behalten oder in ben Krieg eine 
treten wolle. 


755. 


Es Tann auch der Fürſt eines States perjönlih al Officier im 
Diente eines andern Triegführenden States an dem Kriege Theil nehmen 
und troßdem die Neutralität des States gewahrt bleiben, deſſen Fürft 
er iſt. 


Indem er als Offjicier eines fremden feindlichen States an bem Kriege Theil 
nimmt, gehört er, wie jeber andere Officier zu dem feindlichen Heere, und erfcheint 
er nicht als Statshaupt, noch handelt er für feinen Stat. Perfönlich ift er 
nun ber Sriegsgefangenfchaft, aber nicht fein Stat dem Kriege ausgeſetzt. 


756. 


Da die thatſächliche Nichtbetheiligung am Kriege die natürliche 
Vorausſetzung der Neutralität ift, jo ift der neutrale Stat, wenn er bie 
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Rechte der Neutralität behaupten will, verpflichtet, fich. jeder thatfächlichen. 
Unterflügung einer Kriegspartei zu Kriegszwecken zu enthalten, 


1. Die Pflichten der Neutralen ſind nicht Dienſtbarkeiten, welche ihnen 
von andern Staten — insbeſondere ben kriegführenden Staten — auferlegt werben; 
dafür gäbe es keinen Rechtsgrund; dieſe Pflichten find nur naturgemäße Be⸗ 
dingungen der Neutralität. Man kann nicht neutral d. h. im Frieden 
bleiben, wenn man am Kriege Theil nimmt. Das Recht der Neutralität iſt 
durch die neutrale Haltung bedingt. Ueber dieſen Grundgedanken kann kein 
Zweifel ſein. Nur bie Anwendung und Ausdehnung desſelben kann in Frage 
fommen. 

2. Die berühmte PBroclamation ber Amerikaniſchen Neutralität durch dem 
Präfidenten Washington vom 22. April 1793 in dem franzöſiſch⸗engliſchen Krieg 
erklärt es als die Pflicht und das Intereſſe der Vereinigten Staten, fih „freundlich 
- und unparteiifch zu ben beiden Friegführenden Mächten zu verhalten“ und ermahnt 
alle Bürger, „fih aller feindlichen Handlungen wider eine ber beiden gänzlich zu 
enthalten”. Die Art, wie er beiden Mächten gegenüber dieſe Neutralität troß großer 
Scywierigfeiten handhabte, trug vieles dazu bei, das Recht der Neutralität zu befes 
fligen und auszubilden. Vgl. Wheaton Int. L. $ 439 Anm. v. Dana und bie 
Schrift von Bemis: American Neutrality. Boſton 1866. 


757. 


Insbeſondere darf der neutrale Stat nicht einer Kriegspartei Truppen 
liefern, noch Kriegsfchiffe zur Verfügung ftellen, noch Subfidien für Die 
Kriegsführung bezahlen. 


Die bewaffnete unmittelbare Beihülfe zur Kriegsführung ift Theil: 
nahme an der Kriegsführung, aber auch bie mittelbare Unterflüßung ber Kriegs⸗ 
führung durch Zahlung von Kriegsfubfidien ift Betheiligung am Krieg und 
mit ber neutralen Haltung nicht verträglich. 


758. 


Wenn einzelne Angehörige des neutralen States ohne Statsauftrag 
und ohne Statsermächtigung von fich aus als Reisläufer und Parteigänger 
einer Kriegspartei zulaufen und an der Kriegsführung Theil nehmen, fo 
ift das nicht eine Verlegung der Neutralität, welche dem State zur Laſt 
fällt, aber diefe Perfonen Haben nun auch nicht die Rechte von friedlichen 
Perſonen anzuſprechen, jondern find als Feinde zu betrachten. 
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Die einzelnen Privaten vepräfentiren nicht ben Stat; baber kann auch ihre 
perfönliche Theilnahme an einem fremden Kriege nicht als Betheiligung bes States 
angeſehen werben, bem fie angehören. Der neutrale Stat darf nur nicht bulden, 
daB auf feinem Gebiete ih Freiwillige fammeln und als militärifche 
Truppe organifiren, um von ba aus dann einer ber Striegsparteien zuzuziehn. 
Das wäre nicht mehr That von Einzelnen, ſondern befäme, weil bie Truppen: 
bildung immer eine ftatlihde Machtentfaltung ift, einen öffentlich-recht⸗ 
lihen Charakter. Würde ber Stat bie Bildung von folden Freifharen ge: 
währen laffen, jo würbe er offenbar bie Kriegsführung ber einen Partei burch feine 
Eonnivenz unterſtützen und die Gegenpartei hätte Urſache, das als eine feindliche 
Haltung zu betrachten. Die neutrale Stellung wäre aufgegeben. Wenn aber foldhe 
‚ Unternehmen heimlich vorbereitet werben, und ber Stat, ber es nicht hindert, da⸗ 
bei in bona fide ift, kann man ihm biefelben fo wenig als das NReislaufen 
Einzelner zum Borwurf machen. 


759. 


Wenn ein_Stat durch frühere Berträge, welche nicht in der Bor- 
ausficht bes eingetretenen Krieges zum Behuf der Unterflügung einer 
Kriegspartei abgefchloffen worden find, verpflichtet war, dem State, ber 
nun Kriegspartei geworden ift, Truppen zu ftellen, jo wird die Anmelen- 
heit diefer Truppen in Feindesland und felbft die Theilnahme derſelben 
anı Krieg nicht al3 Verletzung der Neutralität jenes States betraditet, 
wenn im MWebrigen die friedliche Gefinnung des letztern unzmeifelhaft ift 
und er ſich ftrenge innerhalb der Schranken feiner vertraggmäßigen Ver- 
pflihtung hält. 

Die gelieferten Truppen find feindliche Perfonen, aber der Stat, der 
fie nicht für diefen Krieg geliefert Hat, ift nicht zum Feind geworden durch 
Ausbruch des Krieges. 


Die neutrale Schweiz war, fo lange fie durch fogenannte Militärcapis- 
tulationen gebunden war, oft in biefer Lage, indem bie im Dienfte und Solde 
einer fremden Macht ſtehenden Schweizertruppen an ben Kriegen diefer Macht Theil 
nahmen, während die Schweiz felber fih an dem Kriege gar nicht betheiligte. Es 
kam fogar nicht felten vor, daß folche fchweizerifche Werbetruppen in ben beiden 
feindlichen Heerlagern zu finden waren und genöthigt wurben, wiber einander zu 
kämpfen. Indeſſen ift das immerhin ein Mißverhältniß, das zu aufrichtiger Neus 
tralität nicht paßt. Indem bie fchweizerifche Yunbesverfafjung von 1848 nun alle 
Militärcapitulationen unterfagt hat, ſchützt fie bie Neutralität ber Schweiz beffer 
gegen derartige Zweifel. Ein anderes Beifpiel einer Lieferung von Hülfstruppen 
bei einer im übrigen fortbauernden neutralen Haltung bat Dänemark in bem 
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Schwediſch⸗Ruſſiſchen Kriege von 1788 gegeben. Die Correſpondenz barüber zwiſchen 
Tänemarf, welches an Rußland Schiffe und Truppen geliefert hatte und troßdem 
feine Neutralität behauptete, und Schweden, welches zwar biefe Behauptung beftritt, 
aber thatjächlih dennoch Dänemark als neutralen Stat behandelte, fiche bei Phil: 
fimore III. $ 140. 


760. 


we... 


in einem. „fremden, insbefondere einem neutralen Stat wider den Willen 
der Statögewalt Truppen zu merben. 


Die Truppenwerbung wie alle Truppenaushebung und Truppenfammlung 
ift voraus eine Acußerung der Kriegshoheit, welche ausſchließlich der einhei- 
mifhen Statsgewalt zufteht. Die fremde Werbung, die nicht von biefer geflattet 
worben, ift daher eine Verletzung jener Statshoheit. 


761. 


Erlaubt der neutrale Stat ausschließlich oder vorzugsweiſe einer Kriegs⸗ 
partei die Truppenmwerbung in feinem Gebiet, fo erfcheint diefe Handlung 
als Beihülfe zur Kriegsführung und demgemäß als Verletzung der 
Neutralitätspflicht. 


1. Indem ber neutrale Stat die Werbung geftattet, ftellt er dem fremden 
Stat einen Theil feiner militäriſchen Volksfräfte zur Verfügung. Geſchieht das nur 
zu Gunſten einer Partei und daher wider die andere, fo ergreift der bisher neu⸗ 
trale Stat dadurch felber Partei für jene wider biefe, und gibt damit feine neutrale 
Haltung auf. Vielleicht läßt fi das ber Gegner gefallen, ohne deßhalb jenen Stat 
als Feind zu behandeln. Dann bauert troßdbem das Friedensverhältniß fort. Aber 
ber befeindete Stat braucht fih das nicht gefallen zu Iafjen, und kann 
in Folge deſſen fih weigern, länger jenen Stat als neutral anzujehn. 

2. Die Anwerbung von Truppen in fremden Lande, ohne Erlaubniß 
ber Landesregierung gilt daher als ein firafbares Vergehen. Dal. bar: 
über bas norbamerifanifhe Neutralitätsgefet vom 5. Juni 1794, be 
ftätigt und ergänzt den 20. April 1818 Art. 2, das englifche Geſetz British 
foreign-enlistment Act v.3. Zuli 1819 (59 Georg IIL c. 69) $ 2 und die 
Rebe Cannings im englifhen Parlament bei Bhillimore III. $ 146 u. 147. 
Wheaton Int, L. $ 439 und befonders die Anmerkung dazu von Dann. 


762. 


Wenn der neutrale Stat beiden Sriegsparteien die Truppenmwerbung 
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in feinem Gebiete geftatiet, ohne eine derfelben vorzugsweiſe zu begünftigen, 
jo ift daS zwar fein offenbarer Bruch der Neutralitätspfliht, aber die 
böllige Unterfagung jeder fremden Werbung entjpricht beſſer und unzwei— 
deutiger der neutralen Haltung. 


Neutralität bedeutet niht gleihmäßige Begünſtigung ber beiben 
Kriegsparteien, fondern Enthbaltung von jeber Kriegstheilnahme. 
Die Unparteilichfeit, welche fi) in jener äußert, bat einen zweideutigen und verbäch- 
tigen Charakter, einmal weil e8 unnatürlich ift, daß ber Stat feine jungen Männer 
in zwei feindliche Lager verloden und bann wider einander Fämpfen läßt, und fo= 
dann weil fie nicht Enthaltung von jeder Parteinahme, fondern eher gleichzeitige 
Theilnabme auf beiden Seiten ifl. Die frühere Braris der ſchweizeriſchen 
Eidgenoſſenſchaft, mit verfchiebenen Mächten Mifitärcapitulationen abzu ſchlie⸗ 
Ben und zumeilen ben entgegengefegten Kriegsparteien Schweizertruppen zu liefern, 
(zu $ 759), bat zwar damals ihre Neutralität nicht aufgehoben, war aber ein fehr 
bedenkliher Vorgang, Vat tel IIL. $ 110. Dagegen Phillimore III. $ 150. 
„Ein Volk, welches beiden Keriegsparteien in Mannfchaft oder Geld Hülfe Teiftet, mag 
unparteiifch fein, aber es ift nit neutral". 


763. 


Der neutrale Stat darf nicht bloß felber keine Kriegsſchiffe einer 
Kriegspartei liefern; er ift auch verpflichtet, in guter Treue darüber zu 
wachen und es zu verhindern, daß nicht auf feinem Gebiete durch Privat. 
perjonen Kriegsſchiffe für eine Kriegspartei ausgerüftet und derfelben über- 
liefert werden. 


1. Sm Friedenszuſtand iſt der, Verkauf von Kriegeichiffen von Stat zu 
Stat unbebenflich, und ebenjo die Lieferung folcher von Seite ber Privatinduſtrie. 
Dann find das friedlihe Nehtsgejhäfte Aber während des Kriegs 
liegt in ber Ausrüftung und Zuwendung von Kriegsfchiffen eine offenbare Unter- 
ſtützung und Berftärfung ber Kriegsgewalt. Inſofern biefe Abfiht aus 
ben Umftänden fihtbar wird, ift das kriegeriſche Beihülfe, bie mit der neu⸗ 
tralen Haltung nicht verträglich ift. 

2. Schon das Neutralitätsgefeg ber Vereinigten Staten von Nord⸗ 
amerifa von 1794 (revidirt 1819) enthält in Art. 3 eine Strafbefiimmung gegen 
alle Perfonen, welde „Schiffe ausrüflen und bewafinen, ober dafür forgen, daß 
Schiffe ausgerüftet und bewaffnet werben in ber Abficht für einen fremden Stat zu 
feindlichen Handlungen gegen einen andern Stat verwendet zu werben, ber im Frie⸗ 
ben ift mit ben Vereinigten Staten“. Diefes Gefet wurde unter der Präſidentſchaft 
bes Generals Mashington erlaffen, nachdem für Frankreich im Kriege mit Eng: 
Iand in ben amerifanifchen Häfen Kreuzerfchiffe ausgerüftet worden waren unb bie 
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englifche Regierung barüber Beſchwerde geführt hatte, als über eine Verlegung der 
Neutralität. Die Regierung ber Vereinigten Staten erflärte die Beſchwerde für 
gegründet, und das Geſetz Ichuf bejjere Garantien für die Bewahrung der Neutra: 
lität. Vgl. die Schrift Dr. G. Bemis American Neutrality. Boſton 1866 
(wo ſich die amerifanifchen und englifchen Geſetze abgedrudt finden). Der englifche 
Minifter Canning berief fih fpäter auf das amerikaniſche Vorbild, um feinen 
Landsleuten eine ebenso forgfältige Beachtung der Neutralitätspflicht zu empfehlen. 
Das englijche Geſetz von 1819 enthält ein ähnliches Verbot. 


3. Während ber Unabhängiyfeitöfriege ber amerifanifhen Südſtaten gegen 
Spanien und Portugal hatten die Bundesgewalten der Vereinigten Staten vielfälz 
tigen Anlaß, ben Verfuchen entgegenzutveten, welche in bem Gebiete der Union ge: 
macht wurben, ben aufftändifchen Colonien durch Ausrüftung von Kreuzerichiffen zu 
Hülfe zu kommen; und e8 war um fo fchiwieriger für jene Behörden, die Pflichten 
der Neutralität zu erfüllen, als die Synpathien ber Nordamerikaniſchen Bevölkerung 
naturgemäß fehr entſchieden und fehr lebhaft auf Seite der Aufftändifchen waren. 
Bol. Dana Anm. zu Wheaton Int. Law. $ 439 8. Ausg. ©. 557 f. 


764. 


Sobald die Abſicht der Hriegshülfe offenbar wird, wenn auch bor- 
erft nur Vorbereitungen zur Ausrüftung eines Kriegsfchiffs oder Caper- 
Ihiffs getroffen werden, jo ift der neutrale Stat zum Cinfchreiten ver- 


pflichtet. 


Es iſt nicht möthig, daß das Schiff ſchon bewaffnet fei. Wenn ber Unter: 
nehmer [heinbar ein Handelsſchiff ausrüftet, aber die Abficht, dasſelbe, 
wenn es als folches ausgelaufen fei, Friegerifh zu bemannen und zu be= 
waffnen, nadigewiefen werden Tann oder wenigftens wahrſcheinlich ift, fo iſt das 
eine nicht zu duldende Umgehung ber Neutralitätsgefege. Iſt aber jene Abficht nicht 
vorhanden, jo bewirkt auch die thatfächliche Verwendung eines Hanbelsichiffe, 
bas auf neutraler Werfte gebaut worden, aber von einem Kaufmann in einem 
friegführenden State gekauft worden ift, zu einem Kriegsjchiffe nicht eine Miß: 
achtung der Neutralitätspfliht. Bol. Wheaton a. a. O. S.562. Anders ift es, 
wenn ein Kriegsfchiff Tediglich als Artifel der induftrtellen Unternehmung 
und des Handels, wenn auch an einen Friegführenden Stat, veräußert wird. Das 
ift wohl Kriegscontrebande, aber nicht Verletzung der Neutralitätspflicht. 
Bol. darüber den 8 765. 


765. 
Ebenſo ift es eine Verlegung der Neutralitätspflichten, wenn ber 
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neutrale Stat eine Kriegspartei mit Waffen oder anderem Kriegämaterial 
ausrüftet oder ausrüften Hilft. 

Wenn aber Privatperfonen ohne die Abficht der Kriegshülfe, Lediglich 
in Form des Handelsgeſchäfts, Waffen oder Strieggmaterial an einen 
triegfühtenden Stat veräußern, jo laufen fie zwar Gefahr, daß Diele 
Gegenftände als Sriegscontrebande von der Gegenpartei meggenommen 
werden, aber durd) die Duldung des Handel3verfehr3 mit Kriegscontre— 
bande wird die neutrale Haltung des States, von dem aus jener Verkehr 
betrieben wird, nicht verletzt. 


1. Soweit die Ausrüſtung mit Waffen oder die Zuſendung von Waffen als 
beabſichtigte Kriegs hülfe ſich darſtellt, ſoweit iſt das ein feindlicher Act, 
welcher mit neutraler Stellung ſich nicht verträgt. Dagegen der offene Handel 
mit Waffen von Seite der Waffenfabriken und Waffenhändler iſt ſeiner Natur nach 
ein friedliches Privatgeſchäft, welches ſowohl im Frieden als im Krieg in 
gleicher Weiſe geübt wird. Dem Effekte nach freilich wirkt der Ankauf von Waffen 
ganz ebenſo wie bie Ausrüſtung mit Waffen. In beiden Fällen werben die In⸗ 
tereffen ber Triegführenden Partei dadurch gefördert. Daher kann fih auch die 
Abſicht der Friegerifchen Beibülfe, die ben Neutralen durch bas Völkerrecht 
unterfagt wird, in bie Form bes frieblihen Hanbelsgefhäfts, welches 
völferrechtlich ben Neutralen nicht verwehrt wirb, verfteden. In ben einzelnen Fällen 
alfo kann man Zweifel Haben, ob jene ober ob biejes gemeint fei, und diefe Zweifel 
müffen aus ben Umfländen gelöst werden. Wird ber Handel heimlich gemacht 
und vollzogen, wirb er nur einfeitig einer Partei gewährt, fo barf wohl daraus 
geichloffen werben, daß Kriegshülfe beabfichtigt und die Form bes frieblichen Gejchäfts 
nur zur Berbergung jener Abficht gewählt worben ſei. 

2. Wer Kriegscontrebanbe einer Kriegspartei zuführt, ber ſetzt fich der 
Gefahr der Prife aus (vgl. unten Cap. 4). Aber er verleht nur die Krieges 
interefjen der einen Partei und verfällt infofern ihrem Kriegsrecht. Der neutrale 
Stat hat feinen Grund, bie Lieferung von Kriegscontrebande auch feinerfeits zu 
hindern. Bei ben Verhandlungen vom Jahr 1793 über die norbamerilanifche Neu⸗ 
tralität in dem franzöfifchsenglifhen Krieg erklärte Jefferſon, das Recht der 
Bürger, Waffen zu bearbeiten, zu verlaufen, auszuführen Tönne nicht durch einen 
fremden Krieg aufgehoben werben. Aber die amerifanifchen Bürger üben basfelbe 
auf ihre Rechnung und Gefahr aus. Wheaton a. a. DO. ©. 538. 


766. 


Der neutrale Stat ift verpflichtet, Waffenſendungen im Großen, 
welche nach den Umftänden als Kriegshülfe erjcheinen, auf feinem Gebiete 
möglichft zu verhindern. 
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1. Man darf bem neutralen State nicht zumutben, daß er die Verſchickung 
von Waffen im Einzelnen und Kleinen verhindere. Das bat auf bie Bezier 
hung von Stat zu Stat feinen Einfluß unb bie Durdführung einer folchen Obforge 
würde eine unverhältnißmäßige Anftrengung ber Behörben erfordern und unerträg- 
liche Qualereien für die Bürger nad) fich ziehen. | 

2. Anbers verhält es fi) mit ber Zufenbung im Großen. Darin Liegt durch⸗ 
weg eine thatfächliche Förderung einer Kriegspartei und meiftens auch eine Friegerifche 
Beihülfe. Inſofern hat der neutrale Stat, um feine Nicibetheiligung am Kriege 
außer Zweifel zu ftellen, ein Intereſſe, und joweit bie Abſicht der Kriegshülfe 
mindeftens wahrſcheinlich ift, die Pflicht, der Ausführung folder Sendung 
entgegenzutreten. 


767. 


Die eftattung des freien Ankaufs von Lebenämitteln, wenn auch 
für die Verprobiantirung der Friegführenden Armee, ijt nicht al Begün⸗ 
ftigung derfelben zu betrachten, wenn fie allgemein ift und gleichmäßig für 
beide Parteien gilt. 


Die Ernährung ber Menſchen ift unter allen Umftänden ein frieblides 
Geſchäft, Feine feindlihe That. Der Handel mit Lebensmitteln, Schlachtvieh, 
Getreide, Brod u. ſ. f. kann daher in ber Regel nicht als Friegerijche Beihülfe an: 
gefehen werben. Nur wenn er ber einen Partei gewährt aber ber andern ver> 
fagt, ober wenn bie Lieferung von Lebensmitteln an die eine Armee als 
Kriegsfubfidie fich barflellen würde, bann würde bie offenbare Parteinahme für 
bie eine Kriegspartei wider bie andere bie neutrale Haltung verleten. 


768. 


Der neutrale Stat darf auch nicht einer Kriegspartei ein Geld— 
barlehen. machen, um ihr für den Krieg die erforderlichen Mittel: zu ver- 
ſchaffen und e3 wibderftreitet der Neutralitätspflicht, wenn er geftattet, daß 
im Lande eine Anleihe für eine SKriegspartei ausgeſchrieben oder jonft 
Gelder zur Unterftüßung berjelben öffentlich gefammelt werden. Die Geld- 
beiſchüſſe aber, welche Privatperfonen von fi) aus einer Kriegspartei leiſten, 
gefährdet die Neutralität des States nidt. 


4. Wenngleich Geldbarlehen in ber Regel ebenfalls Frie densgeſchäfte 
find, jo it doch die Geldanleihe für Kriegszmwede ebenjo wie bie Kriegs⸗ 
jubfidie (oben 756) eine offenbare Kriegshülfe, berem fich bie Nentralen ent- 
halten müſſen. Das gilt aber auch von Privaten, welche bie Kriegsanleihe machen, 
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Es wird demnach feine Klage auf Erfüllung zugelaffen. Bgl. die Erkenniniffe in 
ber bellenifchen Anleihe von 1826 bei Phillimore IF. G 151. Oberrichter 
Beft: „Es ift wider bas Völkerrecht, daß Perfonen, welche in biefem Lande wohnen, 
fih auf Unterbandlungen einlaffen, um Darlehnsgelder zu erheben, welche beſtimmt 
find, die aufftändifchen Unterthanen im Kriege gegen eine Regierung zu unterflüßen, 
mit welcher wir befreundet find; und beBhalb ift Feine auf Erfüllung gerichtele 
Klage zugulaffen”. 

2. Meines Erachtens ift jedod nur bie cffenbare Kriegsanleihe nidt 
zu dulden. Dagegen if eine Geldjammlung aus Gründen der Humanität, 
3: 3. zu Gunſten der Verwunbeten, der vom Kriegsunglüd betroffenen Yamilien, 
ber Vertriebenen, der Striegsgefangenen u. |. f. durchaus nicht eine feindliche Hand: 
lung, auch nicht wenn fie ausſchließlich ſich auf bie Angehörigen ber einen Kriegs⸗ 
partei bezieht, und gefährbet die Neutralität nicht. 

3. Das Ausſchreiben einer Kriegsanleihe bat, weil es öffentlih und in 
ber Abſicht geichieht, die Parteinahme möglichſt auszubreiten, einen ähnlichen Cha- 
rafter, wie die Werbung von Hülfstruppen. Deßhalb darf ber neutrale Stat das 
nicht dulden. Wenn aber einzelne Brivatperfonen bie Triegführende Macht 
mit Geld unterftüßen, fo ift bas dem Beitritt einzelner Kreimwilliger zu 
einer fremden Kriegsarmee zu vergleichen. Das find inbivibuelle Hanblun: 
gen, bie der neutrale Stat nicht verhindern Tann, und für bie er nicht verantwort⸗ 
lich if. Es kann auch das durch bie Strafgefeße eines Landes verboten fein. Aber 
bas Bölferrecht kümmert fich nicht weiter barum. 


769. 


Der neutrale Stat darf nicht geftatten, daß fein Gebiet von einer 
Kriegäpartei zu Sriegäzweden benußt werde. _ 


Es ift das ber allgemeinfte Ausdrud eines Grundſatzes, deſſen nähere Aus- 
führung fih in ben SS 770 ff. findet. Ber neutrale Stat muß jein Gebiet 
neutral erhalten, was nicht gefchieht, wenn eine frembe Kriegspartei in dem⸗ 
jelben Krieg führt oder ſich desſelben für bie Kriegsführung bemächtigt. 


70. 


&3 darf daher feiner Kriegspartei der Durchmarſch dur das neu— 
trale Gebiet geftattet werben. | 


Auch wenn der regelmäßige Weg, auf welchem die Staten, bie nun zum 
Kriege Tommen, mit einander oder in fi verbunden find, Über das neutrale Gebiet 
binführt, fo erfordert e8 dennoch die Pflicht der Neutralität, daß nun den feindlichen 
Heeren der Durchmarſch verweigert werbe, Der Durchmarfch ber franzöfiihen Trup⸗ 
pen über das neutrale Preußifche Gebiet im October 1805 war eine Mißachtung ber 
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preußifchen Neutralität, und ebenjo der bewilligte Durchmarſch ber Alliirten über 
ſchweizeriſches Gebiet nach Franfreih im Jahr 1814 ein Aufgeben ber fchweizerifchen 
Neutralität. 


771. 


Wenn jedoch eine Verfaſſungspflicht oder eine Statsdienſtbarkeit oder 
eine ohne Rüdfiht auf einen bevorftehenden Krieg begründete Vertrags- 
pfliht de3 neutralen State3 befteht, den Durchzug bon Truppen einem 
andern State zu geftatten, der nun Kriegspartei ift, jo ift die gemeffene 
Erfüllung diefer Pflicht nicht als Unterftüßung diefer Kriegspartei zu be 
trachten und es liegt darin feine Verlegung der Neutralitätspflicht. 


Die Verfaſſungspflicht Tann vorzüglih in zufammengefegten Staten 
bie Einzelftaten nöthigen, daß fie die Truppen ihrer Yundesgenoffen über ihr Gebiet 
marſchiren Yafjen, wie das 3.9. den Rheinbundsftaten im Jahr 1806 zur 
Pfliht gemacht war. Ebenfo Fünnen einem State Etappenftraßen im Frieden 
und im Krieg geöffnet fein. Gin Beifpiel einer vertragsmäßigen Geflattung 
bes Truppendurchzugs beftand früher zu Gunften des Großherzogthums Baden 
gegenüber der Schweiz auf ber Eiſenbahn von Conftanz über Bafel. Da mande 
Straßen und Eifenbahnen die Grenzen verfchiebener Statsgebiete abwechfelnd burdh- 
fchneiden, fo ift in manden Fällen ein wechfelfeitiges Zugeftändniß ber Benutzung 
berjelben auch für Truppentransporte durch bie örtlichen Verhältniffe motivirt, ohne 
daß man baraus irgendwie auf Kriegshülfe zu ſchließen berechtigt ift. 


772. 


Die Durchfahrt der Kriegsſchiffe dur) das neutrale Küftengemäfjer 
gilt nur injofern al3 DVerlebung der Neutralität, als der neutrale Stat 
diefelbe den Triegführenden Mächten unterfagt bat. 


Der Grund liegt darin, daß der flüffige Küftenfaum nur in bejhränftem 
Sinne ber Statshoheit des Uferftats unterworfen, als Beltandtheil bes Meeres 
aber ber freien Schiffahrt aller Völker offen if. Daher ift es auch nicht eine abſo⸗ 
Iute Pflicht des neutralen States, diefe Durchfahrt zu verhindern; aber er kann fie 
verhindern, weil er vom Ufer aus den Küftenfaum beherrſcht. Die fremden Schiff: 
fahrer find verpflichtet, fich feinen policeilichen und militärifchen Vorfichtsmaßregeln 
auf biefem Gebiete zu fügen. Vgl. oben $ 309. 310. Wheaton Int. Law. 
G 432, 


173. 


In die Eigengewäſſer (Sechäfen) aber darf der neutrale Stat die 
Bluntfhli, Das Vollerrecht. 27 
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Kriegsſchiffe der feindlichen Parteien nicht einlaufen, noch über feine Ströme, 
Flüffe, Candle hindurchfahren laffen, außer zu offenbar frieblichen Zwecken 
(Aufnahme von Lebensmitteln, Waffer, Kohlen) oder im Nothfland zur 
Ausbefferung, nicht aber zum Behuf erneuerter oder verſtärkter Kriegs⸗ 
rüftung. 


4. Vgl. oben $ 309 und 311. Amerifanifhes Neutralitätsgefeg von 
4818 Art. 5. Würde der neutrale Stat ben feindlichen Kriegsichiffen feine Häfen 
öffnen, fo würde er bamit die Kriegsführung derfelben unterflüßen, und würbe 
er benfelben feine Wafferfiraßen zur Benutzung überlafjfen, jo wäre das ber 
Eintäumung ber Landftragen für feindliche Truppenmärfche gleichzuftellen. Das ift 
Kriegshülfe und als ſolche bem Neutralen nicht erlaubt. 


2. Dagegen bie Aufnahme ber SKriegsfchiffe zu frieblihen Zwecken iſt 
erlaubt, da ber neutrale Stat im Frieden mit ben friegführenden Staten lebt, 
wenn gleih mittelbar baraus auch Vortheil für eine Kriegspartei erwachlen kann. 
Es ift bas ber Geſtattung des Anfaufs von Lebensmitteln gleichzuftellen. Vgl. oben 
6 767. Gewöhnlich wird ben Kriegsichiffen, wenn fie Waſſer oder Kohlen eins 
nehmen oder Reparaturen vornehmen wollen und zu biefem Behuf in ben neutralen 
Häfen zugelaflen werben, nur eine ganz kurze Frift (meiftens nur von 24 Stunden) 
verftattet. Dana zu Wheaton Int. L. 6 429. Die Englifhe Geh.⸗Raths⸗ 
Verordnung vom 31. San. 1862 beftimmt, daß bie feindlihen Kreuzer, welche 
in die neutralen englifhen Häfen einlaufen, binnen 24 Stunden biefelben wieder 
verlaffen müjjen, außer wenn bie Seenoth ober bas Bebürfniß für bie Nahrung 
ber Mannſchaft ober bie Seefähigfeit bes Schiffs zu forgen, einen längeren Aufenthalt 
erfordert. Auch die Erlaubniß, Kohlen aufzunehmen, wird darin beſchränkt durch 
bie Rückſicht auf bie Möglichkeit, zu einem andern Hafen zu gelangen. 


774. 


Verfolgte Truppentheile, die fih auf neutrales Gebiet flüchten, darf 
der neutrale Stat jederzeit aufnehmen, ihnen Nahrung verichaffen und 
jede menſchliche Hülfe gewähren, ohne dadurch feine Neutralität zu ge— 
fährden. 


Man nennt auch dieſes Recht des neutralen States Aſylrecht. Vgl. oben 
$ 396. Die feindliche Verfolgung muß an ber Grenze bes neutralen States Halt 
machen, benn das Gebiet desjelben ift Friebensgebiet. Daher finden auch bie ver⸗ 
folgten und verfprengten Krieger hier vorerft Sicherheit und Ruhe. Inden ber 


‚ neutrale Stat fie aufnimmt und ſchützt, übt er fein Friedensrecht und keineswegs 
eine Kriegshülfe aus. 
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775. 


Ebenſo darf der neutrale Stat den nothleidenden Kriegsſchiffen in 
ſeinen Häfen Aufnahme und Schutz gewähren. 


Auch das iſt Aſyl und Ausübung menſchlicher (nicht kriegeriſcher) Bei- 
hülfe, die immer erlaubt, weil Menſchenpflicht iſt. 


776. 


Der neutrale Stat hat aber dafür zu ſorgen, daß dieſe Handlung 
der Menfchlichkeit nicht von den feindlichen Truppen mißbraucht werde, 
um den Krieg bon dem neutralen Gebiet aus zu erneuern ober fortzus 
ſetzen. Die flüchtigen Truppen und Kriegsfchiffe find daher in der Regel 
zu entwaffnen und erftere je nach Umftänden von der Grenze zu entfernen 
und zu interniren. 


Würden fich die flüchtigen Truppen auf dem neutralen Boden wieder fammeln, 
und dann neuerdings vielleicht an einer günftigeren Stelle auf bas Kriegsfeld ziehen 
und den Kampf ba wieber aufnehmen, jo würben fie das neutrale Gebiet für ihre 
Kriegsführung ausbeuten, was ber neutrale Stat nicht dulden darf. Er 
gewährt den Verfolgten Schub, aber er begünftigt nicht bie Kriegsführung einer 
Partei. Deßhalb die Regel ber Entwaffnung und in manden Fällen, beſonders 
wo bie Anweſenheit ber Truppen in ber Nähe der Kriegsgrenze gefährlich iſt, bie 
Internirung ber Truppen in bas innere bes Landes. Es iſt das nicht Kriege: 
gefangenfchaft, welche Friebensflaten nicht üben, fonbern nur eine Maßregel ber 
politifhen Policei. 


j 777. 


Der neutrale Stat darf jein Gebiet nicht hergeben zum Stützpunkt 
für kriegeriſche Unternehmen eines der Feinde, nicht für Waffenpläße, 
Schiffsſtationen, Magazine für Kriegsvorräthe u. dgl., auch nicht zur Aus⸗ 
übung der Prifengerihtsbarfeit, er darf nicht dulden, daß auf feinem 
Gebiete der Kampf fortgejeßt, nod daß da Beute gemacht werde. Die 
Verfolgung gefchlagener Truppen hört auf ‚ wo da3 neutrale Gebiet 
beginnt, 


Die Gewährung des Gebiets zum Behuf Friegerijcher Operationen wäre offenbar 
Kriegspülfe Am meiften beftritten ijt es, ob ber neutrale Stat nicht geflatten 
27* 
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bürfe, Prifen vorläufig in den neutralen Häfen zu fihern; wie das bie Vereinigten 
Staten vor ihren Neutralitätsgefeßen Frankreich vertragsmäßig geftattet hatten. 
Soweit das als eine Handlung der Sicherung des genommenen Schiffs gegen 
bie Gefahr des Untergangs zu betrachten ift, jo bat biefes Bergen besjelben eine 
burhaus friedliche Bedeutung. Inſofern aber bie Einbringung bes Schiffs in 
ben neutralen Hafen nur in ber Abficht gefchieht, die gemachte Beute zu beponiren 
und möglichft bald und bequem wieder auf neue Beute auszufabhren, ift bag Bes 
nutung bes neutralen Gebiets zu Kriegszweden, und dann nicht zu dulden. 
Der neutrale Stat wird daher wohl thun, um alle Zweifel gegen feine neutrale 
Haltung zu bejeitigen, die Aufnahme folcher Priſen überhaupt zu verweigern, außer 
foweit bie Seenoth und daher die nterefjen der Humanität die Gewährung 
eines: Aufluchtsorts rechtfertigen. Weberhaupt läßt fi in der Entwicklung bes Völler⸗ 
rechts ein Zug zu ferengerer und jorgfältigerer Wahrung der Neutralität 
nicht verfennen. Die heutige Welt nimmt leichter Anftoß an irgend einer Begün⸗ 
figung ber Kriegsführung, als die Vergangenheit, welche geneigter war, die Sons 
veränetät des neutralen Stats in ausgedehntem Sinne anzuwenden. Manche frühere 
Verträge geftatteterr daher bie Einbringung der Prifen zum Verkauf in bie neutralen 
Häfen, während bie neuere Praris das eher verfagt. Val. Heffter $ 147. 


178. 


Der neutrale Stat ift verpflichtet, zur Wahrung feiner Neutralität 
gegen Berleungen durch Andere die erforderlihen Maßregeln zu ergreifen 
und nöthigenfall3 feine Statsmacht dafür einzufeben. 


Die Staten find gegenüber anbern Staten verantwortlich nicht bloß für 
bie Rechtöverlegungen, welche in ihrem Auftrag verübt worden find, fondern auch 
dafür, daß fie Privatperfonen nicht hindern, in ihrem Gebiet oder von ihrem 
Gebiete aus andere Staten zu verlegen. Der Stat muß bafür forgen, daß bas 
friedliche und freundliche Verhältnig zu andern Staten auch von feinen Angehörigen 
und Einwohnern geachtet werde. Vgl. oben $ 467. 


179, 


Man darf dem neutralen Stat nicht jede durch feine Angehörigen 
oder Bewohner verübte Verlegung der Neutralitätspflichten zur Schuld 
anrechnen, wohl aber eine offenbare Vernachläſſigung der Sorge für feine 
Neutralität oder eine jede abfichtliche Begünſtigung des Neutralitätsbruchs. 


Sp wenig ein Stat im Innern alle Verbrechen verhindern kann, fo wenig 
fann er jeden Friedensbruch nach Außen verhindern. Die völkerrechtliche Ver— 
antmwortlichfeit des States reicht nicht weiter als feine Berfhuldung, und 
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biefe ift nur dann vorhanden, wenn ber Stat entiweber ben Neutralitätsbruch ber 
vorruft oder doch in feindlicher Abficht begünftigt ober wenn ihm eine grobe Fahrläſſig⸗ 
feit vorgeworfen werben kann, indem er es verfäumt, benfelben zu verhindern. Wenn 
ihm 3. B. angezeigt wirb, ober er fonft es erführt, daß ſich Truppen oder Freiſcharen 
an ber Grenze ſammeln, um einen feinblihen Einfall in bas benachbarte Kriegsland 
zu machen ober dem feindlichen Heere zuzuziehn, fo wird er biefe Schaaren zerfireuen 
und den Einfall verhindern müffen, damit ihm nicht Connivenz mit dem Neutras 
litätsbruch vorgeworfen werde. 


780. 


Fällt der Neutralitätsbruch Lediglich dritten Perſonen, nicht dem neu= 
tralen State ſelbſt zur Laſt, jo ift der Dadurch verleßte und gefchädigte 
friegführende Stat bereditigt, von dem neutralen State Abftellung des 
Unrechts, jo weit es in defien Macht fteht und je nah Umftänden Be— 
ftrafung der Schuldigen, nicht aber deren Außlieferung zu fordern. 


Die dritten Perfonen können fein: 

&) eine ber Kriegsparteien felber, 

b) Unterthbanen oder Bürger bes neutralen Stat, 

c) Fremde Individuen in bem neutralen Gebiete. 

Die Abftellung bes Unrechts ift in allen Fällen Aufgabe des neutralen Stats. 
Die Beftrafung ber Schuldigen wird in ber Regel nur gegen die Individuen 
durchzuführen fein, welche in bem Bereich der neutralen Strafgewalt find. Die 
Auslieferung ber Einheimiſchen an eine fremde Strafgewalt wird von bem 
heutigen internationalen Strafrecht nicht gebilligt; die Auslieferung ber Jremben 
ift zwar zuläffig, aber ber Stat, ber fie — ohne bie bringendften Motive — gegen 
politiihe Flüchtlinge vollzieht, würde fi) dem Vorwurf ber Sraufamfeit und ber 
Inhumanität ausfegen, weßhalb fie von dem neutralen State nicht erwartet werben 
kann. Bel. $ 398. 399. 


78. 


Hat der neutrale Stat den Bruch der Neutralität ſelbſt verjchuldet, 
jo ift die dadurch verlebte Kriegspartei berechtigt, von demſelben Genug- 
thuung und Entihädigung zu fordern und in ſchweren Fällen die Neu— 
tralität als erlofchen zu erklären und auch jeinerjeits nicht weiter zu 
beachten. 


Die Verlegung ber Neutralitätspfliichten berechtigt keineswegs bie verlehte 
Kriegspartei, nun auch ben neutralen Stat als Feind zu behandeln. In ſehr 
vielen Fällen wäre eine folde Wirfung un verhältnißmäßig. Sie fällt lediglich 
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in bie Glaffe ber Rechtsbrüche und Yriedensftörungen überhaupt. Bol. 
barüber F 464 f. Oft genügt, um bie Verlegung gut zu machen, bie bloße 
Zuſicherung bes neutralen Stats, in Zukunft bie Neutralitätspflicht vollſtän⸗ 
biger zu erfüllen; in andern ift bie bloße Bejeitigung bes Unrechts aus: 
reichend. Nur in ben fchwerften Fällen wirb darin eine Kriegsurfache gegen 
ben neutralen Stat zu erfennen fein. 


182, 


Auch wenn der neutrale Stat zwar Willens ift, feine Neutralität 
zu bewahren und ich felber aller neutralitätswidrigen Handlungen enthält, 
aber offenbar die Macht nicht hat, den fortgefehten Angriffen einer über- 
legenen Kriegspartei gegenüber feine Neutralität dauernd zu behaupten 
oder wieder herzuftellen, jo ift auch die andere Kriegspartei nicht mehr ver⸗ 
flichtet, die Neutralität jeines Gebiets in ihrer Kriegsführung zu beachten, 
ſondern berechtigt, ohne Rückſicht darauf diejenigen Maßregeln zu ergreifen, 
welche zur Kriegsführung nöthig find. 


Die neutrale Gefinnung reicht nicht aus zur Neutralität. Diefe muß 
vielmehr thatfächlich beftehn. Wenn daher eine Kriegspartei den Durchmarſch 
durch das neutrale Gebiet erzwingt, ohne fih um beffen Neutralität zu Tümmern, 
oder fich eines neutralen Platzes ober Hafens zu ihren Kriegsoperationen bemächtigt, 
fo ift das einerfeits eine Verlegung ber Rechte bes Neutralen, aber anbrer- 
feit8 auch, wenn ber Neutrale zu ſchwach if, um Widerſtand zu leiften ober bie 
Verletzung wieder aufzuheben, für bie andere Kriegspartei eine Veranlafjung, das 
bisher neutrale Gebiet als nicht mehr neutral, fondern bem Feinde bienft- 
bar zu betradgten und dbemgemäß innerhalb biejed Gebiets bem Feinde eben- 
falls mit Gewalt entgegenzutreten. 


3. Rechkte der Heufrafen. 


783. 


Für den neutralen Stat dauert das Friedensrecht fort, au im 


Verhältniß zu den Triegführenben. Staten,. 
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Vgl. zu 224. Es iſt das freilich nur bie Hauptregel, welche allerbings durch 
bie Rüdfichten auf ben Krieg einige Modificationen erleidet, wie 3. B. bezüglich ber 
Enthaltung von jeber Kriegehülfe, bes Blocaderechts, bes Durchſuchungsrechts u. ſ. f. 


784. 


Die feindlichen Staten find verpflichtet, die GebietShoheit der neutralen 
Staten auch während ihres Krieges vollftändig zu achten und fich jeden 
Eingriffs in diefelbe zu enthalten, auch wenn das Bedürfniß der SKriegö- 
führung denjelben verlangen ſollte. 


Das Nothrecht ber Kriegsgewalt ift auf bas Kriegsfeld be— 
Ihränft Es darf fih nicht in das neutrale Gebiet hinein erftreden, denn 
biejes Gebiet it Friedensgebiet, in weldhem bie fremde Kriegsgewalt Nichts zu 
befehlen bat. 


785. 


Wenn feindlide Truppen auf_der Flucht das neutrale Gebiet errei- 
hen, fo ift der neutrale Stat berechtigt, fie vor der Verfolgung zu 
ſchützen (774) und die Verfolger zurüdzumeifen. Cr darf innerhalb feines 
Gebietes die Kriegsgefangenen des Feinde und die gemadhte Beute wie- 
ber frei geben. 


786. 


Wenn innerhalb der neutralen Eigengewäfler bon_einem feindlichen 
Schiff ein feindliches Schiff weggenommen worden ift, jo ift der neutrale 
Stat- berechtigt, die Herausgabe der Prife zu fordern und diefelbe frei zu 
geben. 


1. Alle Wegnabmen innerhalb ber neutralen Eigengewälfer find 
rechtswidrig, benn es find das feindliche Acte innerhalb bes fremden Friedensgebiets. 
Darin Liegt immer eine Verlegung der neutralen Rechte. Der neutrale Stat iſt 
daher berechtigt, die Wegnahme als ungültig zu behandeln und bie Prije frei zu 
geben und ebenfo berechtigt, die Perfonen, welche feine Neutralitätsrechte verletzt 
haben, wenn fie fich in dem Bereiche feiner Gerichtsgewalt finden, zur Verantwortung 
und Strafe zu ziehen. 

2. Einen merkwürdigen Fall, in welchem bie obige Regel zur Anwendung 
tam, berichtet Dana in ber Anmerkung zu Wheaton Int. L. $ 428. Die 
Mannfchaft eines amerifanifchen Handelsſchiffs Cheſapeake empörte fih während 
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bes Bürgerfriegs gegen ben Sapitän und trat als Eaperfihiff in ben Dienft ber con⸗ 
föberirten Südftaten. Gin Kriegeichiff der Vereinigten Staten verfolgte basfelbe 
und nahm es innerhalb ber Brittifchen Eigengemwäfjer weg. Darüber befchwerte ſich 
bie englifche Regierung als über eine Verlegung ihrer neutralen Gebietshoheit. Der 
amerifanifhe Minifter Sewarb erkannte in einer Depeſche vom 9. San. 1864 an, 
daß das Verfahren bes amerifanifchen Kriegsichiffs nicht gerechtfertigt fei nach ber 
Strenge bes Rechts, wenn auch einigermaßen zu entichulbigen durch ben rühmlichen 
Eifer, „offenbare Seeräuber zu firafen“, und ba er baber biefe Verletzung bes 
Völkerrechts und ber freundlichen Beziehungen ber beiden Staten bebaure und gegen 
ben DOfficier jenes Kriegsſchiffs bisciplinarifch verfahren werbe. Die englijche Regie— 
rung begnügte fih mit biefer Erflärung. Das genommene Schiff aber wurbe ben 
Englifhen Behörden zur Verfügung geftellt, und ſchließlich ben urjprünglichen Eigen: 
thümern zurüdgegeben. 

3. Nur der neutrale Stat ift zunädft beredtigt, von bem krieg⸗ 
führenden Stat bie Herausgabe ber PBrife, beziehungsweife bie Wiederberftellung 
bes frühern Zuſtands zu fordern, denn nur fein Recht ift durch bie feindliche 
Wegnahme verlegt worden, nicht aber ber feinblihe Eigner des genommenen 
Schiffs. Allerdings kommt diefe Befreiung dem Eigenthbümer bes genom-= 
menen Schiffs zu Gute, da natürlih ber neutrale Stat feine Anfprüche auf 
basjelbe erheben kann. Aber dieſe Wirfung ift für ihn nur ein glüdliches Ereigniß. 
Wenn das genommene Schiff dem Prifengericht bes Nehmers zugeführt worden if, 
fo hängt e8 baber von bem neutralen State ab, bie Vertheidigung bes Eigen 
thümers durch feine Beſchwerde zu unterftüten. In biefem Falle erfennt auch das 
feindliche Prifengericht die Wegnahme ald ungültig. Aber wenn ber neutrale Stat 
ſtillſchweigt und ſich die Verlegung feiner Gebietshoheit gefallen läßt, dann nimmt 
man an, habe das Prifengericht feine Veranlaffung, gegenüber einem feindlichen 
genommenen Schiffe die Beſchwerde bes Neutrafitätsbruchs zu beachten, welche nur 
dem neutralen State zufteht. Vol. Wheaton Int. L. $ 430, 


187. 


Die Verfolgung eines feindlichen Schiffes, das fi in die Eigen- 
gewäſſer eines neutralen States flüchtet, darf innerhalb diefer Gewäſſer 
nicht fortgefeßt werden. 


Die Praris ber Seemächte hat zwar biefe Regel oft mißachtet unb bie neu: 
tralen Staten Haben biefen Eingriff in ihre friedliche Gebietshoheit oft ungerügt 
ertragen. Dennoch zwingt bie Logik zur Verwerfung diefer Praris und findet bie: 
jelbe in der Hitze des Fricgerifchen Eifers zwar eine pfuchologifche Erffärung, aber 
teine Rechtfertigung. Vgl. Wheaton Int. L. 429 und Anm. von Dana. 


788. 
Der neutrale Stat ift berechtigt, feindliche Truppen, welche in fein 


f 
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Gebiet gewaltſam einbrechen, zu entwafinen und gefangen zu nehmen. 
Haben diefelben im Auftrag des Befehlshabers gehandelt, fo ift der Stat, 
dem fie dienen, zur Genugthuung und Entſchädigung verpflichtet, haben 
fie eigenmädhtig den. Frieden gebrochen, fo ift der neutrale Stat berechtigt, 
die einzelnen Schuldigen ftrafrechtlich zu verfolgen. 


Inwiefern die Führer ber feindlichen Truppen im Auftrag ihres States han⸗ 
beiten, muß ber ftrafrehtliche Standpunft hinter dem entſcheidenden völker⸗ 
rehtlihen zurüdtreten. Dann liegt ein Friedenshruh von Stat gegen 
Stat vor. Wenn dagegen die Soldaten auf eigene Fauſt die Grenze gewaltfam 
überfchreiten und ben Frieden brechen, dann kann bie gewohnte Strafgerichts⸗ 
barfeit bes neutralen Stats begründet fein, indem jeder Stat berechtigt ift, alle in 
feinem Gebiete verübten Verbrechen und Vergehen zu beftrafen. Zuweilen freilich 
wird e8 ber neutrale Stat auch in foldhen Fällen vorziehn, bie Schuldigen dem 
friegführenden State zur Beitrafung zu überliefern, als felber die Strafgerichtsbarfeit 
zu üben, bejonders dann, wenn die Schulbigen einem georbneten Heeresförper an⸗ 
gehören. Wenn fie aber Räuber oder vereinzelte Abenteurer find, dann ift bie Ans 
wendung der Strafgerichtsbarfeit am Platz. 


789. 


Iſt die Verlegung des neutralen States Tedigfih aus Unkenntniß 
der Grenze, nicht aus böswilliger Abſicht geſchehen, fo ift derfelbe nur ver— 
anlapt, die jofortige Bejeitigung des Unrechts, Entihädigung und die er- 
forderliden Mapregeln von dem verleenden State dafür zu verlangen, 
daß in Zukunft fich nicht eine ähnliche Mißachtung der Neutralität wieder: 
Hole. 


In manden Grenzgebieten, zumal in Gebirgsgegenben und Wäldern, ift bie 
Grenze ſchwer zu erfennen und baber ein Weberfchreiten berfelben aus Irrthum 
leicht möglich und zu entſchuldigen. Die Verlegung ber Neutralität ift dann nicht 
beabfichtigt, vielleicht nicht einmal fahrläffig, fondern zufällig; und es bedarf nur 
ber einfachen Wieberberftellung und Siderung für die Zufunft. 


7. 


Iſt die Verlegung des neutralen Gebiet oder des neutralen Rechts 
als ein verſchuldeter Rechts⸗ oder Friedensbruch anzufehen, fo treten bie 
jelben Folgen ein, wie bei andern Rechts- und Friedensbrüchen ($ 464 f.). 
Nur in den fehwerften Fällen ift der neutrale Stat berechtigt, fofort aus 
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feiner Neutralität Herauszutreten und fei es felbftändig, fei es in Berbin- 


bung mit der Gegenpartei des verletzenden Stats biefen zu befriegen. Die_ 
—— — 


bewaffnete Vertheidigung des neutralen ‚Gebiets. 


Terms 


1. Vgl. oben Buch VOL. Eap.1. Aus ber Verletzung ber Neutralitäts- 
rechte durch eine Kriegspartei folgt noch nicht das fofortige Necht bes Neutralen 
am Kriege Theil zu nehmen. Diefe Folge wäre ebenfo unverhältnißmäßig, 
wie bie umgefehrte aus ber Verlegung ber Neutralitätspflidhten (oben 
$ 781). In den meiften Fällen wird ein auf Genugthuung gerichtetes Ver- 
fahren ben Bebürfniffen entſprechen. Im October 1864 fand ein ben norbamerifa- 
niſchen Sübflaten bienendes Kreuzerichiff Florida Aufnahme in bem Brafilifhen 
Hafen zu Bahia auf 48 Stunden, um bie nöthigen Reparaturen vorzunehmen. 
Diefes Schiff wurde von einem Kriegsihiff ber Vereinigten Staten, Wachufelt, in 
ber Nacht angegriffen und genommen. Die Regierung von Brafilien forderte nun 
Genugthuung für biefen Bruch ber neutralen Sebietshoheit. Die Unionsregierung 
erkannte das Recht jener an, und erbot fih, ben Commandanten des Wachufett vor 
ein Kriegsgericht zu ftellen, ben nordamerikaniſchen Conful in Bahia, der zu biefem 
Rechtsbruch geholfen hatte, zu entlaffen und bie gefangene Mannſchaft der Florida, 
obwohl fie biefelbe als Seeräuber betrachte, frei zu geben. Da bas Schiff ſelbſt in 
Folge eines fpätern Unglüds geſunken war, wofür bie Vereinigten Staten Feine Vers 
antwortlichfeit hatten, fo war in biefer Hinficht bie Herausgabe unmöglich geworben. 
Mit diefer Genugthuung erflärte fih bie Brafiliihe Regierung zufrieden. Vgl. 
Dana zu Wheaton Int. L. zu $ 430. 

2. Wenn aber ber Friedensbruch, welchen ber neutrale Stat durch eine 
Kriegäpartei erleidet, fo grok und ſchwer iſt, baß derſelbe als unmittelbare 
Kriegsurfade gilt, fo Tann ber neutrale Stat entweber ſelbſtändig einen 
neuen und zweiten Krieg führen gegen ben Friedensbrecher ober er Tann, was 
in ben meiften Fällen zwedmäßiger fein wird, fid mit ben Feinden bes 
Friedensbrechers zum Kriege verbünden und ben bisherigen Krieg burch feine 
Theilnahme erweitern. 

3. In manchen Fällen wird die mil itäriſche Abwehr einer Neutralitäts- 
verlebung bie Wirkfamkeit ber Neutralität bewahren. Dieſe iſt noch 
nicht Krieg, wenn fie auch mit Striegsmitteln wirft. Zum Kriege fehlt die feindliche 
Abſicht. Die Friedensabficht ift hier entſcheidend und bie Kriegsmittel werben 
nur vorübergehend angewendet, um bie friebliche Haltung bes neutralen States zu 
fihern. 


191. 


Hat ein Hülfscorps des neutralen Stats (8 736) an dem Striege 
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ſich betheiligen müfjen und wird dasfelbe von dem Feinde in das neutrale 
Gebiet hinein verfolgt, jo begeht auch der Feind feine Verletzung ber 
Neutralität, wenn er die Verfolgung /nicht an der Grenze ſtille Stellt, ſon⸗ 
dern jüber die Grenze fortjeßt. 


Die unvollſtändig neutrale Haltungrechtfertigt die entſpreche nde 
unvollſtändige Achtung der Neutralität. Solche unreine Zwitterverhältniſſe 
zwiſchen Neutralität und Theilnahme am Krieg trüben bie Reinheit ber Friedens⸗ 
ordnung unb bes Kriegsrechts und find daher möglichft zu vermeiden. 


192. 


Der neutrale Stat ift berechtigt, Päffe und andere Urkunden aus- 
zuftellen, welche auch bei den beiden Kriegsparteien auf öffentlichen Glauben 
Anſpruch haben. 


Der neutrale Stat Iebt in Frieden und Freundſchaft mit beiben 
Parteien. Daher werben auch feine Päſſe und andere Urfunden von benjelben 
reſpectirt. 


793. 


Der neutrale Stat hat ein Recht, ſeinen Statsſchutz auch auf ſeine 
Angehörigen und ihre Güter außerhalb des Statsgebiets fo weit zu erſtrecken, 
als das friedliche Völkerrecht dieſen Schub rechtfertigt. 

Die Friegführenden Mächte dürfen auch innerhalb des Kriegsfeldes 
die neutralen Perſonen und die neutralen Güter nicht feindlic behandeln, 
fondern nur denjenigen gemeinfamen Anordnungen unterwerfen, welche 
durch die Noth der Sriegsführung geboten find. 


Wenn jchon bie Perfonen und das Eigenthum ber frieblihen Angehörigen 
bes feindlichen States zu ſchonen find, foweit nicht das Bebürfnig ber Kriegsführung 
einen Eingriff erfordert und rechtfertigt, fo gilt bas in höherem Grabe von ben 
neutralen PBerfonen und Gütern. Denn bier tritt zu ben allgemeinen 
Rückſichten der Menjchlichfeit bie befondere Rüdfiht auf bie freundliden Bes 
ziehungen zu bem neutralen State fürberlih Hinzu. Insbeſondere ift bie 
Wegnahme neutraler Schiffe zum Behuf des Transports von Kriegsleuten unb 
Kriegsmaterial oder ber Preffung neutraler Perſonen zum Kriegsdienſt zur See 
oder zu Land durch einen Triegführenden Stat eine ſchwere Verlegung ber Rechte 
des neutralen Stats. 
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794. 


Die neutrale Flagge Ihüßt nicht bloß das neutrale Schiff, ſondern 
ebenſo die feindliche Ladung desfelben, mit Ausnahme der Kriegscontre— 
bande. Frei Schiff, frei Gut. 


- Der Sat, baß bie neutrale Flagge, b. 5. bie Neutralität und Natio- 
nalität bes Schiffs zugleih die Ladung bede, obwohl biefe Kaufleuten ber 
feinbliden Nation angehört, wurbe zum erften Mal ineinem Hollänbifhen 
Bertrage mit Spanien im Jahr 1650 ausgeſprochen und erhielt zuerft eine allge= 
meinere Vertretung in ben Grundſätzen, melde bie bewaffnete Neutralität 
vom Sabre 1780 während bes englifchefranzöfifchen Kriege, auf bie Anregung bes 
Ruffifhen Gabinettes proclamirte, Die frühere Praris der Seemächte (befonders 
Englands) hatte das feindliche Gut auf neutralem Schiffe mit Wegnahme bebrobt, 
ober gar (wie zuweilen Franfreih) das neutrale Schiff jelber in bie Gefahr ber 
Wegnahme gebracht, wenn und weil basjelbe feindliche Waare führe. Indeſſen ges 
Vangte jener Sat damals noch nicht zu allgemeiner Anerkennung. Belonders Eng⸗ 
land hielt die frühere Praris feſt, und felbft bie Gerichte ber Vereinigten Staten 
betrachteten biefe als unanfechtbar, folange nicht burd Verträge ein anderes und 
allerdings beſſeres Necht hergeftellt fei. Die Statenverträge barüber waren fehr ver⸗ 
fhiebenartig, woburh natürlich bie Nechtsverwirrung vermehrt ward. So 3. B. 
hatten England und bie Vereinigten Staten in einem Bertrag von 1794 ben Grund: 
faß anerkannt, daß das neutrale Schiff frei, aber bie feindliche Waare darauf Gegen 
ftand der Confiscation ſei; während biefelben Vereinigten Staten in einem Vertrag 
mit Franfreih von 1778, und einem ſolchen mit Preußen von 1785 die Regel: 
Frei Schiff, frei Gut befräftigt hatten. Im Jahr 1799 fanden barüider wieder aus⸗ 
führliche Verhandlungen zwiſchen ben Vereinigten Staten unb Preußen Statt und 
nur bem zähen Felthalten Preußens gelang es ſchließlich, das freiere Princip neuer: 
bings in bem Bertrag von 1799 zu beftätigen. (Vgl. barüber Wheaton Int. L. 
F 456—469). Erſt der Pariſer Congreß von 1856 Hat endlich biefes Princip 
zu einem allgemein anerkannten völkerrechtlichen Grunbfag erhoben, am 12. uni: 
„Le pavillon neutre couvre la marchandise ennemie & l’exception de la 
contrebande de guerre". Das neutrale Schiff ift neutrales Gebiet. So wenig 
feindlihes Gut in neutralem Land vom Feinde als Beute betrachtet werben darf, fo 
wenig num auch auf neutralem Schiffe. Die Anerkennung biefes Grundſatzes ift 
unzweifelhaft ein Fortſchritt ber Givilifation und eine wichtige Beſchränkung bes an 
fih barbariſchen Rechts ber Seebeute. 


79. 


Die neutralen Güter find aud auf feindlihen Schiffen vor der 
Wegnahme geſchützt, außer wenn fie in Kriegscontrebande beitehn. Unfrei 
Schiff, frei Gut. 
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Auch biefer Satz ift erft burdh ben Barifer Congreß von 1856, 12. Juli 
allgemein anerfannt worben: „La marchandise neutre & l’exception de la contre- 
bande de guerre n’est pas saisissable sous pavillon de guerre*. Einzelne 
Staten, welche früher durch bie neutrale Flagge die feindlihe Waare Hatten decken 
laſſen, waren zugleich ber Meinung, daß folgerichtig bie feindliche Flagge bie neu⸗ 
trale Waare in die Gefahr ber Wegnahme verwidle, und wenbeten ben Grundfak 
an: Unfrei Schiff, unfrei Gut, Enemy’s ships, enemy’s goods. Mehrere 
Staten, wie vorzüglih Frankreich, waren überhaupt geneigt, bie Verbindung von 
neutralen mit feindlichen Beſtandtheilen als feindlich zu betrachten und vertheidigten 
ebenfalls. den Grundſatz: Feindliches Schiff, feindlihes Gut. Andere Staten freilich 
unterſchieden burcchgreifend zwiſchen der feindlichen und der neutralen Eigenſchaft von 
Schiff und Gut, und ſchonten das neutrale Gut auf feindlihem Schiff, wie fie das 
feinblihe Gut auf neutralem Schiff der Prife ausſetzten. Der ſpaniſche Consolato 
del Marc hatte für biefen Fall bie neutralen Kaufleute angewielen, fi mit bem 
Nehmer des Schiffs über die Fracht zu verftändigen, aber bie neutrale Waare jelber 
für frei erflärt. Die englifchen, holländiſchen und italienifchen Gerichte ſprachen fich 
für benfelben Grundſatz aus, daß die neutrale Waare frei bleibe, während das feind⸗ 
lihe Schiff ber Wegnahme verfalle. In der Litteratur waren bie Meinungen ebenfo 
verſchieden. 


Der Gedanke, daß in beiden Fällen die rechtliche Lage des Schiffs auch das 
Schickſal der Ladung beſtimmen müſſe, iſt deßhalb nicht richtig, weil die Freiheit 
von Schiff und Waare immer die natürliche Regel, die Wegnahme nur als 
Noth- und Ausnahmerecht zu erklären und zu vertheidigen iſt, man aber dieſe 
Ausnahme nicht über ihre natürlichen Grenzen, alſo nicht auf neutrales Frie— 
densgut ausdehnen darf. Die neutralen Handelsleute leben wie ber neutrale Stat 
mit den Triegführenden Staten in voller Freundſchaft mit ben Sciffseigenthümern 
biefer Staten, und wenn fie beren Schiffe mit ihrer Waare befrachten, fo beeinträch- 
tigen fie damit die Nechte der Triegführenden Gegenpartei in feiner Weiſe. Ihre 
Waare darf baher auch nicht Gegenftanb ber Wegnahme werben. 


796. 


Die neutralen Staten können ihren diplomatischen Friedensverkehr 
mit den Triegführenden Staten fortſetzen, foweit nicht die militärijchen 
Maßregeln vorübergehende Hemmniſſe bereiten. 


Die neutralen Staten haben Teinen Grund, ihre Gefanten abzuberufen, ba 
fie mit den Triegführenden Staten in Freundjchaft Kleiben. Aber ber Krieg Tann 
thatſächlich die Verbindung theils der Perſonen, theils ber Correſpondenz flören; 
und biefes Nebel müffen fi, foweit es unvermeiblich ift, auch bie neutralen Staten 
aefallen laſſen. 
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197. 


Die neutralen Staten können auch den Sriegöparteien zur Vermit 
fung von Unterhandlungen während des Krieges dienen und die diploma— 
tifche Vertretung für die Angehörigen einer Kriegspartei bei dem andern 
feindlichen State übernehmen. 


Bol. oben $ 485. Die neutrale Stellung erleichtert ſowohl bie Vermittlung 
als die Stellvertretung, weil ber neutrale Stat mit beiden Kriegsparteien in Freund: 
fchaft ift, aber felbftverftändlich bebarf dieſelbe dazu der Ermächtigung ber Kriegs: 
Parteien. 


4. Neutraler Handelsverkehr. Kriegscontrebande. Durchſuchungsrecht. 


798. 


Die Angehörigen der neutralen Staten find berechtigt, mit den An- 
gehörigen der Sriegsftaten während des Kriegs, wie im Frieden Handel 
zu_treiben. Der Sriegszuftend unterbricht den Handelsverfehr nur info- 
weit, als das Bedürfniß der Kriegsführung eine militäriihe Hemmung 
erfordert. 


Nur allmählich und mit fleigender Macht Fam dieſer Grundſatz zur Geltung. 
rüber wurbe oft ber entgegengefebte Sat behauptet, daß ber Kriegsftat allen Hans 
bel, auch der Neutralen, mit dem Feindesland verbieten könne. Man wollte dadurch 
bem Feinde möglicäft viel Schaden zufügen und ließ fich von dieſem Eifer zu ſchä⸗ 
bigen nicht einmal durch die Rüdficht abhalten, daß man bamit zugleich bie Neu⸗ 
tralen, mit denen man do in Friebe und Freundſchaft lebte, ebenſo empfindlich 
ſchädige. Der Handel aber ift ein Friedbenss und nicht ein Kriegsgeihäft, 
und es ift weber Grund noch Recht vorhanden, biefes Friedensgefhäft ber Neutralen 
mehr zu hemmen, als bie militärifche Nothwendigkeit es erforbert. 


799. 


Die Anwendung diefer Regel des friedlichen Handelsverkehrs der 
Neutralen wird nicht durch die Rückſicht ausgefchloffen, daß ein Kriegsſtat 
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einen beftimmten Handelsverkehr erlaubt, den er vor dem Sriege nicht 
geftattet hat und vielleicht nach dem Kriege wieder befchränfen wird. 


41. Diefer Sag fpricht fi gegen bie fogenannte Regel von 1756 aus, 
welche früher vorzüglih von ben engliſchen Richtern und Auriften gehandhabt 
und vertheibigt worben ift. Lebtere Negel wurde zuerft in bem englifch-franzöfifchen 
Kriege ausgeiprochen, als bie Franzoſen, welche durch bie engliſche Marine verhindert 
wurden, mit ihren überfeeifchen Colonien den Handelsverfehr fortzufeßen, ben neu⸗ 
tralen Holländiſchen Schiffen erlaubten, dieſen Handel nun zu bejorgen, von bem vor 
dem Kriege die Neutralen überhaupt ansgefchloffen worben waren. Manche Holläns 
biihen Schiffe wurden nun von ben englifchen Kreuzern als Priſe aufgebradht und 
fammt ihrer Ladung verurtbeilt. Damals freilich Tonnte man für biefen Eingriff 
in bie Freiheit des neutralen Handels noch ben Grund anführen, daß berfelbe nicht 
überhaupt ben Neutralen geftattet worben fei, ſondern ausſchließlich ben 
Holländern und daß die Holländiſchen Schiffe gewilfermaßen nur die Lüde der 
franzöfiihden Schiffahrt ausfüllen und das abgefchloffene Syflem bes franzöſiſchen 
Handels im franzöfiihen Intereſſe für bie Kriegszeit bewahren. Die Regel wurbe 
aber fpäter allgemeiner verftanden unb angewendet. Man führte bafür haupt⸗ 
fächlich folgende Gründe an: 

a) Die Neutralen können höchſtens verlangen, daß ihre herkömmliche 
Handelsverbindung (customary trade) mit ben Ländern ber 
Kriegsparteien nicht über die Nothdurft des Kriegs hinaus gehemmt, 
nicht aber, daß ihnen nun während bes Krieges neue Hanbelswege 
in jene Länder eröffnet werben; fie folen gefhont werben in ihren in 
ber Friedenszeit angelnüpften Handelsbeziehbungen, aber 
fie follen nicht ben Kriegszuftand zu einer Erweiterung ihres 
Hanbels in Feindesland ausbeuten bürfen. 

db) Würde man das geftatten, jo würbe bie Bertheidigungsfäbigfeit 
bes Feindes zum Schaden bes Gegners vergrößert, was biefer 
nicht zu bulden brauche, 


2. Allein biefe Gründe halten doch ber Prüfung nicht Stand, und vermögen 
bie unbeftreitbare Grunbmwahrheit, baß ber Handel ein Friebensgefhäft und 
baber ben Neutralen niht zu verwehren, nicht zu entfräften. Die fried⸗ 
liche Natur des Handels wird durch den Krieg nicht aufgehoben und nicht geändert. 
Daber ift 

8) fein Grund zwiſchen dem herkömmlichen Handel vor dem Krieg und 

bem neuen Handel während bes Kriegs zu unterfcheiben und einer- 
feits bie Fortfegung bes erften zu geftatten, aber anbererfeits biefen zu 
verbieten. Der Handel ift nicht Bewahrung bes Hergebrachten, fonbern 
fucht fortwährend neue Wege und Tnüpft unabläfjig erweiterte Verbin⸗ 
bungen an. 

b) Wenn auch ausnahmsmeife fih im Kriege neue günftige Chancen 

für die Nentralen ergeben, fo barf man ihnen biefe Vortheile um fo 
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weniger mißgoͤnnen ober verfagen, als nothwendig für ben neutralen 
Handel aus jedem Kriege auch zahlreiche Nachtheile entipringen, 
bie fie ebenfalls tragen müfjen, obwohl fie weber ben Krieg verſchuldet 
haben, noch baran Theil nehmen, und welche ihnen durch die Triegerifchen 
Entſchlüſſe und Thaten ber Kriegsparteien zugefügt werben. 

e) Das civilifirte Kriegsrecht geftattet überhaupt nicht mehr bie friedlichen 
Privaten nur deßhalb belichig zu fchädigen, um die Hülfsquellen bes 
Feindes zu zerflören, fonbern erlaubt nur ſolche Schädigungen, welche 
durch das militärifche Bebürfnig der Kriegsführung gerechtfertigt find. 
Das Blocabereht und das Net, die Contrebande zu verhindern, find 
Ausnahmen, bie eher zu befchränfen, als analog auszubehnen find. 


800. 


Auch wenn der SKüftenhandel in Friedenszeiten ausſchließlich Den 
nationalen Schiffen vorbehalten und erft während des Kriegs bon einer 
Kriegspartei den Neutralen eröffnet wird, jo maden fi die neutralen 
Handelsſchiffe, welche diefe Erlaubniß benugen, feiner Verlegung der Kriegs⸗ 
echte Shuldig und dürfen von dem andern Sriegsftate nicht deßhalb meg- 
genommen werden, weil fie einen verbotenen Handelsverkehr betreiben. 


Dal. zu $ 798. 799. Der fogenannte Küftenbanbel (Cabotage, 
coasting rade) — b. h. ber Hanbel aus einem Hafen in ben andern besfelben 
States mit inlänbifcher Ladung — war in früheren Zeiten oft ausfchlieglich den 
nationalen und feinen fremben Schiffen geftattet. Das galt auch meiftens als 
Geſetz für den Handel ausbem Mutterftat nah ben überfeeifhen Eolonien 
und umgefehrt. Der Krieg konnte nun biefed Syſtem durchbrechen, unb ba ber 
nationale Verkehr an manchen Stellen gehemmt war, bas Bebürfnig nad) neutralem 
Handel hervorrufen; während ber feindliche, zur See mächtige Kriegsſtat das nicht 
bulden wollte. Die englifhen Juriſten — noch Phillimore (TIL $ 214 f.) 
— vertheidigten biefe Beſchränkung vorzüglich, während bie amerikaniſchen unb 
allgemeiner noch die franzöſiſchen Mechtsgelehrten fie beſtritten. Diefelben 
Gründe, welde gegen bie Regel von 1756 fprechen, nötbigen auch bier, biejen 
Binnenhandel der neutralen Schiffe als völkerrechtlich erlaubt und nur unter 
Umftänden ſtats rechtlich beſchränkt anzufehn. Da überbem heute biefe engen 
Schiffahrtsbeſchränkungen großen Theils bem Princip bes freien Handelsverkehrs, 

shne Rüdfiht auf Nationalität, Haben weichen müſſen, ſo hat die ganze Frage viel 
von ihrem practiſchem Intereſſe verloren. 


801. 
Die Zufuhr von Kriegscontrebande aber iſt kein Friedensgeſchäft. 
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„jede Kriegspartei ift berechtigt, die Lieferung umd bie Zufuhr von Kriegs⸗ 
contrebande zu verhindern, auch wenn dieſelbe von Neutralen und auf 
neutralen Schiffen beſorgt wird. 


1. Die Freiheit des neutralen Handels darf nicht zu wirklicher Kriegs⸗ 
hülfe mißbraucht werden, denn dieſe iſt im Widerſpruch mit wahrhaft neu⸗ 
traler Haltung. Der Ausdruck Contrebande (urſpr. contra bannum, 
wider das Verbot) ſtammt aus dem Mittelalter, als die Päpſte unter der Strafe 
bes Banns (dev Ercommunication) ben Chriſten verboten, ben Ungläubigen, welche 
befriegt wurden, Waffen zuzuführen. Die NRüdfichten auf bie offendbare Unter: 
füßung einer Kriegspartei in ihrer Kriegsführung überwiegt hier 
über die Rückſicht auf bie Handelsfreiheit der Neutralen. Der Kriegsſtat kann bas 
nicht dulden, ohne Gefahr für feine Kriegsführung, und ift berechtigt, bie Gontres 
bande wegzunehmen, weil in ihrer Zufuhr bie beabfichtigte Kriegshülfe offen⸗ 
bar wird. 

2. Im Allgemeinen wird dieſer Grundſatz von allen civilifirten, auch von 
ben neutralen Staten anerkannt, 3. B. von der bewaffneten Neutralität von 
1780 und von dem Parifer Eongref von 1856. Aber über bie Ausdehnung 
bes Begriffs ber Contrebande und über die Mittel, fie zu verhindern, war von jeher 
viel Streit. England, als bie größte Seemadht, war lange Zeit geneigt, jenen Bes 
griff. und diefe Mittel möglichft weit auszudehnen; und binwieder bie neutralen 
Staten, welche vorzugsweije ihren Handel ſchützen wollten, juchten im Gegentheil 
ben Begriff möglichft zu befchränfen und das Verfahren gegen neutrale Schiife und‘ 
Güter, welchen Contrebande vorgeworfen wurde, zu ermäßigen. Allmählich haben 
fich die Anfichten genähert, obwohl fie noch Hin und her ſchwanken. Heute find alle 
Seemächte zugleich ftarf interefjirt, daß nicht im Seefrieg ber neutrale Seehanbel zu 
jehr beläftigt und gefährdet werbe, und feine ift mehr davor ficher, daß nicht eine 
Ichroffe und übertriebene Anwendung der Mittel gegen bie Gontrebanbe auch ihre 
Handelsintereffen ſchwer verletze. 


802. 


Als Kriegscontrebande ſind zu betrachten diejenigen Sachen, welche 
einer Kriegspartei zum Behuf und zur Unterſtützung der Kriegsführung 
als Kriegsmittel und Kriegsausrüſtung zugeführt werden. 


Daß die Zufuhr ſolcher Sachen als Contrebande zu beurtheilen ſei, 
ergibt ſich aus dem Grundgedanken mit logiſcher Nothwendigkeit; und es kann nur 
in Frage kommen, einmal ob wirklich im beſondern Fall gewiſſe Sachen der Kriegs⸗ 
führung als Mittel zudienen (F 803) und ob die Abſicht der Kriegshülfe vorhanden 
oder auch erforberlich ſei ($ 806), um die Wegnahme der Contrebande zu begrün⸗ 
ben. Im Einzelnen kann bie Thatfrage oder bie Rechtsfrage ſtreitig fein. 

Bluntſchli, Das Vollerrecht. 28 
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weniger mißgönnen ober verfagen, als nothwenbig für ben neutralen 
Handel aus jedem Kriege auch zahlreihe Nachtheile entipringen, 
bie fie ebenfalls tragen müfjen, obwohl fie weder ben Krieg verjchulbet 
haben, noch daran Theil nehmen, und welche ihnen burch die Friegerifchen 
Entihlüffe und Thaten ber Kriegsparteten zugefügt werben. 

e) Das civilifirte Kriegsrecht geftattet überhaupt nicht mehr bie frieblichen 
Privaten nur bephalb belichig zu fehädigen, um die Hülfsquellen bes 
Feinbes zu zerftören, fondern erlaubt nur ſolche Schädigungen, welde 
durch bas militärifche Bebürfnig ber Kriegsführung gerechtfertigt find. 
Das Blocaderecht und das Recht, die Contrebande zu verhindern, find 
Ausnahmen, bie eher zu befchränfen, als analog auszubehnen find. 


800. 


Auh wenn der SKüftenhandel in Friedenszeiten ausſchließlich den 
nationalen Schiffen vorbehalten und erft während des Kriegs von einer 
Kriegspartei den Neutralen eröffnet wird, jo machen fi die neutralen 
Handelsichiffe, welche diefe Erlaubniß benuben, feiner Verletzung der Kriegs⸗ 
rechte jchuldig und dürfen von dem andern Kriegsftate nicht deßhalb meg- 
genommen werden, weil fie einen verbotenen Handelsverkehr betreiben. 


Vgl. zu 5 798. 799. Der fogenannte Küftenhanbel (Cabotage, 
coasting rade) — b. h. ber Handel aus einem Hafen in ben andern besfelben 
States mit inlänbifcher Ladung — war in früheren Zeiten oft ausfchließlich ben 
nationalen und Teinen fremben Schiffen geftatte. Das galt auch meiftens als 
Geſetz für ben Handel aus dem Mutterftat nah ben überfeeifhen Eolonien 
und umgefehrt. Der Krieg Fonnte nun biefes Syſtem durchbrechen, unb da ber 
nationale Verfehr an manchen Stellen gehemmt war, bas Bebürfnig nach neutralen 
Handel hervorrufen; während ber feindliche, zur See mächtige Kriegsſtat das nicht 
bulden wollte. Die englifhen Zuriften — no Phillimore (MI. $ 214 f.) 
— vertheibigten biefe Beſchränkung vorzüglich, während bie amerikan iſchen und 
allgemeiner noch die franzöſiſchen Rechtsgelehrten fie beſtritten. Diefelden 
Gründe, welche gegen bie Regel von 1756 fprechen, nötbigen auch bier, dieſen 
Binnenbandel ber neutralen Schiffe als völkerrechtlich erlaubt und nur unter 
Umfländen tatsrehtlih beſchränkt anzufehn. Da überbem heute dieſe engen 
Schiffahrtsbeſchränkungen großen Theils dem Princip bes freien Handelsverkehrs, 
ohne Rüdficht auf Nationalität, haben weichen müſſen, jo bat bie ganze Frage viel 
von ihrem practiſchem Intereſſe verloren. 


801. 
Die Zufuhr von Kriegscontrebande aber ift kein Friedensgeſchäft. 
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ober eine Flottenftation zu Triegerifchen Zweden. Dagegen Friedens depeſchen, 
wohin aud die diplomatiſche Correſpondenz durchweg zu rechnen ift, dür⸗ 
fen unbedenklich auf neutralen Schiffen ficher verjendet werden. So 3. B. wurde 
bas Bremer Schiff Atalante von dem engliihen Richter Scott im Jahr 1808 ver: 
urtheilt, weil es Kriegsdepeſchen von dem franzöfiihen Gouverneur von JIsle 
be France an ben franzöſiſchen Dlarineminifter zu befördern übernommen hatte; das 
gegen bie nordamerifanifhe Carolina in bemfelben Jahr freigefprochen, weil fie 
nur diplomatiſche Depeſchen bes franzöfifchen Gefanten in ben Vereinigten Staten 
an bie franzöfifche Regierung an Bord hatte Siehe bie Fälle bei Wheaton 
Int. Law. $ 504. Anm. von Dana. Aud in bem Krimmfriege von 1854 mwurs 
ben von England und Franfreih die Neutralen bavor gewarnt, baß fie nicht 
Kriegsdepefchen befördern, inbem berartige Verſuche von ben Kriegsmächten nicht 
geduldet würben. 


804. 


Was das meutrale Schiff zu eigenem Bedarf an Waffen und 
Munition mit fih führt, ift nicht Gontrebande. 


Auch frieblihe Handelsſchiffe führen gewöhnlich Schiffsfanonen mit, und be: 
dürfen, wenn fie durch Seeräuber gefährbete Meere befahren, je nach Umſtänden einer 
ausgiebigeren Selbſtbewaffnung. Das tft unbeftreitbares Recht ber Nentralen und 
barf baber nicht als verbotene Contrebande behandelt werben. 


805. 


Die Zufuhr von Gegenjtänden, welche auch dem friedlichen Gebrauche 
_gabienen, wie inäbefondere bon Kleidungsftüden, Geldfummen, Pferden, 
Schiffsbauholz, Segeltüchern, Eifenplatten, Dampfmafiginen, Brenntohlen, 
Privatſchiffen u. ſ. f. ift in der Regel als erlaubt zu betrachten, und darf 
nur ausnahmsweiſe als Striegscontrebande behandelt werden, wenn eni⸗ 


— — 


weder die beſonderen Verträge fie als ſolche bezeichnen oder wenn im ein- 
zelnen Fall erweisbar ift, daß die Zufuhr einen unmittelbaren Bezug auf 
die Kriegsführung hatte und zugleich die Unterftüung derſelben beabfichtigt 
war, wie 3. B. zur Uniformirung der feindlihen Truppen, zur Lieferung 
von Sriegsfubfidien, zur Ausrüftung der feindlichen Cavallerie mit Pferden, 
zur Erbauung von Panzerjchiffen und SKriegsfahrzeugen, zum Transport 
feindlider Truppen. Die Vermuthung ift jederzeit für den frieblichen 


Gebrauch und gegen bie Annahme von Kriegscontrebande. 


Dieſes Gebiet der fogenannten relativen Kriegscontrebande iſt vorzüglich 
23° 
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803. 


Allgemein und abgejehen von bejonderen Verträgen, welche andere 
für die Vertragsparteien bindende Vorſchriften treffen, gehören hieher: 

/a) die Kriegswaffen, Kanonen, Ylinten, Säbel, Kugeln, Pulver und 
ähnliche Kriegswerkzeuge; | 

Ah) aber auch Salpeter und Schwefel, die zur PBulverfabrication 
dienen; 

IX) Kriegsfahrzeuge; 

4.8) feindliche SPriegsdepejchen, die im Interſſe einer Striegäparte 
transportirt werden. 


4. Oft werden in Statenverträgen bie Gegenftände näher bezeichnet, weldt 
ausſchließlich als Contrebande behandelt werben dürfen. Aber dieſes Vertrags: 
recht gilt nur im Verhältniß der Vertragsparteien zu einander, nicht als allge 
meines Recht. 

2. Zu a) Gewiffe Saden bienen ihrer Natur nah immer und nut 
— oder doch gewöhnlich — ber Kriegsführung, wie befonders Waffen aller Art und 
Kriegsinftrumente. Diefe find unzweifelhaft Contrebande. Indeſſen fogar ba ift bie 
Aufzählung aller einzelnen Gegenftände deßhalb nicht möglich, weil von Seit zu 
Zeit neue Kriegswaffen erfunden werben, welche weder in ben Verträgen nod in 
ben Gefeten vorher benannt werben Tonnten. Dem Pulver 3. DB. feht die 
Schießbaumwolle glei, obwohl fie nicht genannt ift, und ebenfo ben Feuer— 
feinen und bem under ber alten Flinten bie neueren metallenen Zünd⸗ 
hüten, bie Batronenhülfen und bie Einheitspatronen. 

Wenn aber Verbandzeug und Ärztliche Inſtrumente für bie mil 
tärifche Krankenpflege zugeführt werben, fo ift das feine Contrebande, fondern fried⸗ 
licher Verkehr, obwohl er auch dem Heere zu Gute fommt. 

3. Zu b) Salpeter und Schwefel find freilich feine Waffen, aber ihre 
Beziehung zur Bulverfabrication ift eine fo nahe, daß fie deßhalb von allen 
Völkern wie Kriegsmaterial betrachtet werden, wenn nit ausnahmsiweije ein am 
derer friedlicher Gebrauch diefer Stoffe Far vorliegt. Auch die zweite bewaff— 
nete Neutralität von 1800 erwähnt biefer Gegenflände ausdrücklich al 
Contrebande. 

4. Zu e) Die kriegeriſche Natur der Kriegsfahrzeuge iſt zmeifelle; 
aber ba auch Schiffe, welche bisher dem Handel dienten, in Kriegsfahrzeuge umge 
wandelt werben können, fo kann es im einzelnen Fall zweifelhaft werden, ob em 
Schiff noch als Handelsſchiff frei, oder bereits als Kriegsfhiff Contrebande 
fei. Die Iegtern Zweifel Tönnen nur im einzelnen Fall nah Erwägung aller Um 
fände und Anzeichen entjchieden werben. 

5. Zu d) Die fogenannten Kriegsbepeihen find unzweifelhaft wiede 
Eontrebande, 3. B. Befehle bes. Feldherrn an einen detachirten Corpscommandanis 
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Fall die Zufuhr dann thatfächlich gehemmt werden, wenn aus den Um⸗ 
ftänden die Berwendung zur Kriegsführung als eine nahe und ernfte 
Gefahr erfcheint. 


1. Die Wegnahme ber Kriegscontrebanbe rechtfertigt fih als 
Kriegsreht nur dann gegen Neutrale, wenn bieje Kriegshülfe gewähren, db. h. eine 
feindliche Handlung begehen, nicht aber, wenn diefe nur ein friedlihes Han- 
delsgeſchäft vollziehn. Aber die Gefahr ber Verwendung für bie feindliche Krieges 
führung und baher für die Verftärfung bes Feindes Tann fo groß und dringend 
fein, daß bie friegführende Macht veranlaßt ift, ſolchen Berfehr in Kriegs> 
zeiten zu verhindern. Die Waare erjdheint dann zwar ohne Schuld ihres 
Eigenthümers und ohne Schuld des Schiffers gleihfam als „zufällige” Contre: 
bande. Sie darf nicht confiscirt werben, weil feine Schuld dazu berechtigt, 
aber ihre Verwendung zu Bunften bes Feindes darf gehindert werden, weil 
bas Bedürfnig ber Kriegsführung es erfordert. Das gilt 3. B. auch von der Zus 
fuhr von Brennfohlen in einen Seebafen, wo bie feindliche Kriegsflotte vor Anker 
liegt. Sit diefelbe beabfihtigt zur Ausrüftung ber Flotte, jo wird fie mit Recht 
weggenommen, iſt fie nicht beabjichtigt, aber würde derjelbe Effekt erreicht, wenn 
man fie ungehindert ihre Beſtimmung erreichen Tieße, fo ift eine wirffame Be: 
Ihlagnahme, gegen Entfhädigung der Eigenthümer, wohl gerecht: 
fertigt. 


2. Die Gerechtigkeit erfordert, daß hier bag friedliche Handelsrecht und 
das unvermeiblihe Kriegsreht mit einander ausgeglidhen werben. 
Der Handel hat nur den Gewinn, nicht den Sieg einer Kriegspartei vor Augen. 
Den Kaufleuten ift e8 ‚gleichgültig, wozu ihre Maaren verwendet werden; ihnen 
liegt nur daran, daß fie zu möglichſt günftigen Preifen je nad) Umſtänden verfauft 
oder gefauft werben. Inſofern werden viele Verträge ber Art nicht zur Kriegéhülfe 
gemacht, und nur wenn bie Waare ihrer Natur nach ausjchließlih für ben Krieg 
beftimmt ift ($ 803) wird diefe Einrebe ber Kaufleute nicht weiter zu beachten, fon- 
bern unbedentlih auf unzweitelhbafte Contrebande zu fchließen fein. Bei 
ben Waaren ancipitis usus bat jene Einrede ber friedlichen Abficht einen guten 
Sinn. Tie Kriegsmacht aber muß umgekehrt dafür forgen, baß nicht bie feindliche 
Macht eine Verftärfung erhalte, gleichviel ob die Abjicht derer, welche die Ders 
ſtärkung zuführen, friedlih oder feindlich fe. Dgl. Dana Anm. zu 
Wheaton Int. L. $ 501 und bie englifhe Geheimerathsverordnung 
vom 18. Febr. 1854 bei Phillimore III $ 266, 


807. 


Es ift wider die gute Sitte, die Zufuhr don Lebensmitteln. als 
Sriegscontrebande zu behandeln, wenn gleich dieſelbe zur Ernährung des 
feindlichen Heeres dient. Aber die Kriegsgewalt ift berechtigt, einen bela= 


- 
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bem Zweifel und Streit ausgefeßt. Someit bie Verträge Näheres beitimmen, 
find biefelben anzuwenden. Abgejehen aber von Vertragsbeftimmungen bleibt nur 
übrig, die Frage aus ber Natur ber Sache zu entfcheiden. Da gehen nun meines Er: 
achtens bie beiben ertremen Meinungen zu weit. Die eine Betrachtet foldhe für 
bie Kriegsführung je nah Umftänden brauchbare Gegenftände in ber Regel 
als Gontrebande, fobald fie dem Feinde zugeführt werben. Die Neu 
tralen Können ſolche Gegenftände, welhe jowobl im Frieden als im Krieg 
braudbar find (res antieipis usus) zu Friedens: ober zu Kriegszweden dem 
feindlichen Lande zuführen. Erfteres ift ein reines Friebensgejhäft, lebteres 
ift Kriegshülfe. Jenes muß erlaubt fein, diefes wird von ber Kriegspartei mit 
Recht unterfagt. Es ift aber kein Grund für bie lebtere Auslegung zu vermuthen. 
Im Gegentheil, ber friebliche Handel ber Neutralen iſt die Regel, die Kriegshülfe 
bie Ausnahme. Oefter wird bie entgegengefegte Meinung verfochten, daß biefe 
Gegenftände niemals als Kriegscontrebande behandelt werden bürfen, fondern 
immer al8 erlaubter Hanbel gelten. Diefe Meinung wird von mandyen Bus 
bliciften insbefonbere auch bamit vertheidigt, baß bie Unteriheidung im einzelnen 
Fall allzu fchwierig und baß es gefährlich fei, das Urtheil barüber der Kriegspartei 
zu überlaffen. Diefer Einwand iſt richtig, aber er bezieht fih nur auf die Organi: 
fation ber Rechtspflege und das Rechtsverfahren und kann nicht die Jah liche Rechte: 
frage entjcheiden, ob das Contrebande fei oder nicht. 

2. Wenn bie Beffimmung biefer Maaren für die Kriegszwede aus 
ben Umftänden Far wird, und zugleich die Abjicht der Kriegsbülfe, dann 
fann man der Kriegsmacht unmöglih zumuthen, daß fie ruhig zuſehe, wie bie 
militärifhen Kräfte des Feindes verftärkt werden, und ber Neutrale 
barf ſich nicht beflagen, wenn nun feine beabſichtigte Unterflüßung ber 
feindlichen Kriegsmacht nicht als ein Friebensgefchäft, fondern al8 unerlaubte 
Kriegshülfe behandelt wirb, was fie if. Wenn 3. B. dem Feind Panzerplatten 
zugeführt werden, jo wirft das ganz ähnlich, wie wenn ihm Panzerfchiffe geliefert 
werben. Es iſt weſentlich einerlei, ob bemjelben Säbel, oder ob ibm Klingen und 
Handgriffe befonders zugeführt werden. Kriegsfubfidien wirfen in vielen Fällen 
färfender für das Heer, bas fie empfängt, als Pulver und Blei. Es kommt aljo 
nur auf ben Beweis an, einerjeitS der Kriegsbeftimmung, andererfeits ber 
Abſicht der Kriegshülfe. Beides muß aus ber Erwägung aller Umſtände 
bona fide gefchloffen werben. Ber neutrale und freie Handel wirb hinreichend ges 
achtet, wenn man eher für als gegen benjelben vermuthet und zur Berurtheilung 
ben Schuldbeweis forbert. 


806. 


Es genügt keineswegs, daß derartige Gegenftände nad) den Um— 
Händen für die Kriegsführung nüßlich verwendet werben könnten und ver- 
muthlich, wenn fie an ihre Adreſſe gelangten, auch verwendet würden, um 
biefelben als Kriegscontrebande megzunehmen. Es darf höchſtens in diefem 
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Zufuhr bemächtigen und. biefelbe als gute Prije behandeln, aber fie hat 
tein anderes Strafrecht gegenüber ben Neutralen auszuüben, 


Da der Kriegsflat außerhalb feines Gebiets — und das Meer gehört 
nit zu feinem Gebiet — Feine Strafgerichtsbarfeit befitt, fo darf er auch in dieſem 
Falle die Kaufleute oder Schiffer, welche ontrebande führen, nicht firafen. Die 
MWegnahme der Contrebande iſt nur eine völferrechtlich anerfaunte Ausübung des 
Kriegsrehts, niht bes Strafrehts. Aber der neutrale Stat darf 
wobl feine Angehörigen, welche feine Neutralität durch feindliche Handlungen in 
Gefahr Bringen, bephalb zur Verantwortung und Strafe ziehn. Das ift aber An» 
wendung des einhbeimifhen Strafrechts, beffen Natur auch dann ſtats⸗ 
vechtlich bleibt, wenn es völferrechtlihe Rüdfichten nimmt. 


810. 


Die Beſchlagnahme bezieht ſich auf das Frachtſchiff, welches die 
Contrebande führt, nur inſofern, als es zum Vollzug der Wegnahme der 
Contrebande erforderlich iſt, alſo nicht, wenn dieſelbe nur einen unter⸗ 
geordneten Theil der Ladung ausmacht und daher ausgeſchieden und für 
ſich allein weggenommen werden kann. Das Schiff darf nur dann als 
Priſe dem Nehmeſtat zugeſprochen werden, wenn der Schiffsherr gewußt 
und geſtattet hat, daß das Schiff Contrebande zuführe. 


Die Wegnahme und Confiscation des Schiffs wird nur durch Verſchuldung 
gerechtfertigt. Vgl. oben zu F 806. 


811. 


Wenn die Verſchuldung des Eigenthümers der Contrebande nicht 
aus den Umſtänden klar und dennoch die Beſchlagnahme derſelben wegen 
der offenbaren Beſtimmung für die feindliche Kriegsführung gerechtfertigt 
erjcheint, jo hat der Nehmeftat dem Eigenthümer den vollen Werth der 
meggenommenen ©egenftände zu erjeßen. In diefem alle ift der meg- 
nehmende Kriegsſtat als Zwangskäufer zu behandeln, 


Obwohl Hier Fein mit Confiscation bedrohter Handel vorhanden, ſondern nur 
bie Behinderung ber thatſächlichen — wenn aud nicht beabfichtigten — 
Kriegshülfe gerechtfertigt ift, fo macht ber Eingriff in die Intereſſen der Eigen 
thümer ihre Entihädigung nötbig. Aus dieſem Gründe ift bie Analogie bes 
Zwangsverkfaufs in dem völferrechtlichen Gebrauch angewendet worben. Die 
ältere Praris unterfchieb weniger forgfältig und war fogar in ſolchen Fällen geneigt 


438 Neuntes Buch. 


gerten Platz abzufperren und durch thatfädjliche Hemmung der Zufuhr and 
von Lebensmitteln die Uebergabe zu erzivingen. 


Auch in dieſer Hinficht ſtimmen bie Meinungen ber Schriftfteller und bie 
Beſtimmungen ber Verträge nicht überein. In bem franzöfiichenglifchen Revolution: 
kriege fuchte England ben Kornhandel mit Frankreich, wenigftens mit ber fran% 
ſiſchen Regierung, zu verhindern. Indeſſen traf diefer Verfud auf ben Widerfand 
ber neutralen Staten, welche mit Recht enigegneten, daß bie Ernährung be 
Menſchen ein wefentlich friedliches Geſchäft und daher und abgefehen von 
ber Ausnahme ber Blocade — nicht zu verhindern, und nicht als Gontrebande zu 
behandeln fei. Auch das eigene Bebürfniß, Lebensmittel zu erwerben, rechtfertigt 
nicht bie Wegnahme neutraler Zufuhr von Seite ber bebürftigen Kriegspartei, 
Bl. die Note des Grafen Bernjtorff vom Sabre 1793 bei Phillimore II 
$ 247. 


808. 


Der Handel mit Kriegägeräthichaften oder die fabrikmäßige Year: 
beitung derſelben ift den neutralen Perſonen auf neutralem Boden met 
durch das Völkerrecht verboten, auch nicht, wenn diefelben von einer Krieg* 
partei gekauft oder beftellt werden. 

Aber es ift Pflicht des neutralen Stats, zu verhindern, daß nit 
bon neutralem Boden aus einer Sriegspartei Kriegshülfe geleiftet werde 
(766) und Recht der Sriegspartei, die Kriegscontrebande wegzunehmen 
und die Berftärfung der feindlichen Kriegsmacht zu verhindern. 


Waffenfabrifen, Pulverfatrifen, Anftalten für den Bau von Kriegsſchiffen 
u. f. f. find wie der Handel mit folhen Gegenftänden an fich friedliche Geſchäfe 
und fie verändern ihre Natur auch im Kriege dritter Staten nicht. Das Völkerredt 
fümmert ſich ef darum, wenn entiweber die Abficht ber Kriegs hülfe offenbar 
wird, oder boch bie Gefahr der thatfählihen Förderung ber feindlichen 
Kriegsführung nahe erfcheint. Der neutrale Stat hat baher erft von da an ein 
Intereſſe einzufchreiten, damit er ji nicht dem gerechten Vorwurf ausfebe, daß er 
fein Gebiet zu feindlichen Handlungen mißbrauden laſſe. Zu dieſem Behuf fan 
und fol er je nach Umftänden Sicherheit gegen den Mißbrauch fordern und wen 
es nöthig ift, auch Beſchlag auf bie Kriegsrüftung Tegen. 


809. 
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ber Kriegspolicei der Kriegftaten unterworfen. Es ift bebenklih genug, bag man 
biefen geftattet, auf offener See, bie in Niemanbes Herrichaft iſt und allen 
Nationen dient, neutrale Schiffe anzugreifen, wenn biejelben Contrebande führen. 
Aber auch das bedarf ber Ermäßigung. In entlegenen DMeeren, welche bem Kriegs: 
ſchauplatz fern liegen und füglic nicht zur Kriegshülfe benußt oder mißbraucht wer: 
ben Tönnen, barf ber Kriegsflat nicht neutrale Schiffe wegen Verdachts ber Kriegs: 
eontrebande anhalten, ohne ſich ben gerechten Beſchwerden der neutralen Staten aus: 
zujeßen. Vgl. unten $ 819. 


815. 


Die Zufuhr von Kriegstruppen oder von militärischen Yührern auf 
neutralen Schiffen wird ebenfo als Kriegscontrebande behandelt, wie bie 
Zufuhr von SKriegsartifeln. Dieſe Truppen und Militärperfonen Tönnen 
friegägefangen gemacht werben. 


1. Die Zufuhr von Hülfstruppen ift felbitverftändlich eine feindliche That 
und Kriegshülfe, nicht minder als bie Zufuhr von Waffen und Munition. Als 
Truppen find auch bloße militärifhe Unterabtheilungen — 3.2. ein 
Zrupp Soldaten mit einem Unterofficier — gemeint, nicht bloß größere Truppens 
förper, ebenfo Freifharenzüge. 

2. Ganz basjelbe gilt au von Heerführern ohne Truppen. Es können 
unter Umfländen einzelne Generale ober Dfficiere für den Erfolg militä- 
riſcher Operationen eine ebenjo große und noch größere Bedeutung haben, als grö- 
Bere Maſſen von Soldaten. 


816. 


Wenn jedoch friedliche Auswanderer, obwohl fie vielleicht die Abficht 
haben, fi in dem friegführenden Lande anmwerben zu laſſen, demjelben 
zugeführt werben, fo ift diefer Transport doch nicht als durch das Kriegs— 
recht unterfagt zu betrachten. 


In dieſen Fällen liegt Teine birecte Beziehung zur Kriegsführung vor 
und dieinbirecte ift zu entfernt unb unficher, um als Kriegscontrebande ange: 
fehen werden zu können. Die Auswanderung ift wefentlich eine friedliche That. 
In einer Reihe von neueren Verträgen ift bas fo beflimmt. Die franzöfifchen 
Verträge 3. B. haben noch 1858 folgende Formel: „Il est Sgalement convenu, 
que la libert& du pavillon s’6tend aux individus, qui seraient trouves & bord 
des bätiments neutres, amoins qu’ils ne soient militaires, et alors 
engages au service de Pennemi“*, Die nordamerikaniſchen drüden 


. 440 Neuntes Buch. 


zur Conftscation. Die neuere Praris bagegen ift mäßiger geworben. Die engliſchen 
Prifengerichte ertennen bem gejchäbigten Eigenthümer über ben realen Werth des mi 
zogenen Gutes noch 10% Gewinn zu und es ift biefe Beſtimmung aud in mehrer 
Statenverträge aufgenommen worden, jo in bem Vertrag zwijchen England und be 
Bereinigten Staten vom 19. Nov. 1794. Bol. Bhillimore IH. $ 267 f. m 
bejonders das Erkenntniß bes Lorb Stowell, ebenda $ 270. 


812. 


Der Kriegsftat darf fich keineswegs folder Schiffe und Wacn 
bemächtigen, welche zwar für die Kriegsführung brauchbar find, aber nift 
dem Feinde, fondern einem neutralen Lande oder einem britten Kriegsland,, 
mit weldem er aber im Yrieden ift, zugeführt werden. 


In biefen Fällen ift auch nicht bie Gefahr einer zufälligen Kriege 
hülfe und daher auch Feine zufällige Contrebande vorhanden (806). Ju 
ben Verkehr der Neutralen mit andern Ländern als ber Gegenpartei hat fih kt 
Kriegsitat in Feiner Weife einzumiſchen. 


813. 


Wird aber die Fahrt nach einem neutralen Hafen nur in der All 
unternommen, um auf diefem lmmege ficherer die Kriegsführung de 
Feindes zu unterftügen, fo ift das Gontrebande und die Wegnahme geredt 
fertigt. 


3. 8. eine Schiffsladung mit Waffen und Munition aus Amerika führt nad 
bem neutralen Hamburg, während Petersburg ber eigentliche Beftimmungsort f 
und die Abfiht, Rußland im Kriege mit England zu unterſtützen aus den Umfür 
ben erhellt. Ober in einem Kriege zwiſchen Deutichland und Frankreich wird ein 
Panzerihiff aus England nach bem neutralen Holland geführt, zur Unterfiükung 
einer ber beiden Kriegsparteien. 


814. 


Die Beſchlagnahme kann auf dem SKriegsfelde, aber nicht in Mm 
neutralen Eigengewäſſern bon der Kriegsmacht vollzogen merden. Zu den 
Kriegsfelde wird auch die offene See infofern gerechnet, als fie zur Ver 
mittlung der Kriegshülfe dient. 


Die neutralen Eigengewäffer find fo wenig als das neutrale Lan 
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ber Kriegspolicei ber Kriegſtaten unterworfen. Es ift bebentlih genug, daß man 
biefen geftattet, auf offener See, bie in Niemandes Herrichaft ift und allen 
Nationen bient, neutrale Schiffe anzugreifen, wenn biefelben Contrebande führen. 
Aber auch bas bedarf der Ermäßigung. In entlegenen Meeren, welche bem Kriegs⸗ 
ſchauplatz fern liegen und füglich nicht zur Kriegshülfe benutt oder mißbraucht wer: 
ben Tönnen, darf ber Kriegsfiat nicht neutrale Schiffe wegen Verbachts ber Kriegs⸗ 
contrebanbe anhalten, ohne ſich den gerechten Beichwerben ber neutralen Staten aus⸗ 
zujepen. gl. unten $ 819. 


815. 


Die Zufuhr von Hriegstruppen oder von militärischen Führern auf 
neutralen Schiffen wird ebenfo als Sriegscontrebande behandelt, wie die 
Zufuhr von Kriegsartikeln. Dieſe Truppen und Militärperfonen können 
friegägefangen gemacht werden. 


1. Die Zufuhr von HSülfstruppen ift felbitverftändlich eine feindliche That 
und Kriegshülfe, nicht minder als die Zufuhr von Waffen und Munition. Als 
Truppen find auch bloße militärifhe Unterabtheilungen — 3.2. ein 
Zrupp Soldaten mit einem Unterofficier — gemeint, nicht bloß größere Truppen 
förper, ebenfo Freifharenzüge. 

2. Ganz basfjelbe gilt auch von Heerführern ohne Truppen. Es können 
unter Umfländen einzelne Generale ober Dfficiere für den Erfolg militä- 
rifher Operationen eine ebenjo große und noch größere Bedeutung haben, als grö- 
Bere Maſſen von Soldaten. 


816. 


Wenn jedoch friedliche Auswanderer, obwohl fie vielleicht die Abficht 
haben, fi) in dem friegführenden Lande anmwerben zu laflen, demjelben 
zugeführt werden, jo ift diefer Transport doch nicht als durch das Kriegs- 
recht unterfagt zu betrachten. 


Sn diefen Fällen liegt Feine birecte Beziehung zur Kriegsführung vor 
und bieinbirecte ift zu entfernt und unfidher, um. als Kriegscontrebande anges 
fehen werben zu fönnen. Die Auswanberung ift wejentlich eine friebliche That. 
In einer Reihe von neueren Verträgen ift das fo beflimmt. Die franzöſiſchen 
Derträge 3. B. haben noch 1858 folgende Formel: „Il est Sgalement convenu, 
que la libert& du pavillon s’6tend aux individus, qui seraienttrouves & bord 
des bätiments neutres, amoins qu’ils ne soient militaires, et alors 
engagös au service de Pennemi“, Die nordamerikaniſchen dbrüden 
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Der Stat, defien Kriegsſchiffe die Durchſuchung vornehmen, iſt dem 
neutralen State dafür verantwortlih, daß bei der Prüfung und Durd- 
ſuchung nicht mit ungebührlicher Gewalt und Härte verfahren werte, 


Darin Tiegt bas nöthige Gorrectiv gegen den Mißbrauch jenes Nothrehtt, 
Indem ber Kriegsftat auf offener See bas neutrale Schiff anhält, greift er immer: 
hin ein in bie Freiheit und Selbfländigfeit auch des neutralen Statsgebiels, ju 
welchem ber auf ber See fchwimmende Gebietstheil gehört. Damit iſt bie Ber: 
antwortlichleit besfelden gegenüber dem neutralen State begrünkt, 
ber ſich diefen Eingriff nur mit Rüdficht auf das Nothrecht bes Kriegs, nicht darüber 
binaus gefallen läßt. Die prüfende und durchſuchende Mannfchaft des Kriegeihiit 
muß fi erinnern, daß fie, genau genommen, auf frembem, neutralem Gebiete un 
gegenüber von Berfonen ihre Eontrole übt, weldye an fich ihrer Statsherrſchaft met 
unterworfen und als Freunde keinen feindfeligen Maßregeln ausgeſetzt find. Eit 
bat daher auch die Rüdfichten der Freundlichkeit (com ity) zu beobadten, 
welche Staten, bie im Frieden leben, einander fchulden, und darf weder berrid 
noch gewaltthätig verfahren, fo lange Feine Verſchuldung bes neutralen Schiffs ofer 
bar ift. 


824. 


Wenn. der neutrale Stat dur Statsſchiffe die neutralen Handel 
Ichiffe begleiten läßt, und dem Sriegaftate die Verfiherung gibt, dab di 
begleiteten Schiffe feine Contrebande enthalten, fo darf feine teilen 
Durchſuchung vorgenommen werden, fondern es hat fich das feindlik 
Kriegsſchiff zu begnügen, die Vollmacht des neutralen Geleitſchiffs um 
durch deſſen Vermittlung die erforderlichen Aufſchlüſſe über die geleitekn 
Schiffe zu empfangen. 


Wenn ber neutrale Stat felber die Auffiht und Controle über bie mr 
tralen Schiffe beforgt und durch Mitfendung eines Statsjchiffs als Geleit— 
ſchiffs die Garantie dafür übernimmt, fo hat er ein Recht darauf, daß nicht Mt 
Kriegsflat die Freiheit feiner Flagge und die Achtung feiner Selbftändigfeit durh 
eine Unterfuchung verlege, die nur aus Noth und nur um des Verdachtes M 
Kriegshülfe willen von dem Völkerrecht geftattet wird. Zwar ift jenes Recht jr 
weilen, beſonders von England, beitritten worden. Aber es hat doc guten Grant 
in dem friedlichen Verhältniß der neutralen zu ben Kriegsftaten. Jene bürfen DM 
biefen forbern, daß fie ihrem ftatlich befräftigten Worte vertrauen. Die bewafntit 
nordiſche Neutralität von 1800 (womit zu vergleichen ift ber Vertrag zuild® 
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England und Rußland von 1801) Hat den Grundfat in folgenden Süßen 
ausgeſprochen: 


Que la déclaration de l’officier commandant le vaisseau ou les vais- 
seaux de la marine royale ou imp6riale, qui accompagneront le convoi d’un 
ou de plusieurs bätiments marchands, que son convoi n’a & bord aucune 
marchandise de contrebande, doit suffire pour qu’il n’y ait lieu & aucune 
visite sur son bord ni & celui des bätiments de son convoi. 

Pour assurer d’autant mieux & ces principes le respect di & des sti- 
pulations dictées par le desir des int6resses, de maintenir les droits impre- 
scriptibles des nations neutres, et donner une nouvelle preuve de leur loyant6 
et de leur amour pour la justice, les hautes parties contractantes preunent 
ici Pengagement le plus formel, de renouveler les d&fenses les plus sévères 
& leurs capitaines, soit de hautbord, soit de la marine marchande, de charger, 
tenir ou rec&ler & leurs bords aucun des objets, qui, aux termes de la 
presente convention, pourraient &tre r&put&s de contrebande et de tenir 
respectivement la main & l’ex&cution des ordres qu’elles feront publier dans 
leurs amiraut6s et partout oü besoin sera, & l’Effet de quoi l’ordonnance, 
qui renouvellera cette defense sous les peines les plus graves, sera imprim6e 
& la suite du present acte pour qu’il n’en puisse &tre pretendu cause 
d’ignorance. 

Les hautes parties contractantes voulant encore pr&venir tout sujet 
de dissension & l’avenir limitant le droit de visite des vaisseaux marchands 
allaut sous convoi, aux seuls cas oü la puissance bellig6rante pourrait es- 
suyer un pr&judice rôhel par l’abus du pavillion neutre, sont convenus: 

1. Que le droit de visiter les navires marchands appartenant aux 
sujets del’une des puissances contractantes etnaviguant sous le convoi d’un 
vaisseau de guerre de ladite puissance ne sera exerc6 que parles vaisseaux 
de guerre de la partie belligerante, et ne s’6tendra jamais aux armateurs, 
corsaires ou autres bätiments, qui n’appartiennent pas & la flotte imp£riale 
ou royale de leurs Majestes, mais que leurs sujets auraient armés en 
guerre. 

2. Que les proprietaires de tous les navires marchands appartenant 
aux sujets de l’un des Souverains contractante, qui seront destines à aller 
sous convoi d’un vaisseau de gucerre, seront tenus, avant qu’ils ne regoivent 
leurs instructions de navigation, de produire au commandant du vaisseau de 
convoi leurs passeports et certificats ou lettres de mer, dans la forme annex6e 
au present traite,. 

3. Que, l’orsqu’un tel vaisseau de guerre, ayant sous convoi des na- 
vires marchands, sera rencontr6 par un vaisseau ou des vaisseaux de guerre 
de l’autre partie contractante qui se trouvera alors en &tat de guerre, pour 
&viter tout desordre, ou se tiendra hors de la portée du canon, à moins 
que l’etat de la mer ou le lieu de la rencontre ne nöcessite un plus grand 
rapprochement; et le commandant du vaisseau de la puissance belligerante 
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enverra une chaloupe & bord du vaisseau de convoi, od il sera proc&ds 
röciproquement & la v6rification des papiers et certificats, qui doivent con- 
stater, d’une part que le vaisseau de guerre neutre et autoris6 & prendre- 
sous son escorte tels ou tels vaisseaux marchands de sa nation, charg&s de 
telle cargaison et pour tel port; de l’autre part, que le vaisseau de guerre 
de la partie bellig6rante appartient & la flotte imp6riale ou royale de leurs 
Majestés. 

4. Cette verification faite, il n’y aura lieu à aucune visite, si les 
papiers sont reconnus en regle, et s’il nm’existe aucun motif valable de 
suspicion. Dans le cas contraire le commandant du vaisseau de guerre 
neutre (y étant düment requis par le commandant du vaisseau ou des vais- 
seaux de la puissance bellig6rante) doit amener et detenir son comvoi pen- 
dant le temps neöcessaire pour la visite des bätiments, qui le composent; 
et il aura la facult6 de nommer et de delöguer un ou plusieurs officiers pour 
assister & la visite desdits bAtiments, la quelle se fera en sa pr&sence sur 


chaque bätiment marchand, conjointement avec un ou plusieurs officier pr& . 


poses par le commandant du vaisseau de la partie belligerante. 

5. S’il arrive que le commandant du vaisgeau ou des vaisseaux de 
la puissance en guerre, ayant examine les papiers trouv6s & bord, et ayaut 
interrog6 le maltre et l’equipage du vaisseau, apercevra des raisons justes 
et suffisantes pour detenir le navire marchand, afin de proceder & une 
recherche ult&rieure, il notifiera cette intention au commandant du vaisseau 
de convoi, qni aura le pouvoir d’ordonner & un officier de rester & bord du 
navire aussi dötenu, et assister & l’examen de la cause de sa detention. Le 
navire marchand sera amen& tout de suite au port le plus proche et le plus 
convenable appartenant & la puissance belligerante, etla recherche ult£erieure 
sera conduite avec toute la diligence possible. 


825. 


Ergibt fich bei der Prüfung diefer Papiere ein ernfter Verdacht von 
Sontrebande, jo wird zwar ausnahmsweiſe die Durchſuchung des verdächtigen 
Schiffes vorgenommen, aber es ift dem geleitenden Statsfchiffe Gelegenheit 
zu geben, bei der Vornahme derſelben repräjentirt zu fein. Wird dam 
nah der Meinung des Kriegsſchiffs Contrebande entvedt, jo ift dem Com⸗ 
mandanten des Geleitfchiffes davon Anzeige zu machen, und diefer Tann 
einen Officier beauftragen, der Stellung des vermeintlihen Contrebande⸗ 
ſchiffes vor das nächfte Prifengericht und der Verhandlung vor demſelben 
im Interefſſe des neutralen Verkehrs beizumohnen. 


Der Kriegsftat Hat immerhin fein ſelbſtändiges Recht und Intereſſe 
zu wabren. Daher kann ihm nicht zugemutbet werben, baß bie Berufung auf bed 
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Zeugniß des neutralen Stats jebe weitere Prüfung auch verbächtiger Schiffe abfolut 
verbindere., Es ift möglich, daß ber neutrale Stat felber getäufcht worden war und 
feinerfeits nicht forgfältig genug geprüft hatte. Es ift überdem noch eher möglich, 
baß ber Kriegeftat und der neutrale Stat eine verjchiedene Meinung über die Nuss 
behnung des Begriffs Contrebande haben, und jener eine Ladung für Contrebande 
hält, welche diefer nicht ald Contrebande anſieht. Da kommt es wieder barauf am, 
ben Eonflict ber Meinungen und Sntereffen auszugleiden. Das 
mit ſtimmen auch bie Satungen ber bewafineten Neutralität von 1800 (vgl. zu 
G 824) überein. Vgl. Heffter $ 170. Ganz pafjend ift die Bellimmung bes 
englifcheruffifchen Vertrags von 1801; „It is in like manner agreed, that if any 
merchant ships thus conveyed should be detained without just and sufficient 
cause, the commander of the ships or ships of war ofthe belligerant power 
shall not only be bound to make to the owners of the ships and of the 
cargo a full and perfect compensation for all the losses, expenses, damages 
and costs occasioned by such a detention, but shall, moreover, undergo 
an ulterior punishment for every act of violence or other fault which he 
may have committed, according as the nature of the case may require“, 


826. 


Diefer Schuß des neutralen Geleitfchiffes erftredt fih nur auf die 
früher ſchon ausdrüdlih und nach vorheriger Prüfung in den Geleitſchutz 
aufgenommenen Handelsſchiffe und kann nicht erſt unterwegs angerufen 
werden, wenn ein neutrales Schiff ohne diefe Vorfiht die Fahrt unter: 
nommen bat und nun befürchtet, durchſucht zu werden. 


Schiffe, welche ſich erft unterwegs an bie geleiteten Schiffe (comvoi) anſchlie⸗ 
Ben, find demnach als niht durch das Geleite Tegitimirt ber gewöhnlichen 
Prüfung ausgejfegt. Aber es bleibt auch in diefem Falle dem Commandanten bes 
Geleites unverwehrt, einen Officier mitzujchiden, bamit er ber Unterfuchung beis 
wobne. 
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5. Blocade. 


827. 


Die Kriegsftaten find berechtigt, im Intereſſe wirkſamer Kriege 
führung feindliche Häfen, Feſtungen, unter Umſtänden eine beſtimmie fein: 
liche Küftenftrede gegen jede Handelsverbindung auch mit den Neutralen 
abzufperren. 


1. Das Recht ber Kriegsftäten, einen Hafen oder eine Küfte bes jeindligen 
Gebiets für den Handel abzufperren, zu blofiren, wird in Kriegszeiten von Alers 
ber geübt und völferrechtlih anerkannt. Aber über den Grund bdiefes Rechts gehen 
bie Meinungen aus einander. Die Uebung bezeugt nur die verbreitete Rechtäüber: 
zeugung, aber erklärt biefelbe nicht. Manche Publiciften, wie Hübner, Ortolan 
und Hautefeuille erklären fie aus ber fonveränen Gewalt, welche bie Krigk 
macht über die feindlichen Küftengewäffer ergreife und ausübe. Aber einmal il 
diefe Gewalt (die Befitnahme) nicht unbeftritten, denn bie blokirte Küfte felhh 
meiftens noch im Befite des Feindes, ber feine Gewalt, foweit bie Stranbbatterii 
Schießen, auch über ben Hafen und ben Küftenfaum behauptet und ausübt. Sodam 
wird das Blocaderecht in das offene Meer hinein geübt, wo bie Wachſchiffe Rationir 
find und auf offenem Deere gibt es Teine befondere Souveränetät eines Stats ges: 
über andern Staten. Eudlich erflärt die Gebietshoheit — zumal eine blof pri 
foriihe — nit das allgemeine Verbot bes an ſich berechtigten, vielleicht werttagk 
mäßig geſchützten Handelsverkehrs. 


2. Der Grund kann nicht in ber Souveränetät, ſondern wieder nur in dm 
Nothrecht des Kriegs gefunden werben. Die energifche, auf rafchen Erfolg für 
arbeitende Kriegsführung kann ber Blocade nicht entbehren. Gewiß iſt jebe Block 
auch eine ſchwere Schädigung ber neutralen Intereffen, aber man nimm 
an, bie Neutralen müſſen fich dieſelbe als eine unvermeibliche Folge bes Kriege, wit 
biefen felber, gefallen laſſen, welcher bie neutralen Intereſſen auch fonft vielfältig 
verlegt. Schon Grotius und Bynkershoek, neuerlih auch Geßner (Drei 
des Neutres, Berlin 1865) erflären das Blocaberecht mit guten Gründen aus dt 
Kriegsnothwendigkeit. Gerade weil es Nothrecht if, muß es auf Di 
Fälle und das Maß ber Noth eingefchränft werden. 


828, 
Die Neutralen find verpflichtet, eine wirlſame Blocade während de 


Kriegs zu beachten. 
Als wirkſam gilt diefelbe, wenn der blofirende Kriegsſtat die Jr 
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fahrt zu der blokirten Küſte durch eine ausreichende Macht fortwährend 
und chatſachlich verhindert. Die "bloße Erklärung der Blocade genügt 


nicht, 


1. In frübern Zeiten wurde das Blocaberecht von ben Seemächten in viel 
weiterem Umfange ausgeübt. Die allmähliche Einfhränfung des Blo— 
caderechts ift ein Fortichritt des neueren Völkerrechts, weil fie bie Gewaltthaten 
bes Kriegs ermäßigt und den frieblihen Verkehr ſchützt. Insbeſondere behaupteten 
die Seemächte früher, daß bie bloße Erklärung ber Blofade genüge, um ben Handel 
auch ben Neutralen nach der als blofirt erflärten Küfte zu nnterfagen. So hatte 
3. B. England 1780 die ganze franzöfiihe Küfte und im Jahr 1806 der Kaiſer 
Rapoleon alle engliihen Küſten in Blocadezuftand erklärt. Auf dem Parifer 
Congreß von 1856 wurde endlich (16. April) der früher ſchon von der erſten 
bewaffneten Neutralität vertretene, aber auch von England und Franfreih 1854 im 
Ruffiihen Krieg angenommene Grundſatz anerkannt: „Les blocus pour ätre obli- 
gatoires, doivent ötre effectifs, c’est A dire maintenus par une force suffi- 
sante pour interdire r&ellement l’acc&s du littoral de l’ennemi*. Es wird alfo 
nur bie „effective“ (wirkjame), nicht die fictive (Papier blocus) See— 
jperre anerfannt. 

2. Ein Antrag, bie bloße Handelsblocade, d. h. bie Hemmung des 
veinen militärijch unverfängliden Handelsverfehrs, überhaupt nicht 
mehr zugulaffen, fondern nur noch die militärifhe Blocade, d. h. welche den 
Verkehr mit einer Feſtung oder einer militärifchwichtigen Seeftation abfchneidet, ift 
bisher noch nicht ‚zu weiterer Anerkennung gelangt. Man begreift es, daß die See⸗ 
mächte, deren Macht und Zwang wefentlich auf die Küften bejchränft find, fich ba= 
gegen ſträuben, eine folche Beſchränkung anzunehmen, durch welche ihre Nöthigungs- 
mittel jehr erheblich vermindert würden. Vgl. Dana zu Wheaton Int. L.$ 510. 
und oben zu $ 673. 


829. 


Für wirkſam gejperrt_ift ein Hafen dann zu erachten, wenn _ die 
Ein- und Ausfahrt_entweder. dur. Kriegsichiffe,. welche por dem, „Hafen 
liegen, oder durch Landbalterien des blokirenden Stats verhindert erden. 
Eine beitimmte Anzahl von Kriegsſchiffen wird nicht erfordert, ebenſo 
wenig als eine beſtimmte Anzahl von Kanonen der Landbatterie. Aber es 
muß die vorhandene Kriegsmacht nahe und ſtark genug ſein, um nicht bloß 
in einzelnen Fällen, aber auch nicht nothwendig in allen Fällen, ſondern 
regelmäßig den Verkehr der Handelsſchiffe verhindern zu können. 


Man muß ſich hier vor zwei extremen Auslegungen des Wortes „effective 
Blocade“ hüten. Die eine überſpannt die Anforderung an dieſelbe, indem ſie 
Bluntſchli, Das Voölkerrecht. 29 
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nur die Sperre als wirkſam betrachten will, bie allen Verkehr abſolut zu hie 
bern vermag, und jede Blocabe als Uunwirkſam erflärt, wenn es auch nur Einem 
Schiffe gelingt, unbemerkt unb unaufgehalten hindurchzukommen. Das heißt von 
ber fperrenden Kriegggewalt Unmögliches verlangen. Eine anbere ebenfall er⸗ 
treme Meinung begeht ben entgegenfebten Fehler, indem fie bie Wirkſamkeit des 
Blocus zu leiht nimmt und ſchon eine gelegentliche Behinderung einzelne 
Schiffe durch ein Kreuzerfchiff der Kriegsmacht für genügend erachtet. Das aner: 
Tannte Völkerrecht Hält fih in der Mitte zwifchen diefen Ertremen. Die Ausnahme 
einer glüdlichen Eins ober Ausfahrt trotz der Blocade macht biefelbe nicht unwirkian 
und die Ausnahme einer unglüdliden Wegnahme eines neutralen Schiffe durch 
einen Kreuzer macht biefelbe nicht wirffam. Es muß vielmehr nad) dem Ausdrud 
bes Grafen Granville (16. Mai 1861) in Folge der Blocade wirklich ſchwierig 
fein, ungehemmt in den blofirten Hafen eins oder aus bemfelben auszulaufen. & 
muß eine ernfle und nabe Gefahr fein, durch bie Wachſchiffe hindurch zu kommen. 
In dem norbamerifanifchen Bürgerkrieg 1861—65 murbe bie effective Blocade in 
biefem Sinne von ben Vereinigten Staten gehandhabt und von ben Neutralen 
anerkannt. 


830. 


Weber ift eine fingirte Blocade durch ein bloßes Decret, ohne die 
thatfächliche Geltendmachung zuläffig noch eine Blocade der Seehäfen durch 
hin und ber fahrende Kreuzer ohne dauernde Kriegsftation. 


Allerdings ift auch heute noch bie Blocade einer Küfte, nicht Bloß ein 
zelner Seehäfen möglich; und infofern wird jene noch burh Kreuzer gehen 
habt, aber doch nur in Verbindung mit einer feſten Schiffsftation, welit 
regelmäßige Wache hält. Die bewafinete Neutralität von 1780 hatte ben Grundiah 
fo ausgedrüdt: „on accorde cette determination (d’un port bloqué) gi 
celui oü il y a, par la disposition de la puissance qui l’attaque avec des 
vaisseaux arrätds et suffisamment proches un danger &viden 
d’entrer. In dem Neutralitätsvertrag zwifchen Rußland und England vom Jah 
1801 wurde dann biefe Beftimmung durch bie nur fcheinbar unerhebliche Wandlung 
des Wörtchens et in das bedenflihe ou fehr abgeſchwächt, und dem Mißbrauch 
einer Blocade buch bloße Kreuzer wieber eine Thüre eröffnet. Vgl. Gene 
a. 0.0. ©. 167. 


831. 


Der Kriegsftat ift verpflichtet, die Blocade öffentlih und allgemein 
zu erflären und dadon auch ſoweit fein regelmäßiger diplomatiſcher Berkeht 
reicht, den neutralen Staten fofort davon Anzeige zu machen, damit bie 
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ſelben ihre Handelsſchiffe rechtzeitig vor der drohenden Gefahr warnen 
Tonnen. Die vorherige Kenntnißgabe ift eine Bedingung der rechtmäßigen 
Dlocade. Wenn diefelbe aber wegen der großen Entfernung des blofirten 
Hafens unthunlich erjcheint, jo daß die Anordnung der Blocade antecipirt 
werden muß, jo iſt jene Anzeige doch auch in diefem Yalle möglichſt zu 
beichleunigen. 


1. Nur die Statsgewalt kann eine Blocade anordnen. Es ift das ein 
Act der Souveränetät. Da derſelbe aber auch für die Neutralen wichtige und ges 
fährliche Folgen bat, fo ift diefe eingreifende Maßregel möglichſt bald ben neutralen 
Staten zur Kenntniß zu bringen. Dieje würden mit vollem Recht fi beichweren 
können, wenn ihre Schiffe, ohne vorherige Anzeige und Warnung von ben blofirenden 
Kriegsichiffen des Kriegsftats wegen Verlegung der Blocade weggenommen würben. 
AZuweilen haben darüber Statsverträge nähere Beflimmungen getroffen, 3. B. ber 
engliſch-amerikaniſche von 1794. 

2. Die antecipirte Blocade wird injofern fofort wirkſam, als ben neu⸗ 
tralen Schiffen die Fahrt zu oder aus dem blofirten Hafen je nach Umftänden ver: 
wehrt oder Doch erfchwert wird. Aber fie darf nicht zur Wegnahme von neutralen 
Schiffen führen, die in gutem Glauben find. 


832. 


Die Kenntnißgabe ift aber auch direct in einzelnen Fällen an die 
zur See befindliden und fih in gutem Glauben nähernden neutralen 
Schiffe zu richten, damit diefelben dadurch veranlagt werden, nad) einem 
nicht blofixten Hafen zu feuern und jo den Yolgen der Blocade aus—⸗ 
weichen. 


1. Die Proclamation des Präfidenten Lincoln vom 19. April 1861 
jchreibt den Commandanten der Wahfchiffe vor: „Wenn ein neutrales Schiff fi 
nähere, dasjelbe ohne Verzug zu warnen, und die Warnung in bie Scifjspapiere 
eintragen zu laſſen. Würde das gewarnte Schiff ſpäter wieder verjuchen, troß ber 
Blocade in ben blofirten Hafen eins oder aus demjelben auszulaufen, dann foll es 
weggenommen werden”, Bei den gerichtlichen Verhandlungen darüber wurde indefjen 
anerkannt, daß bie individuelle Warnung nur ba eine Bedingung der Wegnahme 
bes Schiffs fei, wo dasſelbe nicht ohnehin Kenntniß von ber Blocade gehabt habe, 
nur infofern eg in gutem, nicht wenn es in böſem Glauben fei. Bol. 
Dana zu Whbeaton $ 518. 

2. Eine Rechtsvermuthung, daß den neutralen Schiffen bie Blocade 
befannt geworben ei, beſteht nur infofern, als biefelben aus einem Hafen fommen, 
in welcdyem bie Blocabe notorijh befannt war. Dieſe Notorietät verfteht fich 
für den blofirten Hafen, aber nicht ohne weiters für bie neutralen Häfen. 

29* 
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oben F 299. Indeſſen verfahren einige Seemächte aud in dieſer Hinſicht noch 
firenger und gewaltfamer, Auch bie amerikaniſchen Gerichte erfannten noch im bem 
legten Bürgerfrieg bas Recht ber Wegnabme auf ber Rüdfahrt an; aber nidt 
mebr, nachdem bie Reiſe beenbigt war. Dana zu Wbeaton $ 523. 


837. 


Die neutralen Schiffe, welche vor der Blocade in dem blolirten 
Hafen lagen, haben ein Recht zu fordern, daß ihnen Die ungehinderte 
Ausfahrt geftattet werde, wenn fie nad) einem unverfängliden Beſtimmungs⸗ 
orte fahren, ohne Kriegscontrebande, mit Ballaft oder mit einer Ladung, 
welche fie ſchon vor der Blocadeerklärung aufgenommen haben. 


Die neuere Praris ift zumeilen noch milber unb geftattet ben neutralen Schif⸗ 
fen, während einer beftimmten Frift, mit beliebiger Ladung, ausgenonmen Eontte 
bande, auszulaufen, ohne Rüdfiht darauf, daß dieſelbe erfi nach ber Erklärung ber 
Blocade aufgenommen worden. Die ftrengere Praris, welche eine neue Labung von 
feindlidem Gut unterfagt, ift aber noch bie Regel. Vgl. Hautefeuille Droit 
des neutres II. ©. 214. 


838. 


Den neutralen Schiffen darf nicht zugemuthet werden, in der Noth 
bor dringender Seegefahr in dem blofirten Hafen eine Zufluchtsftätte zu 
ſuchen. 


Es iſt das ein Gebot der Menſchlichkeit, welche auch das Kriegsnothrecht 
achten muß. Vgl. oben $ 774. 


839. 


Ein neutrale Schiff, welches die Blocade verlebt, Tarın während 
der berfuchten Verlegung weggenommen und confiäcirt werden. Aber die 
Mannſchaft verfällt feiner weiteren Strafe. 


Eine eigentlihe Strafgerihtsbarkfeit ficht dem Kriegsftat wiber bie 
Neutralen auf offener See nicht zu (oben $ 827). Aber die Androhung ber 
Wegnahme des neutralen Schiffs, wenn dasſelbe bei Verlekung der Blocade er: 
griffen ift, fihert die Wirkſamkeit diefer und wird infoweit von bem Völkerrecht ge: 
ſtattet. Der Blocadebrecher ift diejer Gefahr ausgeſetzt, nicht aber einem eigentlichen 
Strafverfahren. Die Mannſchaft des neutralen Schiffs iſt daher auch nicht ber 
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Kriegsgefangenichaft unterworfen. Im Grunde war ihr Verkehr doch nur Friedens: 
verkehr, nicht Kriegshülfe. 


840. 


Ebenſo unterliegt die Ladung folder Schiffe der Beſchlagnahme und 
der Confiscation, außer wenn der Eigenthümer der Waare ed glaubhaft 
machen kann, daß die Verlegung der Blocade gegen feinen Willen berjucht 
worden jei. 


Wenn Schiff und Waare benfelden Eigenthümer haben, fo ift bie Confis- 
cation ber Waare unbebenklih. Wenn aber biefelben verſchieden find, fo verſteht 
fi) die Ießtere nicht mehr von felbft, wie eine Folge der Wegnahme bes Schiffs. 
Aber man wird auch in den Iehtern Fällen nicht leicht annehmen bürfen, daß der 
Eigenthümer ber Waare umbetheiligt fei bei ber Verletzung der Blocabe, welche 
meiftens in feinem Handelsintereſſe verfucht wird. Nur wenn nachgewiejen werden 
kann, daß berfelbe von der Eriftenz ber Blocade nichts babe wiſſen können, als er 
ben blofirten Hafen zum Beflimmungsort ber Waare machte, oder daß er ben Schif⸗ 
fer beflimmt und nicht etwa nur zum Scheine anwies, die Blocade zu beachten und 
trotzdem biejer auf eigene Gefahr Bin gegen feinen Auftrag bie Blocade brechen 
wollte, wäre e8 ungerecht, bie ſchweren Nachtheile ber Eonfiscation dem Eigenthümer 
aufzuerlegen. Vgl. Phillimore III. $ 318. 


6. Srifengericte. 
841. 


Die rn und_ ‚bie. a RE. ſowohl feindlicher Fe als 
gerichte unterworfen, J 

Das Priſengericht entſcheidet über die Rechtmäßigleit der Priſe und 
über die Folgen der Beichlag- oder Wegnahme. 


Die Einrichtung der Vrifengerichte gibt einige, wenn auch eine unvollfommene 
Gewähr dafür, daß auch im Seekrieg nicht bloß die Gewalt — fondern das Recht 
herrſche. Die Prifengerichte dienen zur Controle ber gewaltfamen Beſchlag⸗ und 
Wegnahme, welche im Kriege gegen fremde (feindliche oder neutrale) Schiffe und 
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Waaren geübt wird. BDiefelde fol nad Rechtsgrundſätzen und durch Ridter 
geprüft und je nad Umftänden entweder beftätigt oder verbeffert werde. 
Die Rüdfiht auf die Neutralen bat bauptfächlich zur Ausbildung ber Priſengerichts⸗ 
barkeit geführt, aber auch den Eigenthümern ber feindlihen Nation kommt bie Ein 
richtung gelegentlich zu Gute, 


842, 


Als zuftändig wird in der Regel das Prijengeriht Des Nehmeſtates 
betrachtet, auch wenn das aufgebrachte Schiff ein neutrales ift, und ſogar 
dann, wenn das neutrale Schiff wegen Führung von Kriegscontrebande 
oder Verletzung der Blocade auf offener See genommen worden ift. 


Wenn das neutrale Ehiff in den befegten Eigengemwäffern genommen 
wird, fo ift die Zuſtändigkeit ber befetenden Statsgewalt und ihrer Gerichtsbarkeit 
ſchon aus allgemeinen Rechtsgrundfägen erklärt. Eher erheben fich Zweifel, wenn 
bie Wegnahme auf offener See geichehen ift, benn dieſe ift nicht einer befonbern 
Gebtetshoheit unterworfen ($ 304), alfo auch nicht bes FKriegsftats. Mean kann 
überbem mit Grund das Bedenken erheben, daß bie neutralen Schiffe in ben Ge: 
rihten des Nehmeftats nicht genügende Garantien für eine unparteiijde 
Rechtspflege zu finden vermögen, indem ber Nehmeftat felber Partei und be 
ber Berurtheilung der aufgebrachten Schiffe intereffirt if. ES bleibt eine Aufgabe 
ber zufünftigen Verbefferung des Völkerrechts, dieſen Mangel zu heben und befiere 
Garantien ber Unparteilichkeit zu gewähren. Friedrich der Große hatte im Jahr 1753 


eine preußifche Commiſſion niebergefegt, welche die Urtbeile der englifchen Brijen: 


gerichte gegen Preußifche, Damals neutrale, Schiffe nochmals prüfen und darüber 
ertennen follte, wogegen freilich England als gegen eine unerhörte Neuerung Proteſt 
erhob. Man verfuchte es auch einige Male mit Beftellung gemifchter Geridte 
Gegenwärtig aber wird bie ausfchliegliche Zuftändigfeit der Gerichte des Nehmeſtats 
allgemein anerfannt. Man betrachtet fie theils als eine Folge des Kriege: 
rechts, welches die Kriegspartei zu gewaltfjamem Kingreifen ermädytigt, theils als 
eine Ermäßigung biefes Rechts, indem es in der Vollziehung einer gerichtlichen 
Controle unterworfen wird. | 


843. 


Die Beſetzung und Ermächtigung des Prifengeriht3 ift ein Act der 
Souperänetät des Kriegäftates, welcher die Priſengerichtsbarkeit übt. 


1. Die Priſengerichte finnaußerordentlide Gerihtshöfe, welde 
in Kriegszeiten ad hoc errichtet werden. Obwohl ihre Aufgabe eine völferrechtliche 
ift, fo ift ihre Begründung und Beſetzung dennoch ſtatsrechtlich normirt. Dep 
halb ift die Organifation der Prifengerichte in ben verſchiedenen Staten verſchieden; 
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und die Richter, welche biefelben bilden, erhalten ihre Ernennung und Inſtruction 
jederzeit von ber oberſten Statsgeiwalt ihres Stats. 

2. Die Einfetung bes Prijengerichts ift eine Handlung bes Krieg = 
rechts. Die neutralen Staten jeßen bemgemäß feine Prifengerichte ein und ges 
ftatten auch nicht, daß ein Kriegsſtat auf ihrem Gebiete Prifengerichtsbarfeit übe. 
Auch wenn etwa ber Kriegsftat feine Gefanten ober Eonfuln in dem neutralen 
State ermächtigen wollte, Prifengerichtsbarkeit zu üben, jo ift ber neutrale Stat 
berechtigt, bas zu hindern. Er buldet in feinem friedlichen Gebiete Teine Krieges 
anordnungen ber Kriegsparteien. 


844, 


Das Priſengericht ift auch dann zuftändig, wenn der Nehmer das 
genoinmene Schiff in Yolge von Seenoth nicht in einen Hafen des eigenen 
Stat3 hat bringen können, ſondern dasſelbe in einem neutralen Hafen 


geſichert hat. 


Die Aufbringung des genommenen Schiffs in den Seehafen, wo das Priſen⸗ 
gericht ſitzt, iſt nicht eine unerläßliche Vorbedingung des priſengerichtlichen Ber: 
fahrens, wenn gleich fie in ber Regel als Einleitung dazu dient. In 
manchen Fällen ift Diefelbe nicht möglich, weil bas genommene Schiff nicht mehr 
feetädhtig ift und man genöthigt if, für dasſelbe in einem nentrolen Hafen Schuß 
zu ſuchen. 


849. 


Aus dem Afyl, welches der neutrale Stat dem feindlichen Nehmer 
fammt feiner Prije gewährt, folgt nicht eine felbftändige Gericht3barkeit 
des neutralen Stats über die Rechtmäßigkeit der Priſe. Aber der neu— 
trale Stat ift nunmehr in der Lage, gegenüber von völkerrechtswidrigen 
MWegnahmen den neutralen Eigenthlimer beffer fhüßen zu können. 


1. Weil bie Prifengerichtsbarfeit als eine Wirkung bes Kriegsrechts 
betrachtet wird, fo kann nur ein Kriegsftat, und nie ein neutraler Stat fie 
iiben (vgl. zu 842. 843), alfo auch dann nicht, wenn fi das genommene Schiff 
innerhalb ber neutralen Eigengewäſſer befindet, alfo ber orbentlichen Gerichtsbarkeit 
des neutralen Stats unterworfen ift. 

2. Aber eben aus bem legten Grunde ift ber neutrale Stat auch im ber 
Lage, bem aufgebrachten Schiffe ſeinen orbentlihen Rechtsſchutz zuzumenben, 
infofern gegen basjelbe völferrehtsmwidrig verfahren worden if. Er ift nicht 
verbunden, feine Beihülfe bem fremden ‘Prifengerichte zu gemähren. Würde 
3. B. ein Kriegsſtat noch die Kaperei geftatten, und ein von einem Kaper aufs 


— — nn —— 
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gebrachtes neutrales Schiff würde in einen neutralen Hafen gebracht, jo wäre be 
neutrale Stat in feinem Rechte, wenn er die Auslieferung und Wegführung dei 
Schiffs verhinderte, ungeachtet vielleicht das Prijengericht bie Wegnahme gutgebei: 
Ben Bat. 


846. 


Hat aber der Nehmer der Prife in einen ihm feindlichen Hafen 
flüchten müſſen, fo feßt er diefelbe der Repriſe aus, welche die Wirkjamtei 
der erſten Prije aufhebt. 


Iſt ber feindliche Hafen im Beſitz bes Kriegsftats, ber bie Prife gemadt ha, 
fo ift freilich ber Nehmer fo Tange gefihert, als diefer Beſitz fortdauert, und wenn 
inzwifchen bie Verurtheilung erfolgt, fo wirkt diefelbe ohne Hemmniß. Wenn akt 
ber Hafen im Befit bes Feindes ift ober vor ber Berurtheilung wieder in ben Beſih 
desfelben kommt, fo hat der Feind das entgegengefeßte Intereſſe, dem Nehmer bie 
Beute wieder wegzunehmen, und burh bie Reprife bie Wirkſamkeit der Prije zu 
zerſtören. 


847. 


Die Priſengerichte haben bei ihren Entſcheidungen die Grundſähe 
bes Volkerrechts und die Gefeke und Berordnungen ihres Landes, fo weit 
biefe mit jenen in Harmonie zu bringen find, zu beachten. Wenn beit 
einander widerjprechen, fo kann zwar das Priſengericht ftatsrechtlich gen 
thigt werden, dem Landesgeſetze zu gehorchen. Uber es find die befonden 
Zandesordnungen möglichft fo auszulegen und zu handhaben, daß fie in 
Vebereinftimmung mit den allgemeinen Grundſätzen des Völkerrechts ver 
bleiben und immer wird der Kriegsſtat dem neutralen State gegenühe 
verantwortlich, wenn die Vorfchriften des Völferreht3 zum Schaden de 
neutralen Rechts mißachtet werden. 


Der Widerſpruch zwifchen ber völferrehtlidhen Beſtimmung und ba 
ftatsrehtlihen Organifation und Beſetzung ber Prifengerichte zeigt Rd 
bier wieber. Die Prifengerichte follen das Wölkerreht "handhaben und weſentlich 
nah Völkerrecht urtbeilen, und troßbem können fie ſich nicht frei machen von ber 
Unterordnung unter die jouveräne Statsautorität, welche fie ins Leben gerufen hat 
und von der fie abhängig bleiben. Würden fie ohne Rückſicht auf die Prijentegle 
mente ihres Stats lediglich nad) ihrem Verſtändniß des Völkerrechts dieſes anwen 
ben, jo wären fie in Gefahr, von ihrer Statsregierung zur Verantwortung gezogen ji 
werben. Würben fie einfach bie beſondern Vorſchriften ihrer Statsautorität anwen 
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ben ohne alle Rüdficht auf bas Völkerrecht, fo würden fie fi) gegen ihren völker⸗ 
rechtlichen Beruf verfehlen. Es bleibt daher nur übrig, jeben Gonfliet möglichit zu 
vermeiden. Das geichieht, wen das Landesrecht im Geifte des Völker⸗ 
rechts ausgelegt wird, Iſt trotzdem ein Wideripruch zwilchen ben beiden Rech⸗ 
ten vorhanden, der nicht zu verfühnen tft, fo ift das Gericht zwar verpflichtet, Die 
beitimmte Vorfchrift feines RKandesgeſetzes zu befolgen. Dann aber wirb auch 
ber Stat, ber ein völferrechtswibriges Gefeß gegeben bat, bem neutralen State 
verantwortlich, welcher durch dasſelbe in feinen Schutangehörigen verlegt wird; 
benn ber neutrale Stat ift nicht ſchuldig, ſich ein Verfahren gefallen zu laſſen, 
welches im Widerfpruch ift mit den anerfannten Grundjägen bes Völkerrechts. Ders 
jelbe fann von dem Nehmeftat verlangen, daß er trog des Spruchs feines Priſen⸗ 
gerichts das neutrale Schiff oder die neutrale Waare frei gebe, wenn ſolches nad) 
Völfervecht gefchehen muß. Da das Völferreht für alle Staten verbindblid 
it (F 3), fo darf das ftatlihe Geſetz nicht demſelben wiberfpreden. 
Vgl. Dana zu Wheaton, Intern. Law. $ 388. 


848, 


Das Verfahren vor dem Prifengerihte richtet fi in Ermanglung 
völferrechtlicher Vorfchriften nad) der Proceporonung des Nehmeftats. Die 
Neutralen Haben aber ein Recht auf Vertheidigung und auf unparteiifche 


Rechtäpflege. 


1. Die Prifengefete und Priſenverordnungen ber einzelnen Staten beftimmen 
das Nähere. Das Verfahren hat durchweg ben Charakter einer Unterfuhung 
von Amts wegen. Der Prilenführer ift verpflichtet, die Gründe, aus benen unb 
die Umftände, unter welchen er das Schiff genommen bat, barzulegen und das 
Prifengericht prüft fodann die Schiffsurfunden, vernimmt den Schiffsführer und fo: 
weit nöthig die Mannjchaft des aufgebrachten Schiffs und ftellt die Thatfachen feit, 
welche bie Grundlage des Procefjes bilden. Diejes Borverfahren gefchieht meiſtens 
ſummariſch, nit in Form einer gegenfeitigen Parteiverhandlung, jondern durch 
gerichtliche Commiſſionen. 

2. Zuweilen wird, wie in Preußen, ein Statsanwalt beſtellt, ber bie 
Anträge ftellt, der nicht etwa die Intereſſen des Nehmers vertritt, fondern eine uns 
parteiifche Haltung im Intereſſe der gerechten Erledigung ber Prüfung behauptet. 
Er ift nit advocatus fisei, fondern patronus juris, 

3. Ergibt fi die Sadhe als unzweifelhaft, fo kann foiort geiprochen 
werben. Insbeſondere ift, wenn eine Freilprehung erfolgen muß, bieje ohne 
Derzug auszufprehen. Früher nahm man e8 mit den Verurtheilungen 
ziemlich leiht. Die neuere Ausbildung des Nechts fordert bier. ein forgfältigeres 
Verfahren, welches dem bedrohten Eigenthümer bes Schiffs oder der Ladung Gele: 
genheit gibt, ſich gehörig zu vertheidigen. Ste können ihre Neclamationen 
fchriftlich einreichen und werben bazu ton dem Gerichte aufgefordert. Ein contras 
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bictorifche 8 Verfahren ift durchweg begründet, wenn irgend welche Jmeifel übe 
bie Schuld fich zeigen und micht bie Schuld eingeflanden wird. 


849. 


Der Nehmer ift verpflichtet, ſofort nach feiner Ankunft in dem 
Hafen, die Papiere des aufgebrachten Schiffs jammt dem Protokoll über 
die Nehmung dem Gericht zu übergeben und diefem die Verfügung über 
das Schiff, ſowie die Unterfuhung feines Verfahrens anheim zu geben. 


Indem bie Thätigfeit bes Gerichts beginnt, Hört bie Gewalt 
bes Nehmers über bas Schiff auf. Voraus fol nun die That des Nehme 
und die Schuld bes Schiffers geprüft und demgemäß weiter entjchieben werden. 


890. 


Der Spruch, des Prifengerichts. ift ‚für die Parteien. verbindlich un 
begründet, formelle Recht, 


Es ift das eine Folge der anerfannten Zuftändigfeit ($ 8A). Di 
ber Nehmer fi dem Urtheil unterwerfen muß, ift freilich ſelbſtverſtändlich, da dat 
Brifengericht von demſelben State autorifirt ift, dem er angehört. Aber daß anf 
ber frembe Neutrale das Urtheil als formelles Recht gelten laſſen muß, welät 


vielleicht im Widerfpruch ift mit feinem heimatlichen Landesrecht, das ift eine ie 


malie, denn die Souveränetät bes Nehmeftats erſtreckt fich nicht über ihn. Nur 
Nothrecht des Kriegs erflärt die Ausnahme. 


851. 


Indeſſen ift der Kriegsſtat, welcher das Prifengericht beftellt Ih 


dem neutralen State veranttvortlih für offenbares Unrecht, meldes W 
Prifengericht im Widerfpruh mit dem Völkerrecht den neumalen Eiger 
thümern zugefügt bat. Die Berufung auf die Landesgeſetze, melde Wi 
Prifengericht angewendet hat, befreit nicht von diefer DVerantwortidke, 
wenn duch das Landesgefeß die natürlichen Rechte der Neutralen mir 
achtet worden find. 

Entfteht darüber Streit zwifchen dem Kriegsſtat und dem neutralen 
Stat, fo ift diefer Streit: nach völkerrechtlichen Grundfäßen und zundöl 
durch Unterhandlung und friedliche Mittel zu fchlichten. 
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1. Der neutrale Stat wird nicht als befugt erachtet, eine eigentliche Reviſion 
des Procefjes vorzunehinen. Seine Gerichte find Teine Reviſions- noch 
Appellations: noch Kaffationsinftanzen gegenüber den Prifengerichten. 
Nur diefe find competent, über ben einzelnen Kal zu urtheilen, bie erheblichen That⸗ 
ſachen zu couflatiren unb zu würdigen, und über Freiſprechung oder Verurtheilung 
zu entſcheiden. Dieſes Urtbeil wirft rechtskräftig fowohl für den Nehmer als für 
ben Eigenthümer bes genommenen Schiffs oder der genommtenen Ladung ($ 850). 
Aber der neutrale Stat hat ein Necht, zu fordern, daß diefe ausnahmsmweife 
duch das Völkerrecht erlaubte Zuftiz dem Völferreht gemäß gehandhabt 
und nicht zu völferrehtswidriger Benachtheiligung feiner Angehö— 
rigen mißbraucht werde Bgl. zu F 847. Diefe Grundſätze find aud in den 
Verhandlungen zwiſchen dem Vereinigten Staten von Amerifa und ber Däniſchen 
Regierung im Jahr 1830 bejtätiat worden. Bol. Wheaton Int, Law. $ 397. 

2. Wenn zwifchen dem neutralen und ben Kriegsftat ein völferrechtlicher 
Etreit entſteht, fo ift derfelbe wie andere völferrechtliche Streitigkeiten zu erledigen. 
Vgl. Bud) VII. Unter Umftänden wird troß ber Verurtheilung durch das Priſen⸗ 
gericht der neutrale Stat die Beſchwerden des neutralen Statd dadurch berüidfichtigen, 
baß er bie Priſe freigibt, oder dadurch, daß er am denfelben eine Entſchädigung zahlt 
zu Gunften ber verlegten Eigenthümer. 


852. 


Wird die Nehmung als nicht rechtmäßig erfunden, jo ift Schiff und 
Ladung jofort den Eigenthümern frei zu geben. 


Dabei wird natürlih ein vehtsfräftiges Urtheil vorausgefeßt. Durch 
bie Berufung an den Oberprifenrath (Obergericht) Fann bie Birffamfeit 
bes angefochtenen erftinflanzlichen Urtheils gehemmt werden. 


893. 


Auch wenn die Nehmung nicht gutgeheißen wird, kann doch dem 
Eigenthümer des genommenen Schiffs jede Entiehädigungsforderung dann 
abgefproden und e3 können ihm fogar die Koften des Verfahrens auferlegt 
werden, wenn dad Schiff durch fein Verhalten fich verdächtig gemacht hat. 

Auch in ſolchem Verhalten Tiegt eine Verſchuldung — zwar feine fo 
große, daß fie bie Wegnahme rechtfertigt, aber eine fo genügende Urſache, um die 
Aufbringung und Unterſuchung bes verbädtigen Schiffs zu begründen. 


854. 
Wenn dagegen der Nehmer Teinerlei Grund hatte zur Beichlagnahme, 
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fo ift ex verpflichtet, die Proceßkoſten zu tragen und den Eigenthümer de 
genommenen Schiffs und der Ladung zu entſchädigen. Ueber dieſe Ent 
Ihädigungsforderung entſcheidet das Priſengericht. 


Unter dieſer Vorausſetzung bewirkt bie Verſchuldung des Nehmers 
feine Entfhäbigungepfligt. 


855. 


Bloße Vermuthungen zu Gunften des Nehmers und zum Nadtkeil 
der Neutralen find mit den Grundſätzen einer unparteiifchen Rechtspflege 
unvereinbar. 


Die ältere Praxis mander Seemädte war zu jolden Vermuthungen zu 
Bunften bes Nebmers und wiber das aufgebradhte Schiff geneigt. Das wideripriät 
aber den Grunbdprincipien aller Rechtspflege, welche ihrer beichränften Einſicht ein 
geben? und nur mit äußern Mitteln wirfenb nur die offenbare Sſchuld bedroht, 
nicht bie verborgene Sünbe, und darf daher nicht von dem Völkerrecht gebilligt 
werben, auch wenn bie Völkerſitte ſolche Mißgriffe noch bulde. Die Schuld mu 
alfo, wenn fie befititten wird, erwiefen werben, ebenfo wie jede ambere froh 
bare Schuld, 


856. 


Wird die Nehmung gutgeheiken, fo wird das Eigenthum an Sl 
und Ladung, in jo weit als beide mit Recht genommen find, fei es im 
Nehmeftat mit Belohnung des Nehmers, jei es dieſem felber je nad) ln 
ftänden mit gemwiflen Auflagen an den Nehmeftat zugefprochen. Nur di 
genommenen Kriegsſchiffe und die Kriegscontrebande fallen jederzeit dm 
Nehmeftat, nicht dem Nehmer zu. 


Der ganze Gebanfe und die Erflärung des Prifenrechts weist auf das Noll 
recht des Serieges und baher bie Kriegsgewalt hin. Niemand kann ein perfänlih® 
Benterecht ausfprechen. Eben deßhalb bat auch die Statsautorität allein darüber 
zu verfügen, wem bie Priſe zufallen fol. Wenn ber Nehmer dieſelbe zu Eigenthum 
befommt, fo kann er diefes Eigenthum nur von ber Statsautorität, nicht von fein 
eigenen Arbeit ableiten. Der Stat Tann es ihm ganz ober theilweife oder gar nicht 
geben. Lord Stowell vgl. Phillimore IIL $ 128: „Prize is altogether & 
creature of the Crown. No man has, or can have any interest, but what 
he takes as the mere gift of the Crown; beyond the extent of that gift be 
has nothing“. Aber es können in einem Lande befondere Maxrimen feſtgeſtell 
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werben über bie Bedingungen und das Maß ber Belohnung bes Nehmers, und das 
Prifengericht des Landes richtet fich in feinen Entſcheidungen darnach. 


857. 


Das Vuöltkerrecht hindert nicht die DVerfilberung der in neutralem 
Hafen geborgenen Priſe zum Vollzug des Urtheils. Aber wenn der: neu= 
trale Stat gegen da3 Berfahren des Prijengerichts völferrechtliche Beſchwer⸗ 
den zu führen hat, jo ift er, um jein Beſchwerderecht zu fichern, berechtigt, 
auch diefe Verfilberung zu unterjagen. 


Bol. zu $ 845. 847. 


858. 


Die neutralen Cigenthümer haben das Urtheil des Prifengerichts 
auch ihrerjeit3 in jo weit anzuerkennen, al3 nicht der neutrale Stat, dem 
fie angehören, wegen völferrechtswidrigen Verfahrens fie zum Widerfpruch 
ermächtigt. 


Bol. zu $ 842. 845. 847. 848, 


859. 


Die in geordnetem Verfahren dem Nehmeftat oder dem Nehmer 
zugeſprochene Prije kann nicht mehr durch Reprife demfelben entzogen 
werden, fondern nur durch eine neue bereihtigte Prife des feindlichen 
Nehmers. 


Die Reprife (Wiebernahme, recapture) ift nur fo lange möglich, als bie 
Priſe gleihlam in ber Schwebe if. Wenn erft biefe durch ben Spruch des Priſen⸗ 
gerichts in ihren Wirkungen vollendet worben if, dann bat bie Priſe felber aufs 
gehört. Das Schiff ift nun in bem unzweifelhaften Eigenthum deſſen, bem es zu⸗ 
gejprochen iſt. Wenn ihm basjelbe von bem Feinde wieder weggenommen wird, jo 
ift bas ganz ebenfo, wie wenn ihm ein anderes Schiff, das er urſprünglich durch 
Rauf erworben hatte, weggenommen wird. Das ift eine neue Priſe, und nidt 
mebr eine Reprife. Es folgt das aus dem gemwohnbeitsrechtlihen Satze, daß das 
Artheil bes Prifengerihts Recht ſchaffe, auch für bie betheiligten Parteien. Wenn 
a8 aus irgend einem Grunde nicht ber Fall ift, dann Tiegt auch Fein Grund vor, bie 
Anwendung ber Reprife auszujchließen. 


464 Neuntes Buch. 


860. 


Bor der gerichtlichen Verurtheilung der Priſe kann dem Nehmer die 
Priſe durch Reprife wieder abgenommen werden. In dieſem Yalle it 
jedoch das neutrale Eigenthum von dem Wiedernehmer zu reipechren. 


1. Bis das Prifengeriht über die Priſe erkannt und diefelbe verurteilt hat, 
ift das Schickſal berjelben immer noch ungewiß, und noch Fein formelles Recht dei 
Nehmeftats oder des Nehmers an bem genommenen Schiffe oder der Waare vor 
handen. Bis dahin kann die Wirkſamkeit der Prife, die zunächſt auf die Gemalt 
der Kriegsmacht gegründet ift, wieder ebenfalls dur Gewaltunwirkſam gemaft 
werben. Es ift das eine bejondere Anwendung des postliminium, eine in 
integrum restitutio. Die Beute wird dem Erbeuter wieder abgejagt. 


2. Weil bie Reprife zunähft nur negativ wirkt, als Verneinung kt 
Prife, und nicht felber eine neue Prife iſt noch fein will, fo muß ber Wieber: 
nebmer (recaptor) aud das Eigenthumt feinerfeits reſpectiren, das er aus de 
feindlichen Wegnahme gerettet hat, und er kann nur, je nad Umjländen, für di 
Arbeiten und Opfer, welche er auf bie Repriſe verwendet bat, eine angemefjene Ent: 
ſchädigung (servaticium) verlangen, bie zuweilen zur Vermeidung von Stret 
und Beweis auf einen Achttheil (amerikaniſches Geſetz von 1800. Cap. 4 
und englifches 17 Victor. c. 18) oder gar auf einen Drittheil des Verthe 
ber Repriſe angefeßt if. Schon ber Consolato del Marse e. 287 hatbik 
Kegel anerkannt. | | 


3. Manche Rechtsgelehrte und Landesordnungen beſchränken die Repriſe nd 
mehr, 3. B.: bis das genommene Schiff in einen fihern Hafen gebracht worden i 
oder: in ben erfien 24 Stunden nad) ber Wegnahme. Wo befondere Geſetze dadi 
beftimmen, müfjen biejelben wohl genchtet werben. Die Natur ber Dinge und be 





gerechten Bedenken gegen jede Ausdehnung bes Priſenrechts rechtfertigen meined Er | 


achtens bie Regel bes Teris. 


861. 
Sobald der Friede geſchloſſen ift, jo hört auch alles Recht, Pria 


zu machen, auf. Die nach. dem Friedensſchluß — menn auch in guten 
Glauben — vollzogenen Nehmungen find fofort wieder zurüdzugeben. 


Bol. oben $ 709. 
862. 


Die Prifengerichte find, wenn nicht der Friedensſchluß anders be 
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ftimmt, berechtigt, die dor demjelben anhängig gemachten Prifenproceffe 
auch nach demſelben fortzuführen und durch Urtheil zu erledigen. 


Oft wird durch den Frieden beſtimmt, daß alle genommenen, aber noch nicht 
verurtheilten Schiffe frei gegeben werben follen. ft das nicht gefchehen, fo bulbet 
das herfömmliche Völkerrecht die Fortſetzung und Vollendung ber Prifenprocefle 
auch nah dem Abſchluß des Friedens, obwohl gegen biefelben das ernſte Bedenken 
erhoben werben kann, daß bie Prifengerichtsbarfeit nur Krieges und nicht Friedens⸗ 
gerichtsbarkeit if. 


Bluntfhli, Das Volkerrecht. 30 


Anhang. 


j 


Amerikaniſche Kriegsartikel der Vereinigten Staten von 1863. 


30* 


Instructions for the Government of Armies of the 
: United States in the field. 


Section IL 


Martial law — Military jurisdiction — Mihtary necessity — Retaliation. 


1. 


A place, distriet, or country occupied by an enemy stands, in 
consequence of the occupation, under the Martial Law of the in- 
vading or oecupying army, whether any proclamstion declaring Mar- 
tial Law, or any public warning to the inhabitants, has been issued 
or not. Martial Law is the immediate and direct effect and con- 
sequence of occupation or conquest. 

The presence of a hostile army proclaims its Martial Law. 


2. u 


Martial Law does not cease during the hostile occupation, ex- 
cept by special proclamation, ordered by the commander-in-chief; 
or by special mention in the treaty of peace concluding the war, 
when the occupation of a place or territory continues beyond the 
conclusion of peace as one of the conditions of the same. 
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3. 


Martial Law in a hostile country consists in the suspension, 
by the ocoupying military authority, of the eriminal and civil law, 
and of the domestic administration and government in the occupied 
place or territory, and in the substitution of military rule and force 
for the same, as well as in the dietation of general laws, as far as 
military necessity requires this suspension, substitution, or dictation. 

The commander of the forces may proclaim that the admini- 
stration of all civil and penal law shall continue, either wholly or 
in part, as in times of peace, unless otherwise ordered by the mili- 


tary authority. 


4. 


Martial Law is simply military authority exerceised in accor- 
dance with the laws and usages of war. Military oppresion is not 
Martial Law; it is the abuse of the power which that law confers, 
As Martial Law is executed by military force, it is incumbent upon 
those who administer it to be strietly guided by the principles of 
justice, honor, and humanity — virtues adorning a soldier even 
more than other men, for the very reason that he possesses the 
power of his arms against the unarmed. 


5. 


Martial Law should be less stringent in places and countries 
fully occupied and fairly conquered. Much greater severity may be 
exercised in places or regions where actual hostilities exist,vor are 
expected and must be prepared for. Its most complete sway is 
allowed — even in the commander’s own country — when face to 
face with the enemy, because of the absolute necessities of the 
case, and of the paramount duty to defend the country against 
invasion. 


To save the country is paramount to all other considerations. 
6. 


6. All civil and penal law shall continue to take its usual 
course in the enemy’s places and territeries under Martial Law, 
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unless interrupted or stopped by order of the ocoupying military 
power; but all the functions of the hostile government — legislative, 
executive, or administrative — whether of a general, provincial, or 
local character, eease under Martial Law, or continue only with the 


sanction, Or if deemed necessary, the participation of the occupier- 


or invader. 
7. 


Martial Law extends to property, and to persons, whether they 
are subjects of the enemy or aliens to that government, 


8, 


Consuls, among American and European nations, are not diplo- 
matic agents. Nevertheless, their offices and persons will be sub- 
jected to Martial Law in cases of urgent necessity only: their pro- 
perty and business are not exempted. Any delinquency they commit 
against the established military rule may be punished as in the 
case of any other inhabitant, and such punishment furnishes no 
reasonable ground for international complaint. 


9, 


The functions of Ambassadors, Ministers, or other diplomatic 
agents, accredited by neutral powers to the hostile government, cease, 


so far as regards the displaced government; but the conquering or . 


ocenpying power usually recognizes them as temporarily accredited 
to itself. 


10, 


Martial Law affects chiefly the police and collection of public 
revenue and taxes, whether imposed by the expelled government or 
by the invader, and refers mainly to the support and efficiency of 
the army, its safety, and the safety of its operations. 


11. 


The law of war does not only disclaim all cruelty and bad 


— 
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faith concerning ongagements concluded with the enemy during the 
wer, but also the breaking of stipulations solemnly contracted by 
the belligerents in time of peace, and avowedliy intended to remain 
in force in case of war between the contraoting powers. 

It disclaims all extortions and other transactions for individual 
gain; all acts of private revenge, or connivance at such acts. 

Offences to the contrary shall be severely punished, and espe- 
cially so if committed by officers. 


12, 


Whenever fessible, Martial Law is carried out in cases of in- 
dividual offenders by Military Courts; but sentences of death shall 
be executed only with the approval of the chief executive, provided 
the urgency of the case does not require a speedier execution, and 
then only with the approval of tbe chief commander. 


13. 


Military jurisdiotion is of two kinds: first, that which is con- 
ferred and defined by statute; second, that which is derived from 
the common law of war. Military offences under the stätute law 
must be tried in the manner therein directed; but military offences 
which do not come within the statute must be tried and punished 
under the common law of war. The character of the courts which 
exercise these jurisdietions depends upon the local laws of each 
particular country. 

In the armies of the United States the first is exereised by 
courtsmartial; while cases which do not come within the ‚Rules 
and Articles of War“, or the jurisdietion conferred by statute on 
courts-martial, are tried by military commissions. 


14, 


Military necessity, as understood by modern civilized nations, 
consists in the necessity of those measures which are indispensable 
for securing the ends of the war, and which are lawful according 
to the modern law and usages of war. 
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15. 


Military necessity admits of all direct destruction of life or 
limb of armed enemies, and of other persons whose destruction is 
incidentally wunavordable in the armed contests of the war; it al- 
lows of the capturing of every armed enemy, and every enemy of 
importence to the hostile government, or of peculiar danger to the 
captor; it allows of all destruction of property, and obstruction of 
. the ways and channels of traffic, travel, or communication, and of 
all withholding of sustenance or means of life from the enemy; of 
the appropriation of whatever an enemy’s country affords necessary 
for the subsistence and safety of the army, and of such deception 
as does not involve the breaking of good faith either positively 
pledged, regarding. agreements entered into during the war, or sup- 
posed by the modern law of war to exist. Men who take up arms 
against one another in public war do not cease on this account to 
be moral beings, responsible to one another, and to God, 

16, , 

Military necessity does not admit of cruelty, that is, the in- 
flietion of suffering for the sake of suffering or for revenge, nor of 
maiming or wounding except in fight, nor of torture to extort con- 
fessions. It does not admit of the .use of poison in any way, nor 
of the wanton devastation of a distriet. It admits of deception, 
but disclaims acts of perfidy; and, in general, military neccessity 
does not include any act of hostility which makes the return to 
peace unnecessarily difficult. 


17. 


War is not carried on by arms alone. It is lawful to starve 
the hostile belligerent, armed or unarmed, so that it leads to the 
speedier subjection of the enemy. 


18, 


When the commander of a besieged place expels the non- 
combatants,. in order to lessen the number of those who oonsume 
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his stock of provisions, it is lawful, though an extreme measure, to 
drive them back, so as to hasten on the surrender. 


19. 


Commanders, whenever admissible, inform the enemy of their 
intention to bombard a place, so that the non-combatants, and espe- 
cially the women and children, may be removed before the bom- 
bardment commences, But it is no infraction of the common law 
of war to omit thus to inform the enemy, Surprise may bes 
necessity. | 


20, 


Public war is a state of armed hostility between sovereign 
nations or governments. It is a law and requisite of civilized exi- 
stence that men live in political, continuous societies, forming orga- 
nized units, called states or nations, whose constituents bear, enjoy, 
and suffer, advance and retrograde together, in peace and in war. 


21. 


The citizen or native of a hostile country is thus an enemy, 
as one of the constituents of the hostile state or nation, and as 
such is subjected to the hardships of the war. 


22, 


Nevertheless, as civilization has advanced during the last cen- 
turies, so has likewise steadily advanced, especially in war on land, 
the distinetion between the private individual belonging to a hostile 
eountry and the hostile country itself, with its men in arms. The 
principle bas been more and more aeknowledged that the unarmed 
citizen is to be spared in person, property, and honor as much as 
the exigencies of war will admit, 


23, 


Private citizens are no longer murdered, enslaved, or carried 
off to distant parte, and the inoffensive individual is as little disturbed 
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in his private relations as the commander of the hostile troops cas 
afford to grant in the overruling demands .of a vigorous war. 


24. 


The almost universal rule in remote times was, and continues 
to be with barbarous armies, that the private individual of the hostile 
country is destined to suffer every privation of liberty and protection, 
and every disruption of family ties. Protection was, and still is 
with uncivilized people, the exception. 


25. 


In modern regular wars of the Europeans, and their descend- 
ants in other portions of the globe, protection of the inoffensive 
eitizen of the hostile country is the rule; privation and disturbance 
of.private relations are the exceptions. | 


6 


- Commanding generals may cause the magistrates and civil 
officers of the hostile country to take the oath of temporary allegi- 
ance or an oath of fidelity to their own victorious government or 
rulers, and ‘they may expel every one who declines to do so. But 
whether they do so or not, the people and their civil officers owe 
strict obedience to them as long as they hold sway over the district 
or country, at the peril of their lives. 


27. 


The law of war can no more wholly dispense with retaliation 
than can the law of nations, of which it is a branch. Yet civilized: 
nations acknowledge retaliation as the sternest feature of war. A 
reckless enemy often leaves to his opponent no other means of se- 
curing himself against the repetition of barbarous outrage. 


28. 


Retaliation will, therefore, never be resorted to as a measure 
of mere revenge, but only as a means of protective retribution, and, 
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moreover, cautiously and unavoidabiy; that is to say, retaliation shall 

only be resorted to after careful inquiry into the real occurrence, 

and the character of the misdeeds that may demand retribution, 
Unjust or inconsiderate retaliation removes the belligerents 

farther and farther from the mitigating rules of a regular war, and 

by rapid steps leads them nearer to the internecine wars of savages. 


29. 


Modern times are distinguished from earlier ages by the exi- 
stence, at one and the same time, of many nations and great govern- 
ments related to one another in close intercourse. 

Peace is their normal condition; war is the exception. The 
ultimate objeot of all modern war is a renewed state of peace. 

. The more vigorously wars are pursued, the better it is for 
humanity. Sharp wars are brief. 


30. 


Ever since the formation and coexistence of modern nations, 
and ever since wars have become great national wars, war has come 
to be acknowledged not to be its own end, but the means to obtain 
great ends of state, or to consist in defence against wrong; and ı 
conventional restrietion of the modes adopted to injure the enemy 
is any longer admitted; but the law of war imposes many limitations 
and restrictions on principles of justice, faith, and honor. 


Section IL 


Public and private property of the enemy — Protection of persons, and 
especially women; of religion, the arts and sciences — Punishment of 
orimes against the inhabilants of hostile countries. 


al, 


A: victorious army appropriates all public money, seizes all 
public movable property until further direetion by its government, 
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and sequesters for its own benefit or that of its government all the 
revenues of real property belonging to the hostile government or 
nation. The title to such real property remains in abeyance during 
military occupation, and until the conquest is made complete. 


32, 


A vietorious army, by the martial power inherent in the same, 
may suspend, change, or abolish, as far as the martial power extends,. 
the relations. which arise from the service, due, according to the 
existing laws of the invaded country, from one citizen, subject, or 
native of the same to another. 

The commander of the army. must leave it to the ultimate 
tresty of peace to settle the. permanency of this change. 


83. 


It is no longer considered lawful—on the contrary, it is held 
to be a serious breach of the law of war—to force the subjeots of: 
the enemy into the service of the victorious government, except the 
latter should proclaim, after a fair and complete conquest of the 
hostile country or district, that it is resolved to keep the country, 
distriet, or place permanently as its own and make it a portion of 
its own country, 


34. 


As a general rule, the property belonging to churches, to hos- 
pitals, or other establishments of an exclusively charitable character, 
to establishments of education, or foundations for the. promotion of 
knowledge, whether public schoola, univezsities, aeademies of learning 
or observatories, museums of the fine arts, or of a scientific oharaster 
—such property is not to be considered public property in the sense 
of paragraph 31; but it may be taxed or used when the publio 
service may require it. 


35. 


Classical works of art, libraries, scientific calleotions, or precioug 
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instruments, such as astronomical telescopes, as well as hospitals, 
must be secured against all avoidable injury, even when they are 
contained in fortified places whilst besieged or bombarded, 


36. 


If such works of art, libraries, colleotions, or instruments belong- 
ing to a hostile nation or government, can be removed vithout 
injury, the ruler of the oonquering state or nation may order them 
to be seized and removed for the benefit of the said nation. The 
ultimate owner-ship is to be sattled by the ensuing treaty of peace. 

In no case shall they be sold or given away, if captured by 
the armies of the United States, nor shall they ever be privatey 
appropriated, or wantonly destroyed or injured. 


87. 


The United States acknowledge and protect, in hostile eountries 
oceupied by them, religion and morality; strietly private property; 
the persons of the inhabitante, especially those of women; and the 
sacredness of domestic relations. Offences to the contrary shall be 

rigorousiy punished. 
j Tbis rule does not interfere with the right of the victoriow 
invader to tax the people or their property, to levy. forced loans, # 
billet soldiers, or to appropriate property, especially houses, lanl, 
boats or ships, and churches, for temporary and military uses. 


38, 


Private property, unless forfeited by crimes or by offences ıf 
the owner, can be seized only by way of military neoessity, for tbe 
support or other benefit of the army or of the United Stater. 

If the owner has not filed, the eommanding officer will caus 


receipts to be given, which may serve the mpobaed owner to obtai 
indemnity. 


39, 
The salaries of civil offieers of the hostile government who 
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remain in the invaded territory, and eonftinue the work of their 
office, and can continue it according to the circumstances arising out 
of the wer—such as judges, administrative or poliee officers, officers 
of eity or communal governments—are paid from the publie revenue 
of the invaded territory, until the military government has reason 
wholly or partially to discontinue it. Salaries er ineomes connected 
with purely honorary titles are always stopped, 


40, 


There exists no law or body of authoritative rules of action 
between hostile armies, except that branch of the law of nature and 
nations which is called the law and usages of war on land. 


41. 


All municipal law of the ground on which the armies stand, 
or of the countries to which they belong, is silent and of no effect 
between armies in the field. 


42. 


Slavery, complicating and confounding the ideas of property, 
(that is of a thing,) and of personalty, (that is of Aumanity,) exists 
according to municipal or local law only. The law of nature and 
nations has never acknowledged it. The digest of the Roman law 
enacts the early dietum of the pagan jurist, that „so far as the law 
of nature is concerned, all men are equal,‘ Fugitives escaping from 
a country in which they were slaves, villains, or serfs, into another 
country, have, for eenturies past, been held free and acknowledged 
free by judicial decisions of European countries, even though the 
munieipal law of the country in which the slave had taken refuge 
acknowledged slavery within its own dominions, 


43. 


Therefore, in a war between the United States and a belli- 
gerent which admits of slavery, if a person held in bondage by that 
belligerent be captured by or come as a fugitive under the protection 
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of the militery forces of the United States, such person is imme- 
diately entitled to the rights and privileges of a freeman. To return 
such person into slavery would amount to enalaving a free person, 
and neither the United States nor any oflicer under their authority 
can enslare any human being, Moreover, a person so made fre 
by tbe.law af war is under the shield of the law of nations, and 
the former owner or Btate can hare, by the law of post-liminy, m 
belligerent lien or claim of service. 


44, 

All wanton violenoe committed against persons in the invadel 
country, all destruostion of property not commanded by the authorisel 
officer, all robbery, all pillage or sacking, even after taking a place 
by main force, all rape, wounding, maiming, or killing of such in- 
habitants, are prohibited under the penalty of death, or such other 
severe punishment as may seem adequate for the gravity of ti 
offence. u | 

A soldier, officer or private, in the act of committing such 
violence, and disobeying a superior ordering him to abstain from ih, 
may be lawfully killed on the spot by such superior. 


45. 


All captures and booty belong, according to tha modern law 
of war, primarily to the government of the captor. 

Prize money, whether on sea orland, can now only be elaimel 
under local law. | 


46. 


Neither officers nor soldiers are allowed to make use of their 
position or power in the hostile country for private gain, not even 
for commercial transactions otherwise legitimate. Offences to tie 
contrary committed by commissioned officers will be punished with 
cäshiering or auch .other: punishment as the nature .of the offene 
may. require; if by boldiexs, they shall be punished according to tk 


nature of the oflence. 
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47. 


Crimes punishable by all penal codes, such as arson, murder, 
maiming, assaults, highway robbery, theft, burglary, fraud, forgery, 
and rape, if eommitted by an American soldier in a hostile country 
against its inhabitante, are not only punishable as at home, . but in 
all cases in which death is not inflicted, the severer punishment 
shall be preferred. — 


Section IH. 


Deserters — Prisoners of War — Hostages — Booty on the battle-field, 


48. 


Deserters from the American army, having entered the service 
of the enemy, suffer death if they fall again into the hands of the 
United States, whether by capture, or being delivered up to the 
American army; and if a deserter from the enemy, having taken 
service in the army of the United States, is captured by the enemy, 
and punished by them with death or otherwise, it is not a breach 
against the law and usages of war, requiring redress or retaliation, 


49. 


A prisoner of war is a public enemy armed or attached to 
the hostile army for active aid, who has fallen into the hands of 
the captor, either fighting or wounded, on the field or in the hospi- 
tal, by individual surrender or by capitulation. 

All soldiers, of whatever species of arms; all men who belong 
to the rising en masse of the hostile country; all those who are atta- 
ched to the army for its efficieney and promote directly the object 
of the war, except such as are hereinafter provided for; all disabled 
men or oflicers on the field or elsewhere, if captured; all enemies 
who have thrown away their arms and ask for quarter, ar& prisoners 
of war, and as such exposed to the inconveniences as well as entit- 
led to the privileges of a prisoner of war. 

Bluntfhli, Das Volkerrecht. 31 
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50, 


Moreover, citisens who accompany an army for whatever pur- 
pose, such as sutlers, editors, or reporters of journals, or contractors, 
if captured, may be made prisoners of war, and be detained as such. 

Tbe monarch and members of the hostile reigning family, 
male or female, the chief, and chief officers of the hostile govem- 
ment, its diplomatic agents, and all persons who are of particular 
and singular use and benefit to the hostile army or its government, 
are, if captured on belligerent ground, and if unprovided with a 
safe-conduct granted by the captor’s government, prisoners of war. 


‘ 51. 


I£f the people of that portion of an invaded country which 
is not yet occupied by the enemy, or of the whole country, at the 
approach of a hostile army, rise, under a duly authorized levy, es 
masse to resist the invader, they are now treated as public enemie, 
‘and if captured, are prisoners of war. | 


52. 


No belligerent has the right to declare that he will treat every 
captured man in arms of a levy en masse as a brigand or bandıit. 

If, however, the people of a country, or any portion of the 
same, already occupied by an army, rise against it, they are vie 
laters of the laws of war, and are not entitled to their protection. 


53. 


The enemy’s chaplains, officers of the medical staff, apotheecs- 
ries, hospital nurses and servants, if they fall into the hands of the 
American army, are not prisoners of war, unless the commander has 
reasons to retain them. In this latter case, or if, at their own 
desire, they are allowed to remain with their captured companiom, 
they are treated as prisoners of war, and may be exchanged if the 
commander sees it. 
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54, 


A hostage is a person accepted as a pledge for the fulfiilment 
of an agreement concluded between belligerents during the war, or 
in consequence of a war, Hostages are rare in the present age, 


55. 


If a hostage is accepted, ho is treated like a prisoner of war, 
according to rank and condition, as circumstances may admit. 


56, 


A prisoner of war is subject to no punishment for being a 
public enemy, nor is any revenge wreaked upon him by the inten- 
tional inflietion of any suffering, or disgrace, by eruel imprisonment, 
want of food, by mutilation, death, or any other barbarity. 


57. 


So soon as a man is armed by a sovereign government, and 
takes the soldiers oath of fidelity, he is a belligerent; his killing, 
wounding, or other warlike acts, are no individual crimes or offences. 
No .belligerent has a right to declare that enemies of a certain class, 
color, or condition, when properly organized as soldiers, will not be 
treated by him as public enemies. 


58. 


The law of nations knows of no distinction efcolor, and ifan 
enemy of the United States should enslave and sell any captured 
persons of their army, it would be a case for the severest retaliation, 
if not redressed upon complaint. | 

The United States cannot retaliate by enslavement; therefore 
death must be the retaliation for this crime against the law of 
nations, 


59, 


A prisoner of war remains answerable for his crimes eommitted 
31° 
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against the captor’s army or people, committed before he was cap- 
tured, and for which be has not been punished by his own autho- 
rities. 

All prisoners of war are liable to the infliction of retaliatory 
measures, 


60. 


It is against the usage of modern war to resolve, in hatred 
and revenge, to give no quarter. No body of troops has the right 
to declare that it will not give, and therefore will not expect, 
quarter; but a commander is permitted to direct his troops to give 
no quarter, in great straits, when his own salvation makes it ım- 
possible to cumber himself with prisoners, 


61. 


Troops that give no quarter have no right to kill enemies 
already disabled on the ground, or prisoners captured by other troops, 


62, 


All troops of the enemy known or discovered to give no 
quarter in general, or to any portion of the army, receive none. 


63. 


Troops wo fight in the uniform of their enemies, without any 
plain, striking, and uniform mark of distinetion of their own, can 
except no quarter. 


64, 


If American troops capture a train containing uniforms of the 
enemy, and the commander considers it advisable to distribute them 
for use among his men, some striking mark or sign must be adopted 
to distinguish the American soldier from the enemy. 


65. 
The use of the enemy’s national standard, flag, or other emblem 
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of nationality, for the purpose of deceiving the enemy in battle, is 
an act of perfidy by which they lose all claim to the protection of 
the laws of war. 


66. 


Quarter having been given to an enemy by American troops, 
under a misapprehension of his true character, he may, nevertheless, 
be ordered to suffer death if, within three days after the battle, it 
be discovered that he belongs to a corps which gives no quarter. 


67, 


The law of nations allows every sovereign government to muke 
war upon another sovereign state, and, therefore, admits of no rules 
or laws different from those of regular warfare, regarding the treat- 
ment ef prisoners of war, although they may belong to the army 


of a government which the captor may consider as a wanton and 


unjust assailant, 
68. 


Modern wars are not internecine wars, in which the killing of 
the enemy is the object. The destruction of the enemy in modern 
war, and, indeed, modern war itself, are means to obtain that object 
of the belligerent which lies beyond the war. 

Unnecessary or revengeful destruction of life is not lawful. 


69. 


Outposts, sentinels, or pickets are not to be fired upon, except 
to drive them in, or when a positive order, special or general, has 
been issued to that effect. 


70, 


The use of poison in any manner, be it to poison wells, or 
food, or arms, is wholly excluded from modern warfare. He that 
uses it puts himself out of the pale of the law and usages of war. 
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21. 


Whoever intentionally infliets additional wounds on en enemy 
already wholly disabled, or kills such an enemy, or who orders or 
encourages soldiers to do so, shall suffer death, if duly convicted, 
whether he belongs to the army of the United States, or is an enemy 
captured after having committed his misdeed. 


12. 


Money and other valuables on the person of a prisoner, such 
as watches or jewelry, as well as extra clothing, are regarded by 
the American army as the private property of the prisoner, and the 
appropriation of such valuables or money is considered dishonorabls, 
and is prohibited. 

Nevertheless, if Zarge sums are found upon the persons of pri 
soners, or in their possession, they shall be taken from them, and 
the surplus, after providing for their own support, appropriated for 
the use of the army, under the direction of the commander, unles 
otherwise ordered by the government, Nor can prisoners claim, 
as private property, large sums found and captured in their tras, 
although they had been placed in the private luggage of the 
prisoners. 


73, 


All officers, when captured, must surrender their side-arms ! 
te captor. They may be restored to the prisoner in marked case, 
by tbe commander, to signalize admiration of his distinguished br«- 
very, or approbation of his humane treatment of prisoners belt 
his capture. The captured officer to whom they may be restorel 
cannot wear them during captivity. 


74, 


A prisoner of war, being a public enemy, is the prisoner d 
the government, and not of the captor. No ransom can be paidhy 


a prisoner of war to his individual captor, or to any oflicer @ | 
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command. The government alone releases captives, according to rules 
prescribed by itself. 


75, 


Prisoners of war are subject to confinement or imprisonment 
such as may be deemed necessary on account of safety, but they 
are to be subjected to no other intentional suffering or indignity. 
The confinement and mode of treating a prisoner may be varied 
during his captivity according to the demands of safety. 


76, 


Prisoners of war shall be fed upon plain and wholesome food, 
whenever practicable, and treated with humanity. 

They may be required to work for the benefit of the captor’s 
government, according to their rank and condition. 


17. 


A prisoner of war who escapes may be shot, or otherwise 
killed in his flight; but neither death nor any other punishment 
shall be inflicted upon him simply for his attempt to escape, which 
the law of war does not consider a crime, Strieter means of secu- 
rity shall be used after an unsucoessful attempt at escape. 

If, however, a conspiracy is discovered, the purpose of which 
is a united or general escape, the conspirators may be rigorously 
punished, even with death; and capital punishment may also be in- 
flicted upon prisoners of war discovered to have plotted rebellion 
against the authorities of the captors, whether in union with fellow- 
prisoners or other persons. 


78, 


If prisoners of war, having given no pledge nor made any 
promise on their honor, forcibly or otherwise escape, and are cap- 
tured again in battle, after having rejoined their own army, they 
shall not be punished for their escape, but shall be treated as 
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' simple prisoners of war, altbough they will be subjected to stricter 
confinement. 


79, 


Every captured wounded enemy shall be medically treated, 
according to the ability of the medical staff. 


80, 


Honorable men, when captured, will abstain from giving to 
the enemy information concerning their own army, and the modern 
law of war permits no longer the use of any violence against pri- 
soners, in order to extort the desired information, or to punish them 
for having given false information, 


- Section IV. 


Partisans — Armed enemies not belonging to the hostile army — Scouts 
— Armed prowlers— War-rebels. 


81. 


Partisans are soldiers armed and wearing the uniform of their 
army, but belonging to a corps which acts detached from the main 
body for the purpose of making inroads into the territory occupied 
by the enemy. If captured, they are entitled to all the privileges 
of the prisoner of war. 


82. 


Men, or squads of men, who commit hostilities, whether by 
fighting, or inroads for destruction or plunder, or by raids of any 
kind, without commission, without being part and portion of the 
organized hostile army, and without sharing continuously in the war, 
but who do so with intermitting returns to their homes and avo- 
‚ cations, or with the occasional assumption of the semblance of 
peaceful pursuits, divesting themselves of the chrracter or appearance 
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of seldiers— such men, or squads of men, are not public enemies, 


and therefore,. if captured, are not entitled to the privileges of pri- 
soners of war, but shall be treated summarily as highway robbers 
or pirates, 


83. 


Scouts or single soldiers, if disguised in the dress of the 
country, or in the uniform of the army hostile to their own, em- 
ployed in obtaining information, if found within or lurking about 
the lines of the captor, are treated as spies, and suffer death. 


84, 


Armed prowlers, by whatever names they may be called, or 
persons of the enemy’s territory, who steal within the lines of the 


hostile army, for the purpose of robbing, killing, or of destroying' 


bridges, roads, or canals, or ofrobbing or destroying the mail, or of 
cutting the telegraph wires, are not entitled to the privileges of the 
prisoner of wär. 


85. 


War-rebels are persons within an oecupied territory who rise 
in arms against the occupying or conquering army, or against the 
authorities established by the same. If captured, they may suffer 
death, whether they rise singly, in small or large bands, and whether 
called upon to do so by their own, but expelled, government or not. 
They are not prisoners of war; nor are they, if discovered and 


gecured before their conspiracy has matured to an actual rising, or 


to armed violence., 


Section V. 


Safe-conduct — Spies — War-traitors — Captured messengers— Abuse of 
the flag of truce. 


86. 


All intercourse between the territories occupied by belligerent 
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armies, whether by traflic, by letter, by travel, orin any other way, 
ceases, This is the general rule, to be observed without speaisl 
proclamation, 

Exceptions to this rule, whether by safe-conduct, or permission 
to trade on a small or large scale, or by exchanging mails, or by 
travel from one territory into the other, can take place only accor- 
ding to agreement approved by the government, or by the highest 
military authority. 

Contraventions of this rule are highly punishable. 


87. 


Ambassadors, and all other diplomatic agents of neutral power, 
accredited to the enemy, may receive safe conducts trough the terri- 
tories occupied by the belligerents, unless there are military reasons 
to the contrary, and unless they may reach the place of their desti- 
nation conveniently by another route. It implies no international 
affront if the safe conduct is declined. Such passes are usually 
given by the supreme authority of the state, and not by subordinate 
officors. 


88. 


A spy is a person who secretly, in disguise or under falbe 
pretence, seeks information with the intention of communicating it 
to the enemy. 

The spy is punishable with death by hanging by the nech, 
whether or not he succeed in obtaining the information or in cor- 
veying it to the enemy. 


89. 


If a eitizen of the United States obtains information in a legi- 
timate manner, and betrays it to the enemy, be he a military or 
civil officer, or a private citizen, he shall suffer death. 


90. 


A traitor under the law of wax, or a war-traitor, is a per 
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in a place or distriet under martial law who, unauthorized by the 
military commander, gives information of any kind to the enemy, 
or holds intercourse with him, 


91. 


The war-traitor is always severely punished. If his offence 
consists in betraying to the enemy anything concerning the condition, 
safety, operations or plans of the troops holding or occupying the 
place or district, his punishment is death. 


92. 


If. the citizen or subjeet of a oountry or place invaded or con- 
quered gives information to his own government, from which he is 
separated by the hostile army, or to the army of his government, he 
is a war-traitor, and death is the penalty of his offence. 


93. 


All armies in the field stand in need of guides, and impress 
them if they cannot obtain them otherwise. 


94, 
No person having been forced by the enemy to serve as guide 
is punishable for having done so. 


95. 


lf a citizen of a hostile and invaded district voluntarily serves 
as a guide to the enemy, or offers to do so, he is deemed a war- 
traitor, and shall suffer death. 


96. 
A citizen serving voluntarily as a guide against his own 


country commits treason, and will be dealt with according to the 
law of his country. 


3 


492. Anbang. 
97. 


Guides, when it is elearly proved that they have misled inten- 
tionally, may be put to death. 


98. 


All unauthorized or secret communication with the enemy is 
considered treasonable by the law of war. 

Foreign residents in an invaded or occupied territory, or foreign 
visitors in the same, can claim no immunity from this law. They 
may communicate with foreign parts, or with the inhabitants of the 
hostile country, so far as the military authority permits, but no 
further. Instant expulsion from the occupied territory would be the 
very least punishment for the infraction of this rule, 


99. 


A messenger carrying written despatches or verbal messages 
from one portion of the army, or from a besieged place, to another 
portion of the same army, or its government, if armed, and in the 
uniform of his army, and if captured while doing so, in the territory 
occupied by the enemy, is trested by the captor as a prisoner of 
war. If not in uniform, nor a soldier, the circumstances connected 
with his capture must determine the disposition that shall be made 
of him. 


100. 


A messenger or agent who attempts to steal trough the terri- 
tory occupied by the enemy, to further, in any manner, the interests 
of the enemy, if captured, is not entitled to the privileges of the 
prisoner of war, and may be dealt with according to the circum- 
stances of the case. 


101. 


While deception in war is admited as a just and necessary 
means of. hostility, and is consistent with honorable warfare, the 





Amerifanifche Kriegsartifel ber Vereinigten Staten von 1863. 493 


common law of war. allows even capital punishment for elandestine 
or treacherous. attempts to injure an enemy, because they are 80 
dangerous, and it is so difficult to guard against them. 


102, 


The law of war, like the criminal law regarding other offences, 
makes no difference on account of the difference of sexes, concerning 
the spy, the war-traitor, or the war-rebel. 


103, 


Spies, war-traitors, and war-rebels are not exchanged according ; 
to the common law of war. The exchange of such persons would 
require a special cartel, authorized by the government, or, at a 
great distance from it, by the chief commander of the army in 
the field, | 


104. 


A successful spy or war-traitor, safely returned to his own 
army, and afterwards captured as an enemy, is not subject to puniah- 
ment for his acts as a spy or war-traitor, but he may be held in 
cloger custody as a person individueliy dangerous. 


Seetion VI. 
Exchange of prisoners — Flags of truce — Flags of protection. 
105. | 


Exchanges of prisoners take place—number for number—rank 
for rank—wounded for wounded— with addel condition for added 
sondition-—-such, for instance as not to serve for a certain period. 


106. 


In exchanging prisoners of war, such numbers of persons of 
nferior sank may be substituted as.an equivalent for one of superior 
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rank as may be sgreed upon by cartel, which requires the sanction 
of the government, or of the commander of the army in the field. 


107, 


A prisoner of war is in honor bound truly to state to the 
captor his rank: and he is not to assume a lower rank than belongs 
to him, in order to cause a more advantageous exchange; nor & 
higher rank, for the purpose of obtaining better treatment. 

Offences to the contrary have been justly punished by the 
commanders of released prisoners, and may be good cause for refusing 
to release such prisoners, 


108, 


The surplus number of prisoners of war remaining after an 
exchange has taken place is sometimes released either for the pay- 
ment of a stipulated sum of money, or, in urgent cases, of provision, 
clothing, or other necessaries. 

Such arrangement, however, requires the sanotion of the highest 
authority. 


. 109. 


The exchange of prisoners of war is an act of convenience to 
both belligerents. If no general cartel has been concluded, it cannot 
be demanded by either of them. No belligerent is obliged to ex- 
change prisoners of war. 

A cartel is voidable so soon as either party has violated it. 


110, 


No exchange of prisoners shall be made except after complete 
eapture, and after an accurate account of them, and a list of the 
captured officers, has been taken. 


111, 
The beerer of a flag of truce cannot insist upon being admit- 
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ted. He must always be admitted with great caution. Unnecessary 
frequency is carefully to be avoided. 


112. 


If the bearer of a flag of truce offer himself during an enga- 
gement, he can be admitted as a very rare exception only. It is 
no breach of good faith to retain such a flag of truce, if admitted 
during the engagement, Fiting is not required to cease on the ap- 
pesrance of a flag of truce in battle. 


113, 


If the bearer of a flag of truce, presenting himself during an 
engagement, is killed or wounded, it furnishes no ground of com- 
plaint whatever. 


114, 


If it be discovered, and fairly proved, that a flag of truce has 
been abused for surreptitiously obtaining military knowledge, the 
bearer of the flag thus abusing his sacred character is deemed a spy. 

So sacred is the character of a flag oftruce, and so necessary 
is its saoredness, that, while its abuse is an especially heinous of- 
fence, great caution is requisite, on the other hand, in comvicting 
the bearer of a flag of truce as a spy. 


115. 


It is customary to designate by certain flags, (usually yellow,) 
the hospitals in places which are shelled, so that the besieging enemy 
may avoid firing on them. Theo same has been done in battles, when 
hospitals are situated within the field of the engagement, 


116. 


Honorable belligerents often request that the hospitals within 
the territory of the enemy may be designated, sothat they may be 
3pared. 
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An honorable belligerent allows himself to be guided by flags 
or signals of protection as much as the contingencies and the neces- 
sities of the fight will permit., 

117. 


It is justly considered an act of bad faith, of infamy or fiend- 
ishness, to deceive the enemy by flags of protection. Such act of bad 
faith may be good cause for refusing to respect such flaga, 


118. 


The besieging belligerant has sometimes requested the besiegel 
to designate the. buildings containing collections of works of art, se- 
entific museums, astronomical observatories, or precious libraries, m 
that their destruction may be avoided as much as possible, 


Section VIL. 
The Parole. 


119, 
. Prisoners of war may be released from captivity by exchang 


and, under certain eircumstances, also by parole.- 


120. 


The term Parole designates the pledge of individual good faith 
and honor to do, or to omit doing, certain acts after he who give 
his parole shall have been dismissed, wholly or partially, from the 
power of the captor. | 


121. 


The pledge of the parole is always an individual, but not & 
private, act, 


122. 


The parole applies chiefly to prisoners of war whom the caphf 
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allows to return to their country, or to live in greater freedom 
within the captor’s country or territory, on conditions stated in the 
parole. 


123, 


Release of prisoners of war by exchange is the general rule; 
release by parole is the exception. 


124, 


Breaking the parole is punished with death when the person 
breaking the parole is captured again. 

Accurate lists, therefore, of the paroled persons must be kept 
by the belligerents, | 


125. 


When paroles are given and received there must be an ex- 
change of two written documents, in which the name and rank of 
the paroled individuals are accurately and truthfully stated. 


126, 


Commissioned officers only are allowed to give their parole, 
and they can give it only with the permission of their superior, as 
long as a superior in rank is within reach, 


127, 


No non-oommissioned officer or. private can give his parole 
except through an officer. Individual paroles not given through an 
officer are not only void, but subject the individual giving them to 


the punishment of death as deserters. The only admissible excep- 


tion is where individuals, properly separated from their commands, 
have suffered long confinement without the possibility of being pa- 
roled through an oflicer. | 

Bluntſchli, Das Völlerredt. 32 
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128. 


No paroling on the battle-field; no paroling of entire bodies 
of troops after a battle; and no dismissal of large numbers of pri- 
soners, with a general declaration that they are paroled, is pernit- 
ted, or of any value, 


129. 


In capitulations for the surrender of strong places or fortified 
camps the commanding officer, in cases of urgent necessity, may 
agree that the troops under his command ahall not fight again dı- 
ring the war, unless exchanged, 


130. 


The usual pledge given in the parole is not to serve during 
the existing war, unless exchanged. 
This pledge refers only to the active service in the field, 


against the paroling belligerent or his allies actively engaged intke | 


same war. These cases of breaking the parole are patent acts, and 
can be visited with the punishment of death; but the pledge dom 
not refer to internal service, such as recruiting or drilling the re 
eruits, fortifying places not besieged, quelling civil commotions, 
figthing against belligerents unconnected with the paroling bell 
gerents, or to eivil or diplomatic service for which the paroled offier 
may be employed. 


131. 


If the government does not approve of the parole, the paroled 
officer must return into captivity, and should the enemy refuse id 
receive him, he is free of his parole. 


132, 


A belligerent government may declare, by a general order, 
whether it will allow paroling, and on what conditions it will allor 
it. Such order is communicated to the enemy. 
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133. 


No prisoner of war can be foreed by the hostile government 
;o parole himself, and no government is obliged to parole prisoners 
f war, or to parole all captured officers, if it parolesany. As the 
jledging of the parole is an individual act, so is paroling, on the 
ıther hand, an act of choice on the part of the belligerent. 


134. 


The commander of an occupying army may require of the civil 
flicers of the enemy, and of its citizens, any pledge he may con- 
ıder necessary for the safety or security of his army, and upon 
heir failure to give it he may arrest, confine, or detain them, 


Section VIIL 
Armistice— Capitulation. . 


135. 


An armistice is the cessation of active hostilities for a period 
sreed upon between belligerents, It must be agreed upon in 
riting, and duly ratified Pr the highest authorities of the conten- 


ng parties. 


136. 


If an armistice be declared, without conditions, it extends no 
rther than to require a total cessation of hostilities, along the front 
both belligerents. | 

If conditions be agreed upon, they should be clearly expressed, 
d must be rigidly adhered to by both parties. If either party 
jlates any express condition, the armistice may be declared null 
d void by the other. 


137. 


An armistice may be general, and valid for all points and 
32* 
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lines of the belligerents; orspecial, that is, referring to certain troops 
or certain localities only. 

An armistice may be conceluded for a definite time; or for an 
indefinite time, during which either belligerent may resume hostilities 
on giving the notice agreed upon to the other. 


138, 


The motives which induce the one or the other belligerent to 
conclude an armistice, whether it be expected to be preliminary to a 
treaty of peace, or to prepare during the armistice for a more vi- 
gorous prosecution of the war, does in no way affect the character 
of the armistice itself. 


139. 


An armistice is binding upon the belligerents from the day of 
the agreed commencement; but the officers of the armies are respon- 
sible from the day only when they receive official information of 
its existence, 


140, 


Commanding officers have the right to conclude armistices 
binding on the district over which their command extends, but such 
armistice is subject to the ratification of the superior authority, and 
ceases so soon a8 it is made known to the enemy that the armistice 
is not ratified, even if a certain time for the elapsing between gi- 
ving notice of cessation and the resumption of hostilities should have 
been stipulated for. 


141, 


It is ineumbent upon the contracting parties of an armistice 
to stipulate what intercourse of persons or traffic between the in- 
habitants of the territories occupied by the hostile armies shall be 
allowed, if any. 
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If nothing is stipulated the intercourse remains duspended, as 
during actual hostilities. 


142, 


An armistice is not a partial or a temporary peace; it is only 
he suspension of military operations to the extent agreed upon by 
;be parties. 


143. 


When an armistice is concluded between a fortified place and 
he army besieging it, it is agreed by all the authorities on this 
‚ubject that the besieger must cease all extension, perfection, or ad- 
rance of his attacking works as much so as from attacks by main 
orce. 

But as there is a difference of opinion among martial jurists, 
whether the besieged have the right to repair breaches or to erect 
ıew works of defence within the place during an armistice, this 
‚oint should be determined by express agreement between the 
‚arties, 


144. 


So soon as a capitulation is signed, the capitulator has no right 
o demolish, destroy, or injure the works, arms, stores, or ammunition, 
n his possession, during the time which elapses between the signing 
nd the execution of the capitulation, unless otherwise stipulated in 
he same. 


145, 


When an armistice is clearly broken by one of the parties, 
ıe other party is released from all obligation to observe it. 


146. 


Prisoners, taken in the act of breaking an armistice, must be 
:eated as prisoners of war, the officer alone being responsible who 
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gives the order for such a violation of an armistice. The highest 


authority of the belligerent aggrieved may demand redress for tk 


infraction of an armistice, 


147. 


| 


Belligerents sometimes conclude an armistice while their pleni- 


potentiaries are met to discuss the conditions of a treaty of peace; 
but plenipotentiaries may meet without a preliminary armistice; in 
the latter case, the war is carried on without any abatement, 


Section IX, 


Assassination. 


148. 


The law of war does not allow proclaiming either an indir- 
dual belonging to the hostile army, or a citizen, or a subject of the 
hostile government, an outlaw, who may be slain without trial by 
any captor, anymore than the modern law of peace allows suc 
international outlawry; on the contrary, it abhors such outrage. 
The sternest retaliation should follow the murder committed in con- 
sequence of such proclamation, made by whatever authority. (in- 
lized nations look with horror upon offers of rewards for the asıes 
sination of enemies as relapses into barbarism. 


Section X. 
Insurrechon— Cwil War— Rebellion. 


149. 


Insurrection is the rising of people in arms against their gov- 
ernment, or a portion of it, or against one or more of its laws, or 
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against an oflicer or officers of the government, It may be oonfined 
fo mere armee resistance, or it may have greater ends in view. 


150. 


Civil war is war between two or more portions of a country 
»r State, each contending for the mastery of the whole, and each 
»laiming to be the legitimate government. The term is also some- 
imes applied to war af rebellion, when the rebellious provinces or 
»ortions of the State are contiguous to those containing the seat 
»f government. 


151, 


The term rebellion is applied to an insurrection of large ex- 
‚ent, and is usually a war between the legitimate government 
ff a country and portions or provinces of the same who seek to 
hrow off their allegiance to it, and set up a government of their 
vn. 


152. 


When humanity induces the adoption of the rules of regular 
rar toward rebels, whether the adoption is partial or entire, it does 
ı no way whatever imply a partial or complete acknowledgment of 
heir government, if they have set up one, or of them, asan inde- 
endent or sovereign power. Neutrals have no right to make the 
doption of the rules of war by the assailed government toward 
3bels the ground of their own acknowledgment of the revolted 
eople as an independent power. 


153, 


Treating captured rebels as prisoners of war, exchanging. them, 
ynoluding of cartels, capitulations, or other warlike agreements with 
ıem; addressing officers of a rebel army by the rank they may 
ave in the same; accepting flags of truce; or, on the other hand, 
roclaiming martial law in their territory, or levying war-taxes or 
reed loans, or doing any other act sanetioned or demanded by the 
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law and usages of publio war between sovereign belligerents, neither 
proves nor establishes an acknowledgment of the rebellious people, 
or of the government which they may have erected, as a publie 
or sovereign power. Nor does the adoption of the rules of war 
toward rebels imply an engagement with them extending beyond 


the limits of these rules, It is victory in the field that ends the 


strife and settles the future relations between the contending parties. 
154, 


Treating, in the field, the rebellious enemy according to the 
law and usages of war has never prevented the legitimate goven- 
ment from trying the leaders of the rebellion or chief rebels for high 
treason, and from treating them accordingly, unless they are incu 
ded in a general amnesty. 


155. 


All enemies in regular war are divided into two general da 
Bes; that is to say, into combatants and non-combatants, or unarmel 
citizens of the hostile government. 

The military commander of the legitimate government, in a wat 
of rebellion, distinguishes between the loyal eitizen in the revolted 
portion of the country and the disloyal citizen, The disloyal citizen 
may further be classified into those ceitizens known to sympathiw 
with the rebellion, without positively aiding it, and those who, with 
out taking up arms, give positive aid and comfort to the rebellious 
enemy, without being bodily forced thereto, 


156. 


Common justice and plain expediency require that the military 
commander protect the manifestly loyal eitizens, in revolted territ- 
ries, against the hardships of the war as much as the comme 
misfortune of all war admits, 

The commander will throw the burden of the war, as much 
a8 lies within his power, on the disloyal citizens of the revoliel 


portion or province, subjecting them to a strieter police then ie 
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non-combatant enemies have to suffer in regular war; and if he 
leems it appropriate, or if his government demands of him that 
very citizen shall, by an oath of allegiance, or by some other ma- 
ıifest act, declare his fidelity to the legitimate government, he may 
»xpel, transfer, imprison, or fine the revolted citizens who refuse to 
jledge themselves anew as citizens obedient to the law and loyal 
o the government. 

Whether it is expedient to do so, and whether reliance can 
)e placed upon such oaths, the commander or his government have 
he right to decide. 


157. 


Armed or unarmed resistance by sitizens of the United States 
‚gainst the lawful movements öf their troops is levying war against 
he United States, and is therefore treason, 
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Bundesverfaſſung, fchmeizeriihe 122 % 
160 n. 

Bynkershoek 14 n. 1, 151n, 142, 
568 n, 674 n. 1, 742 n. 


C. 


Caboto, Seefahrer, 278 n. 
Cabotage |. Küftenhandel. 
Ganning 30 n., 763 n. 2, 
Garl II. 117 n. 

Carl V. 186 n, 
Gapellenredt 204—207. 
Caper f. Kaper. 


in Feindesland 





Regifter. 


Gapitulation 697—699. 

Gartelfchiffe 680. 

Gartelverträge 614 n. 679. 

Casus foderis 449 n. 1. 

Chriftentfum, beffen Einfluß auf bas 
Völkerrecht ©. 12 ff. 

Geremonialgefandte 181. 227. 

Geremoniel 171 n. 188. 189. 

Glaufel: „rebus sic stantibus‘ 456. 

Codifikation, erſte norbamerifanifche, des 
Kriegsrehts im Landfriege S. 5 fi. 
und Anhang. 

Golleftivgarantie 440. 

Eolonialitaten 79. 

Colonieen, ſüd⸗ und norbamerifanifche, 
29 n. 31 n. 10 1. 277 n. 2. 

Coloniſten 279. 280. 

Combattanten |. Kämpfer. . 

Commandant, eines fejten Platzes 552, 
553. 

Commifjäre, völferrehtliche 243. 

Goncorbate 26 n. 443. 

Conferenzen 12 n, 1. 

Conflikt der Statsrechte und Bürger: 
pflichten 374. 

Gonftifte, Entſcheidung der, über bie 
Nechte der Erterritorialen 224. 

Eonflikte, Schlichtung ber völkerrechtlichen 
481 ff. 

Congreßakte, Wiener 53 n. 710 n, 1. 
745 a. 

Congreſſe, allgemeine, S. 4. 12 n. 1, 
108—114. 

Congreſſe, von Wien ©, 19; 91. 109 n.;5 
von Genf S. 35; von Aachen, Laibach 
und Derona ©. 47; — 3n.2.84 n, 
90 n, 106 n. 108 n. 120 »2. 351 n. 
474 n. 3. 

Connivenz, ftatlihe 466 n. 467 n. 2. 

Consensus gentium 13, 

Confularagenten 271 n. 

Conſulate, Conſule: im Allgemeinen 
©. 225 Begriff und Stellung 244; 
Patent 245; Crequatur 246. 248. 
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556 n.; Errichtung 247: Arten 249; 
find diplomatifche Agenten 250; Recht 
zur Nusfertigung von Päſſen 251; 
Gerichtsbarkeit 252. 259. 269; Schieds⸗ 
richteramt 253. 259. 320; Schutzrecht 
(pflicht) 24 - 257; Schiffspolizei 258; 
Disziplinargewalt 260; Unterſtützung 
ber Schiffsführer 261; Conſtatirung 
der Seeſchäden 262; Schiffsreparaturen 
u. Verkaufsrecht 263; Recht bei Schiff⸗ 
brüchen 264; R. zur Führung der 
Standesregiſter 266; NR. zur Erthei⸗ 
lung der Volljährigkeit 266; Privi⸗ 
legien der levantiniſchen Conſuln insbeſ. 
269; Beſoldung 270; Rangklaſſen⸗ 
beſtimmung 271; Wappen⸗ u. Flaggen: 
recht 272. 

Gontinentaljperre S. 4. . 

Eontrebande S. 45. fiehe auch: Krieges 
contrebande, 

Gontributionen ©. 39. |. au: Gelb: 
contributionen. 

Gontumazanftalten 508. 

Eonvocirung 824—826. 

Courtoifie 154 n. 

Grebitiv 183—187.228— 233. 236—238. 
245. 

Gromwell 117 n. 500 n. 3. 

Eultus, Unterdrüdung bes 577. 

Euriere 198. 199. 639. 


D. 


Dante 5 n. 

Decretum Gratiani ©, 12. 679 n. 

Deditionsformel, altrömilche 702 n. 

Defenfivallianzen 446 n. 447 n, 1. 

Deferteure 627. 

Dienfte, gute (bons offices) ©. 29; 
483, 484, 498 n, 

Diplomaten, biplomatijcher Körper ©. 22; 
— 27, 182, 473. 

Diplomatiihe Sendung, deren Enbe 
227 ff., deren Unterbrehung 237, 

Diplomatiſche Verhandlung 482, 
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Diplomatifcher Verkehr 537, 796, 797. 
Directorialregierung, franzoͤſiſche 117 n. 
DonaufürftentKümer 432 n. 
Droit d’aubaine 393 n. 
„ de perquisition 393 n. 
„ du renvoi 383 n. 
„ de visite 352 n. 
Dufour, General 586 n. 
Dunant, Genfer Arzt 586 n. 
Durdfahrt 310. 
Durchſuchungsrecht S. 45; 819—826. 
Dynaſtie, Berträge eines States mit 
einer 43 n. 443 n. 1; — reſtaurirte 
Dyn. 44. 


Ehre, Berlebung ber, eines States 463. 

Eid u. Ehrenwort 425, 737. 

Eigengewäfler S. 28. 321 n. 2. 342; 
neutrale: 773, 786, 787, 814. 

Ginigung, nationale 517 nm. 

Eingquartierung 653 n. 2. 

Einverleibung 50 ff., 287, 288; 715 n. 

Einzelfampf 578. 

Einzelftat 71, 444 n. 1. 

Embargo 509, 669. 

Enge Meere 309 n. 

Entbedung ftatenlofer Länder 278. 

Entlaffung, eines Gefanten 169 n. 

. ber Kriegsgefangenen, auf 

Ehrenwort 617—626. 

Entjhäbigungspfliät für NRequifitionen 
653, 655, 656. 

Entftehung eines neuen States 28 fi. 
279 n. 288 n. 4 

Entwafinung, flüchtiger Truppen 776, 
einbrechender Truppen 788. 

Entwidlung bes Völferredts S. 10 fi. 

Erbrecht, Erwerbgrund ber Statshoheit 
293, 

Erbverträge 443 n. 1. 

Erfüllungss und Erfaßforberung 462. 

Eroberung 289, 576 n.2, 715 n., 733. 

Stappenftraßen 771 n. 


Regifter. 


Gtifetteverfiöße 190 n. 

Erefutionstrieg 514. 

Eremtionsredt 139, 141, 
209, 218, 267. 

Erequatur 246, 248, 273, 274. |. ud 
Gonfuln. 

Erterritortalität 129 n., 135—153, 1%, 
216 n., 267, 321. 


F. 

Familie, ſouveräne 127. 

Familiengenoſſen ber jouveränen Perſonen 
154—158. 

Samiliengenofien und Gefolge eines Er: 
territorialen 145 —149, 211— 215, 219. 

Fecialrecht, altrömifhes 406 n. 

Fehderecht 511 n. 522 n. 1. 

Feinde ©. 31 und 355 531—533, 569, 
578 ff., 594. 

Feindesſchonung, Grundſatz ber 585. 

Feindliche Perſonen im eigentl. Sime 
569, 570, 575, 578, 594. 

Feldgeiſtliche S. 34. 578, 587, 599. 

Fiſcherboote 667. 

Fiſcherei, freie 307, 310, — an ba 
engliſch⸗ amerikaniſchen Küftengewäflern 
718 n. 2. 


154, 197, 


Fiskus 442 n. 


Flagge 324. 325. 328. 329. 339. 343. 
„ neutrale, deckt bie feindliche Waare 
©. 42; 794. 

Flagge (Fahne), weiße, Aufbiften um 
Auffteden derſ. 697 n. 1. 

Tlibuftier 513 n. 1. 

Flüchtlinge 395—400. 

Flüſſe S. 27. 

Fluß, als Grenze 298, 299. 

Flußſchiffahrt 47. 

Fluß: und Schiffahrtspolizei 313. 

Tlußzölle ©. 28, 

Fedus iniquum 444 n. 2, 

Franklin ©. 41. 

Treiheit, der Staten 8, 9, 64 ff. 
„prerſoͤnliche 360 ff. 








Regiſter. 


Freiheit, religidſſe S. 21. 

„des Verkehrs ©. 25. 

„decr Schiffahrt ©. 25 ff. 
Freiſcharen 512 n. 2, 570, 572, 758 n. 
Frei Schiff, frei Gut ©. 43; 79. 
Freizügigkeit ©. 24. 

Fremdenrecht ©. 23 fi.; 381—394; 411, 
472. 
Friede S. 9. 
„von Adrianopel (1829) ©. 26; 
von Nanking (1842) ©. 25; von 
Raris (1856) ©. 26, ©. 28, ©. 29, 
©. 42, ©. 43, ©. 45; 305 n, 
- 308 n.; von Baris (1814) ©. 27; 
von Utrecht (1713) ©. 19; 351 1. 
Friebens- Allianzen 446 n. 
„  :Blofabe zur See 507. 
„ Bruch 465, 725, 726, 


„  Bongreh, Pariſer (1856): ©.17. | 


S. 26; 106 n., 111 n, 484 n, 
498 n., 670 n. 2, 794 n, 795 n., 
801 n.2, 828 n. 1. fiehe auch: Friebe. 

Friedens⸗Congreß, in Münfter 149 n. 
„ Schluß: 289, 703-709, 714— 
724; 731, 733, 734, 736, 861. 

jriebenssUnterhandlung, Eröffnung der 
705 n. 1. 

jriebens-Bertragsverlegung 725 n, 2. 

riebrih d. Große 500 n. 3, 658 n,, 
842 n. 

rürften, enttbronte 118, 443 n. 1. 


zarantie, Garantieverträge: 430-439, 
486. 
zarantibeſchluß 432 n., 440 a, 
saribaldi 512 n. 2, 570 n. 1 und 2. 
jebietshoheit: Begriff 276; Inhalt 277; 
Subjeft 277 n. 1; Begründung 289, 
291, 293; Formen bes Erwerbs 292; 
concurrirende ber Uferftaten 300, 303, 
304, 316; beiäränfte 309, 3105; fiehe 
auch: Statsbienfibarkeiten. Auadeh⸗ 
dehnung auf Schiffe u. |. w. ©. 27, 
— 318; Verpfändung ber. 428, 
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Gebietsperminderung 46. 

Gebirgszug, als Grenze 297. 

Gefangennahme, eines _ &rterritorialen 
überhaupt 142, 500 e und f; eines 
Gefandten 136 n. 210; — eines Neu- 
tralitätsbrehers 7885 — eines Sou⸗ 
veräns 130 n., 142; biplomatifcher 
Agenten 637. 

Geifeln 426, 427, 500 e, 600. 

Geldcontributionen 654, 717. 

Geleitfcheine 675— 677. 

Geleitihiffe 824—826. 

Gemal, Gemalin, fürftlficher (e) 134 fl. - 

Gemeinflüffe 314 n. 

Semeingefährliche Verlebungen bes Völ⸗ 
kerrechts 471—473, 478. 

Generalconfuln ©. 23, 271. 

GenfersBertrag v. 1864: 586 n. 

Gerichtsbarkeit, ber Eivilgerichte, 
bie Exterritorialen 140. 

Germanen, das Bölferreht ber ©. 14 
und 19. 

Geſammiſtat (Statenverein) 71 ff., 432 n., 
444 n. 1, 480, 496, 514. 

Gejante: deren: Unverletzlichkeit S. 21 ff,; 
Einrichtung ſtändiger S. 225 völker⸗ 
rechtl. Perfönlichkeit 27; Begriff 170; 

‚Klaffen u. Arten 171 ff.; im Alter 
tum 174 n.; ſtändige und nichts 
ſtändige 180; Beginn des Charakters 
183 ff.; perfönliche Rechte u. Pflichten 
191 ff.; Disziplinargewalt über ihre 
Angehörigen 216, Gerichtsbarkeit über 
biefelben 216 n., 217, 220, 2215 
Steuerfreiheit 222, 223; Abberufung 
228 ; Beförderung 236 ; Verabichiebung, 
feierlihe 238; Verlaffenfhaft 240; 
Suspenfion ihrer Thätigfeit im Kriege 
555; neutrale Gel. 555; Bruch ihrer 
Rechte 191 ff., 472. 

Geſantſchaftsrecht, aktives 159 ff. 

Geſchäftsträger (charges d’affaires) 
171, 174, 233. | 

Geſetzesrecht 12 n. 2, 


über 
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Geſetzgebung, völkerrechtl. S. 2—7. 

Gewäſſer, Gemeinſchaft ber S. 25 fi. 

öffeniliche 304 ff. 

Gewalt, angebliche Herrichaft ber ©. 9 fi. 

Glaubensverjolgungen 411, 472. _ 

Gleihgewiht 95 — 100. 

Gottesfriebe (treuga Dei) 687 n. 

Gregor XVI. Pabſt 117. m. . 

Grenzen, bes Statsgebiets 296 ff. 

„ be Voölkerrechita ©. 17, — 
iu.ff 

Grenzregulirungen 47. 

Stenzverhältnifie 42 n. 

Grenzzeichen 296 n. 

Groot (Grotius) Hugo de ©. 16, ©. 26, 
©. 31, 8.32; 1n.2, 16 n, 151 n., 
210 n., 3904 n., 657 n, 1, 79 m, 
142 n, 

Großſtat, nationaler, 99 n, 

Grundlage bes Bölterrehts ©. 1 u. 2. 
1 u. fl. 

Güter, geborgene, 668. 


5. 
Hafenordnungen 327 n, 
Halbjouperänetät 78, 
Hamilton ©. 45, 
Handel, mit Waffen u. bergl. 765. 
Hanbelsconfuln S. 22 u. 23. 
Hanbelsichiffe, feindliche, 669. 
Hanbelsverfehr, deſſen Hemmung, 500. 
„ neutraler, 798 fi. 

Handlungsfähigkeit der Staten 62 u. 63, 
Häufer, dynaftifche 293 n. 
Hausredht, des Geſandten 206 n. 
Haverei 262. 
Heffter 16 n., 367 n., 568 n., 718m. 5. 
Heimatslofigfeit 369. 
Heimfallsrecht ©. 24. 
Heinrichs' VII., engliſche Parlamentsafte 

v. 1494: 117 n. 
Hellenen,. das Völkerrecht der, S. 10 u. 11. 
Herrenloje Sadye 277 n. 2. 
Hierarchie, römiſche, 165 n. 


Regifter. 


Hörigkeit, bäuerlide S. 19. 

Hülfslohn 336 n. 

Hülfstruppen, Zufuhr von 815. 

Humanität, bie, das Weſen ber Eivili: 
ſation 5 nn 

Humboldt, Wilhelm von, ©. 28, 312 1. 


J. 


Incognito 133. 

Indult 669 n. 

Innocenz IIL, Pabſt, 560 n. 
Inſeln, neugebilbete, 295. 


Inſtruktion, für die Armeen ber Be: 


einigten Staten im Feld S. 5 u.6 
und Anhang. 
Interimsgeſandier 180. 
International law 1 n. 2. 
Snternirung 398 n., 776. 
Internuncius, Öfterreichifher 173 n. 
Internuncien, päbftlihe, 173. 
interpretation ber Statenverträge 43. 
Mmtervention, beren: Unzuläßigfeit im 
Allgemeinen A474; Geſchichte 474 1 
2—4; Zuläßigfeit auf Anrufen 475- 
477; Zuläßigfeit ohne Anrufen 478, 
480, 515 n.; Abwehr burch die übrigen 
Mächte 479. 
Intervention, des Heimatſtates 380 n, 
" bes Garanten 431 u. f 
Snterventionen, ber heiligen Allianz, 681. 
Snterventionsrecht u. Politit 107, 10x 
Stalien, Königreid 104 n., 125 n. 
Jakob II. 117 n., 118 n. 
jus albinagii 393 n. 
„ avocandi 375, 394. 


8. 

Kämpfer (combattans) 578, 594. 
Kaiſerthum, römiſch⸗deutſches S. 15. 
Kant ©. 24. 
Kanonenſchußweite 302, 309 n. 
Kaperbriefe 670 n. 1. 
Kaperei, Abſchaffung ber, S. 41 u. 2 

— 60.23 
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Kaperſchiffe 349 n. 3, 501 n. 2, 572, 
670. 

Katharina IL. von Rußland ©. 44. 
Kent 16 n. 

Kirche, römiſch-katholiſche, im Mittelalter 
26 n. 

Kirchen, die riftlichen, find Teine völfer- 
rechtl. Perſonen i. engern Sinne 26. 

Klüber 742 n. 

Knechtſchaft, erblihde ©. 19. 

Königsfammern 309 n. 

Krankenwagen (Ambulancen) 586 ff. 

Krieg ©. 7, ©. 9, S. 30; deſſen: Be- 
griff 510; gerechter, ungerechter, völfer: 
rechtswidriger 447, 515, 519, 520, 
535; fein Einfluß auf die Verträge 461. 

Kriegs: Allianzen 446 n., 447, 

Anleihe 768. 

Artikel, norbamerik., ſ. Anhang. 

:Ausrüftung 57, 645, 664. 

„ Beute im Lanbfriege: 644—650, 
659. 

Kriegs:Beute im Seefriege: 6645 — 
Rückgabe berjelben 722, 723. 

Kriegs-Contrebande ©. 42, — 765, 794, 
795, 801, 802; abfjolute 803; relas 
tive 805, 806; dann noch 807—817. 

Kriegs: Depefhen 803 n. 5. 

:Dienft 576. 

⸗Erklärung 521—525, 537. 
Eröffnung 525—528. 
Gefangene ©. 35, 349 n. 2 u. 
582, 585, 593—626, 639, 716, 
737, 738. 

Kriegs: Serichte, ſtandrechtliche, 547 n.2, 
548. 

Keriegs⸗Gewalt, Rechte und Pflichten der 
541—551; 568--577. 

Kriegs-Laften ©. 39. 

„Manifeſt 522, 524. 

„ Mittel 534; unerlaubte: 557— 

563, 566; erlaubte: 564, 565, 583. 
Rriegs-Parteien 511—514, 530. 

„ Mebellen 643. 

Bluntſchli, Das Völkerrecht. 
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KR SE zu zu 


513 


Kriegs-⸗Recht S. 30 n. ff.; Ausübung 
besj. 542, 543, 550; Mißbrauch desſ. 
542, 

Kriege-Rüftung, ift Gegenftand bes Beute⸗ 
rechts ©. 39. 

Kriegs-Schiffe 321; nothleidenbe: 
776. 

Kriegs-Sitte, gute, 554, 560, 567, 
578 n., 622 n., 661, 685, 807. 

Kriegs-Trophäen 650 n. 1 und 3. 

„ Urfachen 516—519, 536. 

„ »vVerräther 631—634, 639. 

„ Biel 536. 

„ BZuftand, Wirkungen bes, 529 ff. 

Kündigungsrecht, einfeitiges, eines Ver⸗ 
trages 454, 458. 

Küften S. 26 u. 27. 

„  :Gemwäfjer, neutrale, 772, 

„ Handel (Cabotage) ber Neu⸗ 

tralen 800. 
Küften-Saum 302, 303, 309, 322. 

„ :Schub 303. 

„ :©tat 322, 323, 325, 338. 
Kurfürften, Rang ber, 87 n. 
Kurhefjiicher Rechtsſtreit 733 n. 


v. 


Landeskirche 26 n, 

Sandesverrath 631 n., 634 n, 

Landjee, als Grenze 301. 

Landſperre 506 n. 2. 

Landſturm 597, 598. 

Laurent ©. 14; 425 n., 663 n. 

Lebensmittel, Zufuhr von, 807. 

Legaten und Nuncien, päbftliche 165 n., 
172. 

Legati a (de) latere 172 n. 2. 
„ reverentie 181 n. 

Legitimität (Jllegitimität) einer Stats⸗ 
regierung 120. 

Legitimitätspolitif 120 n. 

Regitimitätsprinzip S. 47 u, fi. 

Lehensherrlicher (oberherrlicher) Stat 
77, 444 n. 1. 


775, 


33 
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Leibeigenichaft, Aufhebung ber in Ruß⸗ 
land, ©. 20. 

Leinpfad 312. 

Licenzen (Grlaubnißfeeine) 674 n. 4. 

Lieber, Brofeffor S. 5, S. 30. 

Lincoln ©. 5, 349 n., 3, 832 n., 1. 

Localifirung d. Krieges ©. 44, 747. 

Londoner Vertrag (v. 15. Nov. 1831) 
745, b. (v. 1867) 745 d. 

2008, Entſcheidung durch das, 178. 

Losfagungsreht (von ben Goncorbaten) 
443 n. 3. 

Ludwig XIV. ©. 22. 

Ludwig XVIIL. 117 n. 

Ludwig Philipp 117 n. 

Lüneviller Friede 298 n. 2, 


Magna Charta, englifhe (v. 1215), 
657 n. 1. 

Majeſtät (Titel) 89. 

Manus Geſetzbuch 585 n. 

Maria Stuart i30 n. 

Marinegerichtsbarkeit 321 n. 

Martetender 578. 

Marode, Marobeurs ©. 35, S. 39, 642. 

Martens 200 n., 202 n. 

Mebiatifirung 288 n. 4. 

Meer, als Grenze 302. 

Meer, Freiheit desſelben ©. 26; 304, 
305. 

Meere, geichloffene, 306. 

Meereseinbrühe 309. 

Mebrbeitsbefchlüffe 10, 113. 

Menſch, ber einzelne 23. 

Menſchenrechte S. 19; 529 n. 2, 533, 

Metternich 120 n. 

Militärcapitulationen 759 n. 

Militärpfliiht 391. 

Militärſpitäler 586 ff., 685. 

Minifter, bevollmädtigte 171, 173 n. 

Minijterrefidenten 171, 174. 

Minneverfahren 481—487. 

Mittel, friedliche, des Völkerrechts © 8. 


Regifter. 


Miffion, außerordentlide, 175. 
Mobiliar, eines Erterritorialen, 153. 
Monroeboltrin 474 n. 3. 
Montesquieu 7 n. 

Mortara, Raub bes, S. 21. 
Moynier, Präfident 586 n. 


Napoleon I. 117 n., 130 n. 


Napoleon UL 108 n., 109 n., 117 n, 
124 n. 
Nation 1 n. 2, 
Nationalität, ber 
Nationalftat 288. 
Naturzuftand , angeblicher, 529 n. 1, 
538 n. 1. 
Napigationsatte 327 n. 
Nebenlänber 80. 
Nebenvertrag 430—432. 
Neugeftaltung e. States 517. 
Neutralität im Allgemeinen ©. 44 u. ff.; 
Begriff der NR. 742, 743; Grund: 
bedingung d. N. 744; Arten der R. 
745— 748; Bedingungen ber N. 749 
u. ff.; Pflichten ber Neutralen 756 
u. ff.; Rechte der Neutralen 783 u. ff.; 
Hanbelsverfehr d. Neutralen 798 fi. 
Neutralität, Belgiens 432 n., 440 n, 
745 b); Luremburgs 440, 
745 d) ; ber Schweiz 745); 
Serbiens 745 c). 
" bewaffnete (von 1780 und 
1800) ©. 44, 447 n. 1, 
794 n., 801 n. 2, 803 n. 
3, 824 n., 825 n., 830. n, 
835 n. 4. 
„ der Kranfenwagen, Militärs 
ipitäler u. f.w. 58659. 
Neutralitätsatte, engliſche (v. 1819) u. 
nordamerifanifhe (v. 1794 u. 1816) 
©. 45. 
Neutralitätsbuh 779-781, 788 — 790. 
Neutralitätsgeſetz der Ver. St. v. Nord⸗ 
amerifa 763 n. 2. 


Schiffe 324 u. ff. 
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Nichterfüllung, ber völkerrechtlichen Ver⸗ 
bindlichkeiten 462. 

Nichtinterventionsprincip 474 n. 3 u. 4. 

Nichtkämpfer (non combattans) ©. 34, 
578, 595. 

Nikolaus I. Kaifer 124 n. 

Nomadenvölfer 20. 

Nothwehr, Recht der, 144, 194. 

Notififation, ber Ankunft von Gefandten 
187; ber Thronfolge 229, 

Nuncien fiehe Legaten. 


O. 
Occupation herrenloſer Sachen 277n.2. 
geſtrandeter Waaren u. ſ. w. 
335. 
. ftatenlofen Landes 278, 279 
— 283. 


Dffene See — als Kriegsfeld 814. 

Offenfivallianzgen 446 n., 447 n. 2. 
Officiere neutraler Staten 638 n. 1. 
Drgane, völfertechtlihe 115 ff. 


2. 
Pacifico-Angelegenbeit 500 n. 3, 502 n. 


pacta 405 n. 
pactum instar legis 402 n. 


Päbfte, deren völferrechtliche Stellung im 


Mittelalter S. 12; 425 n. 
Panin, ruffiiher Kanzler, ©. 44. 
Pardon, fiehe Quartiergeben. 
Barijer:Vertrag vom 30. mir 1866 
145 c. 
Barlamentäre 681—684, 687 n., 697 n.1. 
Barlamentärflagge (Fahne) 681, 684. 
Barole ſ. Ehrenwort, . 
Barteigänger 570. 


Barteien, find nicht Subjekte des Völker: 


rechts im e. Sinne 24. 
Bartifularftaten 99 n. 
päſſe 186. 
Bäffe, militärifche 675— 678, 792. 


Baßzuftelung an einen Gefandten 210. 
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Patent, der Confuln 245. 

Penn, William 280 n. 

Pentarchie 103—107, 471 1. 

Perſonal, ber Spitäler und Ambulancen 
587 u. ff. 

Berfonalprincip 379 n 

Perſonalunion 51, 74, 75. 

Berfonen u. Güter, neutrale, 793—795. 

Perſonen, völferrehtlihe 17 u. fi. 

Peter d. Gr., von Rußland 133 n,, 
218 n. 

Pfandnahme, gewaltjame, 429. 

Philimore 762 n. 

Piraten, Biraterie 349, 351, 472, 513, 
521 n. 

Piratenſchiffe 343 -351. 

Piratenſtaten 349. 

Plätze, offene und feſte, 554 n. 

Platen S. 11. 

Plünderung 661. 

Portalis 531 n. 

Postliminium 727—741, 860 n. 1. 

Präſident, einer Republik, 126, 128. 

Praxis, ſtatliche, des vor. Jahres 77 n. 

Praris, ſtatsmänniſche, deren Einfluß auf 
das Völkerrecht S. 15; amerik. S. 46. 

Preßfreiheit während des Kriegs 545 n.1. 

Preußen 104 n. 

Prinzen und Brinzeffinen, der jouveränen 
Häufer 157, 158. 

Brife, Prifenrecht, Priſengericht ©. 45; 
346, 347; 500 n. 3, 507, 509 n,, 
527 n., 668, 672, 741, 777 n., 786, 
809—811, 818, 822, 825, 841 u. fi. 

Brivateigenthum, im Landfriege ©. 36 ff. 
652, 653 u. ff.; im Seefriege: 665, 
666. 

Privateigenthum, bed States 58. 

Privatgut, fürftliches, 734. 

Privatgut, deſſen Beſchlagnahme, 500. 

Privatfrieg 670.n. 1. 

PBrivatperfonen im Kriege 530, 531. 

Privatrechte, Schuß derjelben durch das 
Völkerrecht ©. 18. 
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Privatrepreffalien 503 n. 

Proteft 482. 

Protokolle, völferrechtlide 12 n. 2. 
Brovincialfhulden 47. 
Bufendorf ©. 16, ©. 31; 
Punftationen 418. 


O. 


Quartiergeben 580 - 584. 
Quellen, des Völkerrechts S. 3 u. ff., 
10—16. 


7n 


Rang, ber Staten 84 ff. 
kaiſerlicher 86. 
„königlicher 87, 172. 
„ ber Familiengenofjen eines Sous 
veräns 155 u. ff. 

der Gejandten 171 u. ff. 
Rangerböung, eines States, 94, 
Rangorbnung, ber Geſandten untereinan: 

ber 176. 
Ratififation, dev Verträge, 419-421. 
Raubftaten, afrifanijche, 513 n. 2. 
Räuber 571, 641. 
Recht, ber nationalen Entwidlung und 
ber Selbſtbeſtimmung ber Völker 

S. 46 u. ff. 

„conventionelles und nothwendiges 

402 n., 460 n. 

„ internationales 1 n. 2. 

„ ber königlichen und faiferlichen 
Staten 89, 
Rechtsbruch 464, 465. 
Rechtsbücher, völkerrechtliche ©. 6. 
NRechtsgleichheit der Staten 81 u. fi. 

. ber Völker 2. 
Rechtspflege, völferrechtlihe S. 7—8. 
Redteihug S. 7; ftatliher in ber 

Fremde S. 24—25. 
Nechtsverjchiedenheit, Fein Grund zur Re: 
torfion 505 n. 2. 
Nechtsverwahrung 482. 


Regifter. 


Recrebitivfchreiben 238, 
Recognitionspatrouillen 630. 
Reichsverfaſſung, alte deutjche, 160 n. 
Neihenfolge, der Staten, bei ber Unter: 
zeichnung v. Alten u. Verträgen 178. 
Reisläufer 758. 
Religion und Recht 6 n. 2. 
Religionsübung, Recht ber Geſandien 
auf freie, 203, 208. 
Repräfentationsrecht im Völkerrecht 115, 
116, 454 n. 
Repreffalien: S. 34; zuläffine, ohne Krieg 
500; unzuläfjige 501. 
„ Umfang ber 502. 
" berechtigt bazu 503. 
" Dauer berfelben 504. 
im Kriege 567, 580, 685 n. 
Reprife 846, 859, 860. 
Requijitionen 653, 717. 
Reftaurirte Regierung 731— 735. 
Retorfion 505. 
Rettungsanftalten 337, 338. 
Rettungslohn 336 n. 
Revolution, griechiiche, belgifche, 
fiihe 120 n. 
Rheden ©. 27. 
Rheinſchiffahrt ©. 27. 
Richelieu ©. 22. 
Nömer, das Völkerrecht 
512 n. 4. 
Rücktrittsrecht von Vertrage 455, 462, 
500 g. 


franzö: 


der ©. 11, 


©. 


Säfufarifation 288 n. 4. 
Saint Pierre, Abbe, 95 n. 
Schätzungsverfahren 488 n. 
Schiedsgericht, ©. 8, ©. 29 u. ff.; bar 
Päbſte im M.⸗A. ©. 12 u. ff. 
Schiedsrihterliches Verfahren 488 — 498. 
Schiffahrt, freie, S. 25 fi, 307, 308, 
310, 312, 314, 316, 325, 327, 4. 
Schiffahrtsafte, engliihe (1854) 330 n, 
333 n., 335. n., 336 n., 337 n. 





Regifter. 


Shiffahrtsgebühren 315. 
Schiffe, geftrandete 668. 
Schiffe: Gebietstheile bes Landes 317. 
„H.andels- oder Kriegsjchiffe 317 n. 
„ fremde 319, 323, 328, 339, 
341. 
„» auf offener See 318. 
» Gerrichtsbarkeit darüber 
320. 322. 
exterritoriale 321. 
barbarifcher Stämme 325 n. 
Papiere berjelben 326. 
Ausweichen der 330. 
Fahrregeln für bie 331, 332. 
„ in Seegefahr 333, 
. . nationale 350, 
Schiffbrüchige 334, 337, 338. 
Schiffsrecht 317 u. ff. 
Schill 512 n. 2, 
Schleſiſche Landesſchuld 500 n. 3. 


319, 


Schranfen des Völkerrechts S. 17 u. ff. 


Schubfahnen 685. 

Schuthoheit 78, 403 n. 

Schugpflicht, ber Staten gegenüber ben 
Geſandten 192, 239, 275. 

Schutzrecht u. Pflicht d. Staten, gegen: 
über ihren Angehörigen im Auslande 
380, 384, 468. 

Schutzſtaten 78; deren Rang 92, 444 n. 1. 

Schutzwachen, Schubbriefe 686. 

Schuß: und Trußbündniffe 446 n. 

Schweden 104 n. 

Seebeute 111 n. 

Seeblofabe 506 n. 2. 

Seebäfen ©. 27, 309. 

Seeherrichaft, angemaßte 304 n., 305. n., 
310 n. 2, 472. 

5eehobeit, angemaßte, d. Engländer S. 26. 

zeekriegsrecht ©. 40 u. ff. 

Seepolizei, völkerrechtliche ©. 20; 341 n., 
344 n. 

;eeraub, autorifirter ©. 41. 

jeeräuber ©. 35, 343. 

zelbſtändigkeiten ber Staten 8. 
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Selbftändigfeiten, beren Beſchränkung 9. 
Selbitbefreiung eines Volkes vom Feinde 

730. 
Selbfthülfe, gewaltfame, ©. 7 ff., 429, 
448, 464, 449 ff., 510 ff. 

" zur See 340 n., 348. 

Siegelung ber Verlaſſenſchaft von Ge: 
fanten 240. 
Siegesdenfmäler 650 n. 2. 
Sklavenhandel 351, 363. 
Sklavenmärkte ©. 20, 363. 
Sklavenſchiffe 351. 
Sklaverei, Verhalten ber Römer, des 
Chriſtenthums dagegen ©. 18 
—19. 
n die, im germanifirten Europa 
©. 19. 
„ in Amerifa ©. 19; 
" Verhalten der Engländer das 
zu ©. 19. 
" Erklärung des Wiener Con⸗ 
grejjes dagegen ©. 19, 351 n. 
" Verbot berfelben durch bie ©. 
St. v. R.:Amerifa ©. 19. 
v Mapregeln dagegen ©. 20. 
v Aufhebung in Norbamerifa 
©. 20, 15 n., dann 360, 
361, 362, 411, 472. 
Sonderbundstrieg, Schweizer, 514 n. 1. 
Souveräne, deren völferrechtliche Per: 
jönlichfeit 27; Verträge beri. 443. 
Eouveränetät der Staten 64—80. 
Souveränetätsrechte, des States, 68. 
Spanien 104 n, 
Spione, Spionerie S. 35, 628, 629, 
630, 633, 639, 683. 
sponsiones 405 n. 
Stämme, barbarifche, 280. 

" wilde, 535 n. 2, 557 n. 
Standrecht ©. 35. 348, 547, 548, 
Stapel: und Landungspläge 315. 

Stat, der, Begriff ©. 2. 
Staten: Subjefte bes Völkerrechts 17 u. ff.; 
Entftehung und Anerkennung neuer 
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Staten 28 ff.; Untergang ber St. 
46 fi.; volkerrechtliche Eigenſchaften 
ber St. 62 fi.; halbſouveräne 78, 79; 
beren Rang 92, 93; Bildung neuer 
St. 279 n.; paciscivende 444; Sub: 
jette des Krieges 530 ff.; neutrale 
St., beren bewafinete Allianz 447 n.1, 
beren Hanbel 507. 

Statenbildung 28 n., 279 n. 

Statenbünbe 70 ff.; 160. 

Statendbunb, allgemeiner, 10 n. 

Statenfamilie, europäiſche 98 n. 

Stutenfolge 46 ff. 

Statenreidhe 70 ff., 160, 373. 

Statenſyſteme S. 96 u. ff. 

Statenverträge 442, 489 n. 1, 497, 538. 

Statsbienftbarkeiten 42 n., 69, 353 u. ff., 
771. 

Statsehre, Recht auf, 83. 


Statsgebiet: igenfchaften 284; Abtres ' 


tungen von 46 ff., 285, 286, 287; 
Erweiterung und Verminderung besf. 
294, 295; Grenzen desſ. 296—299. 

Statsgenofjen, im fremden Lande 378, 
379. 

Statgenoffenihaft: Erwerb und DVerluft 
im Allgemeinen 364; ber Ehefrau u. 
ehel. Kinder 365; ber unehel. Kinber 
366 ; ber Lanbjaffen im weiteſten Sinne 
bes Wortes 367; Auflöfung 371; 
zweifache 373, 374. 

Statshäupter: deren völferrechtliche Per: 

fönlichkeit 27; ale Schiebs⸗ 
ridhter 489 n. 2; 


" beren Repräfentationsrecht 
415—125. 

„ bie, als fouveräne Berfonen 
126—134. 


Statsinterefje 518. 

Statsperfönlichkeit: Repräfentant berfelben 
115, 116, 117. 

Statsrecht, Äußeres 1 n. 2. 

Statsſchulden 59. 

Statsummälzungen 474. 


Regiſter. 


Statsvermögen 54. 
deſſen Beſchlagnahme dO. 

Statthalter 161. 

status quo (post unb ante bellum) 
700 n., 715. 

Steuerbefreiung ber Erterritorialen 13. 
267. 

Strandrecht 334. 335. 

Straßen, offene, 47. 

Ströme und Flüffe S. 27; 311, 32, 
314, 

Sühneverfud 521. 

Sundzoll, Aufhebung besfelben ©. % 
u. 27; 310. n. 2. 


T. 


Talionsprincip 501 n. 1. 

Territorialprincip 379 n. 

Thalweg 298, 299. 

Thronfolge, Verträge über, 443. 

Thurn: und Taris, Familie, deren Po 
regal 443 n. 2. 

Titel, der Staten 84 ff.; ber Familien 
genofien eines Souveräns 155 fl. 

Tödtung, unnöthige 579. 

Tractate 418. 

Truppentheife, verfolgte, 774, 776, Ti 

Truppenwerbung 760— 762. 

Türkei, deren Aufnahme in’s europühk 
Völkerrecht S. 17; Schuß ber dal 
lichen Rajahs gegen dieſelbe ©. 2. 


N. 


Veberfall, gewaltfamer, fremder Gtalk 
gebiete ohne Kriegsurſache 472, Bl. 

Webergabe auf Gnade u. Ungnade 9% 

Veberläufer 627. 

Ufer S. 26. 

Uferbauten 47, 299 n. 

Uferftaten 288, 295, 299, 300, 301, 38 
310 n., 312, 314, 316, 3%, 3. 

Unabhängigkeit, ber Staten 64 u. fi 

Unfrei Schiff, frei Gut 795. 


Regifter. 


Unfrei Schiff, unfrei Gut 795 n. 

Univerjalherrichaft, Streben nah, 99 
100, 412, 472. 

Unterdrüdung, fremder Bölfer 81, 412, 
472. 

Unterpfand 428. 

Unterfuhungsrecht: gegen die Sklaven: 
ſchiffe S. 20; Widerſpruch ber Ber. 
Staten und Frankreichs dagegen 352 n.; 
gegen verbächtige Schiffe 344, 345, 352. 

Unterthaneneid 551. 

Unterwerfung bes befiegten Feindes 701, 
702, 

Unverlegbarfeit, Recht ber, 191, 192, 
193, 239. 

Ujurpator 117. 

Uti possidetis 715 n. 


Bafallenftaten 76, 77; deren Rang 92, 
444 n. 1. 

Dattel ©, 33, ©. 34, 147 n., 150 n, 
201 n., 573 n, 585 n, 594 n. 1, 
692 n. 

Veränderungen bes Flußbettes u. Thal⸗ 
weges 299. 

Berbittung und Verweigerung ber Ans 
nahme eines Gefanten 164, 165, 166. 

Berbredden, politiſche, beren Unterſchied 
von gemeinen 564 n. 1. 

Berbrecher, frembe, 395, 401. 

Berdrängung bes Feindes 728 u. ff. 

Bereinigte Staten von Norbamerifa 98 n., 
111, 114 n., 160 n., 310 n. 2. 

Bereind: u. Verſammlungsrecht während 
des Krieges 545 n. 1. 

erfahren, fchiedsrichterlihes ©. 29 ff., 

488 u. fi. 

jerfaffungsänderungen, innere, eines Sta: 

tes ©. 46. 

terfafjungsftreitigfeiten 474. 

erfafjungswandlung, beren Einfluß auf 

bie völkerrechtlichen Verhältniſſe ber 

Staten 39 ff. 
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Vergleich 482, 494, 
Berhältnipmäßigfeit, Grundſatz ber, zwi⸗ 
ihen Schuld und Folgen 469502 n. 
Berbandlungen, unter ben Kriegsparteien 
679 ff. 
Verjährung, völferrechtliche 290 n. 
Verkehr, frieblicher, Pflege desſ. ©. 21 ff.; 
allgemeine Verkehrsgemeinſchaft ©. 25; 
Berfehr zur See ©. 27. 
Verkehrsrecht, internationales, S. 24. 
Verkehr, unter ben Kriegsparteien 674 ff. 
Verkehr, Recht u. Pflicht bes völkerrecht⸗ 
lichen 159 ff. 
Berfehrsanftalten, muthwillige Zerktörung 
ber, 651. 
Berfehrsiperre (blocus) 506, 507, 508. 
Verlegung eines Gelanten 193. 
Vermittlung S. 29, 485—487. 
Vermögen, feinblihes, im Landfriege 
©. 36 ff.; im Seekriege ©. 40 ff. 
Berfuche,. bösartige, zur Schädigung bes 
Feindes 640. 
Bertilgungsfrieg 535. 
Vertrag, völferrechtlicher, 12 n. 2. 
Verträge, zur Abſchaffung ber Neger: 
fflaverei 351 n.; über wechjeljeitiges 
Unterfugungsregt b. Schiffe 352. 
Verträge, völkerrechtliche S. 5, 402 ff.; 
Fähigkeit zur Abſchließung von, 403; 
Erfordernijje zur Gültigkeit derj. 404 
—407, 416, 444; 
Einfluß dee Zwanges u. dgl. darauf 
408, 409. 
Rechtsgrund ber Verbindlichkeit ber 
Bertr, 410; 
ungültige Verträge insbejonbere 411, 
412, 474; 
wirkungslofe Vertr. 413, 414. 
Losfagungsrecht von Vertr. 415. 
Form ber Berte. 417 ff. — 424. 
Verſtärkung der Vertr. 425 ff., 441. 
Arten der Vertr. 442 — 445. 
Vertragserneuerung, ſtillſchweigende, 451. 


Vertragsrecht 3 n. 4, 12 n. 2,494 m . 
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Vertragsverbinblichfeit , 
450-461. 

Bertragsververhältnifie, zwiſchen ben Sta⸗ 
ten, Einfluß bes Krieges auf biele 
538 ;des Friedensſchluſſes auf biefe 718. 

Bertreter bes Völkerrechts 5. 

Verwaltung unb Rechtspflege während 
bes Krieges 541, 545, 547. 

Derweigerung ber Ratifitation ber Ver: 
träge 420. 

Berwunbete im Kriege 582,586, 590,591. 

Verzicht 288, 482, 494 n, 

Veto 113 n. 

Bicelönige 161. 

Bictor I. Emanuel König 735 n. - 

Bifitationsrecht, ber Kriegsſchiffe gegen 
verbächtige Sklavenſchiffe S. 20. 

Bölkergeriht ©. 7. 

Völkerrecht: Begriff S. 1 und 2 $ 1; 
Keime besfelben bei den wilden und 

. "barbarifchen Stämmen S. 10; chriſi⸗ 
lies S. 125 der Barbaren, Hellenen, 
Römer, Germanen ©. 10 u. ff.; feine 
Befreiung von religisfer Befangenheit 
©. 16 ff.; — Aufleben bes modernen 
©. 15 ff.; Schranken besfelben ©. 
17 ff.; Ausdehnung ©. 17; Aufgabe 
©. 17 ff.; Begründung, Natur und 
Grenzen bes Bölterrechts 1—16; con⸗ 
ventionelles u. nothwendiges 13 n. 2. 

Völkerrecht: Verlegungen desſ. und Ver: 
fahren zur Herftellung desſ. 462 ff. 

Bortritt 89 ff. 


Aufhören ber 


Waare, neutrale, auf feindlichem Schiffe 
ift freies Gut ©. 43. 

Waffenruhe 687—689, 691—696. 

Waffenftillfiand 688696. 

Waffenvorräthe 57. 

Washington S. 45, 756 n. 2; 763.2. 

Wechſel der Regierung, Einfluß auf bie 
völferrechtliche Perfönlichkeit 123; auf 
bie Fortdauer ber Erebitive 230-232. 


Regifter. 


Wechſel, bes Minifters des Aeußern, Ein 
fluß auf bie Erebitive 233. 
Wegeführer 634—636. 
Wegnahme b. Kriegscontrebande 806 n. 1, 
808, 809, 813, 818. 
Megeweifung, von Flüchtigen 398 n. 
Wegweiſung, fremder Striegsjchiffe 321 2, 
" e. Geſanten 210, 235, Bi. 
„ von Korreipondenten 68 
Wegzug, freier, 392, 393... 
Weltbürgerreht ©. 24, 23 m. 
Weltcongreß 108, 111, 112. 
Weltherrſchaft, Anſpruch der Päbſte barauf 
©. 13; der deutſchen Kaiſer S. 15, 412. 
MWeltorbnung, Gefährdung ber allge 
meinen, 471, 472. 
MWeltftat u. Weltgefeßgebung 10 n., 22 n. 
Meltftröme, mebritatliche u.einit. ©. 29. 
MWeltverfehr 314 n. 
Weltverkehrswege 307, 472. 
MWiderftand, deſſen Erlöjchen 289. 
Wienercongreß⸗Akte (vd. 1815) ©. 28 n., 
103n., 312n., 314n., 315n. 
„ Brotofoll 171 n., 172.2, 
1750., 176n., 177n., 1780, 
Mildfangsreht S. 24. 
Wilhelm I. Kurfürft 735 n. 
Wilhelm HI. v. England 117 n. 
Wiſſenſchaft, Einfluß ber auf das Völlker⸗ 
regt ©. 15. 
Wohnort 367, 376. 
MWohmung, Quartier, Wagen des Erter 
ritorialen 150—152, 200, 201. 
Wrack 335. 
Würde, Mifachtung der e. States I 


2. 
Zerfiörung von Privateigenthum im 
Kriege: 662, 6683. 
Zurückhaltung ber Geijeln 426. 
Zwangsabtretung, von Privateigenthum 
im Kriege 655. 
Zwangsverkauf 811. 
Zwifchenregierung 44, 45, 731735. 
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